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Die Welt befindet sich in einer Phase des strukturellen Wandels. Durch das Zu-
sammenwachsen der Wirtschaftsräume erhöht sich der Wettbewerbsdruck auf die 
deutschen Unternehmen. Die deutschen Arbeitsbeziehungen – und damit auch 
das Mitbestimmungssystem – werden dabei in Konkurrenz zu den Systemen an-
derer Länder gesehen. Bedenken über die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Arbeitsbeziehungen sind allgegenwärtig in der öffentlichen Dis-
kussion.  
Die Analyse der betrieblichen und überbetrieblichen Mitbestimmung in Deutsch-
land steht im Mittelpunkt dieser Arbeit. Dabei soll zum einen untersucht werden, 
wie Betriebsräte und Tarifverträge die betriebliche Produktivität, die Prozessin-
novationen und die Eigenkündigungen beeinflussen. Zum anderen soll aufgezeigt 
werden, wie sich der Einfluss beider Mitbestimmungsinstitutionen in den letzten 
Jahren durch den institutionellen Wandel verändert hat. Herausgehobene Bedeu-
tung kommt in diesem Kontext der Novellierung des Betriebsverfassungsgeset-
zes im Jahr 2001 zu.  
Wenn Kritik an dem deutschen Mitbestimmungssystem geäußert wird, wird häu-
fig auf das britische Mitbestimmungssystem als positives Gegenbeispiel verwie-
sen. In diesem Kontext wird regelmäßig die britische Reformpolitik hervorgeho-
ben, die das britische Mitbestimmungssystem – insbesondere das Gewerkschafts-
system – in den 80er und 90er Jahren grundlegend verändert hat. Eine eventuelle 
Vorteilhaftigkeit des britischen Systems im Allgemeinen sowie eine mögliche 
Übertragbarkeit der britischen Reformpolitik auf die deutschen Gegebenheiten 
im Speziellen ist ebenfalls Gegenstand dieser Arbeit.  
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I Einleitung 
„Man müsste ein Lagerfeuer machen und erst mal die ganzen Flächentarifverträge 
verbrennen und das Betriebsverfassungsgesetz dazu und dann das ganze schlank neu 
gestalten." 
Michael Rogowski, ehemaliger Präsident des Bundesverbandes der Deutschen Industrie (vgl. Spie-
gel-Online, 11.3.2003) 
Die Welt befindet sich in einer Phase des strukturellen Wandels. Dieser Vorgang 
lässt sich mit Begriffen wie Globalisierung und europäischer Einigung verbinden. 
Kulturelle und nationale Schranken lassen sich für Unternehmen zunehmend leichter 
überwinden. Durch das Zusammenwachsen der Wirtschaftsräume erhöht sich der 
Wettbewerbsdruck auf die deutschen Unternehmen. Die seit Jahren geführte Diskus-
sion über die Attraktivität des Wirtschaftsstandortes Deutschland gewinnt zuneh-
mend an Bedeutung. Nicht zuletzt durch die schwierige ökonomische Situation erhält 
der Disput besondere Aufmerksamkeit. Die Arbeitslosenzahl liegt Anfang 2006 bei 
circa fünf Millionen Erwerbslosen und das deutsche Wirtschaftswachstum ist eines 
der schwächsten innerhalb der Europäischen Union.  
Zur Lösung des Konjunkturproblems existiert eine Vielzahl an Vorschlägen, die sich 
auch mit der Thematik der Arbeitsbeziehungen beschäftigen.1 Die deutschen Ar-
beitsbeziehungen werden dabei in Konkurrenz zu den Systemen anderer Länder ge-
sehen. Sadowski (2002: III) charakterisiert die Situation wie folgt: „[...]; der Wett-
bewerb unterschiedlicher Arbeitsrechtsregime, etwa zwischen dem angelsächsischen 
und dem kontinentaleuropäischen Regime, ist ein weit verbreiteter Topos; [...]“. Das 
deutsche Arbeitsrechtsregime umfasst das Gewerkschaftssystem und die betriebliche 
Mitbestimmung. Bedenken über die internationale Wettbewerbsfähigkeit dieser bei-
den Bestandteile der Arbeitsbeziehungen sind allgegenwärtig. Die zwischenzeitliche 
Euphorie über das deutsche Mitbestimmungssystem und seine positiven Auswirkun-
gen auf die Wirtschaft (vgl. Frick/Sadowski 1995: 47) hat sich abgeschwächt und ist 
der Frage gewichen, „ob das spezifische Institutionengefüge dem Systemwettbewerb 
gewachsen sei oder ob nicht vielmehr mit seinem (ersatzlosen) Verschwinden ge-
rechnet werden müsse“ (Frick 2001: 1). Es wird beispielsweise, wie in dem einlei-
tenden Zitat angedeutet, eine Flexibilisierung der Tarifpolitik zugunsten vermehrter 
Verhandlungen auf betrieblicher Ebene gefordert. 
                                                 
1
 Die in dieser Arbeit behandelten Arbeitsbeziehungen stellen dabei nur einen Teil der Diskussionspunkte dar. Sie sind 
eingebettet in einen umfangreicheren Kontext, der beispielsweise auch die Forderungen nach einer Reduzierung des 
deutschen Staatshaushaltsdefizits, einer Förderung von Investitionen in Wirtschaft und Ausbildung sowie einer Sen-
kung der Unternehmensbesteuerung und Arbeitskosten umfasst (vgl. Marsh 2005: 8). Es wird teilweise auch von einer 
spezifisch deutschen „Kombination aus hohen Löhnen, hohen Steuern und kurzen Arbeitszeiten“ gesprochen (Müller 
2004: 132). 
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Zur Klärung der Konkurrenzfähigkeit des deutschen Systems für Gewerkschaften 
und betriebliche Arbeitnehmervertretungen bietet es sich an, einen internationalen 
Vergleich mit den industriellen Beziehungen eines weiteren Staates durchzuführen. 
Das für diese Arbeit ausgewählte Vergleichsland ist Großbritannien. Die Begrün-
dung dafür liegt in den unterschiedlich ausgestalteten Arbeitsbeziehungen beider 
Länder. Die deutschen Arbeitsbeziehungen sind stärker rechtlich geregelt als die bri-
tischen (vgl. Breisig und Sieber 1993: 386 ff.). Die Regelungen in Großbritannien 
entsprechen wesentlich mehr dem neoliberalen Ideal von selbst regulierenden Märk-
ten.2 Somit wird die Konkurrenzfähigkeit von zwei sehr unterschiedlichen Mitbe-
stimmungssystemen verglichen. Das gewährleistet eine gute Evaluationsbasis, um 
Aussagen über die Vor- und Nachteile beider Systeme abzuleiten. 
Wenn Kritik an der deutschen Mitbestimmung geübt wird, wird gleichzeitig häufig 
Großbritannien als Beispielland dafür genannt, wie eine wohlfahrtssteigernde Mitbe-
stimmungsreform vollzogen werden kann. Entsprechende Argumente beziehen sich 
hauptsächlich auf die von Margaret Thatcher begonnenen Gewerkschaftsreformen 
der 80er und 90er Jahre. Diese Gesetzesreformen gelten als einer der Hauptgründe 
für den wirtschaftlichen Aufschwung Großbritanniens in den letzten 25 Jahren. So-
mit stellt sich die – ebenfalls empirisch zu untersuchende – Frage, was die britischen 
Gewerkschaftsreformen erreicht haben. In die Betrachtung fließen nicht nur die le-
gislativen Veränderungen mit ein, sondern die Auswirkungen des gesamten instituti-
onellen Wandels der britischen Arbeitsbeziehungen seit Anfang der 80er Jahre. Das 
umschließt beispielsweise Faktoren wie die Entwicklung der gewerkschaftlichen 
Mitgliederzahlen.  
In Deutschland ist es seit der Wiedervereinigung zu einem tiefgreifenden Wandel der 
institutionellen Rahmenbedingungen für die Mitbestimmung gekommen. Dement-
sprechend wird auch für Deutschland analysiert, welcher Einfluss von diesen Verän-
derungen ausgeht. Als letzte Frage bleibt zu klären, was die Deutschen von den Mit-
bestimmungsreformen in Großbritannien lernen können und inwieweit die britischen 
Verhältnisse überhaupt auf Deutschland übertragbar sind.  
Die Betrachtung der Fragestellungen erfolgt ausschließlich aus ökonomischer Per-
spektive. Da die Thematik außerordentlich komplex ist, werden einige verwandte 
Aspekte nicht in die Betrachtungen mit einbezogen. Dabei handelt es sich beispiels-
weise um die Mitbestimmung auf Unternehmensebene. Auch die Institutionen be-
trieblicher Partizipation für leitende Angestellte und Mitarbeiter des öffentlichen 
Dienstes werden vernachlässigt. Bei diesen handelt es sich in Deutschland um die 
Sprecherausschüsse bzw. Personalräte. 
                                                 
2
 Man ordnet das britische System auch dem angelsächsischen Modell und das deutsche System dem Rheinischen-
Modell bzw. der sozialen Marktwirtschaft zu (vgl. Wergin 2002). 
   3 
Im Anschluss an die Einleitung folgt im zweiten Kapitel ein Überblick über den bis-
herigen Forschungsstand zu der Thematik. Es werden Forschungslücken der bisher 
existierenden Arbeiten und die Anknüpfungspunkte für diese Arbeit aufgezeigt. Das 
dritte Kapitel behandelt die institutionellen Rahmenbedingungen für die Mitbestim-
mung in Großbritannien und Deutschland. Dies umfasst die legislativen und nicht-
legislativen Faktoren. Es wird nicht nur der Status Quo der Mitbestimmung in beiden 
Ländern betrachtet, sondern schwerpunktmäßig die institutionellen Entwicklungen 
der jüngeren Vergangenheit fokussiert.  
Im vierten Kapitel werden die theoretisch zu erwartenden Ergebnisse diskutiert. Da-
bei erfolgt zunächst eine Darstellung der Hypothesen für und gegen die Effizienz 
von Mitbestimmung. Anschließend werden Argumente bezüglich der Notwendigkeit 
gesetzlicher Mitbestimmungsregelungen dargestellt. Den Abschluss des Kapitels bil-
den die zu erwartenden Mitbestimmungseffekte in Großbritannien und Deutschland. 
In diesem Kontext wird auch dargelegt, welche zu vermutenden Implikationen der in 
Kapitel drei gezeigte institutionelle Wandel auf den Mitbestimmungseinfluss in 
Großbritannien und Deutschland hatte bzw. hat. 
In Kapitel fünf erfahren die im vorherigen Abschnitt dargelegten Hypothesen ihre 
empirische Überprüfung. Das beinhaltet eine Analyse, wie die britischen und deut-
schen Arbeitsrechtsregime auf die Performance von Betrieben und Arbeitnehmern 
wirken. Zudem erfolgt auch eine statistische Evaluation hinsichtlich der Fragestel-
lung, welchen Einfluss die institutionellen Veränderungen in beiden Ländern auf die 
Mitbestimmung nehmen bzw. genommen haben. 
Das abschließende Kapitel sechs beinhaltet eine Zusammenfassung der Forschungs-
ergebnisse und Schlussfolgerungen. 
   5 
 
II Determinanten von Unternehmens- und Arbeitnehmerperfor-
mance 
In den letzten Jahrzehnten wurde die Mitbestimmungsthematik international kontro-
vers diskutiert.1 Sowohl theoretisch als auch empirisch werden viele Argumente für 
und gegen die Mitbestimmung geliefert. Einige Performancegrößen stehen besonders 
„unter Verdacht“, durch Mitbestimmung positiv oder negativ beeinflusst zu werden. 
Zu diesen Größen gehören die betriebliche Produktivität, die organisationalen Pro-
zessinnovationen und das Kündigungsverhalten der Mitarbeiter. Es lässt sich argu-
mentieren, dass Mitbestimmung den Arbeitnehmern die Möglichkeit gibt, ihre Mei-
nung ohne direkte Konfrontation mit der Unternehmensleitung zu äußern. Aufgrund 
zu erwartender Sanktionen durch die Arbeitgeberseite würde dieses ansonsten unter-
bleiben. Der Arbeitnehmer hätte ohne Mitbestimmung nur die Möglichkeit, den Be-
trieb bei Unzufriedenheit zu verlassen. Neben dem zu erwartenden Effekt einer ver-
minderten Eigenkündigungsquote ist im Zuge einer verbesserten Kommunikation 
zwischen Betriebsleitung und Belegschaft ein Abbau von Informationsasymmetrien 
zu erwarten. Die Unternehmensleitung sollte hierdurch an innovations- und produk-
tivitätsfördernde Informationen gelangen (vgl. Abschnitt IV, 1.1.2).  
Auf der anderen Seite wird Mitbestimmung aber auch mit einer Verlangsamung und 
Verteuerung der betrieblichen Prozesse assoziiert. Dieses führt zu verringerten (Pro-
zes-)Innovationen und einer schwächeren oder stagnierenden Produktivität. Darüber 
hinaus gibt Mitbestimmung den Arbeitnehmervertretungen ein Machtpotenzial, die 
Entlohnung der Mitarbeiter zu erhöhen. Eine mögliche Folge ist, dass der verteuerte 
Faktor Arbeit durch Kapital substituiert wird (vgl. Kapitel IV, 1.1.1 und 1.2.1). 
                                                 
1
 Für einen Überblick über die Internationalisierung des Forschungsgebietes „Industrielle Beziehungen“ in Amerika, 
Großbritannien und Deutschland siehe Frege (2005). 
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1 Forschungsstand bezüglich der britischen Mitbestimmung 
Gewerkschaften sind die prägende Institution der betrieblichen Mitbestimmung in 
Großbritannien. Nahezu alle vorhandenen empirischen Studien fokussieren auf den 
Einfluss, den Gewerkschaften auf die betriebliche Leistung und die Arbeitnehmer-
leistung ausüben. Eine weitere Form der betrieblichen Interessenvertretung sind die 
Joint Consultation Committees (JCC). Ihr Einfluss ist im Vergleich zu den gewerk-
schaftlichen Handlungsoptionen als schwächer zu werten (vgl. Kapitel III, 2.1.2). 
Die empirische Erforschung der JCCs ist bisher nur in sehr begrenztem Umfang er-
folgt.2 
1.1 Produktivität in Großbritannien 
Die in Tabelle II.1 dargestellten Ergebnisse sind äußerst heterogen. Dieses gilt zum 
einen bezüglich der getesteten Mitbestimmungsfaktoren und zum anderen für die 
Resultate der Schätzungen. Einige Studien, wie z.B. von Fernie und Metcalf (1995), 
stellen einen negativen Zusammenhang zwischen Gewerkschaften und betrieblicher 
Produktivität fest.3 Allerdings kommen auch eine Reihe an Studien, wie z.B. von 
Metcalf (2003), zu gegenteiligen Aussagen und in vielen Studien sind die Regressi-
onskoeffizienten der Gewerkschaftsvariablen statistisch nicht signifikant. Einige Ar-
beiten zeigen, dass gewerkschaftlich beeinflusste Unternehmen ihre Produktivität 
Anfang und Ende der 80er Jahre gesteigert haben und dass mittlerweile kein Wett-
bewerbsnachteil gegenüber nicht organisierten Firmen besteht. Entsprechende Beo-
bachtungen finden sich in den Studien von Oulton (1990), Nickel, Wadhwani und 
Wall (1992) sowie von Gregg, Machin und Metcalf (1993). Die theoretischen und 
empirischen Belege für das Verschwinden gewerkschaftlich induzierter Wettbe-
werbsnachteile sind für Addison und Siebert (2002: 8) nicht ausreichend. Sie kom-
men vielmehr zu dem Schluss, dass sich die Nachteile des gewerkschaftlichen Ein-
flusses lediglich abgeschwächt haben. Ein abschließendes Urteil ist mit den bisher 
vorliegenden Studien nicht möglich. 
 
                                                 
2
 Für einen Überblick über die Mitbestimmungsliteratur für Großbritannien siehe auch Addison und Belfied (2002). 
3
 Dieses Ergebnis wird durch Doucouliagos und Laroche (2003) bestätigt. Sie kommen aufgrund einer Meta-Analyse zu 
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Closed Shops sind Betriebe, in denen sich der Arbeitgeber zur ausschließlichen Beschäftigung von Gewerkschaftsmitgliedern verpflichtet (für eine detailliertere Beschreibung von Closed 
Shops siehe Abschnitt III, 2.1.1).
Umsatz wird häufig als Approximation für die Produktivität bzw. Wertschöpfung verwendet. Letztgenannte wird aus dem betrieblichen Umsatz minus den bezogenen Vorleistungen gebildet 
und korreliert stark mit dem Umsatz.
Name Datenquelle Produktivitätsmaß Mitbestimmungsindikator Ergebnis
Machin (1987)





2.) Gewerkschaftseinfluss (getestet durch 
einen Index für die gewerkschaftliche 
Präsenz)
1.) Closed Shop senkt die Arbeitsproduktivität signifikant um 47% in Betrieben 
mit mehr als 1000 Mitarbeitern und insignifikant um 2,6% in Betrieben mit 
weniger als 1000 Mitarbeitern.
2.) Steigerung der gewerkschaftlichen Präsenz um 10% senkt die Produktivität 
signifikant um 6,1% in Betrieben mit mehr als 1000 Mitarbeitern und 
insignifikant um 0,6% in Betrieben mit weniger als 1000 Mitarbeitern.
Edwards (1987)





Umsatz je Mitarbeiter5 Gewerkschaftlicher Organisationsgrad
Steigerung des Organisationsgrades um 10% senkt den Umsatz je Mitarbeiter 
um 1,3% (der Effekt wird insignifikant bei Schätzungen mit 190 





Arbeitsproduktivität Bedeutungsverlust von Gewerkschaften Bedeutungsverlust von Gewerkschaften ist verantwortlich für 25% bis 50% der Arbeitsproduktivitätssteigerung Anfang der 80er Jahre.
Machin (1991)
50 Betriebe der 
metallverarbeitenden 
Industrie
Bruttowertschöpfung je Mitarbeiter Gewerkschaftliche Präsenz (zusätzlich interagiert mit der Betriebsgröße)
Insignifikant positiver Einfluss der gewerkschaftlichen Präsenz und statistisch 
signifikant negativer Wert für den Interaktionsterm
Wilson/Cable 
(1991)
52 Firmen aus dem 
Ingenieurbereich im 
Zeitraum 1978 bis 
1982
Bruttowertschöpfung 1.) Gewerkschaftlicher Organisationsgrad2.) Closed Shop
1.) Gewerkschaftlicher Organisationsgrad:
 - Allgemeiner Gewerkschaftseinfluss (gemessen durch die drei Variablen 
Organisationsgrad der Mitarbeiter, Existenz eines Closed Shops und Index der 
Gewerkschaftspräsenz von 0 bis 1) ist insignifikant negativ
 - Bei Verwendung von drei Kategorien für den Organisationsgrad (Kategorie 1: 
Organisationsgrad der Belegschaft < 50%, Kategorie 2: Organisationsgrad der 
Belegschaft >= 50% und <= 80%, Kategorie 3: Organisationsgrad der 
Belegschaft > 80%) zeigt sich, dass der Organisationsgrad von Kategorie 1 
statistisch insignifikant negativ ist und der Organisationsgrad von Kategorie 2 
und 3 signifikant positiv bzw. signifikant negativ ist.
2.) Closed Shop : Insgesamt sind die negativen gewerkschaftlichen Effekte in 










































Im weiteren Verlauf der Arbeit wird der Begriff „Wirtschaftseinheit“ alternativ zum Begriff „Betrieb“ verwendet.
Die Ergebnisse bezüglich des gesteigerten Umsatzwachstums in Betrieben, die die gewerkschaftliche Anerkennung entzogen haben, sind allerdings etwas in Frage zu stellen. Es ist 
wahrscheinlich, dass diejenigen Betriebe einer Gewerkschaft die Anerkennung entziehen, die einen negativen Nutzen von der Anerkennung haben. Somit könnten die positiven 
Wirkungszusammenhänge zwischen Gewerkschaftsaberkennung und Umsatzwachstum auf einem Selbstselektionsmechanismus der Betriebe beruhen und nicht in der Anerkennung an sich 
liegen.
Für eine Beschreibung der Workplace Industrial Relations Surveys von 1980, 1984 und 1990 (WIRS 80, 84, 90) sowie ihrer Nachfolgestudie, der Workplace Employee Relations Survey von 
1998 (WERS 98), siehe Kapitel V, 1.1.
Pre-Entry und Post-Entry Closed Shops sind die beiden Ausprägungen, die ein Closed Shop annehmen kann. Bei erstgenannten ist die gewerkschaftliche Mitgliedschaft des Arbeitnehmers 
vor seinem Eintritt in den Betrieb erforderlich, bei letztgenannten muss der neue Mitarbeiter nach einer gewissen Frist beitreten (Closed Shops werden ausführlich in Abschnitt III, 2.1.1 
behandelt).




Über 100 Firmen des 
Verarbeitenden 
Gewerbes
1.) Jährliches Wachstum an 
Faktorproduktivität
2.) Umsatz je Mitarbeiter
1.) Einfluss von Gewerkschaften 
2.) Gewerkschaftlicher Organisationsgrad
1.) Jährliches Wachstum an Faktorproduktivität: Zwischen 1975 und 1979 war 
das jährliche Wachstum der totalen Faktorproduktivität in organisierten 
Betrieben 1% geringer und zwischen 1980 und 1984 2% höher als in nicht 
organisierten Betrieben.
2.) Umsatz je Mitarbeiter: 
- Zwischen 1975 und 1978 nahm der Umsatz je Mitarbeiter in stark 
organisierten Betrieben signifikant langsamer (um 2,4%) zu als in schwach 
bzw. nicht organisierten Betrieben. 
- Zwischen 1979 und 1984 nahm der Umsatz je Mitarbeiter in Betrieben mit 
einflussreicher Interessenvertretung stärker (um 2,5%) zu als in 
Wirtschaftseinheiten6 mit schwacher bzw. ohne Arbeitnehmervertretung. 
- 1985 und 1986 wuchs der Umsatz je Mitarbeiter in stark organisierten 





zwischen 1984 und 
1989
Logarithmiertes Umsatzwachstum 
1.) Managementseitige Anerkennung 
mindestens einer Gewerkschaft als 
Verhandlungspartner
2.) Veränderung des 
Gewerkschaftsstatus'
 1.) Gewerkschaftsanerkennung: Zwischen 1984 und 1987 war die 
Umsatzentwicklung bei Präsenz mindestens einer Gewerkschaft insignifikant 
niedriger als ohne gewerkschaftliche Präsenz. Zwischen 1988 und 1989 war die 
Umsatzentwicklung in organisierten Betrieben signifikant um 3% bis 4% höher 
als in nicht organisierten Betrieben.
 2.) Veränderung des Gewerkschaftsstatus': Wenn das Management 
mindestens einer Gewerkschaft in den 80er Jahren die Anerkennung entzogen 






2.) Veränderung der 
Arbeitsproduktivität zwischen 1987 
und 1990
Gewerkschaftliche Anerkennung und eine 
Reihe weiterer gewerkschaftlicher 
Einflussfaktoren (z.B. die Existenz von 
Pre-Entry und Post-Entry Closed Shops9 
und Managementempfehlungen zur 
gewerkschaftlichen Mitgliedschaft)
1.) Arbeitsproduktivität: Statistisch signifikant negativer Einfluss der 
gewerkschaftlichen Anerkennung
2.) Veränderung der Arbeitsproduktivität zwischen 1987 und 1990: schwach 
signifikant negativer Einfluss der gewerkschaftlichen Anerkennung und 
signifikant negativer Effekt des Pre-Entry Closed Shops
Addison et al. (2000) WIRS 90
Arbeitsproduktivitätsveränderung 
(prozentuale Veränderung 
zwischen 1987 und 1990) in 
Betrieben, die
1.) eine Gewerkschaft schriftlich als 
Verhandlungspartner anerkannt 
haben und
2.) in solchen ohne entsprechende 
Anerkennung.
1.) Einfluss eines neuen JCCs
2.) Gewerkschaftlicher Organisationsgrad
1.) Mit Anerkennung: Der Organisationsgrad und das neue JCC haben einen 
statistisch insignifikant negativen Einfluss.
2.) Ohne Anerkennung: Der Organisationsgrad hat einen signifikant negativen 
und das neue JCC einen signifikant positiven Einfluss.
 -> Es wurden nur für die verschiedenen JCC-Werte T-Tests durchgeführt. 
Diese zeigen, dass die JCC-Werte zwischen Betrieben mit und ohne 






































10 Von Multi-Unionism wird dann gesprochen, wenn die Betriebsleitung mehr als eine Gewerkschaft als Verhandlungspartner anerkannt hat.
Name Datenquelle Produktivitätsmaß Mitbestimmungsindikator Ergebnis
Conyon/
Freeman (2001)
1.) 284 Firmen von 
1995 bis 1998 
2.) WERS 98
1.) Logarithmierter realer Umsatz
2.) Arbeitsproduktivität
Managementseitige Anerkennung 
mindestens einer Gewerkschaft als 
Verhandlungspartner
1.) Logarithmierter realer Umsatz: Insignifikant negativer Einfluss der 
gewerkschaftlichen Anerkennung
2.) Relative Arbeitsproduktivität: Insignifikant negativer Einfluss der 
gewerkschaftlichen Anerkennung
Addison/Belfield 
(2001) WERS 98 
1.) Arbeitsproduktivität
2.) Veränderung der 
Arbeitsproduktivität 
Gewerkschaftliche Anerkennung und eine 
Reihe weiterer gewerkschaftlicher 
Einflussfaktoren (z.B. die Existenz von 
Pre-Entry und Post-Entry Closed Shops 
und Managementempfehlungen zur 
gewerkschaftlichen Mitgliedschaft)
1.) Arbeitsproduktivität: Insignifikant negativer Einfluss der gewerkschaftlichen 
Anerkennung und der weiteren gewerkschaftlichen Einflussfaktoren
2.) Veränderung der Arbeitsproduktivität: Statistisch signifikant positiver 
Einfluss der gewerkschaftlichen Anerkennung 
Addison/Belfield 
(2002) WERS 98 
1.) Arbeitsproduktivität
2.) Veränderung der 
Arbeitsproduktivität 
Gewerkschaftliche Anerkennung und eine 
Reihe weiterer gewerkschaftlicher 
Einflussfaktoren (z.B. die Existenz von 
Pre-Entry und Post-Entry Closed Shops 
und Managementempfehlungen zur 
gewerkschaftlichen Mitgliedschaft)
1.) Arbeitsproduktivität: Schwach signifikant (auf dem Zehn-Prozent-Niveau) 
negativer Einfluss des Multi-Unionism10 
2.) Arbeitsproduktivitätsveränderung: Schwach signifikant (auf dem Zehn-
Prozent-Niveau) positiver Einfluss der Gewerkschaftsanerkennung
Moreton (1999) WERS 98 Arbeitsproduktivität 
Einfluss von gewerkschaftlicher 
Verhandlungsmacht (approximiert u.a. 
durch Multi-Unionism)
Negativer Einfluss des Multi-Unionism
Pencavel (2001) WERS 98
Arbeitsproduktivität verglichen zu 
Wettbewerbern (Dummyvariable 
mit fünf Kategorien: viel besser als 
der Durchschnitt, besser als der 
Durchschnitt, durchschnittlich, 
unterdurchschnittlich und weit unter 
dem Durchschnitt)
Einfluss von Gewerkschaften (gemessen 
durch Zahl der anerkannten 
Gewerkschaften und ob diese separat 
oder zusammen verhandeln) 
1.) Differenzen bezüglich der Arbeitsproduktivität zeigen sich zwischen 
Betrieben mit gewerkschaftlichem Verhandlungspartner und ohne nur in den 
beiden Kategorien "viel besser als der Durchschnitt" und "besser als der 
Durchschnitt" (mit jeweils -0,01%).
2.) Differenzen zwischen gemeinsam und getrennt verhandelnden Betrieben 
zeigen sich auf uneinheitliche Weise in allen Kategorien außer der Untersten 
("weit unter dem Durchschnitt"). Die Arbeitsproduktivitätsunterschiede zwischen 
gemeinsam und getrennt verhandelnden Betrieben sind für die einzelnen 
Kategorien wie folgt: "unterdurchschnittlich": 0,02, "durchschnittlich": 0,06, 
"besser als der Durchschnitt": -0,05, "viel besser als der Durchschnitt": -0,03.
Metcalf (2003) WERS 98  Arbeitsproduktivität
Managementseitige Anerkennung 
mindestens einer Gewerkschaft als 
Verhandlungspartner unter 
Berücksichtigung, ob der Betrieb ein 
"Human Resources Management" (HRM)-
Betrieb ist (charakterisiert durch die 
Erfüllung bestimmter Kriterien für 
effizientes Human Resources-
Management) 
HRM-Betriebe ohne anerkannte Gewerkschaft haben eine höhere 
Arbeitsproduktivität als Betriebe mit anerkannter Gewerkschaft und ohne HRM, 
aber eine geringere Arbeitsproduktivität als Betriebe mit anerkannter 
Gewerkschaft und HRM. 
 -> Dieses wird von Metcalf (2003) dahingehend gewertet, dass Betriebe mit 
anerkannter Gewerkschaft die beste Gesamtperformance haben. 




Die Anzahl der Studien für die Prozessinnovationen (siehe Tabelle II.2) ist im Ver-
gleich zu den Ergebnissen für die Produktivität sehr gering. Die untersuchten Ziel-
größen sind zudem äußerst verschieden. Die Mehrheit der Publikationen dokumen-
tiert einen positiven Gewerkschaftseffekt auf die betrieblichen Prozessinnovationen. 
Allerdings verweisen sowohl die Studien von Denny und Nickell (1991 und 1992) 
als auch von Machin und Wadhwani (1991a und 1991b) darauf, dass Innovationen 
primär von der Marktposition und dem Wettbewerbsdruck des Unternehmens abhän-
gen.11 Ein abschließendes Urteil bezüglich des gewerkschaftlichen Einflusses auf die 
betrieblichen Prozessinnovationen lässt sich aufgrund der dargelegten Ergebnisse 
nicht fällen. 
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Name Datenquelle Innovationsmaß Mitbestimmungsindikator Ergebnis




Gewerbes Mitte der 
80er
Einführung von CAD- und 
CNC-gesteuerten 
Wergzeugmaschinen
1.) Existenz einer betrieblichen 
Arbeitnehmervertretung
2.) Gewerkschaftlicher Organisationsgrad








1.) Existenz einer betrieblichen 
Arbeitnehmervertretung
2.) Gewerkschaftlicher Organisationsgrad
1.) Existenz einer betrieblichen Arbeitnehmervertretung: Statistisch signifikant 
negativer Einfluss
2.) Organisationsgrad: Signifikant positiver Einfluss 
 -> Der gesamte Effekt aus beiden Werten ist negativ, aber stark vom 







1.) Existenz einer betrieblichen 
Arbeitnehmervertretung
2.) Gewerkschaftlicher Organisationsgrad
1.) Existenz einer betrieblichen Arbeitnehmervertretung: Signifikant negativer 
Einfluss
2.) Organisationsgrad: Statistisch signifikant positiver Einfluss 
 -> Der gesamte Effekt aus beiden Werten ist negativ, aber stark vom 





1.) "Konventioneller" technischer 
Wandel
2.) Einführung von Mikroelektronik
3.) Technisch-organisatorische 
Änderungen
1.) Existenz einer kollektiven 
Arbeitnehmervertretung
2.) Gewerkschaftliche Organisation
1.) "Konventioneller" technischer Wandel: Kein signifikanter Einfluss einer 
Arbeitnehmervertretung
2.) Einführung von Mikroelektronik: Kein signifikanter Einfluss einer 
Arbeitnehmervertretung
3.) Technisch-organisatorische Änderungen: Signifikant positiver Einfluss der 
gewerkschaftlichen Organisation
Latreille (1992) WIRS 84 Einführung von Mikroelektronik Gewerkschaftliche Organisation Signifikant positiver Einfluss der gewerkschaftlichen Organisation (12% höher 
als in nicht organisierten Betrieben)
12    
 
 
1.3 Eigenkündigungen und Personalfluktuation 
Die Arbeitnehmerperformance wird in dieser Arbeit durch das freiwillige Ausschei-
den der Mitarbeiter gemessen. Dieses Verhalten hängt teilweise stark mit der betrieb-
lichen Gesamtfluktuation zusammen. So umfasst der Literaturüberblick in Tabelle 
II.3 neben Studien über das Eigenkündigungsverhalten der Mitarbeiter auch Ergeb-
nisse hinsichtlich der Entlassungen und weiterer Indikatoren für die Personalfluktua-
tion. 
Der Mehrzahl der vorliegenden Arbeiten folgend scheinen Gewerkschaften die Mit-
arbeiterfluktuation und Eigenkündigungen zu senken. Machin und Wadhwani 
(1991a) wenden dagegen ein, dass das gewerkschaftliche Wirken stark zwischen ver-
schiedenen Zeitabschnitten schwankt. So kommen sie bei einer Analyse mit einem 
unbalancierten Panel (n = 106 Firmen) für den Zeitraum von 1975 bis 1986 zu dem 
Ergebnis, dass Gewerkschaften 1977/78 einen statistisch insignifikant positiven und 
1979 bis 1984 einen signifikant negativen Beschäftigungseffekt hatten. Mit der zwei-
ten WIRS-Welle12 von 1984 konstatieren die beiden Forscher zudem, dass die nega-
tive Beschäftigungsentwicklung in gewerkschaftlich organisierten Betrieben keines-
wegs robust ist und primär durch die Einführung effizienterer Arbeitspraktiken ver-
ursacht wurde und nicht durch die Gewerkschaften selbst. 
                                                 
12
 „Welle“ ist ein alternativer Ausdruck für „Befragung“. So ist die „zweite WIRS-Welle von 1984“ die zweite Befra-

































Name Datenquelle Fluktuationsmaß Mitbestimmungsindikator Ergebnis
Wilson/Cable/
Peel (1990) und 
Wilson/Peel 
(1990 und 1991) 
50 Betriebe der 
metallverarbei-
tenden Industrie




Individualdaten für ca. 
1200 Vollzeit-
beschäftigte von sechs 
regionalen 
Arbeitsmärkten




WIRS 84 Veränderungsquote der Beschäftigung
1.) Einfluss einer oder mehrerer 
Gewerkschaften 
2.) Gewerkschaftlicher Organisationsgrad
Signifikant negativer Einfluss der Gewerkschaften und des 
Organisationsgrades
Fernie/Metcalf 
(1995) WERS 98 Eigenkündigungen
Gewerkschaftliche Anerkennung und eine 
Reihe weiterer gewerkschaftlicher 
Einflussfaktoren (z.B. die Existenz von 
Pre-Entry und Post-Entry Closed Shops 
und Managementempfehlungen zur 
gewerkschaftlichen Mitgliedschaft)
Signifikant negativer Einfluss der gewerkschaftlichen Anerkennung und der 
weiteren gewerkschaftlichen Einflussfaktoren
Frick (1997a) WIRS 90 1.) Entlassungen 2.) Eigenkündigungen
Drei Mitbestimmungsvariablen: 
1. "Präsenz": Beinhaltet den 
gewerkschaftlichen Organisationsgrad, 
die Zahl der Gewerkschaften je Betrieb, 
den Interaktionsterm aus den beiden 
letztgenannten, die Zahl der 
Gewerkschaftsvertreter je 100 Mitarbeiter 
und die Dummyvariable 
"Arbeitskampfmaßnahmen im letzten
Jahr ja/nein" 
2. "Konflikt": Beinhaltet die Anzahl an 
Arbeitnehmerklagen vor dem jeweiligen 
Industrietribunal und die Zahl der 
Disziplinierungsmaßnahmen durch den 
Arbeitgeber 
3. "Konsens": Beinhaltet die Häufigkeit 
bzw. Intensität von Verhandlungen 
zwischen Unternehmensleitung und 
Arbeitnehmern bzw. Gewerkschaften 
1.) Entlassungen: Statistisch signifikant negativer Einfluss von "Präsenz" und 
"Konsens" und signifikant positiver Einfluss von "Konflikt" 
2.) Eigenkündigungen: Signifikant negativer Einfluss von "Präsenz" und 
"Konsens" und signifikant positiver Einfluss von "Konflikt" 
 -> Die Summe aller drei Kategorien ist für die Entlassungen positiv und für die 
Eigenkündigungen negativ, was impliziert, dass Entlassungen in 
gewerkschaftlich organisierten Betrieben häufiger und Eigenkündigungen 
weniger häufig sind als in nicht organisierten Betrieben. Der Befund der 
Eigenkündigungen ist allerdings etwas abzuschwächen, da nicht für das 
Gehalt – das in organisierten Betrieben in der Regel höher ist und einen Anreiz 















































Name Datenquelle Fluktuationsmaß Mitbestimmungsindikator Ergebnis
Addison et al. (2000) WIRS 90
Beschäftigungveränderung 
(prozentuale Veränderung 
zwischen 1987 und 1990) in 
Betrieben, die
1.) eine Gewerkschaft schriftlich als 
Verhandlungspartner anerkannt 
haben und
2.) in solchen ohne entsprechende 
Anerkennung.
1.) Einfluss eines neuen JCCs
2.) Gewerkschaftlicher Organisationsgrad
1. Mit Anerkennung: Der Organisationsgrad und ein neues JCC haben einen 
statistisch signifikant negativen Einfluss. 
2. Ohne Anerkennung: Der Organisationsgrad und ein neues JCC haben einen 
insignifikant positiven Einfluss.
 -> Es liegen nur T-Tests für die Wirtschaftseinheiten mit neuen JCCs vor. Die 
Werte für die JCC-Variable sind zwischen Betrieben mit und ohne 
Anerkennung statistisch signifikant auf dem Ein-Prozent-Niveau verschieden.
Addison/Belfield 
(2001) WIRS 80 Eigenkündigungen
Gewerkschaftliche Anerkennung und eine 
Reihe weiterer gewerkschaftlicher 
Einflussfaktoren (z.B. die Existenz von 
Pre-Entry und Post-Entry Closed Shops 
und Managementempfehlungen zur 
gewerkschaftlichen Mitgliedschaft)
Signifikant negativer Einfluss der gewerkschaftlichen Anerkennung
Addison/Belfield 
(2002)
WERS 98 (nur 
Privatsektor) Eigenkündigungen
Gewerkschaftliche Anerkennung und eine 
Reihe weiterer gewerkschaftlicher 
Einflussfaktoren (z.B. die Existenz von 
Pre-Entry und Post-Entry Closed Shops 
und Managementempfehlungen zur 
gewerkschaftlichen Mitgliedschaft)





Betriebszugehörigkeit in Betrieben, 
deren 
1.) einziges Mitarbeiter-
"Sprachrohr" Gewerkschaften sind 
oder
2.) die zusätzliche 
Kommunikationswege für die 
Mitarbeiter haben.
1.) Einfluss von Gewerkschaften
2.) Existenz eines JCCs 
1.) Gewerkschaften als einziges "Sprachrohr": Gewerkschaften reduzieren die 
Eigenkündigungsquote um 34% und erhöhen die durchschnittliche 
Betriebszugehörigkeit um 15% (beides signifikant auf dem Ein-Prozent-Niveau). 
Der JCC-Einfluss ist insignifikant negativ für die Eigenkündigungsquote und 
insignifikant positiv für die Betriebszugehörigkeit. 
2.) Zusätzliche Kommunikationswege: Der Gewerkschaftseinfluss reduziert 
sich. Der Wert für die Eigenkündigungen bleibt aber signifikant negativ auf dem 
Ein-Prozent-Niveau. Die Betriebszugehörigkeit verkürzt sich. Der 
entsprechende Wert wird insignifikant. Der JCC-Einfluss ist insignifikant negativ 
für die Eigenkündigungsquote und insignifikant positiv für die 
Betriebszugehörigkeit. 
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1.4 Zwischenfazit Großbritannien  
Eine eindeutige Interpretation der referierten Ergebnisse ist nicht ohne Weiteres 
möglich. Viele der britischen Studien benutzen zudem kleine und nicht repräsentati-
ve Datensätze. Dieses erschwert eine Verallgemeinerung der Ergebnisse. Eine Ver-
besserung dieser Problematik ist durch die branchenübergreifenden Workplace In-
dustrial Relations Surveys von 1980, 1984 und 1990 sowie durch ihren Nachfolger, 
dem Workplace Employee Relations Survey von 1998, zu beobachten. 
Das alleinige Wirken nicht-gewerkschaftlicher Arbeitnehmervertretungen und ihr 
Zusammenspiel mit Gewerkschaften ist weitgehend aus den bisherigen Forschungen 
ausgeklammert worden. Diese Forschungslücke soll mit dieser Arbeit geschlossen 
werden. Dabei wird untersucht, wie Joint Consultation Committees separat und ge-
meinsam mit Gewerkschaften arbeiten. 
Auch gibt es nur eine geringe Anzahl an Studien, die sich mit der Veränderung der 
britischen Mitbestimmung beschäftigen, obwohl in den 80er und 90er Jahren umgrei-
fende legislative und nicht-legislative Veränderungen der industriellen Beziehungen 
vollzogen wurden. Empirische Schätzungen mit Panelmethoden, die Aufschluss über 
die Veränderung innerhalb der Reformperiode geben, sind kaum vorhanden. Diese 
Defizite sollen bestmöglich mit der folgenden Evaluierung behoben werden.  
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2 Forschungsstand bezüglich der deutschen Mitbestimmung  
Da der Betriebsrat die prägendende Institution der betrieblichen Arbeitnehmervertre-
tung in Deutschland ist, beziehen sich die meisten Mitbestimmungsstudien auf den 
Performanceeinfluss von Betriebsräten. Untersuchungen, wie Gewerkschaften oder 
Gewerkschaften und Betriebsräte gemeinsam die Leistung von Unternehmen und 
Arbeitnehmern beeinflussen, wurden selten durchgeführt.  
2.1 Produktivität in Deutschland 
Mittlerweile existieren zahlreiche Studien über den Zusammenhang von Betriebsrä-
ten und Produktivität (siehe Tabelle II.4). Aus diesen ist jedoch kein eindeutiges Er-
gebnis abzuleiten. FitzRoy und Kraft (1985, 1986, 1987a und 1987b) konstatieren 
unter Verwendung eines relativ kleinen (ca. 60 Unternehmen) und nicht repräsentati-
ven Samples einen negativen Wertschöpfungseffekt von Betriebsräten. Das Ergebnis 
wurde in dieser Form in den letzten 20 Jahren nicht mehr bestätigt und in einer Reihe 
an Studien wiederlegt. Hier sei beispielhaft auf die Arbeit von Frick (2002a) verwie-
sen. Allerdings zeigen eine Reihe an Studien, wie z.B. von Schank, Schnabel und 
Wagner (2002 und 2004), insignifikante Betriebsratseffekte.  
Aus den oben genannten Gründen fokussieren die meisten Schätzungen den Einfluss 
von Betriebsräten auf die Unternehmensperformance. Studien über den Gewerk-
schaftseinfluss sind rar und auch die oben genannten Schätzungen beinhalten nur 
sporadisch Kontrollvariablen für den Gewerkschaftseffekt. Beispielhaft sei die Stu-
die von Addison, Schank, Schnabel und Wagner (2003) erwähnt. Die Autoren kom-
men in den meisten Fällen zu statistisch insignifikanten Werten hinsichtlich des Ta-
rifvertragseinflusses auf die logarithmierten Umsätze. Lediglich für Ostdeutschland 
zeichnet sich ein positiver Zusammenhang zwischen der Existenz eines Tarifvertra-
ges und dem Umsatz ab. Bezüglich der Bei- oder Austritte zu bzw. aus Tarifabkom-
men lassen sich keine aussagekräftigen Ergebnisse ableiten. Zu ähnlichen Ergebnis-
sen kommt Frick (2001), der einen insignifikanten Tarifvertragseffekt auf die Brut-
towertschöpfung westdeutscher Betriebe und einen signifikant positiven Einfluss in 
ostdeutschen Betrieben feststellt. Statistisch insignifikante Resultate erhalten Jirjahn 
(2003) und Zwick (2003), wobei letztgenannter allerdings auch einen hochsignifi-
kanten Tarifvertragseffekt auf die Bruttowertschöpfung feststellt. 
Die wenigen Studien, die sich primär mit dem Zusammenhang zwischen betriebli-
cher Produktivität und gewerkschaftlichem Einfluss befassen, ermitteln mehrheitlich 
einen statistisch insignifikanten Zusammenhang (vgl. Addison/Genosko/Schnabel  
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1989, Schnabel 1989 und 1991, Lorenz/Wagner 1991).13 
Die Mitbestimmung in Deutschland wird auch als „dualistisches System der Interes-
senvertretung“ bezeichnet (vgl. Kap. III, 1.2). Dieser Begriff verweist darauf, dass 
die Mitbestimmung zum einen durch Betriebsräte, als betriebliche Arbeitnehmerver-
tretung, und zum anderen durch Tarifabkommen geprägt ist, die auf überbetrieblicher 
Ebene kollektivvertragliche Inhalte regeln. Bisher wurde nur in wenigen empirischen 
Studien versucht, das Zusammenwirken von Tarifvertrag und Betriebsrat zu ergrün-
den. Einige dieser wenigen Arbeiten stammen von Hübler und Jirjahn (2001 und 
2003) sowie Hübler (2003b). Sie stellen insgesamt fest, dass ein statistisch signifi-
kant positiver Produktivitätseinfluss von Betriebsräten nur vorliegt, wenn für die Be-
triebe gleichzeitig ein Tarifvertrag gilt. Zu weniger aussagekräftigen und häufig sta-
tistisch insignifikanten Ergebnissen kommen Wagner (2005a und 2005b) und Frick 
(2005). 
Eine Vielzahl der Ergebnisse spricht für einen positiven Einfluss von Betriebsräten 
und für einen insignifikanten Einfluss von Gewerkschaften auf die betriebliche Pro-
duktivität. Wie einleitend erwähnt, kommen die Studien jedoch zu keinem einheitli-
chen Ergebnis und viele der Studien weisen insignifikante Regressionskoeffizienten 
für die Betriebsratsvariablen auf. Besonders schwierig ist die Interpretation der spär-
lichen Evidenz bezüglich des Zusammenwirkens von Tarifverträgen und Betriebsrä-
ten. 
                                                 
13
 Frick (1997a: 59 f.) kritisiert an den Forschungsarbeiten von Addison/Genosko/Schnabel (1989), Schnabel (1989 und 
1991) sowie Kraft (1992), dass die verwendeten Organisationsgrade der Gewerkschaften des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (DGB) für die benutzten Daten unpassend sind. Dieses ergibt sich aus der Tatsache, dass die Organisa-
tionsbereiche des DGB nicht mit der Wirtschaftszweiggliederung des Statistischen Bundesamtes übereinstimmen. 

































Name Datenquelle Produktivitätsmaß Mitbestimmungsindikator Ergebnis
FitzRoy/Kraft (1985, 
1986, 1987a und 
1987b)
Ca. 60 große 
Industriebetriebe Ende 
der 70er Jahre
Wertschöpfung Existenz eines Betriebsrates Signifikant negativer Betriebsratseinfluss
FitzRoy/Kraft 
(1995)
Ca. 60 große 
Industriebetriebe Ende 
der 70er Jahre
Produktivität Existenz eines Betriebsrates in Betrieben 
mit und ohne Gewinnbeteiligung
Positiver Betriebsratseinfluss auf die Produktivität in Betrieben mit 
Gewinnbeteiligung und ein negativer Einfluss in Betrieben ohne 
Gewinnbeteiligung
Hübler/Jirjahn (2002)
8. Welle des IAB-
Betriebspanels 
(2000)14
Arbeitsproduktivität Existenz eines Betriebsrates
Je nach Modelllspezifikation ist sowohl ein negativer als auch ein positiver 
Betriebsratseinfluss beobachtbar.
 -> Das zutreffendste Modell zeigt einen signifikant negativen Effekt.
Addison/Kraft/
Wagner (1993)






Wertschöpfung Existenz eines Betriebsrates Insignifikant positiver Betriebsratseinfluss
Addison/
Schnabel/
Wagner (1998a und 
1998b)




Wertschöpfung Existenz eines Betriebsrates
Signifikant positiver Betriebsratseinfluss bei Betrachtung aller Betriebe und 




1. Welle des 
Hannoveraner 
Firmenpanels (1994)




1. Welle des 
Hannoveraner 
Firmenpanels (1994)
Wertschöpfung Existenz eines Betriebsrates
Signifikant positiver Betriebsratseinfluss bei Betrachtung aller Betriebe und 
statistisch insignifikanter Betriebsratseinfluss bei Betrachtung von Betrieben mit 
21 bis 100 Mitarbeitern
14
15 Für eine Beschreibung des Hannoveraner Firmenpanels siehe Gerlach, Hübler und Meyer (2003). Die Produktivitätsschätzungen mit dem Hannoveraner Firmenpanel sind insoweit mit einem 
Makel behaftet, als dass sie nicht den Einfluss des Kapitalstocks kontrollieren können. Dieses ist dann problematisch, wenn die Betriebsratsexistenz und die Kapitalintensität miteinander 
korreliert sind (vgl. Frick 2002a). Dilger (2002: 185 f.) argumentiert in diesem Zusammenhang, dass ohne eine Kontrolle für den Kapitalstand nicht eindeutig zu klären ist, ob ein erhöhter 
Output aufgrund von Effizienzsteigerungen oder durch eine Substitution von Arbeit durch Kapitel entstanden ist.





































Name Datenquelle Produktivitätsmaß Mitbestimmungsindikator Ergebnis
Jirjahn (1998)
1. Welle des 
Hannoveraner 
Firmenpanels (1994)




1. Welle des 
Hannoveraner 
Firmenpanels (1994)
Wertschöpfung in Betrieben mit 
fünf bis 20, 21 bis 100 und über 
100 Beschäftigten
Existenz eines Betriebsrates
Insignifikant negativer Betriebsratseffekt für Betriebe mit fünf bis 20 
Mitarbeitern; schwach (auf dem Zehn-Prozent-Niveau) signifikant positiver 
Effekt in Betrieben mit mehr als 100 Mitarbeitern
Addison et al. (2000)
1. Welle des 
Hannoveraner 
Firmenpanels (1994)
Wertschöpfung je Mitarbeiter Existenz eines Betriebsrates
Insignifikant positiver Betriebsratseinfluss in Betrieben mit 21 bis 100 






1. bis 8. Welle des
IAB-Betriebspanels 
(1993 bis 2000)
Logarithmierter Umsatz in 
Betrieben mit 21 bis 100 
Mitarbeitern




5. bis 8. Welle des
IAB-Betriebspanels 
(1997 bis 2000) 
1.) Logarithmierter Umsatz aller 
betrachteten Betriebe (mit 
mindestens fünf Mitarbeitern) und 
von Betrieben mit 21 bis 100 
Mitarbeitern
2.) Veränderung des 
logarithmierten Umsatzes zwischen 
1997 und 2000
1.) Existenz eines Betriebsrates
2.) Neu gegründete/abgeschaffte 
Betriebsräte
3.) Neu abgeschlossene/nicht mehr 
geltende Tarifverträge 
1.) Logarithmierter Umsatz: Signifikant positiver Betriebsratseinfluss bei 
Betrachtung aller Betriebe; bei Betrachtung von Betrieben mit 21 bis 100 
Mitarbeitern ist der Effekt häufig insignifikant
2.) Veränderung des logarithmierten Umsatzes: Kein statistisch signifikanter 
Einfluss von neu gegründeten/abgeschafften Betriebsräten bzw. neu 
abgeschlossenen/nicht mehr geltenden Tarifverträgen
Wagner et al. 
(2004)
1. Welle des 
Hannoveraner 
Firmenpanels (1994)
Wertschöpfung je Mitarbeiter Existenz eines Betriebsrates
1.) OLS-Schätzung: Signifikant positiver Betriebsratseinfluss
2.) Quantile-Regressionsschätzung: Signifikant positiver Zusammenhang nur 
im obersten Dezentil, was Wagner et al. (2004) als Leistung eines guten 
Managements werten; die Autoren verweisen in einer Fußnote darauf, dass 
sich alle Schätzungen bei Betrachtung von Betrieben mit 21 bis 100 
Mitarbeitern als statistisch insignifikant erweisen 
Addison (2005a 
und 2005b)
5. bis 8. Welle des
IAB-Betriebspanels 
(1997 bis 2000)
Logarithmierter Umsatz aller 
betrachteten Betriebe und von 
Betrieben mit 21 bis 100 
Mitarbeitern, zusätzlich separiert 
nach Dienstleistungs- und 
Industriesektor
Existenz eines Betriebsrates
 - Signifikant positiver Einfluss der Existenz von Betriebsräten auf den 
logarithmierten Umsatz 
 - Dieser Effekt gilt für das gesamte Sample sowie für Betriebe mit 21 bis 100 
Mitarbeitern. Der Effekt behält auch seine Wirkung, wenn die gleichen 
Schätzungen für den Dienstleistungssektor durchgeführt werden. 
 - Hinsichtlich der Industriebetriebe lassen sich lediglich unter Verwendung aller 





































Name Datenquelle Produktivitätsmaß Mitbestimmungsindikator Ergebnis
Zwick (2002)
5. bis 7. Welle des IAB 
Betriebspanels (1997 





Bruttowertschöpfung Existenz eines Betriebsrates Signifikant positiver Betriebsratseffekt für die Cross-Section-Schätzungen und 
statistisch nicht signifikanter Effekt im zweistufigen Verfahren
Zwick (2003)
5. bis 9. Welle des
IAB-Betriebspanels 
(1997 bis 2001)
Bruttowertschöpfung Existenz eines Betriebsrates Signifikant positiver Betriebsratseffekt im Sample von 1999 und 2000
Wolf/Zwick (2002)
4. bis 7. Welle des
IAB-Betriebspanels 
(1996 bis 1999)
Bruttowertschöpfung Existenz eines Betriebsrates Signifikant positiver Betriebsratseinfluss
Frick/Möller (2003)
6. und 8. Welle des 
IAB-Betriebspanels 
(1998 und 2000)
1.) Bruttowertschöpfung für west- 
und ostdeutsche Betriebe
2.) Arbeitsproduktivität ost- und 




1.) Bruttowertschöpfung: 30-prozentiger bzw. 25-prozentiger 
Produktivitätszuwachs in ost- bzw. westdeutschen Betrieben mit Betriebsrat
2.) Arbeitsproduktivität: 
 - Ostdeutschland: In nahezu allen Schätzungen ist ein signifikant positiver 
Betriebratseinfluss nachweisbar. Einzige Ausnahme ist der insignifikant positive 
Betriebsratskoeffizient in den Schätzungen für ostdeutsche 
Dienstleistungsbetriebe des Jahres 1998.
 - Westdeutschland: Der Betriebsratsdummy hat in allen Schätzungen ein 
positives Vorzeichen. Er ist aber lediglich im Jahr 2000 bei einer gemeinsamen 
Betrachtung von sekundärem und tertiärem Sektor sowie bei einer separaten 
Schätzung für den Dienstleistungsbereich signifikant.
Frick (2002a) 6. Welle des IAB-Betriebspanels (1998)
Bruttowertschöpfung west- und 
ostdeutscher Betriebe Existenz eines Betriebsrates
Bruttowertschöpfung: 30-prozentiger bzw. 25-prozentiger
Produktivitätszuwachs in ost- bzw. westdeutschen Betrieben mit Betriebsrat
Frick (2001 und 
2002b)
6. Welle des IAB-
Betriebspanels (1998) Produktivität Existenz eines Betriebsrates
Signifikant positiver Betriebsratseinfluss, der seine signifikante Wirkung im 





































Name Datenquelle Produktivitätsmaß Mitbestimmungsindikator Ergebnis
Jirjahn (2003)
Gepooltes Sample aus 




Arbeitsproduktivität Existenz eines Betriebsrates (allein und bei gleichzeitiger Mitarbeiterbeteiligung)
 - Signifikant positiver Betriebsratseinfluss (bis auf eine Ausnahme) bei 
Betrachtung aller Betriebe und von Betrieben mit 21 bis 100 Mitarbeitern
 - Interaktionseffekt aus Betriebsrats- und Mitarbeiterbeteiligungsvariable ist 
statistisch signifikant negativ für alle Betriebe und insignifikant negativ für das 




30 Branchen des 
Verarbeitenden 
Gewerbes im Jahr 
1983
Bruttowertschöpfung je Mitarbeiter Gewerkschaftlicher Organisationsgrad Insignifikant negativer Einfluss des Organisationsgrades
Schnabel (1989)
Gesamtwirtschaft-
liche Daten von 1955 
bis 1984
Arbeitsproduktivität Gewerkschaftlicher Organisationsgrad Insignifikant negativer Einfluss des Organisationsgrades
Schnabel (1991)
Gesamtwirtschaft-
liche Daten von 1955 
bis 1984
Arbeitsproduktivität Gewerkschaftlicher Organisationsgrad Insignifikant negativer Einfluss des Organisationsgrades
Lorenz/Wagner 
(1991)
29 Branchen des 
Verarbeitenden 
Gewerbes aus dem 
Jahr 1985
Bruttowertschöpfung je Mitarbeiter Gewerkschaftlicher Organisationsgrad Insignifikant negativer Einfluss des Organisationsgrades
Kraft (1992)
Daten aus 20 
Branchen des 
Verarbeitenden 
Gewerbes für den 
Zeitraum 1970 bis 
1987
Faktorproduktivität Gewerkschaftlicher Organisationsgrad
Insgesamt signifikant negativer Einfluss des Organisationsgrades
 -> Das Ergebnis gilt aber nur für kleine Branchen, die zu dem Zeitpunkt der 
Datenerhebung durch die Industriegewerkschaft (IG) Holz und Kunststoff 
vertreten wurden, nicht aber für die Branchen, die durch die IG Metall oder die 
IG Chemie, Papier, Keramik vertreten wurden. Für die beiden letztgenannten 
Gruppen gilt ein statistisch signifikant positiver Wert.
Hübler/Jirjahn 
(2001 und 2003)





Existenz eines Betriebsrates in tariflich 
gebundenen und ungebundenen 
Betrieben
Signifikant positiver Betriebsratseinfluss gilt nur, wenn gleichzeitig ein 
Tarifvertrag gilt 
Hübler (2003b)




Produktivität in Betrieben mit 100 
bis 300 Mitarbeitern
Existenz eines Betriebsrates in tariflich 
gebundenen und ungebundenen 
Betrieben







































Name Datenquelle Produktivitätsmaß Mitbestimmungsindikator Ergebnis
Wagner (2005a und 
2005b)
1. Welle des 
Hannoveraner 
Firmenpanels (1994)
Bruttowertschöpfung je Mitarbeiter 
in Betrieben mit 21 bis 100 
Mitarbeitern
Einfluss von Tarifvertrag und Betriebsrat 
(Anwendung von zwei nicht-
parametrischen Tests, um die 
unterschiedlichen Effekte zwischen 
Betrieben "mit Betriebsrat/mit 
Tarifvertrag" und "ohne Betriebsrat/mit 
Tarifvertrag" sowie zwischen Betrieben 
"mit Betriebsrat/ohne Tarifvertrag" und 
"ohne Betriebsrat/ohne Tarifvertrag" zu 
testen)
Höhere Arbeitsproduktivität in Betrieben mit Tarifabkommen und Betriebsrat
 -> Allerdings weist der nicht-parametrische Test (Kolmogorov-Smirnov-Test) 
mit 7,5% einen sehr hohen Wert auf, was die Aussagekraft der Ergebnisse 
abschwächt. 
Frick (2005) 8. Welle des IAB-Betriebspanels (2000) 
Gemeinsamer Einfluss von 
Tarifvertrag und Betriebsrat: 
Verwendung der vier Kategorien 
"mit Betriebsrat/mit Tarifvertrag", 
"mit Betriebsrat/ ohne Tarifvertrag", 
"ohne Betriebsrat/mit Tarifvertrag" 
und "ohne Betriebsrat/ohne 
Tarifvertrag" mit letztgenannter als 
Referenzkategorie
Arbeitsproduktivität in west- und 
ostdeutschen Industrie- und 
Dienstleistungsfirmen
Die Ergebnisse sind zumeist statistisch insignifikant. Bei einer gemeinsamen 
Betrachtung von sekundärem und tertiärem Wirtschaftssektor stellt sich sowohl 
in Ost- als auch in Westdeutschland die Verbindung von Tarifvertrag und 
Betriebsrat am produktivitätssteigerndsten dar. Für Dienstleistungsbetriebe in 
den alten und neuen Bundesländern lässt sich konstatieren, dass Betriebsräte 
allein die Produktivität am stärksten erhöhen, gefolgt von Wirtschaftseinheiten 
mit Tarifabkommen und Betriebsrat.
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2.2 Innovationen 
Die in dieser Arbeit betrachteten Innovationen sind primär Prozessinnovationen. Da 
jedoch die Mitbestimmungsmechanismen häufig ähnlich auf Prozess- und Produkt-
innovationen wirken, sollen einige Forschungsarbeiten, die den Zusammenhang zwi-
schen Mitbestimmung und Produktinnovationen untersuchen, aufgeführt werden. 
Wie in den vorherigen Abschnitten ist die empirische Evidenz nicht eindeutig. Viele 
der in Tabelle II.5 dargestellten Studien verweisen auf einen statistisch insignifikan-
ten Zusammenhang zwischen der Existenz eines Betriebsrates und der betrieblicher 
Innovationstätigkeit. 
In welcher Form deutsche Gewerkschaften auf die betriebliche Innovationstätigkeit 
einwirken, ist nahezu unerforscht. Die zitierten Studien richten ihr Augenmerk pri-
mär auf die Beziehung zwischen Betriebsräten und betrieblicher Innovationstätig-
keit. Nur vereinzelt umfassen die dargestellten Schätzungen Kontrollvariablen für 
den Gewerkschaftseinfluss. Schnabel und Wagner (1994) untersuchen neben dem 
Einfluss der Betriebsratsexistenz auch die Auswirkungen einer steigenden Gewerk-
schaftsmitgliedschaft auf den für Forschung und Entwicklung aufgewendeten Um-
satzanteil. Der beobachtbare Effekt ist statistisch signifikant negativ. 
Direkt auf den Gewerkschaftseinfluss richtet sich das Augenmerk von Schnabel und 
Wagner (1992a). Sie untersuchen, welchen Effekt der gewerkschaftliche Organisati-
onsgrad auf die Ausgaben für Forschung und Entwicklung sowie die in der For-
schung beschäftigte Anzahl der Mitarbeiter ausübt. Die Koeffizienten sind statistisch 
insignifikant. 
Forschungsarbeiten, die das Zusammenspiel von Tarifabkommen und Betriebsräten 













































Name Datenquelle Innovationsmaß Mitbestimmunsgsindikator Ergebnis
FitzRoy/Kraft (1990)




Unternehmens (gemessen durch 
den Umsatzanteil der Produkte, die 
weniger als fünf Jahre auf dem 
Markt sind)
Gemeinsamer Betriebsrats- und 
Gewerkschaftseinfluss (gemessen durch 
einen zusammengesetzten Betriebsrats-/
Gewerkschafts-Index)
C.p. signifikant negativer Zusammenhang
Schnabel/Wagner 
(1992b)
78 nicht repräsentative 
Produktionsbetriebe in 
den Jahren 1990/1991
Einführung neuer Produkte Existenz eines Betriebsrates Insignifikant positiver Betriebsratseinfluss
Addison/Wagner 
(1995)




Einführung neuer Produkte Existenz eines Betriebsrates Kein nachweisbarer Betriebsratseinfluss
Schnabel/Wagner 
(1994a und 1994b)




Verhältnis der Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung zum 
Umsatz
1.) Gewerkschaftlicher Organisationsgrad 
2.) Existenz eines Betriebsrates










1.) Existenz eines Betriebsrates
2.) Instrumentalvariable für die 
Betriebsratsexistenz (die 
Instrumentalvariable gibt die 
Wahrscheinlichkeit der 
Betriebsratsexistenz wieder, approximiert 
aus Beschäftigtenzahl, Betriebsalter, der 
Frage, ob der Betrieb Teil eines Ein- oder 
Mehrbetriebsunternehmens ist, Anteil der 
Arbeiter im Verhältnis zu Angestellten und 
Anteil der Schichtarbeiter)
1.) Produktinnovationen: Statistisch insignifikant negativer Koeffizient für die 
Betriebsratsvariable und insgnifikant positiver Wert für die Instrumentalvariable
2.) Prozessinnovationen: Insignifikant positiver Regressionskoeffizient für die 





1. Welle des 
Hannoveraner 
Firmenpanels (1994)
1.) Produktinnovationen in 
Betrieben mit fünf bis 20, 21 bis 
100 und über 100 Beschäftigten
2.) Prozessinnovationen in 
Betrieben mit fünf bis 20, 21 bis 
100 und über 100 Beschäftigten

















































16 Für eine Darstellung des NIFA-Panels siehe Widmaier (2001).
Name Datenquelle Innovationsmaß Mitbestimmunsgsindikator Ergebnis
Addison/
Schnabel/Wagner 
(1998a, 1998b und 
1999)
1. Welle des 
Hannoveraner 
Firmenpanels (1994)
1.) Produktinnovationen in allen 
beobachteten Betrieben und 
Betrieben mit 21 bis 100 
Mitarbeitern
2.) Prozessinnovationen in allen 
beobachteten Betrieben und 
Betrieben mit 21 bis 100 
Mitarbeitern









2.) Prozessinnovationen Existenz eines Betriebsrates Durchgängig insignifikante Regressionskoeffizienten für den Betriebsrat
Jirjahn (1998) 




2.) Prozessinnovationen Existenz eines Betriebsrates








1.) Existenz eines Betriebsrates 
(wiedergegeben als Dummy- und als 
Instrumentalvariable)







Industrie mit mehr als 
fünf Mitarbeitern im 
Jahr 1993
Einführung neuer Produkte
1.) Existenz eines Betriebsrates
2.) Voice-Variable (Variable gibt die 
Stärke des Betriebsratseinflusses auf 
Grund eines additiven Indices wieder)
3.) Instrumentalvariable für die 
Betriebsratsexistenz
1.) Betriebsratsvariable ist insignifikant negativ
2.) Voive-Variable ist insignifikant positiv 
3.) Instrumentalvariable für Betriebsrat ist insignifikant positiv
Dilger (2002)




1.) Existenz eines Betriebsrates 
(zusätzlich unterteilt in verschiedene 
Betriebsratstypen) 
2.) Neu gegründete/abgeschaffte 
Betriebsräte
1.) Generell kein Betriebsrateinfluss feststellbar
 -> Lediglich wenn der Betriebsratseinfluss hinsichtlich technologischer oder 
organisationaler Veränderungsprozesse über den gesetzlich oder 
tarifvertraglich festgelegten Rahmen hinausgeht, ist ein schwacher, aber 
signifikant positiver Einfluss festzustellen (für eine ähnliche Interpretation siehe 
auch Frick/Möller 2003 und Wagner/Addison/Schnabel 2003).
2.) Signifikant positiver bzw. schwach signifikant positiver Einfluss durch die 
Abschaffung von Betriebsräten im gesamten Sample bzw. in Organisationen 
mit 21 bis 100 Mitarbeitern sowie ein signifikant positiver Einfluss durch die 
Einführung von Betriebsräten in Organisationen, in denen der 
Betriebsratseinfluss hinsichtlich technologischer oder organisationaler 


















































Name Datenquelle Innovationsmaß Mitbestimmunsgsindikator Ergebnis
Hübler/Jirjahn 
(2002) 




(wiedergegeben durch eine 
aggregierte Variable, die mehrere 
Reorganisationsmaßnahmen 
zusammenfasst, und verschiedene 
Variablen für die einzelnen 
Reorganisationsmaßnahmen)
Existenz eines Betriebsrates
Signifikant positiver Einfluss auf die Chance, eine Reorganisationsmaßnahme 
zu beobachten (aggregierte Variable); überwiegend positiver Einfluss auf die 
einzelnen Reorganisationsmaßnahmen 
Hübler (2003b) 8. Welle des IAB-Betriebspanels (2000)
1.) Investitionen in der New und Old 
Economy in Organisationen mit 101 
bis 300 Mitarbeitern
2.) Erweiterungsinvestitionen in 
Organisationen mit 101 bis 300 
Mitarbeitern
Existenz eines Betriebsrates Signifikant positiver Betriebsratseinfluss auf alle Investitionen
Schnabel/Wagner 
(1992a)
Ca. 25 Branchen des 
Verarbeitenden 
Gewerbes in den 80er 
Jahren
1.) Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung
2.) Anzahl der Mitarbeiter in 
Forschung und Entwicklung
Gewerkschaftlicher Organisationsgrad
1.) Ausgaben für Forschung und Entwicklung: Insignifikant positiver Einfluss 
des Organisationsgrades
2.) Anzahl der Mitarbeiter in Forschung und Entwicklung: Statistisch 
insignifikant negativer Einfluss des Organisationsgrades
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2.3 Freiwillige Betriebsaustritte und Fluktuation 
Viele Forschungsergebnisse für Deutschland verweisen auf einen fluktuationsmin-
dernden Effekt des Betriebsrates (siehe Tabelle II.6). Ein entsprechendes Ergebnis 
zeigt sich beispielsweise in den Studien von Gerlach, Hübler und Meyer (2001) und 
Dilger (2002 und 2003). Allerdings weisen auch viele Studien insignifikante Regres-
sionskoeffizienten für die Mitbestimmungsvariablen auf. 
Auch für die Fluktuation gibt es wenige Schätzungen, die ihr Hauptaugenmerk auf 
den Gewerkschaftseinfluss richten. Einige der erwähnten Studien kontrollieren ent-
sprechende Effekte. Das ist allerdings nicht der Regelfall. Krafts Modell (1986) um-
fasst den Organisationsgrad als Kontrollvariable. Der Regressionskoeffizient ist in-
signifikant bezüglich der Fluktuation. Frick und Sadowski (1993 und 1995) sowie 
Frick (1997a) verwenden als Approximation für den Gewerkschaftseinfluss den pro-
zentualen Anteil der Arbeitnehmer, die durch einen Kollektivvertrag gegen Ein-
kommens- oder Arbeitsplatzverlust aufgrund technischer Veränderungen geschützt 
sind. Der Koeffizient dieser Variable ist insignifikant hinsichtlich Eigenkündigungen 
und Entlassungen. Bezüglich der Einstellungen ist ein signifikant positiver Wert zu 
beobachten. 
Die Studien von Schasse (1991), Mainusch (1992) sowie von Jung und Winkelmann 
(1993) fokussieren den Einfluss der individuellen Gewerkschaftsmitgliedschaft. Die 
Studien konstatieren einen statistisch signifikant positiven Effekt hinsichtlich der 
Betriebszugehörigkeit und einen signifikant negativen Effekt bezüglich der Entlas-
sungen und Eigenkündigungen. 
Eine Betrachtung des gemeinsamen Tarifvertrags- und Betriebsratseinflusses auf die 
Fluktuation erfolgt lediglich bei Frick und Möller (2003) und Frick (2005). Bis auf 
zwei Ausnahmen gilt in allen Fällen, dass die Kombination aus Betriebsrat und Ta-
rifvertrag die Fluktuation am stärksten senkt. Danach wird ceteris paribus in Betrie-
ben, die lediglich einen Betriebsrat haben, und Organisationen, die nur über einen 
Tarifvertrag verfügen, die Fluktuation am stärksten reduziert. Alle Koeffizienten der 
Mitbestimmungsvariablen sind negativ und nahezu durchgängig signifikant (mindes-

































Name Datenquelle Fluktuationsmaß Mitbestimmungsindikator Ergebnis
Kraft (1986)
Ca. 60 große 
Industriebetriebe Ende 
der 70er Jahre
Fluktuation (beschrieben durch die 
Managementwahrnehmung von 
"hoch" bis "niedrig")
1.) Existenz eines Betriebsrates
2.) Partizipation (gemessen mit einem 
Partizipationsindex) 
Insignifikant positiver Betriebsratseinfluss und statistisch signifikant negativer 









jeweils pro 100 Mitarbeiter
Existenz eines Betriebsrates
1.) Einstellungen: Nicht signifikanter Betriebsratseinfluss
2.) Entlassungen: Signifikant negativer Betriebsratseinfluss





Mitte der 80er Jahre
1.) Entlassungen
2.) Eigenkündigungen Existenz eines Betriebsrates
1.) Entlassungen: Signifikant negativer Betriebsratseinfluss
2.) Eigenkündigungen: Signifikant negativer Betriebsratseinfluss
Gold (1998, 1999a 
und 1999b)









1.) Beschaftigungsrückgang: 1994 und 1995 signifikant negativer 
Betriebsratseinfluss
2.) Beschäftigtungsanstieg: Durchgängig positives und häufig insignifikantes 











jeweils für alle beobachteten 
Betriebe und Betriebe mit 21 bis 
100 Mitarbeitern
Existenz eines Betriebsrates
Einstellungen, Abgänge und Fluktuation: Statistisch signifikant negativer 
Betriebsratseinfluss für alle beobachteten Betriebe und nicht signifikanter 
Betriebsratseinfluss für Betriebe mit 21 bis 100 Mitarbeitern
Schnabel/Wagner 
(1999)














jeweils für Betriebe mit fünf bis 20, 
21 bis 100 und über 100 
Beschäftigten
Existenz eines Betriebsrates
1.) Personalzugangsrate: Statistisch signifikant negativer Betriebsratseinfluss 
2.) Personalabgangsrate: Insignifikanter Betriebsratseinfluss 





































Name Datenquelle Fluktuationsmaß Mitbestimmungsindikator Ergebnis
Gerlach/Hübler/
Meyer (2001)




Veränderung der Mitarbeiterzahl Existenz eines Betriebsrates Signifikant negativer Betriebsratseinfluss
Addison et al. (1998 
und 2000)




zwischen 1991 und 1994 Existenz eines Betriebsrates
Nicht signifikant negativer Betriebsratseinfluss für Betriebe mit 21 bis 100 und 









Gründung eines Betriebsrates 
(gematchtes Modell von Betrieben, die 
1996 keinen und 2000 einen Betriebsrat 
haben, im Vergleich zu ähnlichen 
Betrieben, die während des gesamten 
Beobachtungszeitraums keinen 
Betriebsrat hatten)
Kein signifikanter Unterschied zwischen Betrieben, die einen Betriebsrat im 
Beobachtungszeitraum errichtet haben und Betrieben, die keinen errichtet 
haben
Dilger (2002 und 
2003)






jeweils pro 100 Mitarbeiter
1.) Existenz eines Betriebsrates 
(zusätzlich unterteilt in verschiedene 
Betriebsratstypen)
2.) Neu gegründete/abgeschaffte 
Betriebsräte
1.) Einstellungen: Signifikant negativer Einfluss (sowohl für die 
Betriebsratsexistenz als auch für die verschiedenen Betriebsratstypen); 
insignifkanter Einfluss neu gegründeter/abgeschaffter Betriebsräte
2.) Abgänge: Signifikant negativer Einfluss (sowohl für die Betriebsratsexistenz 
als auch für die verschiedenen Betriebsratstypen); insignifkanter Einfluss neu 
gegründeter/abgeschaffter Betriebsräte
3.) Fluktuation: Signifikant negativer Einfluss (sowohl für die 
Betriebsratsexistenz als auch für die verschiedenen Betriebsratstypen); 
insignifkanter Einfluss neu gegründeter/abgeschaffter Betriebsräte
Schasse (1991) Individualdaten aus den 80er Jahren Betriebszugehörigkeit Gewerkschaftsmitgliedschaft
Gewerkschaftsmitglieder weisen eine signifikant längere Betriebszugehörigkeit 
auf als nicht organisierte Arbeitnehmer.
Mainusch (1992) Individualdaten aus den 80er Jahren Betriebszugehörigkeit Gewerkschaftsmitgliedschaft
Gewerkschaftsmitglieder weisen eine signifikant längere Betriebszugehörigkeit 















































1.) Betriebszugehörigkeit: Gewerkschaftsmitglieder weisen eine signifikant 
längere Betriebszugehörigkeit auf als nicht organisierte Arbeitnehmer. 
2.) Entlassungen: Statistisch signifikant negativer Einfluss der 
Gewerkschaftsmitgliedschaft




8. Welle des IAB-
Betriebspanels (2000) 
Fluktuation in west- und 
ostdeutschen Industrie- und 
Dienstleistungsfirmen
Gemeinsamer Einfluss von Tarifvertrag 
und Betriebsrat: Verwendung der vier 
Kategorien "mit Betriebsrat/mit 
Tarifvertrag", "mit Betriebsrat/ ohne 
Tarifvertrag", "ohne Betriebsrat/mit 
Tarifvertrag" und "ohne Betriebsrat/ohne 
Tarifvertrag" mit letztgenannter als 
Referenzkategorie
 - Alle Werte sind negativ und nahezu durchgängig signifikant (mindestens auf 
dem Fünf-Prozent-Niveau).
 - Bis auf zwei Schätzung gilt in allen Schätzungen folgende Reihenfolge 
hinsichtlich der Größe der Regressionskoeffizienten "mit Betriebsrat/mit 
Tarifvertrag" < "mit Betriebsrat/ohne Tarifvertrag" < "ohne Betriebsrat/mit 
Tarifvertrag".
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2.4 Resumé der bisherigen Forschungsergebnisse 
Wie für die britischen Studien gilt auch für eine Reihe der deutschen Forschungsar-
beiten (z.B. FitzRoy/Kraft 1985, 1986, 1987a und 1987b sowie Addi-
son/Kraft/Wagner 1993), dass ihre Aussagen aufgrund geringer Fallzahlen und einer 
damit häufig verbundenen Nicht-Repräsentativität nur unter Vorbehalt zu verallge-
meinern sind. Dieser Umstand hat sich in Deutschland durch die Schaffung großer 
Datensätze geändert. Beispiele hierfür sind die Gründung des Hannoveraner Firmen-
panels sowie des NIFA- und des IAB-Betriebspanels.  
Bei den Studien für den deutschen Raum fällt auf, dass nur wenige Modelle das Zu-
sammenwirken von Tarifvertrag und Betriebsrat berücksichtigen. Ein Umdenken 
scheint erst seit einigen Jahren stattzufinden, wobei die diesbezügliche Evidenz wei-
terhin gering ist. Die folgende Arbeit soll einen Beitrag leisten, ein wenig Licht in 
die „Black-Box“ der „dualistischen Interessenvertretung“ zu bringen. 
Wie in Großbritannien kam es auch in Deutschland zu starken Veränderungen be-
züglich des gewerkschaftlichen und betriebsrätlichen Handlungsrahmens. Aus ge-
setzlicher Perspektive ist primär das Betriebsverfassungs-Reformgesetz aus dem Jahr 
2001 zu nennen. Diese Novellierung gesteht Betriebsräten eine Reihe weiterer Ein-
flussmöglichkeiten zu (vgl. Abschnitt III, 1.3.1). Bisher wurden diese Veränderun-
gen nicht empirisch untersucht, obwohl die hierfür notwendigen Längsschnittdaten 
mittlerweile durch das IAB-Betriebspanel vorliegen.17 Die empirische Forschungslü-
cke soll bestmöglich geschlossen werden. 
                                                 
17
 Mit den Auswirkungen des Betriebsverfassungs-Reformgesetzes von 2001 befassen sich zwar die Studien von Addi-
son et al. (2002) und Hübler (2003a). Allerdings verwenden diese Arbeiten keine Daten für den Zeitraum nach 2001, 
sondern lediglich vor 2001. Somit sind die hieraus abgeleiteten Schlussfolgerungen für die Zeit nach 2001 lediglich 
theoretischer Natur.  
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III Institutionelle Rahmenbedingungen im Wandel 
1 Institutioneller Wandel in Deutschland 
1.1 Geschichte der betrieblichen und überbetrieblichen Arbeitnehmervertre-
tung 
Die deutsche Mitbestimmung hat eine lange Geschichte. Bereits 1849 wurde der ver-
fassungsgebenden Nationalversammlung in der Frankfurter Paulskirche auch ein 
Minderheitenentwurf vorgelegt, der die Errichtung von Fabrikausschüssen vorsah. 
Die Verabschiedung der Gewerbeordnungsnovelle für das Deutsche Reich erfolgte 
1891. Sie stellte den Arbeitgebern die Errichtung von Arbeiterausschüssen frei (vgl. 
Hans-Böckler-Stiftung 2003b). 1892 kam das Gesetz über die Arbeiterausschüsse im 
Bergbau hinzu. 1916 wurde das Hilfsdienstgesetz konstituiert. Dieses sah für die in 
der Kriegszeit wichtigen Unternehmen Arbeiter- und Angestelltenausschüsse vor, die 
die Kommunikation zwischen Arbeitgeber und Belegschaft verbessern sollten. Die 
obligatorische Einrichtung von Arbeiter- und Angestelltenausschüssen beschlossen 
Unternehmer und Gewerkschaften in der 1918 gebildeten „Zentralarbeitsgemein-
schaft der industriellen und gewerblichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer Deutsch-
lands“. Ebenfalls im Jahre 1918 wurde in der Tarifvertragsverordnung der Vorrang 
des Tarifvertrages vor dem individuellen Arbeitsrecht bestimmt. Artikel 165 der 
Weimarer Verfassung aus dem Jahr 1919 sah die Errichtung von Betriebsräten vor. 
Dieser Gedankengang fand seine Fortsetzung im Betriebsrätegesetz von 1920, das 
die Bildung von Betriebsräten in Betrieben mit mindestens 20 Mitarbeitern ermög-
lichte (vgl. Niedenhoff 2000: 47 ff., Richardi 2002: XV). Die Zeit des Nationalsozia-
lismus' bedeutete nicht nur für die politische, sondern auch für die innerbetriebliche 
Demokratie ein vorübergehendes Ende. Das kollektive Arbeitsrecht wurde 1934 
durch das „Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit“ ersetzt. Dieses verordnete den 
Betrieben das sogenannte „Führerprinzip“, nach dem der Unternehmer den „Führer 
des Betriebes“ und die Arbeiter und Angestellten seine „Gefolgschaft“ darstellten 
(vgl. Richardi 2002: XV). Erst 1946 kam es aufgrund eines von den alliierten Sie-
germächten erlassenen Betriebsrätegesetzes wieder zur Bildung von Betriebsräten 
(vgl. Hans-Böckler-Stiftung 2003b).1  
                                                 
1
 Für eine detailliertere Betrachtung der Geschichte der deutschen Betriebsverfassung siehe Reichold (1995). 
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1.2 Das „dualistische System“ der Interessenvertretung 
1.2.1 Betriebsrat 
1949 wurde durch den Wirtschaftsrat der westdeutschen Besatzungszonen das Tarif-
vertragsgesetz verabschiedet. Dieses wurde später von der Bundesrepublik Deutsch-
land übernommen und regelt in 13 Paragraphen die tarifrechtlichen Rahmenbedin-
gungen (vgl. Hans-Böckler-Stiftung 2003c). 1951 erlangte das Montan-
Mitbestimmungsgesetz seine Wirksamkeit. Es legitimiert die Vertretung der Arbeit-
nehmer in den Aufsichtsräten der Kohle- und Stahlunternehmen. 1952 folgte das Be-
triebsverfassungsgesetz mit Regelungen über die Mitbestimmung auf Betriebs- und 
Unternehmensebene. Die betriebliche Mitbestimmung wurde 1972 durch das unten 
ausführlicher dargestellte neue Betriebsverfassungsgesetz reformiert. Im Jahre 1976 
wurde das Mitbestimmungsgesetz verabschiedet. Es bestimmt die Anzahl der Auf-
sichtsratsmandate für die Arbeitnehmerschaft von Kapitalgesellschaften, die mehr als 
2000 Beschäftigte haben und außerhalb der Kohle- und Stahlindustrie tätig sind (vgl. 
Hans-Böckler-Stiftung 2003b).2 
Heute bildet primär das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) von 1972 die gesetzli-
che Grundlage der betrieblichen Mitbestimmung in Deutschland. Dabei können laut 
§ 1 BetrVG Betriebsräte in Betrieben mit mindestens fünf wahlberechtigten Arbeit-
nehmern, von denen drei wählbar sind, errichtet werden. Wahlberechtigt ist nach § 7 
BetrVG jeder Arbeitnehmer, der mindestens 18 Jahre alt ist und im Falle einer Tätig-
keit als Leiharbeitnehmer länger als drei Monate in dem betreffenden Betrieb arbei-
tet. Es müssen mindestens drei wahlberechtigte Arbeitnehmer die Errichtung eines 
Betriebrates wünschen. Der Arbeitgeber darf dieses Ansinnen nicht sanktionieren. 
Wählbar sind nach § 8 BetrVG Arbeitnehmer mit sechs Monaten Betriebszugehörig-
keit. Die Zahl der Betriebsratsmitglieder beginnt bei einer Person und steigt mit zu-
nehmender Betriebsgröße. Die Amtszeit des Betriebsrates beträgt in der Regel vier 
Jahre (vgl. Wörlen 2002: 200 f., o.V. 2002: 566 ff.). Das Gegenstück zum Betriebsrat 
ist in der öffentlichen Verwaltung der Personalrat, für leitende Angestellte eines Be-
triebes ist es der Sprecherausschuss (vgl. Schanz 1993: 230 ff.). Tabelle III.1 gibt 
einen Überblick über die Verbreitung von Betriebsräten in deutschen Betrieben:  
                                                 
2
 Auf arbeitsrechtliche Regelungen in der ehemaligen DDR soll nicht weiter eingegangen werden, da sie für die weiteren 
Ausführungen vernachlässigbar sind. 
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Deutschland 5% 27% 71% 88% 96%
Westdeutschland 5% 27% 71% 91% 97%
Ostdeutschland 5% 25% 72% 72% 86%
Betriebsgrößenklassen
 
Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem IAB-Betriebspanel 
In den §§ 2 Abs. 1 und 74 Abs. 1 BetrVG ist der Grundsatz der vertauensvollen Zu-
sammenarbeit zwischen Management und Betriebsrat geregelt. Diese „Kooperati-
onsmaxime“ stellt das Kernelement des Betriebsverfassungsgesetzes dar. Nach § 2 
Abs. 1 BetrVG ist der Betriebsrat auch zur Zusammenarbeit mit den im Betrieb ver-
tretenen Gewerkschaften angehalten. § 74 Abs. 2 BetrVG regelt die Unzulässigkeit 
von Arbeitskampfmaßnahmen zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat (absolute stän-
dige Friedenspflicht) (vgl. Wörlen 2002: 202, o.V. 2002: 566 ff.). § 80 Abs. 2 
BetrVG beinhaltet die Pflicht des Arbeitgebers zur rechtzeitigen und umfassenden 
Unterrichtung des Betriebsrates über die für die Durchführung seiner Aufgaben rele-
vanten Informationen (vgl. Schanz 1993: 231, o.V. 2002: 597). 
Der Betriebsrat hat verschiedene Möglichkeiten zur Einflussnahme im Betrieb. Da-
bei lässt sich zwischen Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechten unterscheiden. 
Bei letztgenannten sind die Interventionsmöglichkeiten des Betriebsrates größer. Im 
Gegensatz zu den Mitbestimmungsrechten legitimieren die Mitwirkungsrechte den 
Betriebsrat nicht zur Mitentscheidung über betriebliche Maßnahmen. Der Betriebsrat 
hat nach den §§ 87 ff. BetrVG volle Mitbestimmungsrechte in sozialen Angelegen-
heiten. Bezüglich des Arbeitsplatzes, Arbeitsablaufes und der Arbeitsumgebung (§§ 
90,91 BetrVG) besitzt der Betriebsrat sowohl Mitwirkungs- als auch Mitbestim-
mungsrechte. Gleiches gilt für personelle Angelegenheiten (§§ 92 bis 105) des Be-
triebes. Hinsichtlich wirtschaftlicher Themenkomplexe (§§ 106 bis 113) stehen dem 
Betriebsrat ausschließlich Mitwirkungsrechte zu (vgl. Schanz 1993: 234 ff., Wörlen 
2002: 205 ff., o.V. 2002: 599 ff.). 
Die Betriebsvereinbarung ist Inhalt des § 77 BetrVG. Bei dieser handelt es sich um 
einen Vertrag zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat über Angelegenheiten aus dem 
Zuständigkeitsbereich des Betriebsrates. § 77 Abs. 3 BetrVG bestimmt die Unzuläs-
sigkeit von Betriebsvereinbarungen über Themenkomplexe, die üblicherweise für 
diesen Betrieb oder diesen Wirtschaftsbereich tarifvertraglich geregelt werden (vgl. 
Wörlen 2002: 206 ff., o.V. 2002: 594 f.). 




Art. 9 Abs. 3 S.1 des Grundgesetzes regelt die Rechtmäßigkeit von Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbänden als Vereinigungen „[...] zur Wahrung und Förderung der 
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen [...]“ (o.V. 2002: 2). In diesem Kontext wird 
auch von Koalitionsfreiheit gesprochen (vgl. Hans-Böckler-Stiftung 2003c). Diese 
Koalitionen sind „tariffähig“ und legitimiert, einen rechtmäßigen Arbeitskampf zu 
führen (vgl. Wörlen 2002: 165). Somit herrscht in Deutschland die sogenannte Tarif-
autonomie3 (vgl. Hans-Böckler-Stiftung 2003c). Nach § 2 Abs. 1 des Tarifvertrags-
gesetz (TVG) sind Gewerkschaften, einzelne Arbeitgeber und Arbeitgebervereini-
gungen die Tarifvertragsparteien (vgl. Wörlen 2002: 172 f., o.V. 2002: 548). Prinzi-
piell ist nur eine Gewerkschaft für einen Betrieb zuständig. 
Es lässt sich zwischen Flächen- bzw. Verbandstarifverträgen und Firmen- bzw. 
Haustarifverträgen unterscheiden. Erstgenannte sind die für den deutschen Wirt-
schaftsraum typischen Tarifverträge.4 Sie werden zwischen einer Gewerkschaft und 
einem Arbeitgeberverband5 abgeschlossen. Für die Mitglieder der involvierten Ar-
beitgeberverbände und Gewerkschaften gelten diese Abkommen branchenweit oder 
für Teile der Branche. Der räumliche Wirkungsbereich solcher Abschlüsse erstreckt 
sich auf das ganze Bundesgebiet oder ist auf einzelne Regionen (typischerweise 
Bundesländer) beschränkt. Die Firmen- bzw. Haustarifverträge werden zwischen ei-
ner Gewerkschaft und einem einzelnen Arbeitgeber, der nicht Mitglied des Arbeitge-
berverbandes ist, abgeschlossen. Der Einflussbereich dieser Vereinbarungen ist auf 
das Unternehmen und seine gewerkschaftlich organisierte Belegschaft begrenzt. Bei 
den oben genannten Tarifverträgen kann man weiter in Lohn- und Gehaltstarifver-
träge, Lohn- bzw. Gehaltsrahmentarifverträge sowie Manteltarifverträge unterteilen. 
Erstgenannte regeln die Höhe der tariflichen Grundvergütungen, zweitgenannte bei-
spielsweise die Festlegung der Lohn- und Gehaltsgruppen und letztere die Arbeits-
bedingungen (vgl. Hans-Böckler-Stiftung 2003d). Grundsätzlich gilt für einen Be-
trieb nur ein Tarifabkommen der jeweils verschiedenen Vertragsarten (Grundsatz der 
                                                 
3
 Tarifautonomie bedeutet, dass Tarifabkommen zwischen den Tarifvertragsparteien ohne Einflussnahme von Dritten 
verhandelt und abgeschlossen werden können. 
4
 1997 betrug die Anzahl der Flächentarifverträge 26.835 in West- und 3.944 in Ostdeutschland. Im gleichen Jahr waren 
13.231 Haustarifverträge in den neuen und 3.324 in den alten Bundesländern registriert. Trotz der absolut gesehen ho-
hen Anzahl an Haustarifverträgen gilt für wesentlich mehr Beschäftigte und Betriebe ein Verbands- bzw. Flächentarif-
vertrag (vgl. Bispinck/Schulten 1999: 191 ff.). 
5
 Schnabel (2000: 21) definiert Arbeitgeberverbände als „Vereine auf freiwilliger Basis, in denen sich Arbeitgeber zur 
Wahrnehmung ihrer gemeinsamen arbeitsrechtlichen, wirtschaftlichen und sozialpolitischen Interessen zusammenge-
schlossen haben.“ Darüber hinaus definiert er als typische Dienstleistungen von Arbeitgeberverbänden die Vertretung 
der Mitgliedsunternehmen vor Gericht, die Einwirkung auf und die Information über neue Gesetze. Wenn ein Unter-
nehmen, die Dienstleistungen wahrnehmen möchte, ohne sich jedoch an einen Tarifvertrag zu binden, besteht teilweise 
die Möglichkeit zu sogenannten OT (ohne Tarifvertrag)-Mitgliedschaften. Der Beitrag, den die Firmen für ihre Mit-
gliedschaft in einem Arbeitgeberverband zu entrichten haben, richtet sich meist nach der betrieblichen Lohnsumme und 
ist somit von der Größe des Unternehmens abhängig (vgl. Kohaut/Schnabel 2003: 322). 
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Tarifeinheit).6 Regelungen des Tarifvertrages dürfen nach § 4 Abs. 3 TVG durch Be-
triebsvereinbarungen nur modifiziert werden, soweit dieses zum Vorteil des Arbeit-
nehmers ist (Günstigkeitsprinzip) (vgl. Wörlen 2002: 176 ff.). Neben dem Günstig-
keitsprinzip kann es zu einer Modifizierung des Tarifvertrages nur durch Öffnungs-
klauseln kommen. Diese müssen ausdrücklich im Tarifvertrag legitimiert sein (vgl. 
Schanz 1993: 244).7 Die Tarifpartner sind während der gesamten Vertragslaufzeit an 
ein Tarifabkommen gebunden. Auch nach dieser Zeit gilt der Vertrag, bis er durch 
einen neuen ersetzt wird (Nachwirkung). Durch den Austritt aus einem Arbeitgeber-
verband endet die zu diesem Zeitpunkt gültige tarifliche Bindung für das betreffende 
Unternehmen nicht (vgl. Hans-Böckler-Stiftung 2003d). Nach dem Grundsatz der 
Vertragstreue dürfen die Tarifvertragsparteien während der Laufzeit eines Tarifver-
trages keine Arbeitskampfmaßnahmen durchführen, die sich auf Inhalte dieses Ab-
kommens beziehen. Hierbei handelt es sich um die sogenannte relative Friedens-
pflicht. Darüber hinaus können die Verhandlungspartner vereinbaren, in dieser Zeit 
auf alle Arbeitskampfmaßnahmen zu verzichten. In diesem Fall gilt eine absolute 
Friedenspflicht (vgl. Wörlen 2002: 176, Schanz 1993: 243).8  
Das Zusammenwirken von Tarifverträgen und Betriebsrat in Deutschland wird oft 
als „dualistisches System“ der Interessenvertretung bezeichnet (vgl. Leminsky 1997: 
18). Gewerkschaften und Betriebsräte stellen eigenständige Institutionen dar, jedoch 
liegen starke Interdependenzen vor. Hinsichtlich der personellen Zusammenhänge ist 
anzumerken, dass 80 Prozent der Betriebsratsmitglieder einer der Gewerkschaften 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) angehören. Funktionelle Verflechtun-
gen bestehen u.a. durch den Transfer von für den Betriebsrat relevantem Wissen 
durch die Gewerkschaften. Darüber hinaus stellt der Betriebsrat für die Gewerk-
schaften einen Berührungspunkt mit der nicht organisierten Belegschaft dar. Hier-
durch wird den Gewerkschaften eine bessere Mitgliederakquisition ermöglicht (vgl. 
Sadowski/Junkes/Lent 1997: 77 f.).9 
                                                 
6
 Diese drei Grundformen können auch als Mischformen auftreten und durch spezielle Tarifabkommen ergänzt werden, 
z.B. bezüglich einer Förderung der weiblichen Arbeitnehmer oder eines Rationalisierungsschutzes (vgl. 
Bispinck/Schulten 1999: 193). 
7
 Die tariflichen Öffnungsklauseln werden von 34,8 Prozent der Betriebe mit mehr als 20 Arbeitnehmern genutzt (vgl. 
o.V. 2004a: 2). 
8
 Gemäß § 5 TVG kann der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung unter bestimmten Umständen den Vertre-
tungsbereich eines Tarifvertrages auch auf nicht tarifgebundene Arbeitgeber des betreffenden Wirtschaftssektors aus-
weiten. Das in diesem Fall angewandte Instrument wird als Allgemeinverbindlichkeitserklärung bezeichnet (vgl. Hans-
Böckler-Stiftung 2003d). 
9
 Eine Sonderstellung in vielen deutschen Betrieben nehmen die gewerkschaftlichen Vertrauensleute ein. Diese agieren 
ohne betriebsverfassungsrechtliche Grundlage. Es lassen sich zwei Gruppen von gewerkschaftlichen Vertrauensleuten 
unterscheiden. Dabei handelt es sich zum einen um diejenigen im sogenannten Wirkungsbereich und zum anderen um 
jene in den Mitbestimmungsorganen. Erstgenannte werden von den organisierten Arbeitnehmern des Betriebes ge-
wählt, letztgenannte sind Mitglieder der Mitbestimmungsorgane, wie Jugend- und Auszubildendenvertretung oder Be-
triebsrat, und werden von den Gewerkschaften zu ihren Vertrauensleuten ernannt (vgl. Niedenhoff 2000: 472 ff.). 
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1.3 Institutionelle Veränderungen 
1.3.1 Gesetzliche Novellierungen 
Eine Novellierung der Betriebsverfassung vollzog sich 1988 durch die Verabschie-
dung des „Gesetzes zur Änderung des Betriebsverfassungsgesetzes über die Spre-
cherausschüsse der leitenden Angestellten und zur Sicherung der Montanmitbestim-
mung“ (vgl. Niedenhoff 2000: 51 ff.). In diesem wurde u.a. der Begriff des leitenden 
Angestellten genauer definiert (vgl. o.V. o.J.d).  
In den Kontext der institutionellen Veränderungen fällt auch der zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der DDR geschlossene Staatsvertrag vom 18.05.1990. 
Dieser beinhaltet die Konstituierung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 
zwischen beiden Ländern zum 01.07.1990 und damit die Übertragung des bundes-
deutschen Arbeitsrechts auf das Gebiet der DDR. Der am 31.08.1990 abgeschlossene 
Einigungsvertrag bildet die rechtliche Grundlage der deutschen Einheit und des ge-
samtdeutschen Arbeitsrechts mit Wirkung ab dem 03.10.1990 (vgl. Richardi 2002: 
XVI). 
Eine Neuerung in der Mitbestimmung, die nicht nur für Deutschland, sondern für alle 
Staaten der Europäischen Union gilt, wurde 1996 durch das Gesetz über Europäische 
Betriebsräte (EBRG) geschaffen. Das Gesetz basiert auf einer Richtlinie des Minis-
terrates der EU aus dem Jahr 1994 über die Konstituierung Europäischer Betriebsräte 
oder alternativer Informations- bzw. Konsultationsverfahren für Arbeitnehmer in 
EU-weit agierenden Unternehmen bzw. Unternehmensgruppen. Die Konsultations- 
und Informationsrechte dieser Arbeitnehmer sollen grenzüberschreitend ausgeweitet 
werden. Per Definition gelten Firmen als EU-weit tätig, wenn das Unternehmen bzw. 
die Unternehmensgruppe mindestens 1000 Mitarbeiter in der EU und von diesen je-
weils mindestens 150 in wenigstens zwei Staaten der Gemeinschaft beschäftigt. Ist 
auch drei Jahre nach dem Beginn der arbeitnehmerseitigen Bemühung, ein entspre-
chendes Gremium zu errichten, keine Einigung zwischen Belegschaftsseite und zent-
ralem Management erzielt oder verweigern Letztgenannte ihre Zustimmung zu einem 
solchen Bestreben, wird ein Europäischer Betriebsrat kraft Gesetz errichtet. Aus je-
dem Staat der Gemeinschaft, in dem das Unternehmen oder die Unternehmensgruppe 
tätig ist, muss mindestens ein Arbeitnehmer in das neu geschaffene Gremium ent-
sandt werden. Die Mitgliederzahl ist auf maximal 30 beschränkt. Das EBRG hat kei-
nen Einfluss auf die ausschließlich nationalen Tätigkeiten der Arbeitnehmervertre-
tungen in den einzelnen Mitgliedsländern (vgl. Niedenhoff 2000: 320 ff.). 
Die bisher letzte Änderung des Betriebsverfassungsgesetzes erfolgte am 23. Juli 
2001 durch das Betriebsverfassungs-Reformgesetz (BetrVerf-ReformG). Die Neue-
rungen sind beispielsweise durch eine schnellere Vergrößerung des Betriebsrates bei 
zunehmender Mitarbeiterzahl gekennzeichnet (vgl. Löwisch 2001: 1734 ff.). Das 
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Wahlverfahren für kleinere Betriebe wurde vereinfacht. Darüber hinaus ist die Gren-
ze für die Freistellung von Betriebsräten von 300 auf 200 Arbeitnehmer herabgesetzt 
worden, mit einer entsprechend erhöhten Anpassung der nachfolgenden Stufen zur 
Freistellung weiterer Betriebsratsmitglieder.10 Die Novellierung gewährt auch die 
Möglichkeit zu Teilfreistellungen sowie Mitbestimmungsrechte für den Betriebsrat 
bezüglich der Gruppenarbeit und Mitwirkungsrechte hinsichtlich Maßnahmen zur 
Sicherung und Förderung der Beschäftigung (vgl. Die Welt 2001). Die Berechtigung 
zur Betriebsratswahl wurde auf Leiharbeitnehmer ausgeweitet, die länger als drei 
Monate in einem Unternehmen tätig sind. Seit 2001 ist es möglich, Arbeitnehmerver-
tretungen zu bilden, die nicht der bis zu diesem Zeitpunkt bekannten Ausprägung 
eines Betriebsrates, Gesamtbetriebsrates oder Konzernbetriebsrates entsprechen. In 
diesem Kontext lassen sich Spartenbetriebsräte in nach Sparten organisierten Unter-
nehmen als Beispiel anführen. Zudem besteht die Option, Gremien zu errichten, die 
die Zusammenarbeit von Betriebsräten eines Unternehmens oder von Belegschaft 
und Betriebsrat fördern sollen. Diese neuen Arbeitnehmervertretungen werden 
hauptsächlich durch Tarifabkommen beschlossen. Nur wenn ein Betrieb nicht tarif-
gebunden ist, kann die Konstituierung entsprechender Gremien durch eine Betriebs-
vereinbarung legitimiert werden. Das Betriebsverfassungs-Reformgesetz hat die Un-
terscheidung zwischen Arbeitern und Angestellten aufgehoben. Die Zuständigkeit 
des Gesamtbetriebsrates ist auf Betriebe ausgedehnt worden, die keinen Betriebsrat 
haben. Analog hierzu erstreckt sich nunmehr die Vertretungsmacht der Konzernbe-
triebsräte auch auf Unternehmen ohne Gesamtbetriebsrat und auf Betriebe ohne Be-
triebsrat (vgl. Löwisch 2001: 1735 ff.). Die Bundesregierung verfolgt durch die Ge-
setzesänderungen vorrangig das Ziel, die Anzahl der Betriebsräte zu erhöhen und die 
sogenannte „mitbestimmungsfreie Zone“ zu verkleinern (vgl. Addison/Bellmann/ 
Schnabel/Wagner 2003: 340). 
1.3.2 Wandel weiterer Rahmenbedingungen 
1.3.2.1 Entwicklung der Verbreitung von Betriebsräten 
Von Anfang der 80er bis Mitte der 90er Jahre sank der Anteil der abhängig Erwerbs-
tätigen, die durch einen Betriebsrat vertreten wurden, kontinuierlich (vgl. Hans-
Böckler-Stiftung 2003a, Niedenhoff 2000: 316 f.). Erst in den letzten Jahren zeichnet 
sich ein Ende dieses Abwärtstrends ab. 
So nahm zwischen 1981 und 1984 die Anzahl der im Vertretungsbereich eines Be-
                                                 
10
 Die Freistellung eines Mitarbeiters erfolgt in Betrieben mit 200 bis 500 Mitarbeiter. Die Freistellung je eines weiteren 
Betriebsrates erfolgt in den Stufen: 501 bis 900, 901 bis 1.500, 1.501 bis 2.000 Arbeitnehmer und danach in 1000er 
Schritten bis zu einer Belegschaftsstärke von 10.000 Mann (zwölf freigestellte Betriebsräte). In Betrieben mit mehr 
als 10.000 Mitarbeitern kann für die jeweils nächsten 2.000 Arbeitnehmer ein Betriebsrat von seiner eigentlichen Ar-
beit befreit werden.  
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triebsrates Beschäftigten von 8,7 auf 8,1 Millionen ab, was einem Rückgang von 
50,6 auf 49,4 Prozent entspricht. Die Vertretungsquote fiel weiter auf 47,9 Prozent 
im Jahr 1987 und auf 45,4 Prozent im Jahr 1990. 1994 waren von 22,8 Millionen Ar-
beitnehmern des privaten Sektors neun Millionen in Betrieben mit Betriebsrat be-
schäftigt. Dieses entsprach einer Vertretungsquote von 39,5 Prozent (vgl. Niedenhoff 
2000: 316 f.). Tabelle III.2 fasst diese Entwicklung zusammen. 
Tabelle III.2: Entwicklung der Vertretungsquote von Betriebsräten 
1981 1984 1987 1990 1994
45,4% 39,5%Vertretungsquote der Betriebsräte 50,6% 49,4% 47,9%
 
Quelle: Niedenhoff (2000: 316 f.) 
Auf einer anderen Methodik basierende Schätzungen mit Daten des IAB-
Betriebspanels kommen zu dem Ergebnis, dass 1998 rund 48 Prozent aller Beschäf-
tigten aus betriebsratsfähigen Betrieben des privaten Sektors im Wirkungsbereich 
eines Betriebsrates tätig waren.11 Dieses errechnet sich aus einer 50-prozentigen 
Quote für West- und einer 38-prozentigen Quote für Ostdeutschland. Bis zum Jahr 
2002 blieb der Wert von 48 Prozent konstant. Auch die Werte für die alten und neu-
en Bundesländer blieben mit 50 bzw. 40 Prozent nahezu unverändert (siehe Abbil-
dung III.1) (vgl. Ellguth 2003: 194 ff.).  
Unter Berücksichtigung der Eigenschaften der verschiedenen Datenquellen lässt sich 
für den Zeitabschnitt von 1998 bis 2002 konstatieren, dass sich die Vertretungsquote 
von Betriebsräten in der Arbeitnehmerschaft stabilisiert hat.  
                                                 
11
 Die Diskrepanz zwischen den Angaben in Tabelle III.2 und den mit dem IAB-Betriebspanel berechneten Ergebnissen 
beruht auf unterschiedlichen Erhebungsarten und -fehlern. Die hier dargestellten Ergebnisse, die mit Hilfe der Be-
triebsbefragung des IABs evaluiert wurden, sind repräsentativ (für eine ausführliche Beschreibung des IAB-
Betriebspanels siehe Kapitel V, 2.1). In den IAB-Resultaten sind dabei Betriebe ausgenommen, die weniger als fünf 
Arbeitnehmer beschäftigen und somit nicht betriebsratsfähig sind, der landwirtschaftliche Sektor und Organisationen 
ohne Erwerbszweck. Die Angaben in Tabelle III.2 basieren auf freiwilligen Meldungen der Betriebsratsmitglieder an 
den DGB über die Existenz ihres Gremiums. Die vom DGB zur Verfügung gestellten Werte unterschätzen wahr-
scheinlich die tatsächliche Anzahl der Betriebsratsgremien. So wurde beispielsweise 1994 ein großer Teil der ostdeut-
schen Betriebsräte nicht durch die Gewerkschaften erfasst. Dieses ist ein Grund für die in Tabelle III.2 zu beobach-
tende starke Abnahme des Anteils der durch einen Betriebsrat vertretenen Erwerbstätigen im Zeitraum zwischen 1990 
und 1994 (vgl. Ellguth 2003). Unter Berücksichtigung der Fehlerquellen und Unterschiede sind die beiden Datenrei-
hen vergleichbar und eine Entwicklung für den gesamten Zeitraum ablesbar. 
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Quelle: Ellguth (2003: 194 f.) 
Bei einer Betrachtung der betrieblichen Ebene zeigt sich, dass 1998 jeweils zehn 
Prozent der betriebsratsfähigen Privatbetriebe12 in Ost- und Westdeutschland einen 
Betriebsrat besaßen. Diese Werte stiegen innerhalb der nächsten vier Jahre in beiden 
Teilen Deutschlands um einen Prozentpunkt an (Abbildung III.2) (vgl. Ellguth 2003: 
194 ff.). 










Quelle: Ellguth (2003: 194 f.) 
Gemäß dem IAB-Betriebspanel waren im Industriesektor im Jahr 2000 54,9 Prozent 
aller Arbeitnehmer durch einen Betriebsrat vertreten. Im Dienstleistungssektor be-
                                                 
12
 Ausgeschlossen aus dieser Betrachtung sind Betriebe, die weniger als fünf Arbeitnehmer beschäftigen und somit über 
keine gesetzliche Legitimation verfügen, einen Betriebsrat zu errichten. Dabei handelt es sich um 46 Prozent aller 
deutschen Betriebe, in denen acht Prozent der abhängig Erwerbstätigen arbeiten. Darüber hinaus werden landwirt-
schaftliche Wirtschaftseinheiten und Organisationen ohne Erwerbszweck nicht berücksichtigt. 
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trug die Quote nur 40 Prozent. Die Grundgesamtheit bilden jeweils wieder Betriebe 
mit mindestens fünf abhängig Beschäftigten. Somit hatten 2000 12,4 Prozent aller 
betriebsratsfähigen Industriebetriebe einen Betriebsrat. Für den Dienstleistungsbe-
reich lag die entsprechende Quote bei 12,2 Prozent. Der zunehmende volkswirt-
schaftliche Anteil des tertiären Sektors und der sinkende Anteil von Industriebetrie-
ben war eine der Hauptursachen für die phasenweise sinkende Vertretungsquote (vgl. 
Addison/Bellmann/Schnabel/Wagner 2003: 342 f.). 
1.3.2.2 Entwicklung der gewerkschaftlichen Mitgliederzahlen 
1960 hatten alle deutschen Gewerkschaften zusammen 7,8 (Deutscher Gewerk-
schaftsbund: 6,5) Millionen Mitglieder. 1970 waren es 8,2 (DGB: 6,8), 1980 9,5 
(DGB: 7,9) und 1990 9,6 (DGB: 7,9) Millionen Gewerkschaftsmitglieder. Der 
Höchstwert von 13,7 Millionen Mitgliedern wurde 1991 nach der gewerkschaftli-
chen Ausdehnung in die neuen Bundesländer erreicht. Seit diesem Zeitpunkt ver-
zeichnen die Gewerkschaften – besonders in Ostdeutschland – hohe Mitgliederver-
luste. 1998 waren noch 10,3 (DGB: 8,3) Millionen Deutsche Mitglieder einer Ge-
werkschaft. Korrespondierend mit den 13,7 Millionen Gewerkschaftsmitgliedern er-
reichte der Organisationsgrad 1991 einen Spitzenwert von ca. 40 Prozent, eine Quo-
te, die seit Ende der Ende der 70er Jahre nicht mehr erreicht worden war. Bis zum 
Jahr 1998 fiel der Wert stetig auf 32 Prozent. Unter Berücksichtigung der Tatsache, 
dass viele Gewerkschaftsmitglieder nicht erwerbstätig sind, z.B. aufgrund von Pen-
sionierung oder Arbeitslosigkeit, liegt der „reale“ gewerkschaftliche Organisations-
grad aller Erwerbstätigen momentan bei ca. 25 Prozent13 (vgl. Schnabel 2000: 14 f.). 
Wie bereits erwähnt, verfügen die DGB-Gewerkschaften über die meisten Gewerk-
schaftsmitglieder.14 Auf ihre für die deutschen Gewerkschaften nach 1990 typische 
Entwicklung soll im Folgenden detailliert eingegangen werden. Nach der deutschen 
Wiedervereinigung stieg die Anzahl der DGB-Mitglieder innerhalb eines Jahres von 
7,9 Millionen auf 11,8 Millionen. In der darauf folgenden Dekade sank dieser Wert 
kontinuierlich (vgl. Deutscher Gewerkschaftsbund o.J.a). Im Jahr 2000 waren 7,8 
Millionen Arbeitnehmer in einer DGB-Gewerkschaft organisiert (vgl. Deutscher 
Gewerkschaftsbund o.J.d). Zwei Jahre später ließ sich die Mitgliederzahl mit 7,7 
Millionen beziffern. Dieses entspricht einem relativen Rückgang von über einem 
Drittel gegenüber 1991 (vgl. Institut der deutschen Wirtschaft Köln 2004). Laut Ge-
werkschaftsangaben hat sich der rückläufige Trend auch nach 2002 fortgesetzt. 2003 
belief sich die Anzahl der DGB-Mitglieder auf 7,4 Millionen (vgl. Deutscher Ge-
                                                 
13
 Auf einen ähnlichen Wert kommen auch Dunkel/Wettach (2003: 30), die den gewerkschaftlichen Organisationsgrad in 
der deutschen Privatwirtschaft auf 26 Prozent beziffern. 
14
 Die neben den Gewerkschaften des DGB existierenden Arbeitnehmerverbände haben momentan ca. 1,5 Millionen 
Mitglieder. Bei diesen handelt es sich beispielsweise um die Gewerkschaften des Christlichen Gewerkschaftsbundes 
(CGB) und des Deutschen Beamtenbundes (DBB) (vgl. Niedenhoff 2003: 14 f.; für einen Überblick über die gewerk-
schaftliche Mitgliedschaft von Arbeitnehmern siehe auch Schnabel und Wagner 2003). 
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werkschaftsbund 2004: 6).15 Die genannten Entwicklungen werden in Abbildung 
III.3 veranschaulicht16: 























Mitglieder (in Millionen) Organisationsgrad (in %)
 
Quelle: Deutscher Gewerkschaftsbund (2004: 6, o.J.a, o.J.b, o.J.c und o.J.d), Institut der deutschen Wirtschaft Köln 
(2000 und 2004) und Niedenhoff (2003: 80 f.) 
Der Anteil der Beschäftigten, die in einer Gewerkschaft des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes organisiert waren, an der Gesamtzahl der abhängig Erwerbstätigen 
betrug 1990 31,2 Prozent und erhöhte sich im folgenden Jahr auf 33,8 Prozent. Bis 
zum Ende der Dekade fiel dieser Wert und ließ sich im Jahr 2000 mit 22,5 Prozent 
quantifizieren (vgl. Abbildung III.3 und Deutscher Gewerkschaftsbund o.J.d).  
1.3.2.3 „Tarifflucht“ als gesamtdeutsches Phänomen 
Die deutschen Arbeitgeber verfügen über einen im internationalen Vergleich traditi-
onell hohen Organisationsgrad. 80 Prozent der westdeutschen Arbeitgeber sind in 
einem Arbeitgeberverband organisiert, wobei der Wert in Ostdeutschland deutlich 
geringer ist (vgl. Hans-Böckler-Stiftung 2003c). Allerdings waren in den 90er Jahren 
verstärkt Austritte aus den Arbeitgeberverbänden zu beobachten (vgl. 
Bispinck/Schulten 1999: 202). In diesem Zusammenhang wird auch häufig von einer 
                                                 
15
 Als Hauptursachen für die rückläufigen Mitgliederzahlen nennt der DGB selbst die steigenden Arbeitslosen- und die 
sinkenden Beschäftigtenzahlen (vgl. Deutscher Gewerkschaftsbund o.J.a). Darüber hinaus lässt sich auch die Beschäf-
tigungsabnahme in den traditionell stark organisierten Industrie- und Staatssektoren als Grund nennen. Dieser Rück-
gang wird begleitet von einem Wachstum des weniger organisierten Dienstleistungsbereichs (vgl. Schnabel 2005: 10). 
16
 Von den insgesamt 8,3 Millionen DGB-Mitgliedern im Jahr 1998 (vgl. Deutscher Gewerkschaftsbund o.J.c) stammten 
1,8 Millionen aus den neuen Bundesländern und Berlin (vgl. Deutscher Gewerkschaftsbund o.J.f). Dementsprechend 
kamen 1998 22 Prozent aller DGB-Mitglieder aus Ostdeutschland und Berlin und 78 Prozent aus dem restlichen Bun-
desgebiet. 
44     
 
 
„Tarifflucht“ gesprochen, die besonders stark in Ostdeutschland anzutreffen ist (vgl. 
Artus 2001: 118).17 
Seit Mitte der 90er Jahre hat der tarifvertragliche Deckungsgrad auf Betriebsebene in 
Ost- und Westdeutschlands abgenommen (vgl. Tabellen III.3 und III.4 sowie Abbil-
dungen III.4 - III.6).18 Dabei verzeichnen sowohl Branchen- als auch Firmentarifver-
träge („Branche“ bzw. „Firma“) einen starken Rückgang mit sechs bzw. acht Pro-
zentpunkten auf gesamtdeutscher Ebene (vgl. Tabelle III.4). Der Rückgang bei den 
Firmentarifverträgen ist dabei als noch stärker einzustufen, da hier die Entwicklung 
von einem wesentlich geringeren Ausgangsniveau erfolgt ist. Auffällig ist besonders 
die signifikante Abwärtsentwicklung von 1997 bis 1998. Zwischen diesen beiden 
Jahren hat sich der Anteil an Firmentarifverträgen in beiden Teilen Deutschlands na-
hezu halbiert (vgl. Abbildungen III.5 und III.6).19 Zeitgleich nimmt der Anteil an Be-
trieben ohne jegliche tarifvertragliche Bindung („kein TV“) zwischen 1997 und 1998 
stark zu; in Westdeutschland um sieben und im Osten um zehn Prozentpunkte (vgl. 
Abbildung III.6).20  
Tabelle III.3: Tarifbindung ost- und westdeutscher Betriebe 
Branche Firma kein TV Branche Firma kein TV Branche Firma kein TV
Gesamt 45% 11% 44% 41% 3% 56% 39% 3% 58%
West 49% 10% 41% 45% 3% 52% 43% 3% 55%
Ost 28% 15% 57% 23% 4% 72% 21% 5% 74%
1996 2000 2003
 
Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem IAB-Betriebspanel (gepoolte Querschnittsdaten) 
                                                 
17
 Artus (2001: 118) sowie Bispinck und Schulten (1999: 202) wenden kritisch ein, dass der Begriff „Tarifflucht“ über-
zeichnet sei.  
18
 Ebenfalls auf Daten des IAB-Betriebspanels fußende Schätzungen bestätigen die Ergebnisse für 1999 (vgl. Deutscher 
Gewerkschaftsbund o.J.e: o.S), 2000 (vgl. Kohaut/Schnabel 2003: 315 ff.), 2001 (vgl. o.V. o.J.f) und 2002 (vgl. 
Schnaas 2003: 22). 39,1 Prozent der west- und 42,8 Prozent der ostdeutschen Betriebe ohne Tarifvertrag orientierten 
sich 2000 an dem für ihren Bereich gültigen Tarifabkommen (vgl. Kohaut/Schnabel 2003: 315 ff.). Die entsprechen-
den Werte betrugen 2001 41 Prozent in Westdeutschland und 47 Prozent in Ostdeutschland (vgl. o.V. o.J.f). 
19
 Dieser starke Einbruch deutet auf einen exogenen Schock hin, wie beispielsweise durch eine Novellierung der Tarif-
gesetze. Entsprechende Veränderungen lassen sich aber in den 90er Jahren nicht beobachten. 
20
 Wenn man sich die Verbreitung von Tarifverträgen anschaut, so lassen sich zwei zusätzliche Dinge beobachten. Zum 
einen sind sowohl in West- als auch in Ostdeutschland Industriebetriebe stärker tarifvertraglich gebunden als Dienst-
leistungsbetriebe. Zum anderen ist ein Größeneffekt zu erkennen. Agieren von den west- und ostdeutschen Wirt-
schaftseinheiten mit einem bis vier Mitarbeitern nur ca. 40 bzw. 25 Prozent im Einflussbereich eines Firmen- oder 
Haustarifabkommens, so nimmt dieser Anteil mit zunehmender Beschäftigtenzahl sukzessiv zu. In den alten und neu-
en Bundesländern sind 95 Prozent aller Betriebe mit mindestens 500 Beschäftigten tariflich gebunden (vgl. Artus 
2001: 114 ff.). 
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Tabelle III.4: Veränderung der betrieblichen Tarifbindung zwischen 1996 und 2003 
Branche Firma kein TV
Gesamt -6% -8% 14%
West -6% -8% 14%
Ost -7% -10% 17%
Entwicklung 1996-2003
 
Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem IAB-Betriebspanel (gepoolte Querschnittsdaten) 














Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem IAB-Betriebspanel (gepoolte Querschnittsdaten) 













Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem IAB-Betriebspanel (gepoolte Querschnittsdaten) 
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Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem IAB-Betriebspanel (gepoolte Querschnittsdaten) 
Augenscheinlich ist zudem die unterschiedliche tarifvertragliche Struktur in den 
neuen und alten Bundesländern. In Westdeutschland findet der Flächentarifvertrag 
eine wesentlich stärkere Anwendung als in Ostdeutschland. Ostdeutschland verfügt 
hingegen über einen höheren Anteil an Betrieben mit Firmentarifvertrag. Darüber 
hinaus liegt die Quote der Betriebe ohne jegliche Tarifbindung in den neuen Bundes-
ländern zwischen 16 (1996 und 1997) und 22 (2002) Prozentpunkten über der in 
Westdeutschland. Die unterschiedliche Verbreitung von Tarifverträgen findet ihre 
Begründung u.a. in der ostdeutschen Wirtschaftsstruktur. Es lässt sich beobachten, 
dass mit steigender Mitarbeiterzahl die Wahrscheinlichkeit einer Tarifbindung des 
Unternehmens zunimmt. Da in Ostdeutschland der Anteil an Kleinunternehmen deut-
lich höher ist als in Westdeutschland, herrscht in den neuen Bundesländern eine ge-
ringere Verbreitung von Tarifabkommen (vgl. Bispinck/Schulten 1999: 191 f.). 
1995 galt für 72,2 Prozent aller westdeutschen Beschäftigten ein Flächentarifvertrag, 
für 10,9 Prozent ein Haustarifvertrag und für 16,9 Prozent kein Tarifvertrag (vgl. 
Bispinck/Schulten 1999: 191 f.).21 Für die Jahre zwischen 1998 und 2000 zeigt sich 
ein relativ starker Rückgang hinsichtlich der durch einen Tarifvertrag erfassten Ar-
beitnehmer (vgl. Abbildung III.7). Dieses Werte sind seit dem Jahr 2000 nahezu un-
verändert, wodurch nach dem Rückgang in der zweiten Hälfte der 90er Jahre eine 
Stabilisierung zu beobachten ist (vgl. auch o.V. 2004b: 8). Diese Entwicklung kor-
respondiert mit der oben dargestellten Entwicklung für die Betriebe. 
                                                 
21
 Daten für Ostdeutschland werden mit dem IAB-Betriebspanel erst ab 1996 erhoben. 
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Quelle: Deutscher Gewerkschaftsbund (2005: 3)22 
Bei einer Betrachtung der Aufteilung der unterschiedlichen Tarifvertragsarten auf 
die Arbeitnehmer im Jahre 2004 zeigen sich unterschiedliche Muster in Ost- und 
Westdeutschland. So arbeiteten 61 Prozent der westdeutschen Arbeitnehmer und 41 
Prozent der abhängig Erwerbstätigen in Ostdeutschland direkt im Geltungsbereich 
eines branchenweiten Abkommens. Sieben Prozent der Arbeitnehmer im Westen und 
zwölf Prozent der Beschäftigten im Osten Deutschlands waren in Betrieben mit Fir-
mentarifverträgen tätig. Kein Tarifvertrag galt für 32 Prozent der Arbeitnehmer in 
den alten und für 48 Prozent der abhängig Erwerbstätigen in den neuen Bundeslän-
dern und Ostberlin (vgl. Deutscher Gewerkschaftsbund 2005: 3). 
1.3.2.4 Das dualistische System im Restrukturierungsprozess 
Die Tabellen III.5 bis III.7 geben einen Überblick, in welchem Ausmaß das Zusam-
menwirken von Tarifvertrag23 („TV“) und Betriebsrat („BR“)24 in deutschen Betrie-
ben zu beobachten ist und inwiefern im Zeitraum von 1996 bis 2003 Veränderungen 
stattgefunden haben: 
Besonders auffällig ist in beiden Teilen Deutschlands die starke Abnahme des An-
teils an Betrieben mit Tarifvertrag. Die Abkehr von Tarifverträgen beschränkt sich 
                                                 
22
 Zu korrespondierenden Ergebnissen für 1999, 2000 und 2002 kommen der Deutsche Gewerkschaftsbund (o.J.e), Ko-
haut/Schnabel (2003: 315 ff.) bzw. Schnaas (2003: 22). Kohaut und Schnabel (2003: 315 ff.) zeigen zudem, dass 49,3 
Prozent der west- und 53,8 Prozent der ostdeutschen Mitarbeiter, die im Jahr 2000 nicht direkt durch ein Tarifab-
kommen erfasst wurden, in Betrieben arbeiteten, die sich an das für ihren Bereich geltende Kollektivabkommen hiel-
ten.  
23
 Dabei handelt es sich um Firmen- und Branchentarifverträge. 
24
 Die mit „BR ja“ kategorisierten Betriebe umfassen neben Organisationen mit Betriebsrat auch Betriebe mit Personal-
rat; letztgenannte werden zusammen mit den Betriebräten durch den Fragebogen des IAB-Betriebspanels erfasst 
(„Gibt es bei Ihnen einen Betriebsrat oder Personalrat?“). 
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dabei überwiegend auf Betriebe ohne Betriebsrat. In nahezu dem gleichen Maße, wie 
der gesamte Anteil an Betrieben mit Tarifvertrag – ohne und mit Betriebsrat – zu-
rückgeht, steigt der Prozentsatz der Wirtschaftseinheiten ohne jegliche Arbeitneh-
mervertretung. Somit ist eine Zunahme des „mitbestimmungsfreien“ Raums in den 
alten und neuen Bundesländern zu beobachten.25 




2000 nein ja nein ja
nein 53.18% 35.30% nein 13.57% -11.53%














Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem IAB-Betriebspanel (gepoolte Querschnittsdaten) 




2000 nein ja nein ja
nein 48.98% 39.16% nein 13.16% -10.64%











Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem IAB-Betriebspanel (gepoolte Querschnittsdaten) 
                                                 
25
 Wenn man die Analyse auf Privatbetriebe mit mindestens fünf Arbeitnehmern im Jahr 2002 beschränkt, kommt man 
sowohl für West- als auch für Ostdeutschland zu ähnlichen Ergebnissen (vgl. o.V. o.J.g). 
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2000 nein ja nein ja
nein 69.44% 20.33% nein 15.43% -15.40%








BR Veränderung 1996 bis 2003
TV TV
 
Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem IAB-Betriebspanel (gepoolte Querschnittsdaten) 
Als Ursachen für die schwächere Verbreitung der betrieblichen und überbetriebli-
chen Mitbestimmung in Ostdeutschland führt Artus den im Verhältnis zu West-
deutschland größeren Anteil von Klein- und Dienstleistungsbetrieben und die insta-
bilere Wirtschaftsstruktur an (vgl. Artus 2004: 272).  
1.3.2.5 Dezentralisierung des Tarifsystems 
Seit Mitte der 80er Jahre ist in Deutschland eine zunehmende Veränderung des Ta-
rifsystems mit einer einhergehenden Dezentralisierung der industriellen Beziehungen 
zu beobachten (vgl. Bispinck 2004: 237).26 Neben der oben bereits angedeuteten Ab-
kehr von Flächentarifverträgen lassen sich als Ursachen eine verstärkte Zunahme an 
Öffnungsklauseln sowie eine erhöhte absolute Anzahl an Firmentarifverträgen und 
betrieblichen Bündnissen für Arbeit nennen.27 Allerdings lässt sich in den letzten 
Jahren zumindest hinsichtlich der betrieblichen Bündnisse für Arbeit eine rückläufi-
ge Entwicklung konstatieren. Hatten 1999 noch 30 Prozent aller deutschen Betriebe 
ein entsprechendes Abkommen, so waren es 2003 nur noch 23 Prozent. In West-
deutschland ließ sich für diesen Zeitraum ein Rückgang von 29 auf 22 Prozent beo-
bachten, während der Anteil ostdeutscher Betriebe mit einem betrieblichen Bündnis 
für Arbeit von 35 auf 28 Prozent fiel (vgl. Massa-Wirth/Seifert 2004: 249).  
                                                 
26
 Dabei lässt sich zwischen einer „wilden“ und „kontrollierten“ Dezentralisierung unterscheiden. Kennzeichnend für 
eine „kontrollierte“ Form ist die Übertragung bestimmter Regelungsbefugnisse von den Tarifvertrags- an die Be-
triebsparteien. Bei einer „wilden“ Dezentralisierung erfolgt diese Übertragung nicht (vgl. Bispinck/Schulten 1999: 
198 ff.). 
27
 Betriebliche Bündnisse für Arbeit werden zwischen Management und Arbeitnehmervertretungen geschlossen und 
haben primär das Ziel, die betrieblichen Beschäftigungsverhältnisse und Wettbewerbsfähigkeit zu schützen (vgl. Sis-
son et al. 1999). „Betriebliche Bündnisse für Arbeit zielen generell darauf ab, die Arbeitskosten zu senken und die 
Arbeitsproduktivität zu erhöhen“ (Massa-Wirth/Seifert 2004: 247). Dabei bewegen sich diese Kooperationsgemein-
schaften nicht immer im gesetzlich-legitimierten Raum. So entscheiden sie beispielsweise z.T. über Regelungsinhalte, 
wie Entlohnung, die eigentlich in den Machtbereich der Tarifparteien fallen (vgl. Kania 2001).  
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Seit ca. 20 Jahren werden die Branchentarifverträge in immer stärkerem Ausmaß um 
Öffnungsklauseln ergänzt, die eine Anpassung an die Bedürfnisse der einzelnen Be-
triebe ermöglichen sollen. Hierbei wird häufig der Tarifstandard unterschritten (vgl. 
Bispinck 2004). Bispinck (2004: 237) kommt zu dem Schluss, „dass Tarifverträge 
mit einheitlichen, ausnahmslos verbindlichen Bestimmungen in allen zentralen Rege-
lungsbereichen seit langem der Vergangenheit angehören.“ So gelten Hunderte von 
Öffnungsklauseln in Tarifabkommen für 80 Wirtschaftszweige und Tarifbereiche, in 
denen 15 Millionen Menschen beschäftigt sind. In einer 1999/2000 unter Betriebs- 
und Personalräten durchgeführten Befragung gaben 22 Prozent an, dass in ihren Be-
trieben Öffnungsklauseln genutzt werden. Für West- und Ostdeutschland lässt sich 
der entsprechende Wert mit 20 bzw. 30 Prozent beziffern. Arbeitszeitverlängerungen 
waren dabei sowohl in den alten als auch in den neuen Bundesländern der häufigste 
Grund für die Nutzung von Öffnungsklauseln (vgl. Bispinck/Schulten 1999: 130).28 
In der 2002 durchgeführten Folgebefragung gaben 35 Prozent der Betriebs- und 22 
Prozent der Personalräte an, dass in ihren Betrieben Öffnungsklauseln genutzt wer-
den (vgl. Bispinck/Schulten 2003). 
Zudem hat sich seit Anfang der 90er Jahre die absolute Anzahl der Firmentarifver-
träge nahezu verdoppelt, was die Dezentralisierung der deutschen Tariflandschaft 
nachhaltig verstärkt hat (vgl. Kohaut/Schnabel 2003: 330). 
Die „Verbetrieblichung“ der Mitbestimmung ist besonders in den neuen Bundeslän-
dern ausgeprägt, was primär mit der gegenüber Westdeutschland geringeren Verbrei-
tung von Tarifverträgen, dem geringeren gewerkschaftlichen Organisationsgrad und 
der aufgrund der schlechteren wirtschaftlichen Lage sowie der Arbeitsmarksituation 
stärker auf die eigene Situation fokussierten Interessenlage der Unternehmen zu er-
klären sein dürfte (vgl. Niedenhoff 2000: 257).  
 
                                                 
28
 Die Nutzung von Öffnungsklauseln zu Regelungen über die Arbeitszeit sind in 60 Prozent aller Fälle an eine Beschäf-
tigungsgarantie gebunden und in 40 Prozent gegenleistungsfrei (vgl. Lesch 2004: 26).  
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2 Institutioneller Wandel in Großbritannien  
2.1 Rahmenbedingungen 
Das britische Rechtssystem besteht primär aus dem Richterrecht („case law“), bei 
dem die Rechtsprechung auf Präzedenzfällen britischer Gerichte basiert. Dabei sind 
die Entscheidungen höherrangiger Gerichte für nachgeordnete Gerichte maßgebend. 
Für das britische Arbeitsrecht stellen neben individuellen Verträgen nationale Geset-
ze („Acts of Parliament“), auf letztgenannten aufbauende Verordnungen („Regulati-
ons“) sowie Entscheidungen der Europäischen Union und des Europäischen Ge-
richtshofes weitere Rechtsquellen dar (vgl. Stein/Rabe von Pappenheim 2000: 1 ff.). 
Die industriellen Beziehungen in Großbritannien sind gegenüber Deutschland relativ 
wenig gesetzlich geregelt. Man spricht in diesem Zusammenhang von „Voluntarism“ 
(vgl. Frick 1997a: 197). Es gibt weder eine gesetzliche Regelung der Betriebsverfas-
sung noch ein kollektives Arbeitsrecht. Ein dualistisches System der Interessenver-
tretung wie in Deutschland existiert in Großbritannien nicht. Die Arbeitsbeziehungen 
lassen sich als „monistisch“ bezeichnen (vgl. Keller/Schnell 2003: 185).  
Die Trennung der Arbeitsbeziehungen sowohl von der Legislative als auch von der 
Judikative besteht seit dem „Trades Disputes Act“ von 1906. Dieser regelte die Im-
munität der Gewerkschaften vor Strafverfolgung, wenn sie Streiks planen und durch-
führen. Kahn-Freund betrachtet diese geringe gesetzliche Reglementierung als ein 
Anzeichen dafür, dass die industriellen Beziehungen in Großbritannien gut entwi-
ckelt und staatliche Eingriffe nicht nötig seien: „The legal aspect of those obligations 
on which labour-management relations rest is, from a practical point of view, least 
important where industrial relations are developed most satisfactorily“ (Rawson 
1983: 173). Er bezeichnete dieses System als „collective laissez-faire“ (vgl. 
Brown/Deakin/Ryan 1997: 70).  
2.1.1 Britische Gewerkschaften und ihr traditionelles Rollenverständnis 
Seit ungefähr 200 Jahren – und damit länger als in jedem anderen Staat – existieren 
in Großbritannien Gewerkschaften (vgl. Roberts 1985: 101). Die britischen Gewerk-
schaften verstehen sich traditionell im tarifpolitischen Bereich als Legislative und 
regierende Macht zugleich, weshalb sie einer gesetzlichen Regelung der Arbeitsbe-
ziehungen ablehnend gegenüber stehen. Die britischen Gewerkschaften stellen nach 
ihrem eigenen Selbstverständnis eine Opposition zu den Arbeitgebern dar. Dabei be-
schränkt sich die Einflussnahme der britischen Gewerkschaften nicht nur auf wirt-
schaftliche Tatbestände, sondern umschließt ebenso politische Sachverhalte. Die Be-
gründung hierfür liegt in der gewerkschaftlichen Rolle als Interessenvertretung der 
Arbeiterklasse (vgl. Fröhlich/Schnabel 1990: 170 ff. und Rawson 1983). 
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Eine legitimierte Zusammenarbeit zwischen Arbeitgeber und Gewerkschaften erfolgt 
erst nach Annerkennung („recognition“) der Gewerkschaften durch das Manage-
ment.29 Dabei besteht für den Arbeitgeber ständig die Möglichkeit, diese Annerken-
nung wieder zurückzunehmen („derecognition“) (vgl. Frick 1997a: 196 f.).30 Erkennt 
ein Arbeitnehmer mehr als eine Gewerkschaft an, spricht man von „Multi-
Unionism“.31 
Tarifvereinbarungen können überbetrieblich, z.B. branchenweit, oder auf betriebli-
cher Ebene abgeschlossen werden und sind nicht bindend. Sie gelten, bis eine Ver-
handlungsseite die Vereinbarung nicht mehr einhält. Aus dieser einseitigen Aufkün-
digung folgen keine rechtlichen Konsequenzen (vgl. Fröhlich/Schnabel 1990, 170 
f.). Bindend sind Tarifabkommen oder Teile von ihnen erst, wenn dieses explizit 
zwischen den Verhandlungspartnern vereinbart wurden (vgl. Henderson 1980: 60). 
Die Tarifvereinbarungen erhalten für den einzelnen Arbeitnehmer erst Gültigkeit, 
wenn dieses vertraglich zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer vereinbart 
wurde. Zudem ist es möglich, Tarifvereinbarungen stillschweigend in einen Indivi-
dualarbeitsvertrag zu übernehmen, wenn dieses in dem betreffenden Industriezweig 
üblich ist (vgl. Stein/Rabe von Pappenheim 2000: 21). 
Ein weiterer Unterschied zu den Arbeitsbeziehungen in Deutschland besteht in der 
Existenz der sogenannten „Closed Shops“. Hierbei handelt es sich um Betriebe, in 
denen die Arbeitgeberseite sich verpflichtet, ausschließlich Gewerkschaftsmitglieder 
zu beschäftigen. Dabei differenziert man zwischen „Pre-Entry Closed Shops“ und 
„Post-Entry  
Closed Shops“. Bei erstgenannten ist die Mitgliedschaft eines Arbeitnehmers in einer 
relevanten Gewerkschaft vor seinem Eintritt in einen Betrieb erforderlich, bei letzt-
genannten muss der neue Mitarbeiter spätestens nach einer gewissen Frist beitreten 
(vgl. Frick 1997a: 198).32  
                                                 
29
 Als unabhängig werden Gewerkschaften klassifiziert, wenn sie nicht unter der Kontrolle oder dem starken Einfluss 
eines Arbeitgebers stehen (vgl. Eccles 1980: 2.03). 
30
 Durch den Employment Relations Act von 1999 haben die Gewerkschaften zumindest die Option, die Arbeitnehmer-
seite dazu zu zwingen, sie als tarifliche Verhandlungspartner bezüglich der Vergütung, Arbeitszeit und Erholungsur-
laub anzuerkennen (vgl. Stein/Rabe von Pappenheim 2000: 4 f.). 
31
 Dabei lässt sich empirisch belegen, dass die Gehälter für Arbeiter höher, die finanzielle Leistung von Betrieben im 
Verarbeitenden Gewerbe geringer und die Wahrscheinlichkeit von länger als einen Tag andauernden Streiks größer 
sind, wenn nicht nur mehrere Gewerkschaften anerkannt wurden, sondern diese auch separat verhandeln (vgl. Ma-
chin/Stewart/van Reenen 1992). Die empirische Evidenz, dass mehrere separat über die Entlohnung verhandelnde 
Gewerkschaften zu einem angehobenen Lohnniveau führen, wird von Stewart (1987) bestätigt. Ingram, Metcalf und 
Wadsworth (1991) belegen, wie die  
Existenz mehrerer Verhandlungsgruppen die Anzahl an Streiks über Entlohnungsfragen steigert. 
32
 Der Closed Shop stärkt die Machtposition der Gewerkschaften. Seine rechtliche Grundlage bildeten jahrelang der 
„Trade Union and Labour Relations Act“ (T.U.L.R.A.) von 1974 und dessen Ergänzung von 1976. Mit diesen beiden 
Gesetzesnovellierungen revidierte die damals herrschende Labour Party die 1971 von der konservativen Regierung 
Heath erneuerte Gewerkschaftsgesetzgebung des Industrial Relations Act (vgl. Rawson 1983: 175 f., Fröh-
lich/Schnabel 1990: 172). Allerdings kam es in den letzten beiden Dekaden zu einer Reihe umfassender Gesetzesän-
derungen für die Closed Shops, auf die in Kap. III, 2.2.1 näher eingegangen wird. 
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2.1.2 Weitere betriebliche Arbeitnehmervertretungen 
Der oben erwähnte Voluntarism gilt ebenfalls für die anderen Formen der betriebli-
chen Arbeitnehmervertretung in Großbritannien. Nur einzelne Gesetze geben der Ar-
beitnehmerschaft – eventuell durch eine oder mehrere Gewerkschaften vertreten – 
Informations- und Vorschlagsrechte, beispielsweise bei betriebsbedingten Kündi-
gungen oder bei Betriebsübergängen. Betriebliche Mitbestimmungsmöglichkeiten 
bestehen für die Arbeitnehmerseite nur hinsichtlich der Änderung bestimmter Rege-
lungsbereiche aus der Arbeitszeitverordnung („Working Time Regulations“) (vgl. 
Stein/Rabe von Pappenheim 2000: 99, ähnlich Department of Trade and Industry 
o.J.d).  
Im britischen Mitbestimmungssystem haben die Shop Stewards eine zentrale Macht-
position inne. Sie werden von den Arbeitnehmern gewählt und sind die Gewerk-
schaftsvertreter innerhalb des Betriebes. Sie haben umfassende Einflussmöglichkei-
ten, die die Durchführung von Arbeitskämpfen und häufig auch das Verhandeln von 
Tarifvereinbarungen einschließen. Durch die mitarbeiterseitige Legitimation ihrer 
betrieblichen Tätigkeit besitzen sie die Möglichkeit, diese Maßnahmen auch ohne 
die Gewerkschaftsführung durchzusetzen. Ihre Machtstellung wird durch die große 
Anzahl an Gewerkschaften33 noch erhöht. Die Gewerkschaften überschneiden sich in 
ihren Kompetenzen und machen somit branchenbezogene Tarifverträge schwer er-
reichbar. Hierdurch verlagern sich die Tarifverhandlungen verstärkt auf die betriebli-
che Ebene und somit in den Vertretungsbereich der Shop Stewards. Es besteht ein 
Anhörungs- und Mitbestimmungsrecht für die Shop Stewards hinsichtlich des be-
trieblichen Gesundheitsschutzes (vgl. Fröhlich/Schnabel 1990: 169 ff.). 
Eine weitere betriebliche Arbeitnehmervertretung stellt das „Joint Consultation 
Committee“ (JCC) dar. Zur Errichtung eines JCCs ist die Zustimmung der Unter-
nehmensleitung nötig. Die Einflussmöglichkeiten dieser Institution bestehen haupt-
sächlich aus der Kommunikation mit dem Management über betriebliche Problem-
felder sowie teilweise auch aus Verhandlungen zwischen Kapital- und Arbeitneh-
merseite (vgl. Hyman/Mason 1995: 123 f.). Hinsichtlich der JCC-Verbreitung zeigt 
sich ein klar zu erkennender Größeneffekt. Nach eigenen Schätzungen mit Daten des 
Workplace Employee Relations Surveys hatten 1998 19 Prozent aller Betriebe mit 
bis zu 50 Mitarbeitern ein JCC. Für die Betriebe mit 51 bis 100, 101 bis 500, 501 bis 
1000 und über 1000 Mitarbeitern betragen die entsprechenden Werte 30, 47, 58 und 
80 Prozent.34 
                                                 
33
 2000 existierten 226 Gewerkschaften in Großbritannien (vgl. Department of Trade and Industry o.J.a).  
34
 Eine in der britischen Wirtschaft ebenfalls zu beobachtende Form der betrieblichen Arbeitnehmervertretung stellt der 
„Works Council“ (Betriebsrat) dar. Hierbei handelt es sich um eine modifizierte Version des deutschen Modells. Die 
Errichtung des Works Councils ist ebenfalls nicht gesetzlich geregelt und in den einzelnen Betrieben unterschiedlich 
ausgeprägt. Dabei lassen sich sowohl Mitwirkungs- als auch Mitbestimmungsmöglichkeiten beobachten (vgl. Hy-
man/Mason 1995: 128 ff.). 
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2.2 Institutioneller Veränderungsprozess 
In den 60er und 70er Jahren waren die Gewerkschaften in Großbritannien sehr ein-
flussreich und mächtig. Die britischen Gewerkschaften nutzten ihre Macht- und Mo-
nopolstellung zum Festhalten an ineffizienten Arbeitspraktiken, zur Durchführung 
einer Vielzahl an Streiks, zu einer Steigerung ihrer politischen Einflussnahme sowie 
zu einer Erhöhung der Löhne ihrer Mitglieder (vgl. Fröhlich/Schnabel 1990: 174). 
Großbritannien durchlief in dieser Zeit eine Phase großer wirtschaftlicher Schwie-
rigkeiten mit einer hohen Inflationsrate und vielen Arbeitslosen. Die Arbeitsbezie-
hungen sowie die Arbeitsmarktverfassung im Allgemeinen und die Gewerkschaften 
im Speziellen galten als Hauptursachen für die Probleme der britischen Wirtschaft 
und die Abnahme ihrer internationalen Konkurrenzfähigkeit (vgl. Rawson 1983: 161 
ff. und Fröhlich/Schnabel 1990: 168).35  
Von 1979 bis 1990 hatte Margaret Thatcher das Amt als Premierministerin Großbri-
tanniens inne (vgl. Margaret Thatcher Foundation 2005). In dieser Amtszeit führte 
sie eine Reihe an Gesetzesänderungen durch.36 Ein Ziel der arbeitsmarktderegulie-
renden Maßnahmen war es, freiwillige Tarifverhandlungen und somit die Aushand-
lung von Marktlöhnen zu unterstützen (vgl. Fröhlich/Schnabel 1990: 183 ff.).37 Die 
Macht der Gewerkschaften wurde durch die Gesetze der Regierung Thatcher und der 
nachfolgenden Regierung Major stark beschnitten. Mit der Regierungsübernahme 
von Tony Blair als „New Labour“-Vertreter erfolgte lediglich eine punktuelle Kor-
rektur der von Margaret Thatcher begonnenen Gewerkschaftspolitik (vgl. Addi-
son/Siebert 2002). 
2.2.1 Gesetzliche Reformen in der Thatcher-Zeit 
Durch die Verabschiedung der „Employment Acts“ von 1980, 1982 und 1988 sowie 
des „Trade Union Act“ aus dem Jahr 1984 kam es zu umfassenden Veränderungen 
des britischen Arbeitsrechts. Im Folgenden sollen die wichtigsten Novellierungen 
hinsichtlich der britischen Mitbestimmung dargestellt werden.  
Der Employment Act von 1980 ist grundsätzlich ein Änderungsgesetz und ergänzte 
bzw. änderte eine Reihe an Paragraphen im Trade Union and Labour Relations Act 
1974, in dessen Änderung, dem Trade Union and Labour Relations (Amendment) 
Act 1976, im Employment Protection Act 1975 und im Employment Protection 
                                                 
35
 1979 betrachteten 80 Prozent der britischen Bevölkerung die Gewerkschaften als zu einflussreich. Diese Einschätzung 
verringerte sich bis 1992 auf 27 Prozent (vgl. Dunn/Metcalf 1996: 66). 
36
 Den ideologischen Hintergrund des sogenannten „Thatcherism“ bilden für die Betriebe die Theorie selbstregulieren-
der Märkte, die Konstituierung gesetzlicher Rahmenbedingungen sowie ein höheres Maß an Einbeziehung der Arbeit-
nehmer (vgl. Metcalf 1989a: 35). 
37
 In diesem Kontext wurde auch der Anspruch von Gewerkschaften und Arbeitnehmern auf eine Erhöhung des Lohnes 
auf Branchenniveau abgeschafft und die Möglichkeiten der sogenannten „Wage Councils“ zur Festsetzung von Min-
destlöhnen eingeschränkt. Hierdurch wurde eine stärkere Lohndifferenzierung ermöglicht. 1986 schränkte der „Wages 
Act“ die Vorschriften zur Zahlung von Mindestlöhnen ein (vgl. Fröhlich/Schnabel 1990: 183 ff.). 
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(Consolidation) Act 1978 (vgl. Henderson 1980: 2, Eccles 1980: 1.03). So hob er die 
Gesetzespassagen in dem von der damaligen Labour-Regierung eingeführten 
Employment Protection Act 1975 auf, die den Unternehmer zwangen, Gewerkschaf-
ten anzuerkennen und Verhandlungen mit ihnen zu führen. Durch den Employment 
Act 1980 wurde die Immunität der Gewerkschaftsmitglieder vor Strafverfolgung fast 
ausnahmslos auf Streiks oder andere Handlungen reduziert, die sich ausschließlich 
gegen den eigenen Arbeitgeber richten. Die Errichtung eines Closed Shop muss seit-
her in einer geheimen Urabstimmung durch mindestens 80 Prozent der Arbeitnehmer 
legitimiert werden (vgl. Fröhlich/Schnabel 1990: 183 ff., Henderson 1980). Der 
Employment Act 1980 verbietet bei vorhandenem Closed Shop den unbegründeten 
Ausschluss von Arbeitnehmern aus einer Gewerkschaft und das Recht der Betroffe-
nen auf Schadensersatz. Zudem erhalten Arbeitnehmer weitergehenden Schutz gegen 
gewerkschaftliche Maßnahmen, die sie gegen ihren Willen zum Eintritt in die Ge-
werkschaft zwingen sollen. Die Legitimität für die Arbeitnehmer, einer Gewerk-
schaft nicht anzugehören, erfuhr eine Erweiterung, wodurch die Belegschaft in wei-
tergehendem Maße vor nicht gerechtfertigten Entlassungen in einem Closed Shop-
Betrieb geschützt wird. Übt eine Gewerkschaft dahingehend Druck aus, dass ein 
nicht organisierter Arbeitnehmer entlassen wird, so können die Verantwortlichen da-
für finanziell verantwortlich gemacht werden. Wenn ein Zulieferer aufgrund eines 
Passus’ in einem zwischen ihm und dem belieferten Unternehmen geschlossenen 
Vertrag, der die Arbeit von ausschließlich organisierten Arbeitnehmern vorschreibt, 
nicht gewerkschaftlich organisierte Arbeitnehmer entlassen muss, so kann der Ver-
tragspartner des Zulieferers dafür finanziell verantwortlich gemacht werden (vgl. 
Henderson 1980). 
Der Employment Act von 1982 setzte die Gesetzgebung zur Beschränkung der Ge-
werkschaftsmacht fort. So müssen die Closed Shops nunmehr alle fünf Jahre durch 
eine Arbeitnehmerabstimmung bestätigt werden (vgl. Bowers/Brown/Gibbons 1993: 
12). Seit 1982 werden Gewerkschaften für illegale Aktionen haftbar gemacht. Zudem 
sind Verpflichtungen der Arbeitgeber verboten, die Subkontrakte ausschließlich mit 
organisierten Betrieben vorschreiben („Union Labour Only“). Üben Gewerkschaften 
dahingehend Druck aus, dass nicht organisierte Arbeitnehmer entlassen werden, so 
haben letztgenannte einen Anspruch auf Entschädigung. Dem Arbeitnehmer obliegt 
die Entscheidung, ob die Entrichtung der Entschädigung von Arbeitgeber- oder Ge-
werkschaftsseite oder von beiden Seiten erfolgen soll. Des Weiteren erfolgte ein ge-
nerelles Verbot von politischen Streiks mit einer gleichzeitigen Neudefinition der 
gesetzlich legitimierten Streiks. Diese müssen ihren Grund hauptsächlich in Beschäf-
tigungsfragen haben (vgl. Fröhlich/Schnabel 1990, 184 ff.). Darüber hinaus wurde 
die Definition eines rechtmäßigen Streikes auch dadurch begrenzt, als dass sich ein 
solcher ausschließlich oder überwiegend gegen den eigenen Arbeitgeber richten 
muss. Dementsprechend verminderte sich die Möglichkeit zu Solidaritäts- und Sym-
pathiestreiks weiter (vgl. Roberts 1989: 67). Das Recht des Arbeitgebers, die wäh-
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rend eines Streikes entlassene Belegschaft nur selektiv wieder einzustellen, wurde 
ausgeweitet (vgl. Bowers/Brown/Gibbons 1993: 14).38 
Seit der Verabschiedung des Trade Union Act im Jahre 1984 muss die organisierte 
Arbeitnehmerschaft über die personelle Zusammensetzung der gewerkschaftlichen 
Exekutivorgane mindestens alle fünf Jahre und über die Verwendung von Gewerk-
schaftsgeldern, die für politische Einrichtungen bestimmt sind, mindestens alle zehn 
Jahre in geheimer Briefwahl abstimmen. Diese Wahlverfahren werden von unabhän-
gigen Institutionen überwacht. Seit dem Trade Union Act 1984 dürfen Gewerkschaf-
ten Kandidaten bei öffentlichen Wahlen nur noch durch ihre politischen Gelder un-
terstützen. Der Trade Union Act regelt weiterhin, dass Gewerkschaften erst nach 
Durchführung einer geheimen Urabstimmung mit über 50-prozentiger Mehrheit ei-
nen Streik ausrufen dürfen. Diese Urabstimmung ist zugleich auch Grundvorausset-
zung für die gewerkschaftliche Immunität gegenüber Strafverfolgung. Seit dem In-
krafttreten dieses Gesetzes ist es unzulässig, das Amt des Gewerkschaftsführers auf 
Lebenszeit auszuüben. Der Trade Union Act verpflichtet die Gewerkschaften darüber 
hinaus zum Führen von Mitgliederlisten (vgl. Fröhlich/Schnabel 1990: 184 ff, Bo-
wers/Brown/Gibbons 1993: 16). 
Der Employment Act von 1988 entzog einem Post-Entry Closed Shop die rechtliche 
Grundlage, da er Kündigungen aufgrund fehlender Gewerkschaftszugehörigkeit für 
unzulässig erklärte (vgl. Bowers/Brown/Gibbons 1993: 18). Das Gesetz beinhaltet 
auch ein Verbot, die Konstituierung eines Closed Shops zu erzwingen, z.B. durch 
einen Streik. Es gewährleistet für organisierte Arbeitnehmer, die sich nicht an Streiks 
beteiligen, Schutz vor gewerkschaftlichen Disziplinarmaßnahmen. Diese konnten 
vorher z.B. aus der Gewerkschaft ausgeschlossen werden (vgl. Fröhlich/Schnabel 
1990: 184 ff., Bowers/Auerbach 1988: 48). Zudem wurde das Recht gewährt, Streik-
handlungen gerichtlich zu unterbinden, zu denen die Arbeitnehmer aufgefordert 
werden und die nicht durch eine vorherige Abstimmung der Gewerkschaftsmitglie-
der legitimiert wurden (vgl. Bowers/Brown/Gibbons 1993: 17). Der Act schuf für 
organisierte Arbeitnehmer die Option, sich bei Rechtsstreitigkeiten mit einer Ge-
werkschaft an einen staatlichen Beauftragten, dem sogenannten „Commissioner for 
the Rights of Trade Union Members“, zu wenden. Die Kontrollrechte der Gewerk-
schaftsmitglieder über den Besitz und die Gelder der Gewerkschaften wurden aus-
geweitet (vgl. Bowers/Auerbach 1988: 42 ff.). Das Gesetz erhöhte die Anzahl der 
gewerkschaftlichen Funktionsträger, die durch geheime Wahl bestimmt werden müs-
sen. Diese und die Abstimmung über die Verwendung von politischen Gewerk-
schaftsgeldern müssen postalisch durchgeführt und von unabhängigen Wahlbeobach-
tern überwacht werden (vgl. Bowers/Brown/Gibbons 1993: 18). Der Employment 
                                                 
38
 Zudem wurden Unternehmen mit über 250 Arbeitnehmern verpflichtet, in ihren Jahresberichten alle gewährten Mit-
wirkungsrechte zu erwähnen. Dabei erfolgt eine Unterteilung in die vier Bereiche „Information und Kommunikation“, 
„Konsultation“, „finanzielle Beteiligung“ sowie „ökonomischer Kenntnisstand“ (vgl. Hyman/Mason 1995: 70). 
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Act 1989 grenzte die Gründe ein, für die ein organisierter Arbeitnehmer im Rahmen 
gewerkschaftlicher Aktivitäten freigestellt werden kann (vgl. Bo-
wers/Brown/Gibbons 1993: 19).39  
Durch den Employment Act von 1990 wurde auch der Pre-Entry Closed Shop verbo-
ten und somit dem Closed Shop die letzte verbliebene Legitimität entzogen. Eine In-
tention des Employment Act von 1990 war es, die inoffiziellen Arbeitskampfmaß-
nahmen weiter zu begrenzen. Um diese Prämisse zu erreichen, haben die Gewerk-
schaften die Arbeitskampfmaßnahmen eines gegenüber dem Employment Act von 
1982 erweiterten Personenkreises zu verantworten. Der Kreis wurde beispielsweise 
um alle Gewerkschaftsfunktionäre und -komitees erweitert. Somit sollen die Aufsicht 
der Gewerkschaften über ihre Mitglieder und Funktionäre verstärkt und die inoffi-
ziellen Arbeitskampfmaßnahmen reduziert werden. Der Verantwortung für inoffi-
zielle Streiks können sich die Gewerkschaften lediglich dadurch entziehen, indem sie 
entsprechende inoffizielle Handlungen ablehnen und diese Ablehnung schriftlich 
allen Personen mitteilen, die nach ihrer Ansicht zu inoffiziellen Arbeitskämpfen ver-
anlasst wurden. Der Effekt dieser Regelung ist, dass die Gewerkschaften eine Viel-
zahl an inoffiziellen Streiks automatisch ablehnen müssen, falls keine vorherigen 
Abstimmungen durchgeführt wurden. Zudem wurde im Employment Act von 1990 
der Unternehmensleitung das Recht erteilt, Mitarbeiter zu entlassen, die inoffizielle 
Arbeitskampfmaßnahmen trotz gewerkschaftlicher Ablehnung fortsetzen. Die Auf-
hebung der gewerkschaftlichen Immunität bei Streiks, die in Verbindung mit Entlas-
sungen aufgrund inoffizieller Arbeitskampfmaßnahmen stehen, fokussiert dieselbe 
Zielsetzung. Die Unterlagen für eine Streikabstimmung müssen seit 1990 die Namen 
derjenigen Personen oder Körperschaften enthalten, die einen Arbeitskampf ausrufen 
dürfen, und nur eine Person oder Körperschaft aus diesen Unterlagen ist zur Ausru-
fung eines Arbeitskampfes legitimiert. Die im Employment Act 1980 begonnene 
Einschränkung von Streiks, die sich nicht gegen den eigenen Arbeitgeber richten, 
wurden im Employment Act von 1990 fortgesetzt. Die Machtkompetenzen des 
Commissioner for the Rights of Trade Union Members wurden ausgeweitet (vgl. 
Bowers/Brown/Gibbons 1993: 20 ff.). 
2.2.2 Die Gesetzgebung in der Post-Thatcher-Zeit 
Auch in die Amtsperioden der Premierminister John Major (1990 bis 1997) und To-
ny Blair (seit 1997) fallen eine Reihe an Gesetzesänderungen (vgl. UKPOL Magazi-
ne 2005 und Directgov 2005). Der „Trade Union and Labour Relations (Consolidati-
on) Act“ aus dem Jahre 1992 fasste alle Gesetzesregelungen zusammen, die einen 
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 Wurden vorher Gewerkschaftsmitglieder für Tätigkeiten bezüglich industrieller Beziehungen oder Trainings freige-
stellt, die sie im Rahmen eines offiziellen Gewerkschaftsamtes ausübten, so erfolgt eine Freistellung nur noch bei 
Verpflichtungen, die zumindest in Verbindung mit der jeweiligen betrieblichen Funktion der Gewerkschaft stehen 
(vgl. Bowers/Brown/Gibbons 1993: 19). 
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Bezug zu Gewerkschaften gehabt haben (vgl. Bowers/Brown/Gibbons 1993: 3). 
Der „Trade Union Reform and Employment Rights Act“ 1993 führt zu einer weiter-
gehenden Beschränkung der gewerkschaftlichen Handlungsspielräume. Es erfolgt 
eine Restriktion der Bestimmungen zur Durchführung von Abstimmungen bei Ge-
werkschaftswahlen und bezüglich der Verwendung von Gewerkschaftsgeldern. Ein 
unabhängiger Wahlprüfer hat demnach die Möglichkeit, die gewerkschaftlichen Mit-
gliederlisten zu prüfen und die Gewerkschaften haben die Verpflichtung, ihre Ab-
stimmungen von unabhängigen Dritten durchführen zu lassen. Britische Gewerk-
schaften sind in stärkerem Maße verpflichtet worden, ihre finanziellen Angelegen-
heiten offen zu legen. Dies gilt beispielsweise hinsichtlich der Gehälter ihrer Präsi-
denten. Das Recht der Gewerkschaften, bestimmte Personen als Mitglieder nicht auf-
zunehmen oder auszuschließen, wurde eingeschränkt. Für das sogenannte „Check-
Off“, bei dem der Arbeitgeber den Mitgliedsbeitrag des Mitarbeiters selbständig an 
die Gewerkschaft überweist, ist seit 1993 mindestens alle drei Jahre die schriftliche 
Einwilligung des Arbeitnehmers obligatorisch. Disziplinierungsmaßnahmen für Ge-
werkschaftsmitglieder, die sich weigern, entsprechende Check-Off Abkommen zu 
unterzeichnen, sind verboten. Zudem sind die gewerkschaftlichen Sanktionsmög-
lichkeiten gegenüber organisierten Arbeitnehmern, die einer anderen Gewerkschaft 
als ihre Kollegen angehören, unterbunden worden. Die formellen Anforderungen bei 
der Durchführung von Arbeitskämpfen haben eine Spezifikation erfahren. So musste 
beispielsweise eine Gewerkschaft die Unternehmensleitung über diejenigen Arbeit-
nehmer informieren, die an einer Abstimmung über einen Streik sowie an dessen 
Durchführung teilnehmen wollten. Ein „Commissioner for Protection Against Un-
lawful Industrial Action“ wurde eingesetzt, um die Arbeitnehmer bei juristischen 
Auseinandersetzungen mit Gewerkschaften zu unterstützen (vgl. Bo-
wers/Brown/Gibbons 1993: 25 ff.). Eine nachträgliche Ergänzung zum Trade Union 
Reform and Employment Rights Act 1993 stellt sicher, dass Unternehmen ihre orga-
nisierten und nicht organisierten Mitarbeiter unterschiedlich behandeln dürfen. So 
besteht z.B. für das Management die Option, mit den beiden Belegschaftsgruppen 
verschiedene Arbeitsverträge abzuschließen. Hierdurch können Anreize dahingehend 
gesetzt werden, die Arbeitnehmer zu veranlassen, von kollektiven Verhandlungen 
Abstand zu nehmen und einzelvertraglich vereinbarte Konditionen zu akzeptieren 
(vgl. Dunn/Metcalf 1996: 71). 
Der unter der sogenannten „New Labour“-Regierung von Tony Blair erlassene 
„Employment Relations Act von 1999“ (ERA) hat die in den vorherigen Abschnitten 
erwähnten Gesetzesänderungen zum Teil relativiert und gleichzeitig das kollektive 
Arbeitsrecht in Großbritannien stärker reglementiert (vgl. Oxen-
bridge/Brown/Deakin/Pratten 2003: 315). Für den Fall, dass die Mehrzahl einer min-
destens 21 Arbeitnehmer umfassenden Belegschaft die Anerkennung einer unabhän-
gigen Gewerkschaft befürwortet, sieht der ERA einen gesetzlichen Anerkennungs-
prozess vor. Dadurch soll eine entsprechende freiwillige Vereinbarung zwischen den 
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Gewerkschaften und der Arbeitgeberseite gefördert werden. Kommt es zu keiner Ei-
nigung, entscheidet das „Central Arbitration Committee“ als letzte Instanz über die 
Unstimmigkeiten (vgl. Department of Trade and Industry 2000: 1). Durch den 
Employment Relations Act 1999 ist es somit möglich, das Management zur Aner-
kennung einer Gewerkschaft zu verpflichten. Eine weitere Intention, die mit diesem 
Gesetz verfolgt wird, ist eine Verbesserung der betrieblichen Partnerschaft zwischen 
den Gewerkschaften und der Betriebsleitung. Zudem sind aus gewerkschaftlicher 
Perspektive durch das ERA weitere Zugeständnisse erfolgt. So ist es den Arbeitneh-
mern erlaubt, einen Gewerkschaftsvertreter bei schwerwiegenden Beschwerde- und 
Disziplinarfällen als Begleitung mit in den Betrieb zu nehmen. Dieses gilt auch für 
Betriebe, die keine Gewerkschaften anerkannt haben (vgl. Oxenbrid-
ge/Brown/Deakin/Pratten 2003: 315 ff.). Der Schutz von Mitarbeitern, die an einer 
rechtmäßigen Arbeitskampfmaßnahme teilnehmen, ist ausgeweitet worden. Eine Ent-
lassung solcher Belegschaftsmitglieder vor Ablauf einer achtwöchigen Frist ist unzu-
lässig und nach dieser Zeit nur erlaubt, falls der Arbeitgeber alle zur Einigung not-
wendigen Schritte veranlasst. Die Verpflichtung für Gewerkschaften, die Namen der-
jenigen Mitglieder offen zu legen, die über einen Streik abstimmen oder an diesem 
teilnehmen sollen, wurde aufgehoben. Auch ist den Gerichten ein größerer Spielraum 
gewährt worden, eine fehlerhafte Abstimmungsorganisation vor Arbeitskämpfen au-
ßer Acht zu lassen. Die Stellen des Commissioner for the Rights of Trade Union 
Members und des Commisioner for Protection against Unlawful Industrial Action 
wurden abgeschafft. Das ERA institutionalisierte als Entscheidungsinstanz bei Dis-
puten zwischen Gewerkschaften und ihren Mitgliedern den sogenannten „Certificati-
on Officer“. Seine Befugnisse erstrecken sich auf viele Bereiche, in denen vorher der 
Commissioner for the Rights of Trade Union Members als Unterstützung fungierte 
(vgl. Department of Trade and Industry 2000: 2 ff.).  
Durch die im Januar 2000 in Kraft getretene Verordnung „Transnational Information 
and Consultation of Employees Regulations“ wurde in Großbritannien das Gesetz 
über Europäische Betriebsräte wirksam (vgl. Department of Trade and Industry 
2003b). 2002 wurde vom Rat der Europäischen Union und vom Europäischen Par-
lament eine Direktive für Unternehmen mit mindestens 50 Mitarbeitern40 angenom-
men, welche die Informations- und Konsultationsrechte der Arbeitnehmervertretun-
gen in den EU-Staaten ausweitet. Die diesbezüglichen Rechte sind beispielsweise 
hinsichtlich der ökonomischen Situation des Betriebes und der Beschäftigungserwar-
tung erneuert worden. Der britischen Regierung wurde nach der Verabschiedung der 
Direktive drei Jahre Zeit gewährt, um mit der Umsetzung zu beginnen (vgl. Depart-
ment of Trade and Industry 2003a). 
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 Lediglich ein Prozent der Betriebe im Vereinigten Königreich überschreitet die Zahl von 50 Mitarbeitern. 75 Prozent 
der abhängig Erwerbstätigen sind in Betrieben bis 50 Mitarbeiter beschäftigt (vgl. Department of Trade and Industry 
2003a). 
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Mit dem Employment Act aus dem Jahre 2002 verfolgt die britische Regierung u.a. 
das Ziel, die Personalentwicklung in den Betrieben zu fördern. Zu diesem Zweck 
konstituiert das Gesetz eine neue Regelung, die gewerkschaftlichen Repräsentanten 
für Weiterbildungsmaßnahmen eine ausreichende Freistellung von der Arbeit ge-
währleisten soll (vgl. Department of Trade and Industry o.J.c).  
Der Employment Relations Act von 2004 beinhaltet hauptsächlich Gesetze und Re-
gelungen des kollektiven Arbeitsrechtes und Gesetze und Regelungen für Gewerk-
schaften. Der Act basiert auf einer Untersuchung der britischen Regierung über die 
Wirkungsweise des Employment Relations Act 1999, dessen Kern – wie oben be-
schrieben – in der Konstituierung eines gesetzlich geregelten Ablaufes zur Anerken-
nung von Gewerkschaften als Tarifverhandlungspartner besteht. Neben einem positi-
ven Gesamtergebnis kam die Regierung zu dem Schluss, dass es eine Reihe an Ver-
besserungsmöglichkeiten hinsichtlich des Anerkennungsprozesses und des Gewerk-
schaftsrechts gibt. Das identifizierte Verbessungspotenzial wird im Act von 2004 
umgesetzt. Dieser umfasst z.B. eine klarere Abgrenzung der von der Anerkennung 
betroffenen Betriebseinheit oder eine deutlichere Definition zukünftiger Tarifver-
handlungsinhalte. Der Entlassungsschutz von gesetzlich legitimiert streikenden Ar-
beitnehmern wurde ausgeweitet und das Gesetz zur Durchführung von Arbeitneh-
merabstimmungen über Streiks wurde vereinfacht. Der Act beinhaltet zudem Maß-
nahmen, die die Einschüchterung von Arbeitnehmern durch das Management oder 
Gewerkschaften bei Abstimmungen über die betriebliche An- bzw. Aberkennung 
von Gewerkschaften verhindern sollen. Ebenfalls verabschiedet wurde eine ministe-
riale Vollmacht zur Gewährung von Geldern, um unabhängigen Gewerkschaften die 
Möglichkeit einzuräumen, ihre Strukturen zu modernisieren (vgl. o.V. 2004c).41 
2.2.3 Änderung weiterer Mitbestimmungsdeterminanten 
2.2.3.1 Gewerkschaftliche Anerkennung und Organisationsgrad 
Die Ergebnisse der Workplace Industrial Relations Surveys aus den Jahren 1980, 
1984 und 1990 sowie des nachfolgenden Workplace Employee Relations Surveys42 
aus dem Jahr 1998 geben einen Überblick über die Entwicklung der gewerkschaftli-
chen Durchdringung britischer Betriebe.43 Laut WIRS-/WERS-Schätzungen stieg 
zwischen 1980 und 1984 der Anteil der Betriebe, die eine Gewerkschaft offiziell an-
                                                 
41
 Für eine Übersicht über weitere Änderungen des britischen und europäischen Arbeitsrechts, die seit dem Amtsantritt 
der Blairschen Labour Regierung im Jahre 1997 in Kraft getreten sind, siehe Addison und Siebert (2002). 
42
 Für eine Erläuterung zu den WIRS- und WERS-Datensätzen siehe Kapitel V, 1.1. 
43
 Die Anzahl an britischen Gewerkschaften reduzierte sich zwischen 1980 und 2000 von 467 auf 226 (vgl. Department 
of Trade and Industry o.J.a). Die Ursachen für den Rückgang liegen in den sinkenden Mitgliederzahlen und in Fusio-
nen zwischen Gewerkschaften (vgl. Bland 1999: 344). Vor 1980 gab es teilweise noch wesentlich mehr als die er-
wähnten 467 Organisationen. So ließ sich ihre Anzahl 1950 auf 732 beziffern (vgl. Fröhlich/Schnabel 1990: 170). 
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erkannten, leicht von 64 auf 66 Prozent an. Bis 1990 und 1998 sank dieser Anteil 
jedoch auf 53 Prozent bzw. 42 Prozent. Bezieht man die in den WIRS-Umfragen 
ausgeklammerten Betriebe mit weniger als 25 Arbeitnehmern mit ein, so lag bereits 
1990 die Anerkennungsquote bei unter 50 Prozent Im Zeitraum zwischen 1980 und 
1998 fielen die entsprechenden Werte in Betrieben des öffentlichen Sektors sowie 
des privaten Industrie- bzw. Dienstleistungssektors von 94 auf 87, von 65 auf 29 
bzw. von 41 auf 23 Prozent (vgl. Dunn/Metcalf 1996: 80 f., Millward/Bryson/Forth 
2000: 96 f.).44 
Die skizzierte allgemeine Verringerung gewerkschaftlicher Präsenz im Zeitraum zwi-
schen 1990 und 1998 ist nicht auf eine Reduktion der Gesamtanzahl an Betrieben 
zurückzuführen. Als ursächlich ist vielmehr anzusehen, dass die neu gegründeten 
Betriebe weniger gewerkschaftlich gebunden sind als diejenigen Wirtschaftseinhei-
ten, die in dieser Zeit aus dem Wettbewerb ausschieden. Als mögliche Gründe für die 
geringere Gewerkschaftsanerkennung lassen sich eine veränderte Firmenpolitik, ein 
sinkender Organisationsgrad innerhalb der Belegschaft und eine verminderte Aktivi-
tät der Gewerkschaften nennen (vgl. Millward/Bryson/Forth 2000: 84 ff.).  
In den letzten Jahren ist jedoch ein gegenläufiger Trend zu beobachten. Die Anfänge 
dieser Entwicklung zeichneten sich bereits 1995 ab. Zu diesem Zeitpunkt war es be-
reits wahrscheinlich, dass die sich traditionell der Arbeiterseite verbunden fühlende 
Labour Partei von Tony Blair die nächsten Wahlen gewinnen und ein Gesetz einfüh-
ren würde, dass zur Anerkennung von Gewerkschaften verpflichtet, wenn eine ent-
sprechende Anerkennung durch die Mehrheit der Belegschaft befürwortet wird.45 Die 
öffentliche Diskussion über dieses Thema verstärkte sich und die Gewerkschaften 
bereiteten eine Vielzahl an Maßnahmen vor, die den Grad ihrer betrieblichen Aner-
kennung verstärken sollten. In den letzten Jahren kam es zu einer Vielzahl von An-
erkennungsverträgen zwischen Betrieben und Gewerkschaften (vgl. Gall 2004).  
Laut jährlichen Berichten des Certification Officers sank zwischen 1980 und 1990 
die Anzahl der Gewerkschaftsmitglieder von 12,6 auf 9,8 Millionen Menschen.46 
Dieser Abwärtstrend setzte sich bis 2000 um weitere zwei Millionen  
 
                                                 
44
 Hinsichtlich der arbeitgeberseitigen Aberkennung von Gewerkschaften gibt es eine Reihe an Umfragen. Aufgrund 
einer Stichprobe von 279 Unternehmen quantifizieren Gregg und Machin (1991: 606) die Aberkennungsquote für den 
Zeitraum von 1984 bis 1988 mit 17 Prozent. Basierend auf einer Umfrage von 558 Unternehmen kommen Gregg und 
Yates (1991) zu dem Ergebnis, dass der Anteil derjenigen Firmen, die eine Gewerkschaft zwischen 1984 und 1990 
aberkannten, bei 13 Prozent liegt. Aus dem dritten WIRS von 1990 lässt sich folgern, dass es zwischen 1984 und 
1990 in 20 Prozent aller Betriebe zu einem Wegfall der Anerkennung von Gewerkschaften kam, wobei lediglich in 
neun Prozent aller Betriebe eine direkte Rücknahme der Anerkennung durch das Management erfolgte (vgl. Millward 
et al. 1992: 75). 
45
 Hierbei handelt es sich um den 1999 in Kraft getretenen Employment Relations Act. 
46
 Seit 1979 war in 18 aufeinanderfolgenden Jahren ein Rückgang zu verzeichnen (vgl. Bland 1999: 343). Dieser nahezu 
zwei Dekaden andauernde Rückgang von fünf Millionen Mitgliedern war der längste und tiefgreifendste in der briti-
schen Geschichte (vgl. Metcalf 2001, ähnlich auch Blanchflower/Oswald 1988: 1 ff.). 
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Erwerbspersonen fort (vgl. Department of Trade and Industry o.J.a).47 Seit 1994 ist 
allgemein eine Stabilisierung der Mitgliederzahlen erkennbar (vgl. Sneade 2001: 
434).48 
Nach Schätzungen mit den WIRS-/WERS-Daten gehörten 1980 65 Prozent der briti-
schen Arbeitnehmer einer Gewerkschaft an. 1984 betrug der Organisationsgrad 58, 
1990 47 und 1998 36 Prozent und sank somit kontinuierlich (vgl. Abbildung III.8). 
Von dieser Abwärtsentwicklung sind sowohl der private als auch der staatliche Wirt-
schaftssektor erfasst. Für ersteren lässt sich dieses durch einen Rückgang von 56 
Prozent im Jahre 1980 auf 26 Prozent 1998 beziffern. Die dementsprechenden Werte 
für die staatlichen Betriebe lagen 1980 und 1998 bei 84 bzw. 57 Prozent (vgl. Mill-
ward/Bryson/Forth 2000: 87 f.).49 
                                                 
47
 Schätzungen auf der Basis des „Labour Force Surveys“ (LSF) kommen zu etwas anderen Ergebnissen. So betrug laut 
dieser Erhebung die Anzahl der Gewerkschaftsmitglieder im Jahr 1990 8,8 Millionen und verringerte sich im an-
schließenden Jahrzehnt auf 7,4 Millionen. 2002 lag der Wert bei 7,3 Millionen (vgl. Department of Trade and In-
dustry o.J.b). Die divergierenden Ergebnisse entstehen aufgrund der verschiedenen Grundgesamtheiten beider Umfra-
gen. Die Mitgliederzahlen des Certification Officers beinhalten im Gegensatz zu denen des LSF auch Arbeitslose, 
Rentner und Menschen ohne ständigen Wohnsitz im Vereinigten Königreich (vgl. Bland 1999: 343 f.). Einen Über-
blick über die Entwicklung der gewerkschaftlichen Mitgliedszahlen im Zeitraum zwischen 1979 und 1989 gibt auch 
Roberts (1989: 69 f.).  
48
 1999 ließ sich sogar ein Mitgliederzuwachs von 100.000 Arbeitnehmern verzeichnen (vgl. Metcalf 2001). Schätzun-
gen zufolge könnte der im ERA 1999 geregelte Anerkennungsmechanismus zu einer Million neuen Gewerkschafts-
mitgliedern führen (vgl. Minford und Haldenby 1999). 
49
 Brown, Deakin und Ryan (1997: 74) kommen in ihren Forschungen zu dem Ergebnis, dass zwischen 1980 und 1995 
der gewerkschaftliche Organisationsgrad im Vereinigten Königreich von 50 auf 32 Prozent abnahm. 
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Quelle: Millward/Bryson/Forth (2000: 87) 
Die Gründe für den sinkenden Organisationsgrad werden kontrovers diskutiert. 
Freeman und Pelletier (1990) führen den abnehmenden Organisationsgrad auf die 
gesetzlichen Änderungen der Thatcher-Regierung zurück.51 Metcalf (1989b, zitiert 
nach Disney 1990: 166) identifiziert hingegen fünf interagierende Faktoren als 
Grund für den abnehmenden gewerkschaftlichen Organisationsgrad. Dabei handelt 
es sich um allgemeine volkswirtschaftliche Faktoren, die Entwicklung des Arbeits-
marktes, die Gesetzgebung, die Arbeitgeberreaktion in Form von An- und Aberken-
nung von Gewerkschaften und das Verhalten der Gewerkschaften. Towers (1989) 
attestiert den Thatcherschen Gewerkschaftsreformen zwar ebenfalls einen Einfluss 
auf den abnehmenden Organisationsgrad, hält jedoch für wesentlich entscheidender, 
dass sich die britische Beschäftigung von organisierten zu nicht organisierten Wirt-
schaftsbereichen und Arbeitnehmern verschoben hat. So ist der Anteil an traditionell 
wenig organisierten weiblichen Arbeitskräften und Zeitarbeitnehmern gestiegen. Als 
Beispiel für den letztgenannten Punkt kann auf das Schrumpfen des traditionell rela-
tiv stark organisierten Industriebereichs und das Wachstum des weniger  
 
                                                 
50
 Aufgrund der Ergebnisse des Labour Force Surveys lässt sich der gewerkschaftliche Organisationsgrad leicht diffe-
renziert darstellen. Für die Jahre 1990, 2000 und 2002 lag er bei 34, 27 und 26 Prozent. Die erst ab 1993 durch den 
Labour Force Survey jährlich separat erhobenen Daten für die Privatwirtschaft und den öffentlichen Sektor zeigen e-
benfalls eine abnehmende Entwicklung für beide Segmente auf. Der gewerkschaftliche Organisationsgrad in den 
Staatsbetrieben sank zwischen 1993 und 2000 von 64 auf 60 Prozent und nahm im entsprechenden Zeitabschnitt in 
der freien Wirtschaft von 24 auf 19 Prozent ab (vgl. Department of Trade and Industry o.J.b). 
51
 Ähnlich argumentieren Addison und Belfield (2003: 11). 
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organisierten Dienstleistungsbereiches verwiesen werden.52 
2.2.3.2 Multi-Unionism und Tarifverhandlungen 
Hinsichtlich des Multi-Unionism ließ sich in den 80er Jahren kaum eine Verände-
rung beobachten. Im sich anschließenden Jahrzehnt zeigte sich jedoch ein rückläufi-
ger Trend. Der Anteil der Unternehmen, die mehr als eine Gewerkschaft anerkannt 
hatten, nahm im Zeitraum zwischen 1990 und 1998 von 64 auf 57 Prozent ab. Diese 
Verringerung trat im öffentlichen Sektor am stärksten auf. Die durchschnittliche An-
zahl der in den öffentlichen Betrieben anerkannten Gewerkschaften sank von 3,9 im 
Jahre 1990 auf 3,2 acht Jahre später. Für denselben Zeitraum liegen die Werte in der 
Privatwirtschaft bei 1,7 und 1,5 (vgl. Millward/Bryson/Forth 2000: 199 ff.). 
Kollektive Tarifverhandlungen waren in Großbritannien immer eher dezentral orga-
nisiert.53 Nach der Wahl Margaret Thatchers im Jahre 1979 hat sich dieses Muster 
noch weiter verstärkt (vgl. Wergin 2002: 2 f.). Die Verbreitung von Tarifverträgen 
hat sich seit dem Ende der 70er um die Hälfte reduziert, wobei auch die Verhand-
lungsinhalte und der gewerkschaftliche Einfluss auf die Abkommen beschränkt wur-
den (vgl. Oxenbridge/Brown/Deakin/Pratten 2003: 315). Die Abkehr von Tarifab-
kommen wurde zum einen durch Initiativen der Arbeitgeberseite und zum anderen 
durch die Gesetzgebung der Regierung Thatcher induziert. So war in den 80er Jahren 
in Großbritannien ein starker Trend zu einer direkten Einbeziehung der Arbeitneh-
mer zu beobachten (vgl. Hyman/Mason 1995: 120).54 
Laut WIRS- und WERS-Daten waren 1984 71 Prozent der abhängig Erwerbstätigen 
im Wirkungsbereich eines Tarifvertrages beschäftigt. 1990 ließ sich dieser Anteil mit 
54 und 1998 mit 41 Prozent beziffern. Unter Berücksichtigung der in den WIRS-
Schätzungen außer Acht gelassenen Betriebe mit einer Belegschaft unter 25 Perso-
                                                 
52
 Abweichend hierzu führt Disney als primären Grund für den abnehmenden Organisationsgrad den Konjunkturzyklus 
an (vgl. Disney 1990). Weitere Erklärungsansätze fokussieren den im Verlauf dieser Arbeit noch genauer darzulegen-
den Rückgang an Closed Shops, die abnehmende Förderung von Gewerkschaftsmitgliedschaften durch die Arbeitge-
ber und das verminderte Arbeitnehmerinteresse, sich zu organisieren (vgl. Millward/Bryson/Forth 2000: 89). Darüber 
hinaus erstreckt sich die Argumentation hinsichtlich möglicher Gründe für den zurückgehenden Organisationsgrad auf 
das Sinken der Inflationsrate und der relativ starken Zunahme der britischen Reallöhne. Hierdurch verlieren die Ge-
werkschaften die Funktion, das Gehalt und somit den Lebensstandard ihrer Mitglieder zu sichern und folglich ihre 
Anreizwirkung auf nicht organisierte Arbeitnehmer. Auch ein generell verändertes politisches Klima sowie die kriti-
sche und selbstbewusste Position der Regierung Thatcher stellen mögliche Ursachen für die rückläufige Entwicklung 
dar (vgl. Fröhlich/Schnabel 1990: 204 ff.). Zudem lassen sich die veränderten Arbeitsbedingungen und die verringer-
ten gewerkschaftlichen Verhandlungsmöglichkeiten in neuen Betrieben als weitere Gründe für den sinkenden Organi-
sationsgrad anführen (vgl. Brown/Deakin/Ryan 1997: 74). 
53
 Fröhlich und Schnabel (1990: 215 ff.) weisen den dezentralen Tarifverhandlungen in Großbritannien einen positiven 
Effekt hinsichtlich der unternehmerischen Flexibilität zu. 
54
 Der Trend zu dezentralisierten Tarifverhandlungen zeigte sich auch an der abnehmenden Vertretungsquote der pri-
vatwirtschaftlichen Arbeitgeberverbände. So sank der Anteil derjenigen Unternehmen, die in einem Arbeitgeberver-
band organisiert waren, zwischen 1980 und 1990 von 25 auf 13 Prozent. Darüber hinaus reduzierte sich im gleichen 
Jahrzehnt der Anteil an Tarifabkommen, die zwischen Gewerkschaften und mehreren Betrieben geschlossen wurden, 
von 27 auf 16 Prozent (vgl. Dunn/Metcalf 1996: 82 f.). 
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nen ist der Wert bereits für 1990 auf unter 50 Prozent zu quantifizieren (vgl. 
Dunn/Metcalf 1996: 81, Cully et al. 1999: 242).55 Für 2000 beziffert der Labour 
Force Survey die Anzahl der Arbeitnehmer, deren Entlohnung direkt durch ein Tarif-
abkommen beeinflusst wird, auf 8,6 Millionen. Das entspricht 35,9 Prozent aller Be-
schäftigten in Großbritannien (vgl. Sneade 2001: 438 ff.). 
2.2.3.3 Closed Shops und Streiks 
1980 hatten 23 Prozent aller britischen Betriebe einen Closed Shop. Diese Anzahl 
verringerte sich auf vier Prozent 1990 und auf ein Prozent 1998. Bei letzteren han-
delt es sich aufgrund des gesetzlichen Verbotes um inoffizielle Institutionen (vgl.  
Millward/Bryson/Forth 2000: 89). Dieser Rückgang hat seine primäre Ursache in 
den konjunkturellen und strukturellen Veränderungen der britischen Industrie. In 
diesen Kontext fallen die Schließung großer Industriebetriebe, die Rücknahme von 
Closed Shop-Vereinbarungen durch das Management in Großunternehmen und die 
britische Gesetzgebung der 80er und 90er Jahre, die den Wirkungsbereich des Clo-
sed Shops sukzessiv einschränkte (vgl. Metcalf 1989a: 24).  
Im Vergleich zu den 70er Jahren fanden im Zeitraum von 1980 bis 1984 um mehr als 
50 Prozent weniger Streiks statt, wobei die Anzahl der daran beteiligten Arbeitneh-
mer um mehr als ein Drittel sank (vgl. Fröhlich/Schnabel 1990: 192).56 Tabelle III.8 
veranschaulicht die Streikentwicklung in den 80er und 90er Jahren57:  
Tabelle III.8: Streikentwicklung zwischen 1980 und 1998 
1980 1984 1990 1998
10.69% 15.27% 10.84% 0.99%
 
Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit den WIRS-/WERS-Daten (gepoolte Querschnittsdaten) 
Gaben 1980 noch 10,7 Prozent der britischen Betriebe an, in den letzten zwölf Mo-
naten von mindestens einem Streik betroffen gewesen zu sein, so nahm dieser Wert 
bis 1998 insgesamt stark ab. Nach einem Anstieg um knapp fünf Prozentpunkte bis 
1984 fiel der Anteil kontinuierlich, allein zwischen 1990 und 1998 um fast zehn Pro-
zentpunkte. 
                                                 
55
 1990 galten für zehn Prozent der britischen Arbeitnehmer industrieweite Tarifabkommen. Zehn Jahre zuvor lag der 
Wert bei 30 Prozent (vgl. Brown/ Deakin/Ryan 1997: 69). 
56
 Die Gewerkschaften zogen aus den neuen Gesetzen insofern einen Nutzen, als dass sie und ihre Aktionen seitdem 
durch ihre Mitglieder demokratisch legitimiert werden müssen. Hierdurch stieg die öffentliche Akzeptanz der Ge-
werkschaften sowie ihrer Maßnahmen (vgl. Fröhlich/Schnabel 1990: 194 f.). 
57
 Seit dem Regierungsantritt von Margaret Thatcher im Jahr 1979 war die jährliche Anzahl an Streiks von über 2000 
auf 200 in den 90er Jahren gesunken. Waren 1979 noch 4,61 Millionen Arbeitnehmer in Streiks involviert, so sank 
die Zahl in den 90ern auf 174.000 (vgl Addison/Siebert 2002: 11). 
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2.2.3.4 Joint Consultation Committees 
Wie Abbildung III.9 zeigt, nahm die Verbreitung von Joint Consultation Committees 
(vgl. Definition in Abschnitt III, 2.1.2) in den 80er Jahren ab. Die Reduktion vollzog 
sich primär in der zweiten Hälfte der Dekade. 1980 und 1984 war in 34 Prozent aller 
britischen Betriebe ein JCC institutionalisiert. Dieser Anteil sank bis 1990 auf 29 
Prozent und blieb dann bis 1998 konstant (vgl. Millward/Bryson/Forth 2000: 83 ff., 
bestätigt durch eigene Berechnungen).58 
Nach eigenen, gewichteten Berechnungen mit WIRS- und WERS-Daten war der In-
dustriesektor besonders vom JCC-Rückgang betroffen. Der Anteil der Industriebe-
triebe mit JCC ging zwischen 1984 und 1990 von knapp 30 auf etwas mehr als 21 
Prozent zurück.  
 
Im tertiären Sektor war eine Abnahme von 36 auf 31 Prozent zu beobachten.59 









Quelle: Millward/Bryson/Forth (2000: 108 f., bestätigt durch eigene, gewichtete Berechnungen mit WIRS-/WERS-
Daten) 
                                                 
58
 Eigene Schätzungen mit den WIRS-/WERS-Daten bezüglich des JCC-Einflusses zeigen für den Zeitraum zwischen 
1990 und 1998 ein nahezu unverändertes Bild. In beiden Jahren charakterisieren etwas mehr als 32 Prozent der Ma-
nager das in ihrem Betrieb agierende JCC als sehr einflussreich. Die stärkste Veränderung ist für einflussreiche JCCs 
zu verzeichnen. Zwischen 1990 und 1998 nimmt ihr Anteil von knapp 49 auf fast 54 Prozent zu. Der Anteil nicht sehr 
oder überhaupt nicht einflussreicher JCCs sinkt von über 16 auf 13 Prozent bzw. von 2,5 auf weniger als ein Prozent. 
59
 Prozentual gesehen erfolgte der Rückgang nahezu gleichermaßen im gewerkschaftlich organisierten und nicht organi-
sierten Bereich. Hatten 1984 noch 41 Prozent aller organisierten Betriebe ein JCC, so fiel dieser Wert bis 1990 auf 37 
Prozent. Der Rückgang in nicht organisierten Betrieben vollzog sich von 21 auf 19 Prozent (vgl. Metcalf 1993: 9). 
Eigene Schätzungen zeigen, dass sich auch zwischen den verschiedenen Betriebsgrößenklassen keine hervorstechen-
den Unterschiede bezüglich der abnehmenden JCC-Verbreitung abzeichnen. 
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Das Zusammenspiel von Joint Consultation Committees („JCC“) und wenigstens ei-
ner als Verhandlungspartner anerkannten Gewerkschaft („Union“) wird in Tabelle 
III.9 dokumentiert.60 Augenscheinlich ist wiederum die starke Abnahme bezüglich 
der gewerkschaftlichen Anerkennung. 1980 waren Betriebe mit wenigstens einer an-
erkannten Gewerkschaft und keinem JCC die zahlenmäßig stärkste Gruppe. 1998 
zeigte sich ein verändertes Bild. Im „mitbestimmungsfreien“ Raum agierende Unter-
nehmen, d.h. Unternehmen ohne JCC und ohne offiziell Einfluss nehmende Gewerk-
schaften, wiesen die größte Verbreitung auf.  
Tabelle III.9: Zusammenwirken von JCCs und Gewerkschaften 
1980 no yes 1980-98 no yes
no 28.82% 37.41% no 16.33% -11.27%





















Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit WIRS-/WERS-Daten (gepoolte Querschnittsdaten) 
Insgesamt ist in den britischen Betrieben eine Entwicklung von einer repräsentativen 
Belegschaftsvertretung hin zu einer stärkeren direkten Einflussnahme der Mitarbeiter 
zu beobachten, beispielsweise in Form von Arbeitsgruppen (vgl. Mill-
ward/Bryson/Forth 2000: 126 ff.). 
                                                 
60
 Es lässt sich allgemein beobachten, dass in Betrieben, die eine oder mehrere Gewerkschaften anerkennen, häufiger 
alternative Formen von Belegschaftsvertretungen, wie JCCs und Works Councils, auftreten als in solchen ohne eine 
Anerkennungsvereinbarung (vgl. Millward/Bryson/Forth 2000: 108 ff.). 
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IV Diskussion der Mitbestimmung 
„If codetermination1 is beneficial to both stockholders and labor, why do we need 
laws which force firms to engage in it? Surely, they would do so voluntarily. The fact 
that stockholders must be forced by law to accept codetermination is the best evi-
dence we have that they are adversely affected by it“ (Jensen/Meckling 1979: 474). 
Jensen und Meckling sprechen mit obiger Aussage die beiden Kernfragen der Mitbe-
stimmungsdiskussion an, nämlich die nach der Effizienz von Mitbestimmung und 
der Notwendigkeit ihrer gesetzlichen Regelung (vgl. Junkes und Sadowski 1999: 
56). Diese beiden Fragestellungen sollen im Folgenden theoretisch erörtert werden. 
1 Ökonomische Effizienz von Mitbestimmungsinstitutionen 
1.1 Effizienzmodelle 
1.1.1 Preistheoretische Vorbemerkungen 
Durch die Monopolisierung der Arbeitnehmerinteressen haben die Gewerkschaften 
bei Lohn- und Gehaltsverhandlungen eine besonders starke Machtposition inne. Die-
se verleiht ihnen beispielsweise die Möglichkeit zur Androhung von Streiks. Aus 
dieser Position heraus sind die Gewerkschaften in der Lage, die Entlohnung über das 
Wettbewerbsniveau hinaus zu erhöhen (vgl. FitzRoy/Kraft 1987a: 177, Addi-
son/Genosko/Hirsch 1990: 24 f.). Die Erhöhung der Löhne und Gehälter bewirkt ei-
ne Verteuerung des Faktors Arbeit. Die preistheoretischen Anpassungsmaßnahmen 
der Unternehmensleitung bestehen aus einer Substitution der teuren gewerkschaftlich 
organisierten Arbeitnehmer durch Kapital oder nichtorganisierte Mitarbeiter. Somit 
kommt es zu einer Fehlallokation der Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital (vgl. 
Frick 1997a: 52 f.). Nur in marktbeherrschenden und nicht dem Wettbewerb ausge-
setzten Unternehmen ist es für die Gewerkschaften möglich, Erträge abzuschöpfen, 
die nicht existenzgefährdend sind. Für Unternehmen, die auf Märkten mit vollständi-
ger Konkurrenz agieren, führt eine Lohnerhöhung über das Gleichgewichtsniveau zu 
einer Verteuerung der Produktionskosten über das Marktniveau. Das gefährdet die 
Existenz des Unternehmens und somit auch das Tätigkeitsfeld der Gewerkschaften 
(vgl. Freeman/Medoff 1984: 6 f.). Die Gewerkschaften gelten in diesem  
 
                                                 
1
 Der von Jensen und Meckling in ihrer Erörterung verwendete Begriff „codetermination“ bezieht sich auf die Unter-
nehmensmitbestimmung. Ihre Argumentation lässt sich aber analog auf die gesamte betriebliche und überbetriebliche 
Mitbestimmung übertragen. 
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Zusammenhang als „wohlfahrtsmindernde Kartelle“2 (Frick 1997a: 53, ähnlich Wal-
ter 1988). 
Eine alternative Erklärung, woher die abschöpfbaren Erträge stammen können, lie-
fert die sogenannte „Rent-Seeking“-Theorie. Die Gewerkschaften orientieren sich 
bei ihren Lohnverhandlungen an der Höhe des zukünftigen Unternehmenswertes. 
Dieser wird durch Investitionen – sowohl in materielle als auch in immaterielle Güter 
– erhöht. Bei Investitionen, deren Wiederverkaufswerte unter den Anschaffungskos-
ten liegen, ergeben sich für die Gewerkschaften Möglichkeiten zu opportunistischem 
Verhalten und zum Abschöpfen der arbeitgeberseitigen Quasi-Renten3. Die Unter-
nehmensleitung ist bei einer hohen Differenz zwischen Anschaffungs- und Wieder-
verkaufswert an das Investitionsgut gebunden und zudem auf die Arbeitnehmer an-
gewiesen, die das Investitionsgut bei ihrer Arbeit benutzen bzw. bedienen. Die durch 
den Gewerkschaftsopportunismus erhöhten Löhne liegen über dem Marktniveau und 
führen zu einer Reduktion der Erträge. Die Folge ist, dass unternehmenspolitisch 
sinnvolle Investitionen in physisches Kapital und in die Forschung und Entwicklung 
unterbleiben (vgl. Sadowski/Junkes/Lent 1997: 48, Addison/Genosko/Schnabel 
1988: 15 f., Mainusch 1992: 184 ff.).  
1.1.2 Wechselseitiger Abbau von Informationsasymmetrien durch Mitbestim-
mung 
Bezugnehmend auf die oben dargestellte preistheoretische Wirkung von Gewerk-
schaften sprechen Freeman und Medoff (1984: 5 f.) von den zwei Gesichtern der 
Gewerkschaften: 
„[...] unions have two faces, each of which leads to a different view of the institution: 
a monopoly face, associated with their monopolistic power to raise wages; and a col-
lective voice/institutional response face, associated with their representation of or-
ganized workers within enterprises.”4 
Weiterhin argumentieren Freeman und Medoff (1984), dass Gewerkschaften den Ar-
beitnehmern eine Artikulation („Voice“) ihrer kollektiven Interessen ermöglichen 
und somit die Kommunikation zwischen Betriebsleitung und Belegschaftsseite  
 
                                                 
2
 Als Kartell wird eine kollektive Zusammenarbeit verstanden, durch die der Preis der anzubietenden Ware bzw. Dienst-
leistung angehoben wird, mit dem Ziel den gemeinsamen Profit zu steigern (vgl. Dick 1998: 206). Adam Smith 1937 
[1776]: 128) sagt in diesem Kontext, dass „people of the same trade seldom meet together, even for merriment and di-
version, but the conversation ends in a conspiracy against the public, or in some contrivance to raise prices.“ 
3
 Die Quasi-Rente besteht aus der Differenz eines Investitionswertes in seiner momentanen Verwendung und seines 
Wertes in der nächstbesten Verwendung (vgl. Kräkel 1999: 11). 
4
 Freeman (1976: 365) führt zudem ein Reihe weiterer Kosten an, die durch (Betriebs-)Gewerkschaften entstehen. Er 
verweist beispielsweise auf Wohlfahrtsverluste, wenn Regierung, Management und Arbeitnehmer ihren Fokus nicht auf 
die betriebliche Produktivität, sondern auf die Tarifverhandlungen richten. 
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verbessern.5 Ohne eine solche Möglichkeit hat ein Arbeitnehmer bei Unzufriedenheit 
nur die Option, den Betrieb zu verlassen („Exit“).6 Hierbei kann es sich neben einer 
Kündigung im üblichen Sinn auch um eine „innere“ Kündigung handeln, bei der der 
Mitarbeiter seinen Arbeitplatz zwar behält, seine Leistungsbereitschaft jedoch stark 
sinkt. Diese Beschränkung auf die „Exit“-Option als nahezu ausschließliche Alterna-
tive begründet sich darin, dass der einzelne Mitarbeiter bei kritischen Äußerungen 
Sanktionen des Managements zu befürchten hat. Auch die Tatsache, dass die Ar-
beitsbedingungen ein öffentliches Gut – d.h. ein von allen Mitarbeitern „genutztes“ 
Gut – darstellen, verringert den Anreiz für die einzelnen Belegschaftsmitglieder, sich 
für eine Verbesserung desselbigen einzusetzen. Ein Eintreten für das Gut zieht even-
tuell arbeitgeberseitige Sanktionen nur für den betreffenden Arbeitnehmer nach sich. 
Die verbesserten Arbeitsbedingungen kommen jedoch nicht nur ihm, sondern auch 
seinen Kollegen zugute. Zudem wird ein Mitarbeiter seine Präferenzen selbst nicht 
offenbaren, wenn er das öffentliche Gut durch die Anstrengungen anderer kostenlos 
erhalten kann.  
Eine institutionalisierte Vertretung seiner Interessen gibt dem Mitarbeiter die Option, 
seine Kritik nicht direkt mit der Unternehmensleitung diskutieren zu müssen. Die 
Auseinandersetzung erfolgt zwischen der betrieblichen Arbeitnehmervertretung und 
der Betriebsleitung. Dabei dürfte die arbeitgeberseitige Akzeptanz von Konflikten 
mit einer u.a. zu diesem Zweck konstituierten Institution größer sein als mit einem 
einzelnen Mitarbeiter (vgl. Dilger 2002: 70). Arbeitnehmer haben durch die Einrich-
tung einer entsprechenden Interessenvertretung eine Alternative zum Verlassen des 
Unternehmens bei Unzufriedenheit. Sie können ihre Situation selbst beeinflussen. 
Als Folge davon verbessern sich die Arbeitsbedingungen und bei der Bestimmung 
der Gehälter werden die Wünsche der Arbeitnehmer stärker berücksichtigt. Hier-
durch sollte sich die Arbeitsmotivation der Belegschaft und das Betriebsklima 
verbessern. Durch eine Alternative zum Verlassen des Betriebes und durch einen 
besseren Schutz vor der Willkür des Managements wird die Beschäftigungsdauer der 
Mitarbeiter nachhaltig erhöht. Den abnehmenden Fluktuations- und Trainingskosten 
stehen dabei steigende Investitionen in betriebsspezifisches Humankapital gegenüber 
(vgl. dazu auch Addison/Genosko/Hirsch 1990: 202 f., Dilger 2002: 68 f., Freeman 
1976 und 1980 sowie Frick 1997a: 54 ff.). 
Ein Abbau an Informationsasymmetrien erfolgt zudem hinsichtlich der innerbetrieb-
lichen Arbeitsabläufe. Das Management erhält Informationen von den Mitarbeitern, 
die ihm ohne Arbeitnehmervertretung verwehrt geblieben wären. Dies bewirkt eine 
                                                 
5
 Zu den im Folgenden erörterten positiven Mitbestimmungseffekten siehe auch Rogers/Streeck (1995) sowie Streeck 
(1995). 
6
 Diese sogenannte „Collective-Voice“-Theorie von Freeman und Medoff (1984) hat ihren Ursprung in Hirschmans 
(1970) „Exit-Voice“-Ansatz. Letzterer ist eine Erweiterung zur Theorie der vollkommenen Konkurrenz und wurde von 
Freeman und Medoff auf den Arbeitsmarkt übertragen (vgl. Mainusch 1992: 17 ff.). 
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Produktivitäts7- und Effizienzsteigerung für den Betrieb (vgl. Frick 1997a: 55 f.). 
Eine Kommunikationsverbesserung ist nicht nur von der Arbeitnehmer- zur Arbeit-
geberseite, sondern auch in die umgekehrte Richtung zu erwarten. Der betrieblichen 
Arbeitnehmervertretung kommt die Aufgabe zu, Informationen des Managements zu 
überprüfen. Die einmalige Überprüfung durch eine betriebliche Interessenvertretung 
ist zudem günstiger als eine Verifizierung durch jeden einzelnen Mitarbeiter (vgl. 
Dilger 2002: 70 f.).  
Die primär aus dem angelsächsischen Raum stammenden Theorien und in diesem 
Abschnitt diskutierten Ansätze richten ihr Augenmerk auf (Betriebs-) Gewerkschaf-
ten, die die betrieblichen Interessen der Arbeitnehmer wahrnehmen. Aufgrund seiner 
gegenüber Gewerkschaften stärkeren Einbindung in den Betrieb ist der Betriebsrat 
die prägende Institution in Deutschland, die zu einem Abbau von Informationsa-
symmetrien führt. Dieses begründet sich hauptsächlich durch die oben erwähnte 
„Kooperationsmaxime“. Zusammen mit der absoluten ständigen Friedenspflicht soll 
sie eine friedliche Zusammenarbeit zwischen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberseite 
sicherstellen (vgl. Frick 1997a: 76 f.). In Großbritannien sind es primär die (Betriebs-
) Gewerkschaften und in abgeschwächter Form die JCCs, die die Interessen der Ar-
beitnehmer vertreten. 
1.1.3 Gewährleistung effizienzsteigernder Entlohnungspfade 
Hinsichtlich der Arbeitnehmerleistung besteht zwischen Arbeitgeber und Beleg-
schaftsmitglied eine Prinzipal-Agenten-Beziehung8, da das Management (Prinzipal) 
                                                 
7
 Die antizipierten Produktivitätseffekte sind von technischen und organisatorischen Gegebenheiten des Unternehmens 
abhängig. Für diese Gegebenheiten bietet Leibensteins Theorie der „X-Effizienz“ ein Erklärungsmuster. Leibenstein 
betrachtet die Unterschiedlichkeit des Outputs bei gegebenem Input trotz Wettbewerbsbedingungen. Dabei wird „X-
Ineffizienz“, d.h. ein geringes Output-Input-Verhältnis, in Unternehmen mit unvollständigen Arbeitsverträgen bzw. mit 
unvollständig spezifizierten Produktionsfunktionen sowie bei Vorliegen von eingeschränktem und von unterschiedli-
chen Gegebenheiten abhängigem Inputhandel und bei Abhängigkeit von der Mitarbeitermotivation vermutet. Diesbe-
züglich können eine oder mehrere der genannten Restriktionen zutreffen. Eine Institution im Sinne der Theorie von 
Freeman und Medoff (1984) kann zur Reduzierung dieser Problematik beitragen. Eine kollektive Interessenvertretung 
der Arbeitnehmer kann beispielsweise die Probleme bei der Aushandlung und Einhaltung von unvollständig spezifi-
zierten Arbeitsverträgen reduzieren. So kann u.a. nachvertraglicher Arbeitgeberopportunismus vermieden werden. Al-
lerdings gehen Sadowski, Junkes und Lent davon aus, dass betriebsratsinduzierte Produktivitätssteigerungen nur bei 
Vorliegen einer starken „X-Ineffizienz“ auftreten (vgl. Mainusch 1992: 103 f. und Sadowski/Junkes/Lent 1997: 73 ff.). 
8
 Der Prinzipal-Agenten-Ansatz hat Organisationsprobleme zum Inhalt, die auf asymmetrisch verteilte Informationen 
zurückzuführen sind. Wenn der Agent gegenüber dem Prinzipal einen Informationsvorsprung hinsichtlich seiner eige-
nen Handlungsalternativen hat, spricht man von „hidden action“. Ein solche Situation liegt u.a. dann vor, wenn es der 
Betriebleistung nicht möglich ist, die Arbeitsleistung des einzelnen Arbeitnehmers zu validieren. Als „moral hazard“ 
wird jener nachvertragliche Opportunismus des Agenten bezeichnet, der aus dem Ausnutzen dieser Informationsa-
symmetrien folgt. Dieses opportunistische Verhalten kann sich z.B. im sogenannten „shirking“ („Drückebergerei“) äu-
ßern. „Hidden information“ sind Informationen bezüglich bestimmter Eigenschaften des Agenten oder entscheidungs-
relevanter Zustände, über die nur der Agent Kenntnis hat. Wird er durch seine Hidden Information zum Vertragsab-
schluss veranlasst und kommt der Prinzipal hierdurch zu Schaden, ergibt sich als Folgeproblem die sogenannte „adver-
se Selektion“ („Negativauslese“) (vgl. Kräkel 1999).  
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den Arbeitseinsatz des Mitarbeiters (Agent) nur schlecht messen kann.9 Zur Gewähr-
leistung einer produktiven Arbeitnehmerleistung stehen dem Management verschie-
dene monetäre Anreizsysteme zur Verfügung. Dabei handelt es sich u.a. um die Zah-
lung einer „Kaution“, die vom Arbeitnehmer bei seinem Eintritt in den Betrieb zu 
entrichten ist, und die er am Ende der vertragsgemäß erfüllten Arbeitsbeziehung 
wiederbekommt (vgl. Shapiro/Stiglitz 1984). Darüber hinaus kann von dem neuen 
Mitarbeiter der erste Lohn um die Zahlung einer „Eintrittsgebühr“10 vermindert wer-
den, die er ebenfalls bei Vertragserfüllung zurückerhält (vgl. Becker/Stigler 1974). 
Arbeitgeber werden annahmegemäß daran interessiert sein, den am Ende der Ar-
beitsbeziehung zurückzuzahlenden Betrag einzubehalten. Dieses kann beispielsweise 
durch die falsche Anschuldigung erfolgen, der Arbeitnehmer hätte seine vertragli-
chen Pflichten nicht erfüllt. Mitbestimmungsinstitutionen stellen in diesem Kontext 
eine Möglichkeit dar, die Arbeitnehmerinteressen zu vertreten und dem arbeitgeber-
seitigen Opportunismus entgegenzuwirken.  
Allerdings sind sowohl Kautionen als auch Eintrittsgebühren mit Defiziten und Er-
fordernissen verbunden, die dazu führen, dass sie in der Praxis keine Anwendung 
finden und eher eine theoretische Diskussionsgrundlage darstellen. Ihre Umsetzung 
setzt nämlich neben Risikoneutralität des Arbeitnehmers voraus, dass ein neu einge-
stellter Mitarbeiter entweder über ein einsetzbares Vermögen verfügt oder dass er 
den Betrag kreditfinanziert aufbringen kann. Somit ist die Existenz eines funktions-
fähigen Kapitalmarktes notwendig, der die Gewährung entsprechender Kredite si-
cherstellt (vgl. Frick 1997a: 129 f.).  
Als weitere Entlohnungsform zur Gewährleistung einer hohen Mitarbeitermotivation 
lässt sich die Senioritätsentlohnung nennen. Sie ist dadurch gekennzeichnet, dass ein 
Mitarbeiter mit länger andauernder Tätigkeit in einem Betrieb regelmäßig eine Ge-
haltserhöhung bekommt. Lazear (1979, 1981) argumentiert, dass Senioritätsentloh-
nung dann pareto-optimal ist, wenn der neu in einem Betrieb eingestellte Mitarbeiter 
unterhalb seines Wertgrenzproduktes (V) entlohnt wird und mit zunehmender Tätig-
keitsdauer die Bezahlung (W*) sukzessive soweit erhöht wird, dass der Arbeitneh-
mer ab t* oberhalb seines Wertgrenzproduktes entlohnt wird (vgl. Abbildung IV.1). 
                                                 
9
 Die im Folgenden vorgestellten Modelle beziehen sich ausschließlich auf die in der Wirtschaft vorherrschende Zeitent-
lohnung. Bei einer stückabhängigen Vergütungsform tritt die erwähnte Prinzipal-Agenten-Problematik nicht auf, da der 
Arbeitgeber anhand des Outputs die Leistung des Mitarbeiters beurteilen kann. Die Arbeitnehmer werden unter diesen 
Rahmenbedingungen stets die größtmögliche Arbeitsleistung erbringen. Dementsprechend besitzt die Stückentlohnung 
gegenüber der zeitabhängigen Variante substitutiven Charakter (vgl. Lazear 1979: 1277). 
10
 Um die erhoffte Anreizwirkung zu erhalten, ist ein aus dem ersten Gehalt des Arbeitnehmers zurückgelegter Betrag 
wahrscheinlich nicht ausreichend. Dieses hat zur Folge, dass die „Eintrittsgebühr“ die Entlohnung der ersten Periode 
übersteigt und sich der Zeitraum ohne Einkommen auf mehr als eine Periode ausdehnt. Der Arbeitnehmer ist gezwun-
gen, während dieser Zeit seinen Lebensunterhalt aus seinen Ersparnissen oder kreditfinanziert zu bestreiten. In diesem 
Fall ist die Unterscheidung zwischen Kaution und Eintrittsgebühr obsolet. Erfolgt eine weitere Ausdehnung der ein-
kommenslosen Periode, in der ein Teil des Einkommens einbehalten wird, so gleichen sich die Wirkungsweisen von 
Eintrittsgebühr und der nachfolgend noch genauer beschriebenen Senioritätsentlohnung an (vgl. Frick 1997a: 128). 
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Zu Beginn des Erwerbslebens (t1) tritt der Arbeitnehmer in ein Beschäftigungsver-
hältnis ein, wenn sein Lohnsatz W* mindestens den Opportunitätskosten W einer 
anderen Anstellung entspricht und mindestens genau so stark zunimmt wie die alter-
nativ erzielbaren Einkünfte (vgl. Frick 1997a: 130 f.). Lazear unterstellt, dass ein 
Arbeitnehmer jederzeit entlassen werden kann. In Punkt t* ist das Wertgrenzprodukt 
V gleich dem Lohnsatz W*. Vor t* bzw. nach t* realisiert der Arbeitnehmer eine im 
Verhältnis zu seinem Wertgrenzprodukt niedrigere bzw. höhere Entlohnung. Die ü-
ber sein Erwerbsleben abgezinsten Summen von Gehältern und Wertgrenzprodukti-
vität sind für den Arbeitnehmer bis T gleich. 












Quelle: Lazear (1979: 1265), Frick (1997a: 131) 
Der Arbeitnehmer hat demzufolge einen Anreiz, bis zum Punkt T zu arbeiten und die 
vor t* erworbenen Gehaltsansprüche zu realisieren.11 Zudem wird die Differenz zu 
den alternativ erzielbaren Einkommen stetig größer, was die Opportunitätskosten 
einer Entlassung erhöht. Ein steilerer Entlohnungspfad kann den Anreiz des Arbeit-
nehmers zu „Drückebergerei“ oder zu sonstigem nachvertraglichen Opportunismus 
(Moral Hazard) senken. Der Arbeitnehmer versucht somit zu vermeiden, auf das al-
ternative Entlohnungsniveau zurückzufallen. Die Mitarbeitermotivation wird erhöht 
sowie die damit zusammenhängende Produktivität. Für das Unternehmen ist es bei 
steilen Entlohnungspfaden ceteris paribus optimal, den Mitarbeiter dann zu entlas-
                                                 
11
 Für den Arbeitnehmer besteht ein Anreiz, auch nach T auf seinem Entlohnungspfad W* weiterzuarbeiten und hier-
durch einen Nutzenzuwachs zu erzielen. Wie oben beschrieben, wird allerdings ab T die über das Erwerbsleben des 
Mitarbeiters abdiskontierte Differenz zwischen Lohn- und Wertgrenzproduktivitätssumme negativ. Um eine wohl-
fahrtsmaximierende Beschäftigungsdauer zu gewährleisten, muss im Vorhinein das Datum des betrieblichen Aus-
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sen, wenn sein Gehalt das von ihm erbrachte Wertgrenzprodukt übersteigt. Jedoch 
ergibt sich für den Betrieb aus einem entsprechenden Verhalten ein Reputationsver-
lust, der die Rekrutierung geeigneter Mitarbeiter in der Zukunft erheblich beeinträch-
tigen kann. Aus einem flacheren Verlauf von W* folgt, dass ein geringerer Anteil 
des dem Arbeitnehmer zustehenden Gehalts bis in seine späten Arbeitsjahre zurück-
gehalten wird. Hierdurch haben die Betriebe einen stärkeren Anreiz, die Beleg-
schaftsmitglieder nach t* weiterzubeschäftigen. Allerdings ist im Gegensatz zum 
steileren Entlohnungspfad eine Verstärkung der Moral-Hazard-Problematik zu er-
warten, da für die Arbeitnehmer die Opportunitätskosten einer Entlassung abnehmen. 
Gemäß dieser Restriktionen hat das Management einen Entlohnungspfad zu wählen. 
Um den wohlfahrtsmaximierenden steilen Entlohnungspfad W* von t1 bis T zu ver-
wirklichen, können Institutionen wie deutsche Betriebsräte hilfreich sein. Betriebsrä-
te können die Mitarbeiter vor arbeitgeberseitigem Opportunismus in der Form schüt-
zen, dass sie nicht vor T entlassen werden und keine Entlohnungsansprüche verlie-
ren.12 Das gewährleistet eine hohe Arbeitsbereitschaft und -leistung der Mitarbeiter, 
wodurch eine Steigerung der betrieblichen Effizienz erreicht wird.  
                                                 
12
 Ein weitere Entlohnungsalternative, welche positiv auf die Arbeitsleistung der Mitarbeiter einwirken soll, stellen Effi-
zienzlöhne dar. Effizienzlöhne sind dadurch charakterisiert, dass sie oberhalb des volkswirtschaftlichen Gleichge-
wichtslohnes liegen und somit zu Arbeitslosigkeit führen. Aus betrieblicher Sicht nutzensteigernd ist diese mit hohen 
Kosten verbundene Entgeltgestaltung, wenn sie die Leistungsbereitschaft der Mitarbeiter erhöht und die Fluktuation 
vermindert. Ein Arbeitnehmer muss bei Verlust seines Arbeitsplatzes Einkommenseinbußen in der Form hinnehmen, 
dass er seinen Effizienzlohn bei einem neuen Arbeitgeber nicht realisieren kann oder – wenn alle Unternehmen Effi-
zienzlöhne zahlen – arbeitslos wird. Aufgrund der hohen Opportunitätskosten hat der Arbeitnehmer erwartungsgemäß 
kein Interesse daran, von sich aus zu kündigen oder seinen Beruf durch Leistungszurückhaltung (Shirking) zu verlie-
ren. Auf die Sicherstellung der Leistungsbereitschaft fokussiert der sogenannte Shirking-Ansatz der Effizienzlohnthe-
orie (vgl. Kräkel 1999: 104 f., Shapiro/Stiglitz 1984, kritisch dazu Frick 1997a: 174 f.).  
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1.2 Betriebsspezifische Investitionen 
1.2.1 Trennung von Entscheidungsmacht und Kapitalrisiko 
Die neo-klassische Theorie13 lehnt (nahezu) jegliche Intervention in die Marktpro-
zesse ab. Weder der Staat noch private Monopole und Kartelle, wie beispielsweise 
Gewerkschaften oder Betriebsräte, sollten Einfluss auf den Wettbewerb nehmen. Als 
Konsequenz einer Marktregulierung muss sich der einzelne Mensch dem kollektiven 
Willen unterordnen. Die Einschränkung der unternehmerischen Freiheit beeinflusst 
risikobereite Unternehmer in ihrer Entscheidungsfindung. Kapitalinvestitionen un-
terbleiben und es kommt zu einer Fehlallokation der Ressourcen. Um diese volks-
wirtschaftliche Beeinträchtigung und freiheitsbeschränkenden Maßnahmen zu ver-
meiden, sollte der Wettbewerb unbeeinflusst bleiben. Durch die Energie, das Talent, 
die Fähigkeiten, das Risiko und das Glück des Einzelnen entsteht eine gesamtwirt-
schaftliche Verbesserung.14 Ein unregulierter Markt ist somit jedem „konstruierten“ 
Wirtschaftssystem überlegen (vgl. Dunn/Metcalf 1996: 68). Das bei Vorliegen von 
Mitbestimmung nicht in ausreichendem Maße berücksichtigte Streben der Kapital-
geberseite, Gewinne zu erzielen, verstärkt den Rückgang des Investitionsvolumens 
(vgl. Frick 1997a: 107 und 1997b: 175). 
Auf die betriebliche Ebene bezogen wird häufig argumentiert, dass eine effiziente 
Güterallokation nur bei uneingeschränkter Übertragung von Verfügungsrechten15 auf 
eine Partei möglich ist. Gesetzlich oder vertraglich legitimierte Mitbestimmung gibt 
                                                 
13
 Die neoklassische Theorie geht von vollkommenen und vollständigen Märkten aus. Als Unternehmer gilt derjenige, 
„der ein Gewinnmaximum unter Nebenbedingungen ermittelt, während die Unternehmung auf eine Produktionsfunk-
tion zur Ermittlung eines Produktionsergebnisses reduziert wird“ (Jansen 2004: 597). Dieser Theorieansatz liefert 
keine Erklärung für die Existenz von Unternehmen. An dieses Defizit knüpft die Neue Institutionenökonomik an und 
versucht, die Entstehung und die Wirkungsweise von Institutionen darzulegen (vgl. Jansen 2004: 597). Institutionen 
bestehen aus Regel- und Handlungssystemen (vgl. Schneider 1995). Die Grundlagen für Erstgenannte bilden Normen 
(vgl. North 1992). Die einzige Regel für vollkommene Märkte, die automatisch zu einer faktoreffizienten Ressour-
cenallokation führen, ist, dass die abgeschlossenen Verträge eingehalten werden. Da in der Realität keine vollkomme-
nen Märkte zu beobachten sind, sind gemäß der Neuen Institutionenökonomik weitreichendere Regelungssysteme für 
das Funktionieren von Märkten notwendig. Das Handlungssystem oder die Organisation erfordert dabei neben Regeln 
auch Menschen, die diese befolgen (vgl. Jansen 2004: 597). Für einen Überblick über die Neue Institutionenökono-
mik und ihre Beziehung zu anderen Theorien siehe Coase (1984), Hutchison (1984), North (1986) und Reuter (1994). 
14
 Im Gegensatz zur Neoklassik geht die Neue Institutionenökonomik nicht davon aus, dass es dem Menschen möglich 
ist, seinen Nutzen stets zu optimieren. Coase (1984: 231) beschreibt diese wissenschaftliche Maxime wie folgt: “Mo-
dern institutional economics should start with real institutions. Let us start with man as he is.” Der Mensch wird als 
ein Wesen mit eingeschränkter Rationalität (Bounded Rationality) erachtet (vgl. Williamson 1984). Simon (1957: 24) 
führt in diesem Kontext aus, Menschen seien „intendedly rational, but only limitedly so.“ Ihnen ist es prinzipiell nur 
gegeben, ihren Nutzen bestmöglich zu befriedigen (vgl. Williamson 1993: 7). 
15
 Nach der „Theorie der Verfügungsrechte“ wird der Wert eines Gutes nicht durch technische oder physische Eigen-
schaften, sondern durch die mit ihm verbundenen Verfügungsrechte bestimmt. Diese Verfügungsrechte lassen sich in 
Nutzungsrechte, Rechte auf den Ertrag aus dieser Nutzung, Rechte, das Gut zu verändern, und Rechte, das Gut zu 
verkaufen, einteilen. Dementsprechend besteht ein Gut aus mehreren Verfügungsrechten, die einzeln oder gesamt  
 übertragbar sind (vgl. Kräkel 1999: 36 f.; ähnlich Furubotn/Pejovich 1972: 1139 f.). 
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den Arbeitnehmern ein Drohpotenzial, notwendige betriebliche Prozesse zu verzö-
gern oder zu verhindern.16 In Deutschland kann der Betriebsrat beispielsweise an-
drohen, notwendige Einstellungen und Entlassungen zu blockieren. Diese Option – 
wirksam instrumentalisiert – kann zu einer Umverteilung der Verfügungsrechte von 
der Arbeitgeber- zur Arbeitnehmerseite führen. Die Kapitalgeber verlieren an Ein-
fluss zugunsten der Belegschaft (vgl. Dilger 2002: 65, Frick 1997a: 105 ff., Jun-
kes/Sadowski 1999: 54 ff.). Den Arbeitnehmern steht „ein Drohpotenzial zur Verfü-
gung, das ähnlich wirksam ist wie eine Streikdrohung“ (Wenger 1989: 466). 
Mitbestimmung führt gemäß Pejovich zu einer Trennung von Entscheidungsmacht 
und dem Tragen der daraus folgenden Risiken.: „No matter what the outcome of the 
decision is, the worker receives contractual wages – his risk is limited. Codetermina-
tion puts stockholders into an uninviting situation – if the corporation makes an in-
vestment decision that is successful, the gains are shared with labor. If, on the other 
hand, the investment decision is not successful, stockholders alone bear the losses. 
Codetermination violates the risk-reward relationship which, in turn, must raise the 
cost (reduce the supply) of equity capital” (Pejovich 1990: 69). 
Mitbestimmung, so die weitere Argumentation, erschwert eine einheitliche Entschei-
dungsfindung innerhalb des Betriebes und führt somit zu einer Erhöhung der Trans-
aktionskosten.17 Der Betrieb wird in seiner Fähigkeit, flexibel auf alternative Um-
weltzustände zu reagieren, stark beeinträchtigt (vgl. von Weizsäcker 1984a: 146 f.). 
Die Koordinations- und Verhandlungskosten beim Treffen und Umsetzen von Ent-
scheidungen nehmen zu (vgl. Picot/Wenger 1988, Frick 1997a: 106 f.). Durch eine 
Umverteilung der Verfügungsrechte besteht vor dem Hintergrund unterschiedlicher 
Planungshorizonte und Risikoneigungen von Arbeitnehmern und Kapitalgebern zu-
                                                 
16
 Die den Arbeitnehmervertretungen unterstellte Blockade betriebspolitisch wichtiger Entscheidungen lässt sich aller-
dings sowohl für die britischen Gewerkschaften als auch für die deutschen Betriebsräte empirisch widerlegen (vgl. 
Frick 1997a: 171 ff.). 
17
 Von Weizsäcker (1984b: 90) umreisst Transaktionskosten wie folgt: „Transaction costs can be seen as costs of social 
coordination arising out of the fact that – contrary to collectivist ideas – societies consist of different individuals each 
endowed with an independent will and intelligence. The groping of a group of individuals towards mutually agreeable 
changes (by trading for example) is costly. The implementation and monitoring of concluded agreements also implies 
costs. The size of these costs will decisively be influenced by the institutions which are available in society. Thus for 
example, the existence of money, a universal medium of exchange, greatly reduces the unit transaction costs of every-
day trading – and thereby raises the volume of such trading.” So lässt sich zusammenfassend sagen, dass die Tätigkeit 
auf dem Markt etwas kostet. Die Institutionalisierung einer Organisation und die damit verbundene Autorität des Un-
ternehmers, die betrieblichen Ressourcen zu verwalten, senkt die Transaktionskosten (vgl. Coase 1956: 338). Com-
mons (1931) versteht Transaktionskosten als Schaffung und Übertragung von Verfügungsrechten. Er unterscheidet 
dabei in „rationing transactions“, „bargaining transactions“ and „managerial transactions“. Erstgenannte bezeichnen 
die Verteilung der Wertschöpfung eines Unternehmens, zweite die Übertragung von Eigentumsrechten durch Ver-
tragsabschluss und letztgenannte die Zuweisung von Tätigkeitsfeldern und Machtkompetenzen in Unternehmen (vgl. 
Commons 1990 [1934]). Die Höhe der Transaktionskosten setzt sich zusammen aus der Häufigkeit und Unsicherheit 
der Transaktion sowie den Ausgaben für transaktionsspezifische Investitionen (vgl. Jansen 2004: 601). Transaktions-
kosten – exklusive der Einrichtungskosten neuer Institutionen bzw. Organisationen – werden auf 50 bis 60 Prozent 
des Nettosozialproduktes moderner Marktwirtschaften geschätzt (vgl. Richter/Furubotn 2003: 53). Hinsichtlich einer 
Definition von Transaktionskosten siehe auch Gäfgen (1984) sowie Alchian/Woodward (1987: 110). 
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dem die Gefahr, dass im organisationalen Entscheidungsprozess das kurzfristige 
Nutzenmaximierungsverhalten der erstgenannten die langfristig notwendigen (Re-
)Allokationsentscheidungen der letztgenannten verzögert oder dominiert. Somit wird 
eine ineffiziente Faktorallokation verursacht (vgl. Frick 1997a: 106, von Weizsäcker 
1984a: 149, Pejovich 1990: 70). 
1.2.2 Humankapitalinvestitionen als Teil des betriebsspezifischen Vermögens 
Die dargelegten Argumente weisen lediglich der Kapitalgeberseite eine Rolle als In-
vestor zu. Williamson jedoch (1983: 526, 1990) unterscheidet betriebswirksames 
Vermögen in vier Größen. Er differenziert in „site specificity“ (geographische Lage 
des Betriebes), „physical asset specificity“ (spezielle physische Arbeitsgüter, wie 
z.B. Maschinen), „dedicated asset“ (Investitionen in den Betrieb, die aufgrund eines 
bestimmten Auftrages vorgenommen wurden) und „human asset specificity“ (be-
triebsspezifisches Humankapital) (vgl. auch Riordan/Williamson 1985: 375).18 
Betriebsspezifisches Humankapital bezeichnet die von einem Arbeitnehmer erwor-
benen Kenntnisse, die sich nur in dem ihn beschäftigenden Betrieb produktivitäts-
steigernd auswirken.19 Hierbei kann es sich beispielsweise um das Wissen über die 
Bedienung einer speziellen Maschine oder sonstige betriebliche Besonderheiten 
handeln.20 Die produktivitätssteigernden Effekte dieser Arbeitsbeziehung entfallen 
bei einer Tätigkeit des Mitarbeiters in einem anderen Betrieb (vgl. Kräkel 1999: 
101). Marshall (1997 [1890]) bezeichnet in diesem Zusammenhang betriebsspezifi-
sche Investitionen als „sunk costs“ – „versunkene Kosten“, die außerhalb des Unter-
nehmens nicht mehr zu veräußern sind (ähnlich auch Schmidtchen 1987). 
Durch betriebsspezifisches Humankapital droht ein sogenanntes wechselseitiges 
Hold-Up-Problem21. Investiert der Arbeitgeber in das Humankapital des Arbeitneh-
mers, so besteht für ihn die Gefahr, dass der Mitarbeiter den Betrieb verlässt, bevor 
sich die Investitionen für den Betrieb ausgezahlt haben. Das gibt dem Arbeitnehmer 
                                                 
18
 In Anlehnung an Williamson lässt sich zudem „intangible asset“ (nicht materielles Vermögen, wie ein Markenname) 
als weiteres betriebswirksames Vermögen anführen (vgl. Joskow 1998: 108 f.). 
19
 „Under some conditions, assets such as housing may also be part of the worker’s investment“ (Furubotn 1988: 169).  
20
 Rajan und Zingales (1998, 2001) definieren betriebsspezifisches Wissen in einer etwas anderen Art. Investitionen in 
Humankapital werden demnach durch den Zugang zu einer betriebsspezifischen Ressource, beispielsweise zu einer 
Maschine, ermöglicht. Durch den Zugang zu dieser in der Regel im Besitz des Betriebseigentümers befindlichen Ma-
schine kann sich der Arbeitnehmer in der Handhabung dieser Ressource spezialisieren und somit seine Produktivität 
und seine damit verbundene innerbetriebliche Machtstellung steigern (zu dem von Rajan und Zingales entwickelten 
Modell siehe auch Aoki 1984 und Grossman/Hart 1986). Rajan und Zingales weichen mit ihrer Beschreibung des Be-
triebes als eine Verbindung spezifischer Investitionen von den Definitionen von Alchian und Demsetz (1972) sowie 
von Grossman und Hart (1986) und Hart und Moore (1990) ab. Erstgenannte charakterisieren den Betrieb als eine 
Verknüpfung von Verträgen und letztere als eine Zusammenlegung physischer Vermögenswerte, die von ihren Eigen-
tümern gemeinsam besessen werden (vgl. Zingales 1998: 498). 
21
 Nachvertraglicher Opportunismus mit dem Ziel, sich die Quasi-Rente des Vertragspartners anzueignen, wird vor dem 
Hintergrund transaktionsspezifischer Investitionen und unvollständiger Verträge auch als Hold-Up-Problem bezeich-
net (vgl. Kräkel 1999: 11, zur Hold-Up-Thematik siehe besonders Williamson 1990). 
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ein Machtpotenzial, da er dem Arbeitgeber sein Ausscheiden aus dem Betrieb andro-
hen und somit seine Ziele, beispielsweise in Form einer höheren Entlohnung, durch-
setzen kann. Übernimmt der Arbeitnehmer die Investition in sein betriebsspezifi-
sches Wissen, kann sich dieses in einem produktivitätssteigernden Effekt nieder-
schlagen. Hieraus lässt sich für den betreffenden Mitarbeiter ein Anspruch auf einen 
größeren Anteil an der Organisationsrente begründen.22 Für den Arbeitgeber entsteht 
ein Anreiz, nach der erfolgten betriebsspezifischen Investition die Quasi-Rente des 
Arbeitnehmers einzubehalten (vgl. Dilger 2002: 73, ähnlich Kräkel 1999: 101).23 
Putterman (1988: 57) folgert, dass „capital or financiers have no monopoly on spe-
cific investment in the enterprise, and the „hold up“ problem applies more or less 
symmetrically among the various parties to the team as coalition.“ Dementsprechend 
definiert er den Betrieb als “coalition of cooperating resources” (Putterman 1988: 
58).  
Arbeitnehmer, die in ihr betriebsspezifisches Humankapital investiert haben, sind 
neben dem Arbeitgeberopportunismus auch aufgrund des Arbeitsplatzrisikos der Ge-
fahr ausgesetzt, ihre Humankapitalinvestitionen und die damit verbundenen Quasi-
Renten zu verlieren. Aus dem Grundsatz, dass diejenigen, die das Residualrisiko tra-
gen, auch die residualen Entscheidungsbefugnisse besitzen sollen, lassen sich für die 
am Risiko beteiligten Belegschaftsmitglieder Mitbestimmungsrechte ableiten (vgl. 
Dilger/Frick/Speckbacher 1999).24 
Der Mitbestimmung kommt in diesem Zusammenhang auch eine Schutzfunktion25 
zu.
26
 Ein verbesserter Schutz ihrer Quasi-Renten erhöht für die Arbeitnehmer den 
Anreiz, in ihr betriebsspezifisches Wissen zu investieren.27 Freeman und Lazear 
(1995: 48 f.) führen aus, dass Arbeitnehmervertretungen nach dem deutschen Be-
triebsratsmuster den Arbeitnehmern eine größere Arbeitsplatzsicherheit gewähren. 
                                                 
22
 Dieser Gedanke findet sich ähnlich bei Blair (1999: 67): „Those who make firm-specific investments in human capital 
are presumably expecting to be compensated from the future productivity of those investments; that is to say, from a 
share of the future “residual” income, or economic surpluses, of the firm.” 
23
 Damit erhielte der Arbeitnehmer eine Entlohnung, die er auch in einem anderen Betrieb realisieren würde. Somit 
würde ein Mitarbeiter zwar nicht für seine betriebsspezifischen Investitionen entschädigt. Da ein Betriebswechsel a-
ber auch keine Verbesserung seiner Situation darstellen würde, verbleibt er annahmegemäß im Betrieb. 
24
 „The modern theory of the firm now recognizes that all resource owners holding firm-specific assets bear risk and 
face the possibility of uncompensated loss“ (Furubotn 1988: 167). Im Extremfall hoher undiversifizierbarer Investiti-
onen in betriebsspezifisches Humankapital liegt das Risiko für die Arbeitnehmer eventuell über dem der Kapitalgeber 
(vgl. Dilger/Frick/Speckbacher 1999). Furubotn (1988, 1989) unterstellt freiwillig eingeführten Mitbestimmungsrech-
ten einen effizienzsteigernden Effekt, wenn das Verhältnis von Kapitalgeber- zu Arbeitnehmerkontrollrechten mit 
dem Verhältnis von Kapitalgeber- zu Arbeitnehmeranteilen an den betriebsspezifischen Investitionen übereinstimmt 
(vgl. hierzu auch Junkes/Sadowski 1999: 56 f.). 
25
 Die Gefahr des arbeitgeberseitigen Opportunismus’ antizipierend werden die betroffenen Mitarbeiter wahrscheinlich 
ohnehin institutionelle Schutzvorkehrungen zu errichten suchen (vgl. Alchian 1984: 46, Furubotn 1988, Furubotn 
1989, Schmidtchen 1987, Alchian/Woodward 1988: 73). 
26
 Ein besondere Betonung der Schutzwürdigkeit betriebsspezifischer Investitionen findet sich bei Becker (1993: 394). 
27
 Durch eine Sicherstellung der arbeitnehmerseitigen Quasi-Renten, Kündigungsschutz und ähnliche Maßnahmen er-
höht sich für den Mitarbeiter die Attraktivität seines Arbeitsplatzes. Hierdurch wird die Eigenkündigungsquote der 
Arbeitnehmer reduziert (ähnlich Dilger 2002: 75). 
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Hierdurch erhöht sich für die Belegschaft die Planungsperspektive innerhalb des Be-
triebes und die Interessen von Management und Belegschaft gleichen sich an. Die 
Motivation der Arbeitnehmer, Investitionen in ihr betriebsspezifisches Humankapital 
zu leisten, erhöht sich. „Workers who have job security place value on company 
profits because the profits are reflected in worker compensation in the future. Thus, 
one would expect workers in enterprises with strong councils to have greater loyalty 
to their firm and to be more eager to invest in firm-specific skills than workers in 
other firms. To the extent that there is underinvestment in firm-specific human capi-
tal (because no one side captures 100 percent of the returns), providing additional 
job security helps to alleviate the problem” (Freeman/Lazear 1995: 49). Dieses kann 
sich für den Betrieb in produktivitätssteigernden Effekten niederschlagen (vgl. Furu-
botn 1988: 168 ff., Furubotn 1989).  
1.3 Die Wirkungsweise von Tarifabkommen 
Tarifverträgen wird eine den betrieblichen Frieden steigernde Wirkung zugeschrie-
ben, da sie Entlohnungskonflikte von der Betriebsebene auf die Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbände übertragen (vgl. Brocker 2003). Freeman und Lazear (1995: 
49) argumentieren: „European countries with works councils give councils limited 
legal power but also restrict conflict over the division of rents through centralized 
wage-setting systems. By setting the bulk of pay packages at the industry level, leav-
ing only modest potential increments for bargaining by firms, and by forbidding 
councils from using labor’s main weapon, the strike, European labor relations sys-
tems limit councils’ ability to increase labor’s rents at the expense of the total sur-
plus. On the other side, by setting pay in industry negotiations, unions and employer 
federations create a wage floor for workers that serves a similar function. The risk 
that lack of local bargaining power will allow employers to garner the bulk of enter-
prise surplus is reduced. Industry unions help, of course, to maintain this dual system 
by influencing the behaviour of councils.  
When centralized wage setting precludes councils from spending time and effort on 
wage negotiations, they must focus their attention on other aspects of the work envi-
ronment.” Dieses primär für Flächentarifverträge geltende Zitat lässt sich auch auf 
Firmentarifabkommen übertragen, wenn die Verhandlungen über den Haustarifver-
trag nicht unter Einbeziehung der Arbeitnehmer des Betriebes geführt werden.28 
Neben der Verlegung konfliktträchtiger Entlohnungsverhandlungen auf eine außer-
betriebliche Ebene bieten überbetriebliche Tarifvereinbarungen auch die Möglich-
                                                 
28
 Ein Land, in dem ein solches System auf Firmenebene durchgeführt wird, ist Deutschland. Gemäß § 2 Abs. 1 des 
Tarifvertragsgesetzes sind nur Gewerkschaften, einzelne Arbeitgeber und Arbeitgebervereinigungen als Tarifver-
tragsparteien definiert (vgl. Wörlen 2002: 172 f., o.V. 2002: 548). Somit ist die Belegschaft einer Firma von den Ver-
handlungen über ihren Haustarifvertrag offiziell ausgeschlossen. 
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keit, die Transaktionskosten der einzelnen Betriebe zu senken. Der Grund hierfür 
liegt darin, dass nicht jeder Betrieb seine eigenen Entlohnungsverhandlungen zu füh-
ren braucht, sondern dass dieses kollektiv für eine größere Anzahl an Wirtschafts-
einheiten erfolgt. Kollektive Tarifabschlüsse standardisieren zudem die Entgelte und 
Arbeitsbedingungen, was den Regelungsaufwand und somit die Transaktionskosten 
weiter reduziert (vgl. Kohaut/Schnabel 2003: 319). 
Gegenüber Flächentarifverträgen wird in der Literatur eine Reihe an Kritikpunkten 
geäußert. Die Flächentarifverträge berücksichtigten nicht im angemessenen Maße die 
einzelbetrieblichen Unterschiede. Die Branchentarifverträge legten Löhne fest, die 
für viele Unternehmen zu hoch seien, und kämen im Falle Deutschlands ihrer ur-
sprünglichen Funktion, Mindestlohnstandards zu setzen, nicht mehr nach. Somit sei 
eine den betrieblichen Möglichkeiten angepasste übertarifliche Entlohnung nicht 
mehr durchführbar. Darüber hinaus enthielten die Abkommen – zumindest in 
Deutschland – teilweise so viele Regelungen, dass die betriebliche Flexibilität einge-
schränkt sei (vgl. Schnabel 2000: 95 f.). 
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2 Notwendigkeit gesetzlicher Mitbestimmungsregelungen 
Nach der Diskussion über die generelle Effizienz von Mitbestimmung soll im Fol-
genden die eingangs erwähnte Frage nach der Notwendigkeit einer gesetzlichen Re-
gelung von Mitbestimmung thematisiert werden. 
2.1 Fehlende Notwendigkeit von legislativen Regelungen 
Jensen und Meckling (1979: 472 ff.) führen als Argument gegen eine staatliche Re-
gulierung der Mitbestimmung an, dass die Arbeitgeber- und die Arbeitnehmerseite in 
der Ausgestaltung ihrer Verträge grundsätzlich frei seien und somit jede effiziente 
Vereinbarung treffen könnten. Die Betriebsleitung würde Verträge über Mitbestim-
mungsinhalte abschließen, wenn sie hierdurch einen Ertragszuwachs hätte. Darüber 
hinaus kann die Belegschaftsseite ihren „Opponenten“ eine entsprechende Kompen-
sationszahlung anbieten, sofern sie ihre mitbestimmungsinduzierten Vorteile höher 
als die der Arbeitgeberseite entstehenden Kosten einschätzt.29 Ein solches Vorgehen 
ist in der Praxis allerdings nicht beobachtbar, was darauf schließen lässt, dass die 
Arbeitnehmerseite die durch die Partizipation entstehenden Kosten höher als ihren 
eigenen Nutzenzuwachs einschätzt. Jensen und Meckling (1979: 473) argumen-
tieren: „The fact that this system seldom arises out of voluntary arrangements among 
individuals strongly suggests that codetermination or industrial democracy is less 
efficient than the alternatives which grow up and survive in a competitive environ-
ment (…)”. Pejovich (1990: 69) führt ergänzend aus, dass ,,involuntary codetermina-
tion restricts individuals’ freedom to negotiate the most beneficial organizational 
forms.”  
Ein weiterer Einwand gegenüber gesetzlichen Eingriffen in die Unternehmensauto-
nomie stellt die bereits erwähnte These dar, dass Mitbestimmung die Koordinations-
kosten im Unternehmen erhöht. Ohne diesbezüglichen rechtlichen Zwang setzen sich 
ceteris paribus Unternehmen mit geringen Transaktionskosten durch. Dementspre-
chend entscheiden sich die Unternehmen freiwillig nicht für die Mitbestimmung 
(vgl. von Weizsäcker 1984a: 147). „Wird die Mitbestimmung erzwungen, und ist 
damit der Weg zur Senkung der Transaktionskosten durch Wahl der Entscheidungs-
struktur nicht mehr offen, werden die Transaktionskosten dadurch gesenkt, dass die 
Entscheidungsresultate gewählt werden, welche geringe Transaktionskosten impli-
zieren: das aber ist der Status Quo“ (von Weizsäcker 1984a: 147). Zur Vermeidung 
von Transaktionskosten werden im Extremfall keine Entscheidungen getroffen. Es 
kommt zu einer „Zementierung des jeweiligen Status Quo“ (von Weizsäcker 1984a: 
147, Menzel o.J.: 7). 
                                                 
29
 Eine ähnliche Argumentation hinsichtlich arbeitnehmerseitiger Kompensationszahlungen findet sich bei von Weizsä-
cker (1984a: 147 f.). 
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Furubotn (1988) nimmt grundsätzlich eine positive Haltung gegenüber der Mitbe-
stimmung ein. Allerdings sollen die betrieblichen Mitbestimmungsrechte nur für die-
jenigen Arbeitnehmer gelten, die in den Erwerb betriebsspezifischen Wissens inves-
tiert haben. Er spricht sich explizit gegen gesetzlich legitimierte Mitbestimmung aus, 
da sie Partizipationsrechte ungeachtet der Investorenrolle an alle Mitarbeiter verteilt. 
Gesetzlichen Mitbestimmungsrechten schreibt er lediglich eine die betriebliche De-
mokratie verbessernde Funktion zu und kritisiert die langwierige und transaktions-
kostensteigernde Rententeilung innerhalb der betroffenen Betriebe: „By granting 
workers major control rights without regard to their actual investment position in the 
firm, state programs have violated an important rule for ensuring rational allocation – 
namely, the rule that those making decisions should bear the full consequences of the 
decisions they make. This defect, together with the costly system used to apportion 
the firm’s quasi rents between workers and stockholders, means that the orthodox 
codetermined firm does not possess a truly efficient organizational structure” (Fu-
rubotn 1988: 178). Furobotn präferiert daher die vertragliche Regelung zwischen 
Kapital- und Humankapitalinvestoren. Diese bildeten die tatsächliche Eignerstruktur 
des Unternehmens effizient und korrekt ab, indem sie nur die Arbeitnehmer zu An-
teilseignern machten, die auch Humankapitalinvestoren seien. Er verweist aber auch 
darauf, dass sich eine vertragliche Konstituierung in der Praxis äußerst selten beo-
bachten lässt, und führt eine Vielzahl an möglichen Gründen für dieses Phänomen 
an. So argumentiert er u.a., dass Arbeitnehmer eventuell bevorzugen, ihre Ziele 
durch politischen Druck, beispielsweise ausgeübt durch Gewerkschaften, und nicht 
durch frei verhandelte Verträge durchzusetzen.  
2.2 Notwendigkeit von Mitbestimmungsgesetzen 
Freeman und Lazear (1995) betrachten betriebliche Arbeitnehmervertretungen als 
eine Institution, die die Organisationsrente steigert.30 Die beiden Autoren (vgl. Free-
man/Lazear 1995: 29) versuchen die Frage zu klären, „if works councils increase the 
joint surplus of the firm-worker relationship, why do countries mandate them instead 
of relying on firms to institute councils voluntarily?“ 
2.2.1 Wohlfahrtsmaximierendes Partizipationsniveau durch staatliches Eingrei-
fen und Tarifabkommen 
Als eine Antwort auf die einleitend formulierte Frage führen Freeman und Lazear 
(1995: 29) aus: „Our answer is based on the proposition that institutions that give 
workers power in enterprises affect the distribution as well as amount of joint sur-
plus. The greater the power of works councils, the greater will be workers’ share of 
                                                 
30
 Für eine Erweiterung des im Folgenden dargestellten Modells und die kritische Auseinandersetzung mit dem Modell 
siehe auch Dilger (1999: 233 ff., 2002: 24 ff.). 
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the economic rent. If councils increase the rent going to workers more than they in-
crease total rent, firms will oppose them. It is better to have a quarter slice of a 12-
inch pie than an eight slice of a 16-inch pie.”31  
Anhand der Darstellungen IV.2 und IV.3 soll der Gedankengang fortgeführt werden. 
Es wird gezeigt, wie ein wohlfahrtsmaximierendes Mitbestimmungsniveau zu errei-
chen ist, wenn die Arbeitgeber nur solche Arbeitnehmervertretungen freiwillig insti-
tutionalisieren, die zu keiner Verkleinerung ihres Rentenanteils führen. 
Der Kurvenverlauf von R(x) stellt die Organisationsrente R in Abhängigkeit vom 
gewählten Mitbestimmungsniveau x dar. Ausgangspunkt der Kurve ist R0, welches 
die Organisationsrente darstellt, die ohne Mitbestimmung erzielt wird. Annahmege-
mäß wirkt sich die Mitbestimmung bis zu einem gewissen Punkt positiv auf die Hö-
he der zu verteilenden Renten aus. Am Punkt x* wird ein Maximum erreicht. Danach 
fällt die Kurve, da das Management zu wenig Kontrollmöglichkeiten über die Ent-
scheidungen hat. τ ist der Gewinnanteil der Arbeitnehmer und eine monoton steigen-
de Funktion in Abhängigkeit von x.  
Somit gilt: 
(IV.1) R = R(x) 
(IV.2) τ = τ(x)        mit 0 ≤ τ(x) ≤ 1 










Quelle: Freeman/Lazear (1995: 30) 
Die Kurve (1-τ(x)) R(x) veranschaulicht den Anteil der Firmeneigner (1-τ(x)) am 
                                                 
31
 Eine ähnliche Begründung findet sich bei Sadowski/Junkes/Lindenthal (1999). Sie halten es für optimistisch bis naiv, 
zu glauben, dass eine Unternehmensverfassung freiwillig zu Stande kommt, wenn Arbeitnehmervertretungen die Ver-
teilung der Quasi-Renten beeinflussen können. Die Autoren gehen davon aus, dass sowohl die Belegschafts- als auch 
die Arbeitgeberseite ihren jeweiligen Nutzen zu maximieren suchen und eigene Anliegen über das betriebliche Wohl 
stellen. Somit haben die Firmeneigner kein Interesse an der Institutionalisierung einer Arbeitnehmervertretung, da 
dieses ihren Rentenanteil verringern kann (vgl. hierzu auch Frick 2001). 
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Unternehmensgewinn R(x). Die Unternehmensleitung wird versuchen, ihren Anteil 
an der Organisationsrente zu maximieren. Die erste Ableitung lautet:  
(IV.3) -τ´(x) R(x) + (1-τ(x)) R´(x) = 0 
 
                           τ´(x) R(x) 
(IV.4) ⇔ R´(x) =        
                              1-τ(x) 
 
Da τ´(x) positiv ist, gilt R´(x)>0. Somit ist das für die Unternehmen gewinnmaximale 
Mitbestimmungsniveau xf kleiner als x*. 
Die Arbeitnehmerseite würde freiwillig ein Mitbestimmungsniveau wählen, das es 
ihr ermöglicht, ihren Nutzen zu maximieren. Der entsprechende Wert befindet sich 
rechts von x* bei xw (vgl. Freeman/Lazear 1995: 29 ff.). 
Wenn man unterstellt, dass mit Betriebsräten fixe Kosten32, wie beispielsweise durch 
die Freistellung von Betriebsräten, verbunden sind, ergibt sich folgendes Bild: 









Quelle: Freeman/Lazear (1995: 30) 
Trotz der fixen Kosten C kann die Organisationsrente bei Mitbestimmung ein wohl-
fahrtsmaximierendes Niveau erreichen, das größer ist als R0. Dieses Niveau liegt e-
benso wie der Arbeitgebergewinn (1-τ(x)) (R(x)-C) unterhalb der vergleichbaren 
Werte in Graphik IV.2. Der Unternehmergewinn kann bei Berücksichtigung der Fix-
kosten unter R0 liegen (vgl. Abbildung IV.3), d.h. unter dem Ertrag ohne Mitbestim-
mung. In diesen Fällen wird die Arbeitgeberseite die Einrichtung eines Betriebsrates 
                                                 
32
 Die Kommission Mitbestimmung schätzte die insgesamt durch die Anwendung des Betriebsverfassungsgesetzes ent-
stehenden Kosten für die Betriebe auf durchschnittlich 1096,- DM (das entspricht einem Wert von 560,- Euro) pro 
Mitarbeiter und Jahr. Die Kosten der Betriebsratstätigkeit haben daran mit durchschnittlich 518,- DM (265,- Euro) 
den Hauptanteil (vgl. Niedenhoff 2000: 304 ff.). 
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zu verhindern versuchen (vgl. Freeman/Lazear 1995: 31). 
Freeman und Lazear folgern: „Employers will give worker institutions within the 
firm less power than is socially optimal and will fail to establish productivity-
enhancing councils when there are high fixed costs to the councils. Analogously, 
workers will prefer more power than is socially optimal” (Freeman/Lazear 1995: 29). 
Das soziale Optimum an Mitbestimmung kann auf verschiedene Weise erreicht wer-
den. Da x* zwischen xf und xw liegt, ist eine Verhandlungslösung zwischen Arbeit-
geber- und Arbeitnehmerseite möglich, die zu einem Belegschaftseinfluss in Höhe 
von x* führt. Wenn diese Verhandlungslösung dadurch unterbleibt, dass trotz der 
erhöhten Gesamtrente der Ertragsanteil der Arbeitgeber sinkt, bieten sich zwei weite-
re Alternativen an: Um das soziale Optimum an Mitbestimmung zu realisieren, ist es 
vorstellbar, dass der Staat – sofern ihm die Funktion von R(x) bekannt ist – Gesetze 
erlässt, die den Betriebsräten eine Mitbestimmungsmacht in Höhe von x* garantiert. 
Als weitere Möglichkeit, das wohlfahrtsmaximierende Mitbestimmungsniveau zu 
erreichen, schlagen Freeman und Lazear (1995: 31 f.) vor, die betriebliche Mitbe-
stimmung explizit von der Macht zur Rentenverteilung zu trennen. Die Rententei-
lung kann durch den Staat oder eine dritte Partei erfolgen. Dieses kann beispielswei-
se durch zentral ausgehandelte Flächentarifverträge geschehen, wie sie in Deutsch-
land existieren. Die Betriebsparteien können unabhängig von der Frage der Er-
tragsaufteilung das Mitbestimmungsniveau festlegen, welches den Betriebsgewinn 
und somit ihren eigenen Ertrag maximiert. 
2.2.2 Mitbestimmung aus spieltheoretischer Perspektive 
2.2.2.1 Darstellung des Spiels 
Im Folgenden wird auf das von Freeman und Lazear (1995) skizzierte Zusammen-
spiel zwischen Tarifabkommen und betrieblicher Arbeitnehmervertretung eingegan-
gen. Die Darstellung erfolgt in Spielform (vgl. Abbildung IV.4). Es handelt sich da-
bei um ein Spiel mit vollständiger Information.33 Die Spieler verfügen zudem über 
imperfekte Informationen, d.h. die Akteure wissen teilweise nicht, an welchem Ent-
scheidungsknoten sie sich genau befinden, und können daher nicht vollständig zwi-
schen ihren Entscheidungsalternativen differenzieren (vgl. Güth 1999):34  
Das Spiel hat zwei Spieler (vgl. Abbildung IV.4). Der Arbeitgeber nimmt die Rolle 
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 Um ein Spiel mit vollständiger Information handelt es sich, wenn die Spielregeln allen Akteuren bekannt sind. Die 
Regeln werden durch die Zugreihenfolge, die Festlegung der Entscheider, den Informationsstand des Spielers bei sei-
ner Entscheidung, die Menge der Zugoptionen des jeweiligen Spielers, die Wahrscheinlichkeiten von auftretenden 
Zufallszügen und die Bewertung der potenziellen Partien durch die Spieler determiniert (vgl. Güth 1999: 35 ff.).  
34
 Aus diesem Grund sind die Entscheidungsalternativen des Spielers zwei durch einen Informationsbezirk umkreist. 
Dies veranschaulicht, dass Spieler zwei nicht weiß, in welchem Teil des Spieles er sich gerade befindet, und nicht 
vollständig zwischen seinen Aktionen differenzieren kann. Dem folgend entscheiden beide Spieler quasi gleichzeitig. 
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des Spielers 1 und die Arbeitnehmer nehmen die des Spielers 2 ein. Die Unterneh-
mensleitung hat die Option, einem Tarifabkommen („TV“) beizutreten oder selbst 
eines abzuschließen.35 Gleichzeitig kann die Arbeitnehmerschaft des Betriebes wäh-
len, ob sie eine Arbeitnehmervertretung („AV“) errichten möchte oder nicht.36 













Ein Nutzenverlust durch einen Flächentarifvertrag entsteht für manche Arbeitgeber, 
da nicht die Rahmenbedingungen jedes einzelnen Betriebes berücksichtigt werden. 
Die Einhaltung des festgelegten Lohnniveaus ist vermutlich für einige tarifvertrag-
lich gebundene Betriebe mit großen Anstrengungen verbunden und liegt über dem 
Niveau, das sie ohne Tarifvertrag bereit wären zu zahlen.37 Darüber hinaus ist damit 
zu rechnen, dass die einzelnen Arbeitnehmer versuchen werden, ihren Rentenanteil 
                                                 
35
 In Deutschland gilt in der Regel dann ein Tarifvertrag, wenn das Unternehmen Mitglied im Arbeitgeberverband ist. 
Zusätzlich verfügen deutsche Unternehmen über die Alternative, sich an einem Tarifvertrag zu orientieren. Wenn eine 
Orientierung über mehrere Jahre erfolgt, liegt eine sogenannte betriebliche Übung vor. Inhalte, die in den Wirkungs-
bereich betrieblicher Übungen fallen, sind rechtlich verbindlich. Somit können Tarifabkommen ganz oder teilweise 
bindend für Betriebe gelten, obwohl diese keinem Arbeitgeberverband angehören.  
36
 Die in diesem Spiel getroffene Annahme, die Entscheidung, eine betriebliche Arbeitnehmervertretung zu errichten, 
liege nur bei der Belegschaft, trifft nicht auf britische Betriebe zu. In Großbritannien muss das Management einer ent-
sprechenden Konstituierung zustimmen. Aus Vereinfachungsgründen soll jedoch der oben dargestellte Argumentati-
onsstrang weiter verfolgt werden. 
37
 Der für diesen Fall naheliegende Austritt aus dem Arbeitgeberverband kann aus einer Reihe von Gründen nicht erfol-
gen. Zum einen, da beispielsweise der Unternehmer die mit einer Mitgliedschaft im Arbeitgeberverband verbundenen 
Gegenleistungen nicht verlieren möchte, wie z.B. den rechtlichen Beistand bei arbeitsrechtlichen Problemstellungen 
(vgl. Schnabel 2000: 21). Zum anderen mag hinzukommen, dass der Ausgang von Tarifverhandlungen nicht immer zu 
prognostizieren ist. Hierdurch ist es dem Arbeitgeber nicht in allen Fällen möglich, die finanziellen Folgen seiner 
Mitgliedschaft konkret abzuschätzen. 
• Spieler 1: Arbeitgeber
• TV: Tarifvertrag
• Outcomes: D>A>B>C
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über das tarifliche Niveau hinaus zu verbessern. Dieses „Rent Seeking“-Verhalten 
lässt – unter Berücksichtigung der Finanzkraft der einzelnen Betriebe – eine überta-
rifliche Entlohnungsstruktur erwarten. Gegenüber mitbestimmungsfreien Betrieben 
erhöht sich in tariflich gebundenen Organisationen der Rentenanteil für die Arbeit-
nehmer, für die Arbeitgeber verringert er sich. Somit gilt für die Nutzenniveaus der 
Belegschafts- und Arbeitgeberseite: f>h bzw. D>B. 
Eine die betriebliche Gesamtrente steigernde und von der Belegschaft als glaubwür-
dig38 erachtete Arbeitnehmervertretung ist nur gegeben, wenn sie über eine ausrei-
chende Macht verfügt, ihrer Vertretungs- und Schutzfunktion für die Mitarbeiter 
wirksam nachzukommen. Von einer entsprechenden Interessenvertretung wird in 
diesem Spiel ausgegangen. Das Machtpotenzial gibt der Arbeitnehmervertretung 
auch Sanktionsmöglichkeiten gegenüber der Betriebsleitung. Eine in diesem Sinne 
konstituierte Interessenvertretung kann u.a. die Blockade betriebsnotwendiger Ent-
scheidungen androhen. Die Androhung unkooperativen Arbeitnehmerverhaltens ver-
setzt die Belegschaftsvertretung in die Lage, Einfluss auf die betriebliche Rentenver-
teilung zu nehmen.39 Es ist anzunehmen, dass die lohnsteigernde Wirkung durch den 
alleinigen Einfluss einer betrieblichen Arbeitnehmervertretung den alleinigen Ein-
fluss eines Tarifvertrages (inklusive übertariflicher Entlohnung) übersteigt. Der 
Grund hierfür kann darin gesehen werden, dass betriebliche Arbeitnehmervertretun-
gen unter Beachtung der finanziellen Möglichkeiten des einzelnen Betriebs und un-
ter Anwendung ihres Machtpotenzials den Nutzen der Belegschaft zu maximieren 
suchen. Tarifverträge – zumindest in Form von Flächentarifverträgen – orientieren 
sich hingegen an dem durchschnittlichen Potenzial einer größeren Anzahl von Wirt-
schaftseinheiten. Die Tarifabschlüsse dürften somit allgemeinerer Natur sein, mit 
gegenüber den betrieblichen Rentenverhandlungen geringeren Auszahlungen für die 
Belegschaft. Auch die übertarifliche Entlohnung bei ausschließlichem Vorliegen ei-
nes Tarifabkommens kompensiert nicht den Effekt, den eine mit weitreichenden Ein-
flussmöglichkeiten ausgestattete Arbeitnehmervertretung ausübt. Dieses induziert 
die Outcomes B>C für die Kapitalgeber und g>f für die Arbeitnehmer. 
Ein Branchentarifvertrag transferiert die Entlohnungsverhandlungen auf ein überbe-
triebliches Niveau oder im Falle eines Firmentarifvertrages aus dem direkten Ein-
flussbereich der betrieblichen Arbeitnehmer. Diese Verlagerung sollte das Rent See-
king-Verhalten der Belegschaftsvertretungen stark einschränken. Es lässt sich ver-
                                                 
38
 Betriebliche Arbeitnehmervertretungen, deren Errichtung und Abschaffung von der Entscheidung des Managements 
abhängen, erfahren sicherlich größere Akzeptanzprobleme innerhalb der Belegschaft als nicht im direkten Einflussbe-
reich der Unternehmensleitung stehende Interessenvertretungen. Als Argument gegen erstgenannte Gremien kann an-
geführt werden, dass sie der Willkür der Betriebseigner unterstehen und arbeitnehmerseitiger Einfluss nur bis zu dem 
vom Management gewünschten Umfang möglich ist. 
39
 Auch wenn die deutsche Gesetzgebung das Recht zur Entgeltgestaltung den Tarifvertragsparteien zuordnet, so ergibt 
sich für deutsche Betriebsräte eine Vielzahl an Möglichkeiten, auf die innerbetrieblichen Verteilungsprozesse einzu-
wirken. Hierbei sei beispielhaft auf die durch den Betriebsrat festzulegende Einstufung der Arbeitnehmer in die 
Lohngruppen verwiesen.  
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muten, dass die – als übertariflich angenommenen – Arbeitnehmerrenten in tarifver-
traglich gebundenen Betrieben ohne Interessenvertretung höher sind als in Betrieben 
mit entsprechendem Gremium (f>e bzw. A>B). Der Grund hierfür kann darin gese-
hen werden, dass die für die Belegschaftsinteressen zuständige betriebliche Mitbe-
stimmungsinstitution sich aus den Entlohnungsverhandlungen weitestgehend – wenn 
auch nicht vollständig – zurückzieht. Für Betriebe, in denen die Arbeitnehmer indi-
viduell über ihren Anteil an der Organisationsrente verhandeln, ist ein vergleichbarer 
Rückzug der Mitarbeiter nicht zwangsläufig gegeben. Das macht einen stärkeren An-
stieg der übertariflichen Entlohnung wahrscheinlich.  
Insgesamt gilt für die Eigentümer D>A>B>C und für die Belegschaft g>f>e>h. Als 
ein Beleg für den Wirkungszusammenhang können die empirischen Untersuchungen 
von Bellmann und Kohaut (1995) gelten. Die beiden Autoren weisen mit Daten der 
ersten Welle des IAB-Betriebspanels nach, dass die Existenz eines Betriebsrates zu 
einer signifikanten Steigerung der Lohnhöhe je Beschäftigten führt.40 Darüber hinaus 
stellen die Autoren einen signifikant negativen Zusammenhang zwischen dem Be-
triebsratseinfluss und der übertariflichen Entlohnung fest.41 42 
2.2.2.2 Herleitung des Nash-Gleichgewichts 
Das im vorangehenden Abschnitt modellierte Spiel stellt sich in einer Vierfeldermat-
rix wie folgt dar: 
Abbildung IV.5: Gemeinsames Wirken von betrieblicher und überbetrieblicher Mitbestim-








Kein Spieler verfügt über eine dominante Strategie, d.h. eine Strategie, die er in je-
dem Fall und unabhängig von der Strategiewahl des anderen Spielers spielen wird. 
                                                 
40
 Zu ähnlichen Ergebnissen hinsichtlich der Lohnhöhe kommen auch Addison, Kraft und Wagner (1993), Meyer 
(1995a), Addison, Schnabel und Wagner (1998a, 1998b und 1999), Jirjahn (1998) und Jirjahn/Klodt (1998). 
41
 Addison, Kraft und Wagner (1993) sowie Meyer (1994 und 1995b) kommen ebenfalls zu dem Ergebnis, dass die 
Existenz eines Betriebsrates die übertarifliche Entlohnung senkt. 
42
 Bei Durchführung der gleichen Schätzungen für den Industrie- und Dienstleistungsbereich bestätigt sich der Lohnhö-
heneffekt nur im Dienstleistungsbereich. Die Ergebnisse hinsichtlich der übertariflichen Entlohnung finden sich in 







• Arbeitgeber-Outcomes: D>A>B>C 
• Arbeitnehmer-Outcomes: g>f>e>h
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Die Vorteilhaftigkeit einer betrieblichen Arbeitnehmervertretung oder eines Tarifver-
trages hängt für beide Spieler jeweils von der Entscheidung des anderen Spielers ab. 
So ist es für die Arbeitnehmer vorteilhaft, eine betriebliche Arbeitnehmervertretung 
zu konstituieren, wenn ihre Tätigkeit nicht im Wirkungsbereich eines Tarifvertrages 
erfolgt. Liegt ein Tarifabkommen vor, können sie ohne zusätzliche Arbeitnehmerver-
tretung mit einem höheren Gewinnanteil rechnen (vgl. Gabisch 2000: 130 ff.). Es 
liegt somit ein Gleichgewicht in gemischten Strategien vor. Das Nash-
Gleichgewicht43 lässt sich wie folgt bestimmen:  
Die Spieler maximieren ihren Nutzen durch die Festlegung von Wahrscheinlichkei-
ten für ihre eigenen Aktionen unter Berücksichtigung der Wahrscheinlichkeiten, mit 
denen der andere Spieler seine Aktionen durchführt. Dabei ist r die Wahrscheinlich-
keit, dass der Arbeitgeber sich an einen Tarifvertrag bindet, und (1-r) die Gegen-
wahrscheinlichkeit. q ist die Wahrscheinlichkeit, dass die Arbeitnehmer eine Arbeit-
nehmervertretung institutionalisieren, und (1-q) die Wahrscheinlichkeit, dieses zu 
unterlassen. Damit ergeben sich folgende Nutzenfunktionen für die beiden Spieler: 
(IV.5) u1 (r, q) = rq A + r(1-q) B + (1-r)q C + (1-r)(1-q) D 
(IV.6) u2 (r, q) = rq e + r(1-q) f + (1-r)q g + (1-r)(1-q) h 
Beide Spieler maximieren ihren Nutzen. Es gilt: 
    du1                 
(IV.7)   = q A + (1-q) B-q C - (1-q) D 






    du2                 
(IV.8)   =  r e-r f+(1-r) g - (1-r) h   
    dq 
 
 
                                                 
43
 Ein Nash-Gleichgewicht liegt dann vor, wenn kein Spieler einen Anreiz hat, von seiner Strategie abzuweichen, solan-
ge der andere Spieler seine eigene Strategie beibehält. Ein Nash-Gleichgewicht in gemischten Strategien ist dann ge-
geben, wenn eine Strategiekombination (p*1, ...... , p*n) von n gemischten Strategien vorliegt, bei der jede gemischte 
Strategie der n Spieler eine beste Antwort auf die n-1 gemischten Strategien der übrigen Spieler ist (vgl. Gabisch 
2000: 130 ff.). 
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Durch Gleichsetzung der Bedingung erster Ordnung mit Null erhält man für Spieler 
2 die beste Antwort auf die Wahl von r durch Spieler 1: 
                          D-B 
(IV.9) q*(r)  =  
                     D-B+A-C 
 
        
Durch Gleichsetzung der Bedingung erster Ordnung mit Null erhält man für Spieler 
1 die beste Antwort auf die Wahl von q durch Spieler 2: 
                             g-h 
(IV.10) r*(q)  =   
                         g-h+f-e 
 
Wie oben erwähnt, gilt für die Arbeitgeber D>A>B>C und für die Arbeitnehmer 
g>f>e>h. Daher gilt g-h>f-e und die Gesamtwahrscheinlicht der Arbeitgeber, einem 
Tarifvertrag beizutreten, ist größer als 0,5. Für die Betriebsleitung lässt sich vermu-
ten, dass die Differenz zwischen Renten in Betrieben mit betrieblicher Arbeitneh-
mervertretung und Tarifvertrag und in Wirtschaftseinheiten nur mit betrieblicher In-
teressenvertretung (A-C) größer ist als die Rentendifferenz zwischen mitbestim-
mungsfreien Betrieben und Wirtschaftseinheiten, die lediglich durch einen Tarifver-
trag erfasst sind (D-B). Der das Rent-Seeking-Verhalten betrieblicher Arbeitnehmer-
vertretungen reduzierende Einfluss von Tarifverträgen (A-C) sollte eine relativ star-
ke Wirkung entfalten. Demgegenüber sollte der Umverteilungseffekt von Tarifver-
trägen (einschließlich übertariflicher Entlohnung) im Verhältnis zu mitbestimmungs-
freien Betrieben (D-B) moderater ausfallen. Dementsprechend gilt A-C>D-B und 
eine Gesamtwahrscheinlichkeit von kleiner als 0,5 für die Arbeitnehmer. Arbeitneh-
mer gründen folglich eine Interessenvertretung mit einer Wahrscheinlichkeit von un-
ter 50 Prozent und Arbeitgeber binden sich tarifvertraglich mit einer Wahrschein-
lichkeit von mehr als 50 Prozent. Das Nash-Gleichgewicht liegt bei: 
(IV.11) (r*,q*) = (>0,5,<0,5). 
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Ein Zahlenbeispiel soll dieses verdeutlichen44: 








Die Wahrscheinlichkeiten für die Spieler liegen in diesem Spiel bei: 
             
                             50-30 
(IV.12) q*(r) =     = 43,48% 
             50-30+46-20 
 
 
                            40-90 
(IV.13) r*(q) =   = 98,04%   
                     40-90+69-70 
 
In dem Beispiel institutionalisieren Arbeitnehmer mit einer Wahrscheinlichkeit von 
43 Prozent eine betriebliche Vertretung. Die Wahrscheinlichkeit einer tarifvertragli-
chen Bindung beträgt 98 Prozent. Das Nash-Gleichgewicht liegt bei (r*,q*) = 
(0,98,0,43). 
Basierend auf der oben genannten Argumentation lässt sich vermuten, dass die größ-
te Gesamtrente und Produktivität in Betrieben mit Tarifvertrag und betrieblicher In-
teressenvertretung erzielt wird. Um diese wohlfahrtsmaximierende Kombination zu 
realisieren, müsste sichergestellt sein, dass ein Betrieb sowohl in den Wirkungsbe-
reich eines Tarifabkommens fällt als auch über eine betriebliche Arbeitnehmervertre-
tung verfügt.45 Gemäß obiger Argumentation ist es zwar wahrscheinlich, dass Ar-
beitgeber einem Tarifvertrag beitreten, die arbeitnehmerseitige Konstituierung einer 
                                                 
44
 Das Spiel berücksichtigt den theoretisch vermuteten Zusammenhang, dass Betriebe mit Tarifvertrag und betrieblicher 
Arbeitnehmervertretung die größte Gesamtrente für Arbeitgeber und Arbeitnehmer generieren. Gemäß ihres Renten-
bildungspotenzials folgen Betriebe nur mit betrieblicher Interessenvertretung, Organisationen nur mit Tarifabkommen 
und mitbestimmungsfreie Wirtschaftseinheiten auf den Plätzen. Es gilt: A+e>C+g>B+f>D+h bzw. 
46+69>20+90>30+70>50+40. 
45
 Eine Alternative für die Tarifverträge stellt die von Freeman und Lazear (1995) erwähnte direkte gesetzliche Rege-
lung der Entgeltgestaltung dar, die ebenfalls zu einem Transfer der Entlohnungsverhandlungen auf ein überbetriebli-







• Arbeitgeber-Outcomes: 50>46>30>20 
• Arbeitnehmer-Outcomes: 90>70>69>40 
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betrieblichen Interessenvertretung erweist sich jedoch als eher unwahrscheinlich. 
Dieses spricht für die Notwendigkeit einer gesetzlichen Legitimierung betrieblicher 
Mitbestimmung. 
Das Spiel setzt voraus, dass Arbeitnehmervertretungen mit ausreichender Macht aus-
gestattet sind, um ihrer wohlfahrtssteigernden Funktion nachkommen zu können. 
Aus den oben dargestellten Gründen ist nicht anzunehmen, dass die Arbeitgeber den 
Interessenvertretungen freiwillig die notwendigen Kompetenzen – beispielsweise 
durch den Abschluss von Verträgen – zugestehen. Somit ergibt sich neben der all-
gemeinen Notwendigkeit zur gesetzlichen Legitimierung betrieblicher Arbeitneh-
mervertretungen auch bezüglich der Regelung ausreichender Kompetenzen für die 
Interessenvertretungen ein gesetzlicher Handlungsbedarf.  
2.2.2.3 Vergleich des Modells mit der deutschen Mitbestimmungssituation 
Wenn man die theoretisch vermuteten Zusammenhänge mit den realen Gegebenhei-
ten in Deutschland vergleicht, zeigt sich folgendes Bild für die Arbeitnehmer in be-
triebsratsfähigen Betrieben:  







Quelle: o.V. (o.J.g)46, Beschäftigte in Privatbetrieben mit mindestens fünf Beschäftigten 
Das prognostizierte Nash-Gleichgewicht bestätigt sich nicht. Vielmehr ist die wohl-
fahrtsmaximierende Kombination aus gültigem Kollektivabkommen („TV“) und Be-
triebsrat („BR“) am häufigsten verbreitet. Dieses begründet sich darin, dass Tarifver-
träge und Betriebsräte traditionell häufiger im Industrie- als im Dienstleistungsbe-
reich und stärker in Groß- als in Kleinbetrieben vorkommen.47 Somit ist es wahr-
scheinlicher, dass Beschäftigte, die im Wirkungsbereich eines Tarifvertrages arbei-
ten, auch von einem Betriebsrat erfasst sind. Dieser Zusammenhang gilt umgekehrt 
in gleicher Weise. Beschäftigte in Betrieben ohne gültigen Kollektivvertrag agieren  
 
                                                 
46
 Die Ergebnisse sind in der Originalquelle für Ost- und Westdeutschland getrennt aufgeführt. Nachträglich wurden die 
Berechnungen für Gesamtdeutschland vollzogen. Hierbei erfolgte eine Gewichtung mit dem Faktor 1 zu 6, durch den 
das Verhältnis von ost- zu westdeutscher Bevölkerung approximativ wiedergegeben wird. Dass die aufaddierte Sum-
me der Prozente etwas unter 100 Prozent liegt, beruht auf marginalen Rundungsfehlern. 
47 Vgl. hierzu Kapitel III, 1.3.2.3. 
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häufig im vollständig „mitbestimmungsfreien Raum“.48 49 
2.2.3 Übermittlung nutzensteigernder Betriebsinformationen 
In für den Betrieb schwierigen Situationen kann es vorteilhaft sein, wenn sowohl die 
Arbeitgeber- als auch die Arbeitnehmerseite über die wirtschaftliche Lage informiert 
sind. Die Arbeitnehmer werden unter diesen Rahmenbedingungen zu Zugeständnis-
sen bereit sein, um den Betrieb und damit auch ihre Arbeitsplätze zu retten. Zur 
Vermittlung von Informationen, die von den Arbeitnehmern als valide erachtetet 
werden, ist eine nicht unter Kontrolle der Betriebsleitung stehende Arbeitnehmerver-
tretung hilfreich.50 Die freiwillige Errichtung dieser Institution kann allerdings un-
terbleiben, da die Arbeitnehmer nach der Vermittlung einer glaubwürdigen Krisen-
nachricht zukünftig jeden Umweltzustand als gut betrachten werden, wenn ihnen ge-
genüber gegenteilige Informationen durch die Arbeitnehmervertretung nicht bestätigt 
wurden. Somit wird es für die Betriebsleitung unmöglich, den Arbeitnehmern in gu-
ten wirtschaftlichen Zeiten Gegenteiliges vorzutäuschen (vgl. Freeman und Lazear 
1995: 33 ff.).51 
Freeman und Lazear entwickeln hierzu folgendes Modell52:  
Die Arbeitnehmer können zwischen einem schnellen (F = fast) und einem normalen 
(N = normal) Arbeitstempo wählen. Die Mitarbeiter präferieren das normale Arbeits-
                                                 
48 Als Grund für die unterlassene Errichtung eines Betriebsrates lässt sich unter anderem die Macht des Managements 
anführen, eine entsprechende Konstituierung zu verhindern. So kann beispielweise die explizite oder implizite Andro-
hung von Kündigungen für Arbeitnehmer, die die Errichtung eines Betriebsrates planen, als ein Druckmittel zur Un-
terbindung entsprechender Vorhaben wirken. Dieses Druckmittel lässt sich bei einer kleineren Anzahl an Mitarbeitern 
besser durchsetzen als in Großbetrieben. In kleinen und mittelständischen Betrieben ist zudem nicht immer die Not-
wendigkeit zur Konstituierung eines Betriebsrates gegeben, da die Kommunikation zwischen Arbeitnehmer- und Ar-
beitgeberseite hier häufig direkt verläuft (vgl. Sadowski 2004: 231). Erschwerend kommt hinzu, dass nicht alle Ar-
beitnehmer, die an der Errichtung eines Betriebsrates interessiert sind, über die rechtlichen Erfordernisse und ihre 
persönlichen Vorteile durch eine Konstituierung ausreichend informiert sind und entsprechende Pläne aus diesem 
Grund nicht weiter verfolgen. 
49
 Darüber hinaus ist zu der modelltheoretischen Darstellung einschränkend hinzuzufügen, dass in der Realität die Ent-
scheidungen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern eventuell eher sequentiell getroffen werden. Zudem befinden sich 
die Spieler unter realen Gegebenheiten mehr als einmal in den skizzierten Entscheidungssituationen. Somit abstrahiert 
das gezeigt Spiel von der Wirklichkeit. Unter Umständen würde eine sequentielle und wiederholte Spielstruktur die 
Wirklichkeit treffender wiedergeben. Eine solche Modellierung ist jedoch äußerst komplex und würde den Rahmen 
dieser Arbeit „sprengen“. 
50
 Ohne Arbeitnehmervertretung ist eventuell eine diskrete Information der Belegschaft über eine betriebliche Krise 
nicht möglich. Dieses bedeutet, dass die Nachricht auch an Dritte übermittelt wird, die nicht als Empfänger erwünscht 
sind, wie Kunden und Lieferanten. Die Errichtung einer Arbeitnehmervertretung kann diese Problematik lösen. Dass 
eine freiwillige Konstituierung entsprechender Institutionen unterbleibt, lässt sich damit begründen, dass schon die 
Existenz entsprechender Gremien der Umwelt die Gefahr einer Krise suggeriert. Eine Errichtung von Arbeitnehmer-
vertretungen per Gesetzesvorschrift und ohne aktives Handeln der Betriebsleitungen ist in diesem Zusammenhang ei-
ne Lösungsoption (vgl. Dilger 2002: 59). 
51
 In der Literatur findet sich aber auch eine etwas andere Darstellung des Sachverhaltes, die unterstellt, dass gut infor-
mierte Mitarbeiter generell eher bereit sind, Verantwortung für ihren Betrieb zu übernehmen (vgl. Buch-
horn/Schmalholz 2004).  
52
 Hinsichtlich einer kritischen Auseinandersetzung mit diesem Modell siehe Dilger (1999: 244 ff. und 2002: 35 f.). 
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tempo. Sie arbeiten aber lieber schnell in ihrem momentanen Unternehmen als in ei-
nem anderen Betrieb – unabhängig von der Arbeitsgeschwindigkeit in der Alterna-
tivorganisation. Es ergibt sich folgende Ordnung für die Nutzen der Arbeitnehmer 
mit U0 als das in einem anderen Betrieb erreichbare Nutzenniveau: 
(IV.14) UN>UF>U0 
Unterscheiden lässt sich weiterhin zwischen einem guten und einem schlechten Um-
weltzustand. Die Wahrscheinlichkeiten für das Auftreten der alternativen Rahmen-
bedingungen sind allgemein bekannt. Sie betragen p für den guten und (1-p) für den 
schlechten Unweltzustand. Welche Situation vorherrscht, weiß allerdings nur die Be-
triebsleitung. Bei einem guten Umweltzustand ergibt sich durch ein schnelles Ar-
beitstempo ein Gewinn von piF und durch ein normales Tempo ein Ertrag von piN. 
Dabei gilt: 
(IV.15) piF>piN>0 
Die Betriebsleitung versucht, den Gewinn zu maximieren und strebt im Gegensatz 
zur Belegschaft in guten wirtschaftlichen Zeiten ein hohes Arbeitstempo an. 
Unter schlechten Wirtschaftsbedingungen lässt sich lediglich durch ein schnelles Ar-
beitstempo ein Gewinn (piB)53 erzielen. Arbeitet die Belegschaft mit normalem Tem-
po, ist der Betrieb nicht mehr profitabel und scheidet aus dem Markt aus. Die Eigen-
tümer realisieren hierdurch einen negativen Gewinn und die Arbeitnehmer einen 
Nutzen von U0.54  
Folglich möchten die Arbeitnehmer nur in schlechten Situationen schnell arbeiten. 
Die Betriebsleitung wird unter der Prämisse, den Gewinn zu maximieren, generell 
ein schnelles Arbeitstempo vorziehen. Da nur der Betriebsleitung Informationen über 
die wahre Situation des Betriebes vorliegen, wird sie der Belegschaft ständig zu 
vermitteln suchen, dass ein schlechter Umweltzustand vorliegt. Diesen Opportunis-
mus antizipierend wird die Belegschaft ungeachtet der Informationen durch das Ma-
nagement ein Arbeitstempo wählen. 
Bei permanent normaler Arbeitsgeschwindigkeit erreichen die Arbeitnehmer mit ei-
ner Wahrscheinlichkeit von p UN und mit einer Wahrscheinlichkeit von (1-p) U0. 
Somit beträgt der Erwartungsnutzen der Arbeitnehmer bei normalem Arbeitstempo: 
(IV.16) p UN + (1-p) U0 
und der Erwartungsgewinn der Arbeitgeber: 
(IV.17) p piN 
Bei einem konstant schnellen Arbeitstempo liegt der Arbeitnehmernutzen bei UF und 
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 B ist die Abkürzung für das englische „bad“ (vgl. Freeman/Lazear 1995: 34). 
54
 In einem schlechten Umweltzustand ist schnelles Arbeiten pareto-optimal, da beide Seiten einen Nutzengewinn erfah-
ren (vgl. Dilger 2002: 32). 
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der Betriebsgewinn bei p piF + (1-p) piB. Die Arbeitnehmer werden die Entscheidung, 
permanent schnell oder normal zu arbeiten, in Abhängigkeit von der Wahrschein-
lichkeit der beiden Umweltzustände und von den alternativen Nutzen beider Tempi 
wählen.  
Indifferent sind die Arbeitnehmer bei der Wahrscheinlichkeit p*: 
(IV.18) p* UN + (1-p*) U0 = UF 
(IV.19) ⇔ p* = (UF-U0)/(UN-U0) 
Gilt p*<p, dann wählen die Arbeitnehmer ein normales Arbeitstempo. Ist p<p*, wird 
schnell gearbeitet.55 
Verfügt die Belegschaft über vollständige Informationen hinsichtlich der wirtschaft-
lichen Situation des Betriebes, arbeitet sie mit normalem Tempo in guten und mit 
hohem Tempo in schlechten Zeiten. So maximiert sie ihren Durchschnittsnutzen 
durch  
(IV.20) p UN + (1-p) UF; 
der durchschnittliche Betriebsgewinn beträgt  
(IV.21) p piN + (1-p) piB. 
Ist dem Management p* nicht bekannt, wird es die Wahrscheinlichkeit schätzen, dass 
p* < p gilt und die Arbeitnehmer im normalen Tempo arbeiten. Dieses tut es mit dem 
Faktor α. Die Arbeitgeberseite wird der Errichtung einer glaubwürdigen Arbeitneh-
mervertretung und einem damit verbundenen Abbau von Informationsasymmetrien 
nur zustimmen, wenn „the expected benefits from keeping the enterprise alive in bad 
times exceed the gains from inducing workers to work at a fast pace in good times“ 
(Freeman/Lazear 1995: 37). Die Betriebsleitung führt freiwillig eine Arbeitnehmer-
vertretung ein, wenn 
(IV.22) α (1-p) piB + (1-α) p (piN-piF) > 0.56 
Um die betriebliche Gesamtwohlfahrt zu bestimmen, müssen auch die in jedem Fall 
entstehenden Gewinne der Arbeitnehmer berücksichtigt werden. Ohne glaubwürdige 
Interessenvertretung arbeitet die Belegschaft unter schlechten Rahmenbedingungen,  
(1-p), mit einer Wahrscheinlichkeit von α im normalen Tempo und erleidet einen zu 
                                                 
55
 Dieses eventuell nicht sofort nachzuvollziehende Ergebnis sagt inhaltlich aus: Bei p*<p ist der Arbeitnehmer schon 
bei einer geringeren als der zu erwartenden Wahrscheinlichkeit eines guten Umweltzustandes indifferent, ob er nor-
mal oder schnell arbeiten soll. Somit wird er normal arbeiten. Gilt p*>p, ist der Mitarbeiter bei der zu erwartenden 
Wahrscheinlichkeit eines guten Umweltzustandes noch nicht indifferent zwischen seinen Arbeitstempi. Folglich wird 
er schnell arbeiten. 
56
 Der Term α (1-p) piB gibt den wahrscheinlichen Nutzenzuwachs wieder, den der Unternehmer in schlechten Zeiten 
durch die Informationsweitergabe an die Belegschaft über die wirtschaftliche Krise erhält. Der Term (1-α) p (piN-piF) 
zeigt den zu erwartenden Nutzenverlust bei guten Rahmenbedingungen. Dieser entsteht dadurch, dass die Geschäfts-
führung die Belegschaft nicht mehr durch Falschinformationen zum schnellen Arbeiten anhalten kann. 
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erwartenden Nutzenverlust von UF-U0. Mit der Wahrscheinlichkeit von (1-α) wird 
im guten Zustand (p) schnell gearbeitet. Dieses führt annahmegemäß zu einem Nut-
zenverlust von UN-UF. Eine Arbeitnehmervertretung führt somit zu einer wahrschein-
lichen gemeinsamen Nutzensteigerung von: 
(IV.23) α (1-p) (UF-U0+piB) + (1-α) p (UN-UF+piN- piF). 
Ist der wahrscheinliche Gesamtnutzen größer als Null, überwiegen die erwarteten 
Vorteile einer Arbeitnehmervertretung.57 Im Bereich 
(IV.24) α (1-p) (UF-U0+piB) + (1-α) p (UN-UF+piN-piF) > 0 > α (1-p) piB + (1-α) p (piN-
piF) 
wird keine entsprechende Institution etabliert, obwohl dies sozial wünschenswert 
wäre.  
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass eine Unternehmensleitung freiwillig keine 
mit entsprechenden Befugnissen ausgestattete Arbeitnehmervertretung gründet, 
wenn der für sie daraus entstehende wahrscheinliche Nutzenzuwachs den Nutzenver-
lust nicht aufwiegt. Somit kann die Institutionalisierung wohlfahrtsmaximierender 
Mitbestimmungsorgane unterbleiben. In diesem Fall würde sich eine gesetzliche Le-
gitimation von Arbeitnehmervertretungen positiv auswirken (vgl. Dilger 2002: 34).  
2.2.4 Vermeidung von adverser Mitarbeiterselektion 
Levine und Tyson (1990) sprechen im Hinblick auf die Notwendigkeit gesetzlicher 
Mitbestimmungsregelungen von einem zwischenbetrieblichen Gefangenendilem-
ma58, welches durch Kooperation zu lösen ist. 
Das bedeutet in diesem Kontext: Wenn alle Wirtschaftseinheiten Partizipationsrechte 
für ihre Arbeitskräfte einführen, erhöht sich die Produktivität jedes einzelnen Betrie-
bes. Im Gegensatz zu traditionellen Betrieben, die ihre Mitarbeiter durch Entlas-
sungsdrohungen und ein stark differenziertes Gehaltsgefüge motivieren, sind mitbe-
stimmte Betriebe durch andere Eigenschaften charakterisiert, wie ein flacheres Ge-
haltsgefüge und höhere Arbeitsplatzsicherheit. Letztgenannte Eigenschaften üben auf 
diejenigen Arbeitnehmer einen besonders starken Reiz aus, denen sie den größten 
Nutzen stiften. Dabei handelt es sich im Durchschnitt um die weniger motivierten 
Mitarbeiter. Neben dieser Gefahr durch adverse Selektion kommt es zu einer Bedro-
hung für den Betrieb durch einen negativen externen Effekt. Dieser Effekt äußert 
sich in der Abwanderung leistungsstarker Belegschaftsmitglieder zu Konkurrenten, 
bei denen sie für ihre gute Leistung eine angemessene Entlohnung erhalten. Zudem 
müssen die Leistungsträger nicht, wie in mitbestimmten Wirtschaftseinheiten, durch 
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 Dieses wird von Freeman und Lazear (1995: 37 f.) implizit unterstellt. 
58
 Zum Gefangendilemma siehe Gabisch (2000) und Güth (1999). 
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ein im Verhältnis zu traditionellen Betrieben geringeres Gehalt die relativ hohe Ent-
lohnung weniger motivierter Mitarbeiter und deren eventuelles Trittbrettfahrerver-
halten subventionieren. Sowohl die „Negativauslese“ als auch die Externalität be-
wirken einen Wettbewerbsnachteil für Betriebe mit Partizipation.59  
Somit lässt sich der nutzensteigernde Effekt nicht durch eine arbeitgeberinduzierte 
freiwillige Einführung von Mitbestimmung erzielen, sondern nur, wenn Mitbestim-
mung per Gesetz obligatorisch wird. In dem letztgenannten Fall unterbleiben die be-
schriebenen negativen Auswirkungen, da alle Beriebe von den gesetzlichen Rege-
lungen betroffen sind. Die leistungsschwachen Mitarbeiter verteilen sich auf alle Be-
triebe, die jeweils von der Mitbestimmung profitieren (vgl. dazu auch Baums/Frick 
1999: 207 f., Dilger 2002: 49 ff., Frick 1997a: 174, Levine 1989 und 1995).60  
2.2.5 Gewährleistung langfristiger Kooperationsbeziehungen zwischen Arbeit-
nehmer- und Arbeitgeberseite 
Kooperative Zusammenarbeit zwischen Management und Belegschaft erhöht den 
gemeinsamen Nutzen beider Parteien. Allerdings hat jede Seite einen Anreiz zu de-
fektieren, solange die andere kooperiert. Dieses innerbetriebliche Gefangendilemma 
lässt sich durch längerfristige Zusammenarbeit überwinden, da auf Kooperation mit 
Kooperation reagiert werden kann.61 Arbeitnehmervertretungen stellen ein Instru-
ment zur Gewährleistung langfristiger Arbeitsbeziehungen und damit zur Förderung 
der Kooperation zwischen den Betriebsparteien dar (vgl. Backes-Gellner/Sadowski 
1997, Dilger/Frick/Speckbacher 1999, Frick 1997a).  
Die Rahmenbedingungen der Mitbestimmung können dabei wiederum durch Verträ-
ge oder Gesetze festgelegt werden. Gegen Verträge wird häufig eingewandt, dass 
diese im Allgemeinen unvollständig sind.62 Milgrom und Roberts (1992: 289) kon-
statieren somit: „In fact [...] complete contracts are generally impossible for transac-
tions of any significant complexity that occur over a period of time longer than a few 
days. Complete contracting requires freely imagining all the myriad contingencies 
                                                 
59
 Unter Berücksichtigung der von Akerlof (1970) entwickelten Theorie, dass aufgrund von Informationsasymmetrien 
zwischen dem Käufer und Verkäufer eines Gutes bzw. einer Leistung mittelfristig die Güter bzw. Leistungen mit 
schlechter Qualität die besseren vom Markt verdrängen, verstärkt sich der erwähnte Wettbewerbsnachteil noch. Da 
den Arbeitgebern Informationen hinsichtlich der Leistungsbereitschaft von Arbeitnehmern fehlen und mitbestimmte 
Betriebe im Gegensatz zu den traditionell agierenden Konkurrenten leistungsschwächere Arbeitnehmer anlocken, er-
höht sich für die mitbestimmten Betriebe die Gefahr einer Verdrängung motivierter durch unmotivierte Mitarbeiter 
(vgl. Frick 1997a: 173 f. und 2002a: 218 f.). 
60
 Hinsichtlich einer Darstellung der Problematik aus volkswirtschaftlicher Perspektive und einer kritischen Auseinan-
dersetzung mit der gesamten Argumentation siehe Dilger (2002: 50 ff.). Darüber hinaus zeigt Dilger in einem anderen 
Kontext, wie es ohne gesetzliche Mitbestimmungsregelungen zur sukzessiven adversen Selektion ganzer Belegschaf-
ten kommt und eine nutzensteigernde Einführung einer Arbeitnehmervertretung unterbleibt. 
61
 Spieltheoretisch zeigt Leibenstein (1987), dass durch starke Kooperation ein wechselseitiger Altruismus zwischen 
hierarchisch unterschiedlichen Gruppen entsteht (vgl. hierzu auch Gurdon/Rai 1990: 291). 
62
 Für eine Diskussion über Arbeitsverträge und ihre Unvollständigkeit siehe auch Rosen (1985). 
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that might arise during the contract term, costlessly determining the appropriate ac-
tions and division of income to take in each contingency, describing all these ver-
bally with enough precision that the terms of the contract are clear, arriving at an 
agreement on these terms, and doing all this so that the parties to the contract are mo-
tivated to follow its terms”.63 Hierdurch ist sowohl dem Arbeitgeber als auch dem 
Arbeitnehmer die Möglichkeit zu nachvertraglichem Opportunismus gegeben. Die 
angesprochenen Nachteile von Verträgen sind zwar eine notwendige, aber noch kei-
ne hinreichende Begründung für die Vorteilhaftigkeit von gesetzlich legitimierter 
Mitbestimmung. Vertraglich können die gleichen Inhalte geregelt werden wie per 
Gesetz. Vielmehr kann vertraglich auf einzelne Sachverhalte noch individueller rea-
giert werden (vgl. Dilger 2002: 56). So folgert Coase (1960: 18): „[...] there is no 
reason to suppose that the restrictive and zoning regulations, made by a fallible ad-
ministration subject to political pressures and operating without any competitive 
check, will necessarily always be those which increase the efficiency with which the 
economic system operates.“ 
Die Vorteilhaftigkeit von Mitbestimmungsgesetzen ergibt sich dagegen in erster Li-
nie aus den mit den Vertragsverhandlungen einhergehenden Transaktionskosten. 
Diese können teilweise die durch die Verhandlungen entstehenden Gewinne über-
steigen. Eine pareto-optimale Verbesserung wäre dann unmöglich und würde dazu 
führen, dass Verhandlungen unterblieben und der Status Quo, d.h. keine Mitbestim-
mung, beibehalten würde (Menzel o.J.: 7). Volkswirtschaftlich gesehen ist mit einem 
„explosionsartigen“ Anstieg an Transaktionskosten zu rechnen, wenn jeder Betrieb 
seine Mitbestimmungsverhandlungen einzeln führen müsste. Gesetze weisen wesent-
lich geringere Transaktionskosten auf und stellen die Konstituierung von Arbeit-
nehmervertretungen sicher.64 
                                                 
63
 Diese Ansicht aus der Neuen Institutionenökonomik steht im Gegensatz zur neoklassichen Betrachtungsweise: „In an 
Arrow-Debreu economy it is assumed that agents can costlessly write all state-contingent contracts. As a result, all 
decisions are made ex ante and all quasi-rents are allocated ex ante“ (Zingales 1998: 498). 
64
 Schmidtchen (1987: 160) wendet kritisch gegen eine gesetzliche Vereinheitlichung der Mitbestimmung ein, dass hier-
durch ein Trade-off zwischen abnehmenden Transaktionskosten und geringerer betrieblicher Flexibilität entstehe. 
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3 Ökonomische Konsequenzen veränderter Mitbestimmungsrege-
lungen 
3.1 Auswirkungen der veränderten Rahmenbedingungen auf die Performance 
britischer Betriebe 
Die Arbeitsbeziehungen in britischen Betrieben sind primär dezentral geregelt, mit 
(Betriebs-)Gewerkschaften als den zentralen Arbeitnehmerinstitutionen und JCCs als 
zusätzlichen Organen der betrieblichen Interessenvertretung. Die durch die Regie-
rung Thatcher begonnenen Reformen der Gewerkschaftsgesetzgebung haben durch 
die Employment Relations Acts von 1980, 1982, 1988, 1989 und 1990 sowie dem 
Trade Unions Act von 1984 zu einer stetigen Beschneidung der Gewerkschaftsmacht 
geführt.  
Thatchers Nachfolger Major setzte diesen Trend mit dem Trade Union Reform and 
Employment Rights Act 1993 fort. Das schrittweise Verbot der Closed Shops, die 
Einschränkung der Immunität von Gewerkschaften und ihrer Mitglieder vor Strafver-
folgung und ständig steigende Anforderungen an die innergewerkschaftliche Demo-
kratie sind nur einige Beispiele für diese Maßnahmen. Eine gegenläufige Entwick-
lung ist erst seit dem Amtsantritt von Tony Blair zu beobachten. In seine Regie-
rungszeit fallen eine Reihe an Gesetzesänderungen, die die erwähnten Restriktionen 
etwas korrigieren.65 Hier sei exemplarisch auf die Employment Relations Acts von 
1999 und 2004 verwiesen (vgl. Kapitel III, 2.2.2).  
Die aus Gewerkschaftsperspektive als negativ einzustufende Gesamtentwicklung war 
in den letzten beiden Jahrzehnten nicht nur auf die rechtlichen Rahmenbedingungen 
beschränkt. Hinsichtlich der Anerkennungsquote durch die Arbeitgeber, der gewerk-
schaftlichen Mitgliederzahlen und des Organisationsgrades zeigen sich ebenfalls 
Veränderungen, die die gewerkschaftliche Machtposition geschwächt haben. Diese 
Abwärtsentwicklung hat sich seit Mitte der 90er Jahre zwar nicht weiter fortgesetzt, 
dennoch sind die Gewerkschaften momentan weit davon entfernt, eine Machtpositi-
on wie in den 70er und 80er Jahren innezuhaben (vgl. Kap. III, 2.2). Inwieweit dieses 
in direktem Zusammenhang mit den Gesetzesreformen bis Anfang der 90er Jahre 
steht, ist umstritten. In Anbetracht des gesamten Reformprozesses in der britischen 
Wirtschaft erscheint es aber als sehr wahrscheinlich, dass die legislativen Verände-
rungen einen wichtigen Faktor für die Abnahme des gewerkschaftlichen Organisati-
onsgrades darstellen (vgl. Metcalf 1989b). 
                                                 
65
 In der Literatur wird häufig angemerkt, dass es sich bei den durch die Regierung Blair initiierten Veränderungen um 
keine Rücknahme der vorherigen Reformen handelt. Die Reformen der Regierungen Thatcher und Major werden wei-
testgehend beibehalten. Die Korrekturbemühungen der traditionell der Arbeiterseite verbundenen Labour Partei wer-
den häufig als punktuell bewertet (vgl. Addison/Siebert 2002). 
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Die vorgestellten Mitbestimmungstheorien sind konfligierend. Neben einer ineffi-
zienten Aufteilung der Verfügungsrechte wird Mitarbeiterpartizipation häufig mit 
einer kontraproduktiven Faktorallokation und einer Erhöhung der Koordinations- 
und Transaktionskosten assoziiert (vgl. Picot/Wenger 1988 und von Weizsäcker 
1984a: 146 f.), die notwendige Investitionen und Innovationen be- oder sogar ver-
hindern (vgl. von Weizsäcker 1984a und Pejovich 1990). Eine die betriebliche Effi-
zienz mindernde Wirkung ist zu erwarten. Dieses umfasst eine schwächere Innovati-
onstätigkeit und eine die Produktivität reduzierende Gestaltung der betrieblichen 
Prozesse. Durch die Verbesserung ihrer Verhandlungsposition können die Mitbe-
stimmungsinstitutionen die Interessen der Arbeitnehmer umfassender wahrnehmen. 
Dieses lässt einen Rückgang an Entlassungen und Eigenkündigungen vermuten.  
Unter Berücksichtigung des institutionellen Wandels in Großbritannien lässt sich 
eine Umverteilung der Verfügungsrechte von der Arbeitnehmer-/Gewerkschaftsseite 
zur Arbeitgeberseite beobachten. Dieses kann die Koordinations- und Transaktions-
kosten senken und den Unternehmenseignern die Möglichkeit geben, die Rententei-
lung zu ihren Gunsten zu beeinflussen. Die langfristig notwendigen Investitionen 
und Innovationen können somit in angemessener Weise vollzogen werden. Das 
müsste zu einer Steigerung der betrieblichen Produktivität führen. Durch die verrin-
gerte Vertretungsmacht der Gewerkschaften sind steigende Entlassungs- und Eigen-
kündigungszahlen zu erwarten.  
Erweitert man nach Williamson (1983) den Kreis der Investoren um diejenigen, de-
nen Kosten bezüglich ihres betriebsspezifischen Humankapitals entstanden sind, 
verändert sich die Argumentation grundlegend. Im Gegensatz zur der voranstehen-
den Argumentation wird der Mitbestimmung eine notwendige Schutzfunktion für die 
arbeitnehmerseitigen Humankapitalinvestitionen zugeschrieben. Arbeitnehmervertre-
tungen können geeignete Institutionen darstellen, um die aus diesen betriebsspezifi-
schen Investitionen entstehenden Quasi-Renten vor arbeitgeberseitigem Opportu-
nismus zu schützen. Mit der erhöhten Sicherheit, für seine Vorleistungen eine ange-
messenere Kompensation zu erhalten, steigt für den Mitarbeiter der Anreiz, in be-
triebsspezifisches Kapital zu investieren (vgl. Furubotn 1988 und 1989). Die Ge-
währleistung der Mitarbeitermotivation (vgl. Lazear 1979 und 1981) sowie der Ab-
bau wechselseitiger Informationsasymmetrien (vgl. Freeman/Medoff 1984) sollten 
ebenfalls eine wohlfahrtssteigernde Wirkung entfalten. Der verbesserte Zugang zu 
Mitarbeiterinformationen lässt zusammen mit einer verstärkten Leistungsbereitschaft 
und dem erhöhten Qualifikationsniveau der Mitarbeiter ein gestiegenes Innovations-
verhalten vermuten. Die wirksame Vertretung und der Schutz der Belegschaftsinte-
ressen sollte die Entlassungen verringern und den Verbleib im Betrieb attraktiver 
machen. Die Summe dieser Argumente lässt eine gestiegene Produktivität und ein 
Wachsen des zu verteilenden „Kuchens“ erwarten.  
Eine Restriktion der Gewerkschaftsrechte schwächt prinzipiell die gewerkschaftliche 
Möglichkeit, die Quasi-Renten der Arbeitnehmer zu bewahren. Mit diesem verrin-
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gerten Schutz nehmen auch die betriebsspezifischen Investitionen ab, da es für den 
Mitarbeiter ungewisser ist, ob seine Vorleistungen auch angemessen vergütet wer-
den. Eine verringerte Gewährleistung motivationssteigernder Entlohnungspfade ist 
ebenfalls durch die Beschneidung der Gewerkschaftsmacht zu vermuten. Der redu-
zierte Abbau von Informationsasymmetrien kann weitere negative Impulse liefern. 
Insgesamt ist ein abgeschwächtes Innovationsverhalten und eine verringerte Produk-
tivität zu erwarten. Die weniger wirksame Vertretung der Arbeitnehmer sollte eine 
Zunahme an Entlassungen und Eigenkündigungen bewirken. 
Bei einer Betrachtung der britischen Arbeitsbeziehungen vor Beginn der Thatcher-
schen Reformen stellt sich allerdings eine andere Frage: Es ist zweifelhaft, ob die 
britische Mitbestimmung zu diesem Zeitpunkt überhaupt zwischen den Pro- und 
Kontra-Argumentationspolen, d.h. zwischen den oben dargestellten Theorien für und 
wider Mitbestimmung, einzuordnen war. Der Gewerkschaftseinfluss ging sicherlich 
selbst weit über das Niveau hinaus, was theoretisch als vorteilhaft betrachtet wird. In 
Anbetracht ihres eigenen Selbstverständnisses als Vertretung der Arbeiterklasse ha-
ben britische Gewerkschaften traditionell auch auf außerhalb der Arbeitsbeziehungen 
liegende Tatbestände Einfluss genommen (vgl. Fröhlich/Schnabel 1990 und Rawson 
1983). Das explizite Verbot politischer Streiks durch den Employment Act 1982 mag 
als ein Indiz für das weitgehende Machtpotenzial britischer Gewerkschaften vor dem 
Reformbeginn gelten (vgl. Fröhlich/Schnabel 1990: 184 ff.).66 Die Annahme einer 
regulativen Wirkung durch die veränderten institutionellen Rahmenbedingungen ist 
somit alles andere als abwegig. Die Unterstellung, dass die veränderten Rahmenbe-
dingungen zu einer Annäherung an beide Argumentationsstränge geführt habe, ist in 
diesem Zusammenhang eine logische Schlussfolgerung. Diesen Gedankengang fort-
setzend ist zu vermuten, dass sich die negativen Gewerkschaftseinflüsse deutlich 
verringert haben oder verschwunden sind. Der Wettbewerbsnachteil gewerkschaft-
lich organisierter Betriebe müsste zumindest abgenommen haben. Dieses umfasst 
eine erhöhte Produktivität und Innovationstätigkeit des Betriebes. Hinsichtlich der 
Fluktuation sollten die Auswirkungen allerdings eher negativ, d.h. fluktuationserhö-
hend sein. Der Grund hierfür liegt in der verringerten Möglichkeit der Gewerkschaf-
ten, sich für die Belange der Arbeitnehmer einzusetzen. Eine erhöhte Entlassungs- 
und Eigenkündigungsquote sind die Folgen. 
Der Einfluss von JCCs kann, abhängig von ihrer Macht und Akzeptanz innerhalb der 
Belegschaft, analog zu den Gewerkschaftshypothesen produktivitäts- und innovati-
onssteigernd oder -mindernd sein. Lediglich hinsichtlich der Fluktuation lassen sich 
aufgrund ihrer Vermittlungsfunktion zwischen Management und Arbeitnehmer posi-
tive Effekte erwarten. Durch ihre nur eingeschränkten Möglichkeiten, Entlassungen 
zu verhindern, sollte sich dieser Effekt hauptsächlich in einer verringerten Eigen-
                                                 
66
 Als ein weiteres Indiz kann die zwischen 1980 und 1998 von elf auf ein Prozent gesunkene Streikhäufigkeit in briti-
schen Betrieben gelten (vgl. Kap. III, 2.2.3.3). 
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kündigungsquote äußern. Die veränderten Rahmenbedingungen haben höchstens in-
direkt auf die JCCs eingewirkt, beispielsweise durch eventuell bestehende Verbin-
dungen zur Gewerkschaft. Abgesehen von einem Rückgang um fünf Prozentpunkte 
in ihrer Verbreitung zwischen 1984 und 1990 (vgl. Abschnitt III, 2.2.3.4) waren sie 
von den Reformprozessen nicht unmittelbar betroffen.  
3.2 Wirtschaftliche Konsequenzen der veränderten Rahmenbedingungen für 
deutsche Betriebe 
In Deutschland ist die betriebliche Mitbestimmung hauptsächlich durch das Zusam-
menwirken von Tarifvertrag – primär dem Flächentarifvertrag – und Betriebsrat ge-
kennzeichnet. Im Gegensatz zu dem stark dezentral organisierten System in Großbri-
tannien findet ein Großteil der Rententeilungsverhandlungen außerhalb des Betriebes 
statt.  
Auf legislativer Ebene kommt neben dem besonders für ostdeutsche Betriebe wichti-
gen Einigungsvertrag vor allem dem Betriebsverfassungs-Reformgesetz von 2001 
herausgehobene Bedeutung zu. Die Novellierung von 2001 sollte die Einflussmög-
lichkeiten von Betriebsräten nachhaltig gestärkt haben. Als Gründe hierfür lassen 
sich beispielhaft eine vermehrte Anzahl an Betriebsräten und eine Reduzierung der 
Grenze für die Betriebsratsfreistellung nennen (vgl. Abschnitt III, 1.3.1). In dem Ma-
ße, in dem die Verfügungsrechte für den Betriebsrat zunehmen, nehmen sie für den 
Arbeitgeber ab. Es kommt zu einer betriebsinternen Machtverschiebung. Diese Zu-
nahme an Verfügungsrechten für die Betriebsräte kann mit einem Anstieg an Koor-
dinations- und Transaktionskosten assoziiert werden. Langfristige Investitionsent-
scheidungen können be- oder sogar verhindert werden. 
Es kann allerdings auch argumentiert werden, dass ein Mehr an Einflussmöglichkei-
ten für den Betriebsrat die positiven Mitbestimmungseffekte noch verstärkt. Eine 
Zunahme der Betriebsratsmacht kann neben einer erhöhten Mitarbeiterleistung (vgl. 
Lazear 1979, 1981) auch eine verbesserte Möglichkeit zum Abbau der Informati-
onsasymmetrien zwischen Kapital- und Arbeitsseite bedeuten (vgl. Freeman/Medoff 
1984). Zudem ist ein wirksamerer Schutz der arbeitnehmerseitigen Humankapitalin-
vestitionen zu vermuten (vgl. Furubotn 1988, 1989). Die Gesamteffekte sollten sich 
in weniger Entlassungen und Eigenkündigungen sowie einer verstärkten Innovati-
onstätigkeit und Produktivität niederschlagen. 
Neben den Gesetzesänderungen ist insbesondere die für die Gewerkschaften negative 
Entwicklung auffällig. Die Gewerkschaften sind mit einem nach 1991 stark gesun-
kenen Organisationsgrad, der „Tarifflucht“ der Arbeitgeber und einer Dezentralisie-
rung der Arbeitsbeziehungen konfrontiert (vgl. Kap. III, 1.3.2). Die in Ost- und 
Westdeutschland zu beobachtende Schwächung der Gewerkschaften und die zuneh-
mend geringere Verbreitung von Tarifverträgen geht mit einer stärkeren Einbindung 
betrieblicher Arbeitnehmervertretungen in die innerorganisationalen Entscheidungs- 
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und Rententeilungsprozesse einher.  
Die Auswirkungen der letztgenannten Punkte sind nicht problemlos abzuschätzen. 
Die Dezentralisierung stellt eine Übertragung überbetrieblicher Verfügungsrechte 
dar. Der Transfer erfolgt von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden hin zu be-
trieblichen Arbeitnehmervertretungen und dem einzelnen Arbeitgeber.67 Aus verfü-
gungsrechtlicher Perspektive sind beide Mitbestimmungsarten als ineffiziente Auf-
teilung der betrieblichen Entscheidungsbefugnisse zu sehen. Allerdings erfolgt bei 
einer Übertragung auf die betriebliche Ebene eine stärkere Einbindung der Arbeitge-
ber in die Gestaltungsprozesse, wodurch sie einen Teil der Verfügungsrechte zurück-
erhalten. Der betrieblichen Flexibilisierung stehen erhöhte Transaktionskosten der 
Wirtschaftseinheit gegenüber. Die Auswirkungen auf die betriebliche Performance 
sind nicht klar zu bestimmen. Erst wenn die verstärkten Einflussmöglichkeiten den 
Kostenanstieg überkompensieren, erscheinen vermehrte Innovationen und eine ge-
steigerte Produktivität wahrscheinlich. Die Argumentation hinsichtlich der Fluktua-
tion ist gegensätzlich. Ein Mehr an Einflussmöglichkeiten für die Arbeitnehmer soll-
te aus den oben genannten Gründen eine verringerte Gesamtfluktuation und Eigen-
kündigungsquote nach sich ziehen. 
Die zunehmende Schwächung der Gewerkschaften und die Dezentralisierung der 
Arbeitsbeziehungen stehen in Zusammenhang mit einer verstärkten Einbindung der 
Arbeitnehmer im Allgemeinen und der Betriebsräte im Speziellen in die innerbe-
triebliche Rententeilung. Der zu vermutende Effekt äußert sich unter Umständen in 
einer verschlechterten Beziehung zwischen Belegschaft und Management. Dieses 
beeinträchtigt besonders das Verhältnis von Kapitalgeber und Betriebsrat, die zur 
Kooperation angehalten sind (§§ 2 Abs. 1 und 74 Abs. 1 BetrVG). Die gestörte in-
nerbetriebliche Kommunikation lässt einen geringeren Input an hilfreichen Informa-
tionen durch die Arbeitnehmer erwarten. Dieses kann sich in einer geringeren Anzahl 
an Produkt- und Prozessinnovationen sowie einem kontraproduktiven Effekt äußern. 
Eine Beeinträchtigung bezüglich des Mitarbeiterschutzes macht eine erhöhte Entlas-




Ob Gewerkschaften und JCCs eine performancesteigernde Wirkung entfalten, ist 
theoretisch nicht zu beantworten. Der begründeten Vermutung, dass Mitbestimmung 
eine ineffiziente Aufteilung der betrieblichen Verfügungsrechte und eine Zunahme 
                                                 
67
 Bei Haustarifverträgen erfolgt lediglich eine Übertragung von Gewerkschaften zu betrieblichen Arbeitnehmervertre-
tungen. Die Unternehmensleitung ist bereits direkt in die Verhandlungsprozesse eingebunden. 
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der Koordinationskosten bewirkt, lassen sich eine Reihe an Argumenten gegenüber-
stellen. Neben dem Schutz des betrieblichen Humankapitals kann auch dem wechsel-
seitigen Abbau innerbetrieblicher Informationsasymmetrien ein wohlfahrtserhöhen-
des Potenzial zugeschrieben werden. Das gemeinsame Wirken von Gewerkschaften 
und JCCs lässt verschiedene Effekte plausibel erscheinen. Die Wirkungszusammen-
hänge können additiv, komplementär, substitutiv oder wechselseitig neutralisierend 
sein. 
Die dargestellte Entwicklung der institutionellen Rahmenbedingungen legt den 
Schluss nahe, dass die umfangreiche Machtfülle britischer Gewerkschaften effizienz-
steigernd beschnitten wurde. Die legislativen und nicht-legislativen Reformprozesse 
sollten regulierend gewirkt haben. Wettbewerbsnachteile gewerkschaftlich organi-
sierter Wirtschaftseinheiten müssten verschwunden oder zumindest weniger gewor-
den sein.  
3.3.2 Deutschland 
Auf der einen Seite erscheint es plausibel, dass sowohl Gewerkschaften als auch Be-
triebsräte in Deutschland zu einer nachteiligen Aufspaltung der betrieblichen Macht 
führen, die u.a. eine verlangsamte Entscheidungsfindung mit erhöhten Transaktions-
kosten nach sich zieht. Dem folgend sollte zumindest das Betriebsverfassungs-
Reformgesetz von 2001 die negativen Effekte verstärkt haben. Die Konsequenzen 
des Dezentralisierungseffekts sind nicht klar zu prognostizieren. 
Auf der anderen Seite werden Betriebsräte häufig als geeignete Institution zum Ab-
bau von Informationsasymmetrien und Schutz der arbeitnehmerseitigen Humankapi-
talinvestitionen angesehen. Durch einen Transfer innerbetrieblicher Rententeilungs-
konflikte auf eine überbetriebliche Ebene kann die Kooperation zwischen Arbeit-
nehmern bzw. Betriebsrat und Management positiv unterstützt werden. Die zuneh-
mende Dezentralisierung steht im Verdacht, diesen Wirkungszusammenhang umzu-
kehren. Ein positiver Effekt auf die Arbeit von Betriebsräten wird mit dem novellier-
ten Betriebsverfassungs-Reformgesetz assoziiert, das die Verfügungsrechte der Be-
triebsräte stärkt. 
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V Empirische Analyse britischer und deutscher Arbeitnehmervertre-
tungen 
1 Empirische Analyse des britischen Mitbestimmungssystems 
1.1 Deskription der Daten und Methodik 
Die bedeutendsten Umfragen über den Wandel der britischen Arbeitsbeziehungen 
sind der „Workplace Employee Relations Survey“ von 1998 (WERS 98) und seine 
Vorläufer, die „Workplace Industrial Relations Surveys“ (WIRS) aus den Jahren 
1980, 1984 und 1990 (vgl. Cully et al. 1999).1 Die Daten sind via Internet vom UK 
Data Archive beziehbar.2 
Die Betriebe sind in den einzelnen Wellen jeweils vollständig verschieden. Alle vier 
Stichproben wurden aus der Grundgesamtheit aller britischen Betriebe gemäß des 
Census’ of Employment von 1977, 1981 und 1987 sowie des Inter Departmental Bu-
siness Registers von 1997 ausgewählt. Bei diesen handelt es sich um offizielle Be-
triebsstatistiken. Dabei erfolgte für die Workplace Industrial Relations Surveys eine 
Beschränkung auf Betriebe mit mindestens 25 Arbeitnehmern (vgl. Mill-
ward/Bryson/Forth 2000). Für den WERS 98 fanden nur Wirtschaftseinheiten mit 
mindestens zehn Arbeitnehmern Berücksichtigung (vgl. o.V. o.J.b. und o.V. o.J.c). 
Es wurden in allen vier Wellen stratifizierte Stichproben gebildet, was eine repräsen-
tative Analyse der britischen Betriebe und Arbeitnehmer ermöglicht.3 Im Fall der 
ersten drei Wellen wurden die Bereiche Agrar-, Forstwirtschaft und Fischerei ausge-
klammert. 1998 wurden zusätzlich die Sektoren Jagd, Bergbau, private Haushalte 
und außerstaatliche Institutionen nicht in den Umfragen berücksichtigt (vgl. Mill-
ward/Bryson/Forth 2000: 283). 
Bei allen vier Umfragen wurden Interviews mit Management- und Arbeitnehmerver-
tretern durchgeführt. 1984 und 1990 erfolgten zusätzlich Befragungen von Personal- 
bzw. Finanzmanagern sowie 1998 eine schriftliche Umfrage unter Arbeitnehmern. 
Die Teilnehmerzahl der Managementbefragung lag 1980 bei 2.040, 1984 bei 2.019, 
1990 bei 2.061 und 1998 bei 1.929 Betrieben. Parallel erfolgten Panelbefragungen 
für die Zeiträume 1980/84, 1984/90 und 1990/98. Dabei wurden Teilnehmer der je-
                                                 
1
 Die Finanzierung des Surveys erfolgte durch eine Reihe an Institutionen. Allein für den Survey 1998 traten das De-
partment of Trade and Industry, das Economic and Social Research Council, der Advisory, Conciliation and Arbitra-
tion Service und das Policy Studies Institute als Geldgeber in Erscheinung (vgl. Metcalf 2001: 41). 
2
 Das UK Data Archive gehört zur Universität von Essex und ist über folgende Internetadresse zu erreichen: 
http://www.data-archive.ac.uk/Introduction.asp. 
3
 Die Stratifizierung erfolgte nach Betriebsgrößenklassen und Branchen (vgl. Department of Employment 1984, De-
partment of Employment o.J., Airey/Tremlett/Hamilton 1992, National Institute of Economic and Social Research 
2000). 
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weils vorangehenden Welle in der darauffolgenden Befragung zu ausgewählten 
Sachverhalten erneut interviewt (vgl. Millward/Bryson/Forth 2000: 4 f.).  
Die Ergebnisse der Managementbefragung für 1980, 1984, 1990 und 1998 sind 
durch das UK Data Archive auch als ein kumulierter Querschnittsdatensatz erhält-
lich. Dieser bildet die Grundlage für die durchgeführten Analysen. Der gesamte Da-
tensatz umfasst für die vier Wellen 8.049 Betriebe. Mit dieser Datenquelle lassen 
sich aufgrund der verschiedenen Betriebe in den einzelnen Jahren lediglich gepoolte 
Querschnittsschätzungen und keine Panel-Schätzungen vollziehen. Die für die Zeit-
punkte 1980/84, 1984/90 und 1990/98 ebenfalls erhobenen Panelwellen beinhalten 
zwar Fragen, die an identische Betriebe in beiden Wellen gerichtet sind, die Anzahl 
dieser Fragen ist aber sehr gering und für die im Folgenden dargestellten Analysen 
nicht ausreichend. Zudem sind gemäß Informationen des National Institute of Eco-
nomic and Social Research diese drei Panels nicht miteinander verknüpfbar. Eine 
weitere mögliche Verbindung der WERS- und WIRS-Daten besteht nicht.  
Da nicht in allen vier Wellen die gleichen Fragen gestellt wurden, können die Reg-
ressionsschätzungen für Großbritannien nur für die Jahre 1990 und 1998 durchge-
führt werden. Dieses ist insofern bedauerlich, als der Großteil der institutionellen 
Änderungen in den 80er Jahren stattfand. Der Interpretation der Ergebnisse dürfte 
dieses aber nur geringfügig schaden, da zum einen auch noch viele institutionelle 
Veränderungen in den 90er Jahren zu beobachten waren und eine Vielzahl der in den 
80er Jahren geänderten Rahmenbedingungen ihre Wirkung erst in der darauffolgen-
den Dekade entfaltet haben dürften. 
Die im weiteren Verlauf der Arbeit vorgestellten deskriptiven Ergebnisse für 
Deutschland und Großbritannien sind gewichtet, wodurch die Hochrechenbarkeit 
dieser Ergebnisse gewährleistet ist. Die Regressionsschätzungen verwenden unge-
wichtete Daten. Um repräsentative Resultate für die Regressionsschätzungen zu er-
halten, werden die Stratifizierungsfaktoren in das Modell als unabhängige Variablen 
mit eingebunden.4 
Zur Auswertungsmethodik lässt sich anmerken, dass sowohl die deutschen als auch 
die britischen Modelle einer Reihe an statistischen Tests unterzogen wurden. Die 
Überprüfung des Modellfits erfolgte neben dem R2- und F-Test sowie einer Reihe an 
graphischen Verfahren (vgl. Kohler/Kreuter 2001: 15 f.) durch den Regression Spe-
cification Error Test (RESET) von Ramsey (vgl. Ramsey 1969). Der Modellfit für 
die Logit- und (ordinalen) Probit-Schätzungen wurde mit dem Likelihood-Ratio-χ2- 
und dem Pseudo-r2-Test, mit Klassifikationstabellen sowie den Pearson-Chi-
Quadrat- und Hosmer-Lemeshow-Tests bestimmt. Ein eventuelles Vorliegen von 
                                                 
4
 Über die (Nicht-)Notwendigkeit, Regressionsmodelle zu gewichten, siehe Winship und Radbill (1994). Die beiden 
Autoren empfehlen die Einbindung der Gewichtungsfaktoren als unabhängige Variablen. Dieser Methodik wird in al-
len Regressionsschätzungen gefolgt; sowohl in den Berechnungen für Großbritannien als auch für Deutschland. 
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Multikollinearität, welche die Effizienz der Ergebnisse negativ beeinflussen kann, 
wurde unter Verwendung des sog. „Variance-Inflationfactor“ (VIF) überprüft.5 Zur 
Klärung, ob eine lineare Beziehung zwischen den abhängigen und unabhängigen Va-
riablen besteht, finden eine Reihe statistischer Tests ihre Anwendung, wie die Com-
ponent-Plus-Residual-Plots oder der Augmented Component-Plus-Residual-Plot und 
eine graphische Überprüfung für die Logit- und Probitmodelle (vgl. Kohler/Kreuter 
2001). Die Homoskedastizität wurde visuell und durch den Breusch-Pagan- (vgl. 
Breusch/Pagan 1979) und White-Test (vgl. White 1980) verifiziert. Die Identifizie-
rung einflussreicher Fälle, die zu verzerrten Resultaten führen können, fand ihre Be-
rücksichtigung durch eine Visualisierung der Zusammenhänge (vgl. Kohler/Kreuter 
2001). Für die Logit-, Probit- und ordinalen Probitmodelle wird zudem eine von Nor-
ton, Wang und Ai (2004) (im Folgenden teilweise auch „NWA“ genannt) entwickelte 
Methode verwendet, mit der Interaktionseffekte und ihre Signifikanz in nicht-
linearen Modellen korrekt bestimmt werden können.6  
Alle Regressionsmodelle für Großbritannien verwenden zu einem großen Teil die 
gleichen Variablen, um die Ergebnisse der Schätzungen bestmöglich vergleichen zu 
können.7 Die Kontrolle des Mitbestimmungseinflusses erfolgt dabei durch verschie-
dene Faktoren, die den britischen Verhältnissen bestmöglich gerecht werden sollen. 
Der Gewerkschaftseinfluss wird durch den prozentualen Anteil der organisierten Be-
legschaft approximiert. Der Multi-Unionism findet seine Berücksichtigung in der 
Anzahl der von der Betriebsleitung anerkannten Verhandlungspartner. Um die nicht 
durch Gewerkschaften ausgeübte Mitbestimmung abzubilden, enthalten die Schät-
zungen auch eine Dummyvariable für das Vorhandensein eines Joint Consultation 
Committee. Letztgenannte Variable und der Organisationsgrad werden miteinander 
interagiert, um das Zusammenspiel von JCC und Gewerkschaften gesondert quantifi-
zieren zu können. 
In allen Modellen finden zudem die Streikaktivität der letzten 12 Monate, die Wett-
bewerbsintensität, die variable Vergütung, die Struktur des Betriebes, der Anteil der 
Teilzeitbeschäftigten, die Anzahl der Mitarbeiter sowie die Branchenzugehörigkeit 
Berücksichtigung. In die Schätzungen für die Produktivität werden darüber hinaus 
die Entlassungen und in die Berechnungen für die Eigenkündigungen werden die 
                                                 
5
 Als Faustregel gilt, dass VIF-Werte über zehn auf Multikollinearität der Regressoren hindeuten (vgl. Hübler/Jirjahn 
2002: 18 f., Hübler 1989: 99). 
6
 Die übliche und für die übrigen Variablen richtige Koeffizienten- und Signifikanz-Bestimmung der gängigen Statistik-
programme führt aufgrund spezieller Wirkungszusammenhänge in nicht-linearen Modellen zu falschen Ergebnissen. 
Neben einer Reihe an weiteren Gründen beruht die Fehlerhaftigkeit in der partiellen Ableitung der Gesamtgleichung 
nach dem Interaktionskoeffizienten. Zur Bestimmung des Interaktionseffektes und der korrekten Signifikanz erfordern 
nicht-lineare Schätzungen aber „the cross partial derivates of the expected value of y“ (Norton, Wang und Ai 2004: 3). 
Das von Norton, Wang und Ai entwickelte Verfahren schließt zudem die Odds-Ratio-Interpretation aus. 
7
 Für ein ähnliches Vorgehen siehe Dilger (2002: 95). Unterschiede bezüglich der verwendeten Variablen ergeben sich 
zwischen den einzelnen Modellen aufgrund der oben genannten Tests, mit denen die Modellspezifikation der Regres-
sionsmodelle überprüft wird. 
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Arbeitsbeziehungen zwischen Management und Arbeitnehmern eingeschlossen. Zur 
besseren Interpretierbarkeit der Schätzungen erfolgt eine Beschreibung der verwen-
deten unabhängigen Variablen mit ihren jeweiligen Mittelwerten und Standardab-
weichungen für den Zeitraum zwischen 1990 und 1998: 
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JCC 0.3685 0.483 1802
Zuniondens 0.0000 0.367 1802
t1990 0.4917 0.500 1802
t1998 0.5083 0.500 1802
JCC98 0.1865 0.390 1802
ZUniondens98 -0.0350 0.238 1802
ZUniondensJCC 0.0358 0.233 1802
ZUniondensJCC98 0.0038 0.151 1802
Numneggroup 0.8113 0.988 1802
RelatGood 0.8901 0.313 1801
RelatNeutral 0.0916 0.289 1801
RelatBad 0.0183 0.134 1801
Strikeact 0.0560 0.230 1802
Competition 0.5788 0.494 1802
Bonus 0.4550 0.498 1802
Multico 0.7730 0.419 1802
TeilzeitQ 0.2136 0.279 1802
Shift 0.5649 0.496 1802
MA 363 938 1802
MA2 1011325 20400000 1802
ln MA 5 1 1802
Reduction 0.4478 0.497 1802
Branchendummies
Energywater01 0.0444 0.206 1802
Oil01 0.0494 0.217 1802
Engineering01 0.1310 0.337 1802
Othermanufact01 0.1415 0.349 1802
Construction01 0.0388 0.193 1802
Distribution01 0.2669 0.442 1802
Transcomm01 0.0921 0.289 1802
Finance01 0.1343 0.341 1802
Other01 0.1016 0.302 1802
Transport und Kommunikation (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert)
Finanzwesen (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert)
Andere Dienstleistungen (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 
(Referenzkategorie)
Distribution, Hotels und Catering, Reparaturservice (nein-/ja- bzw. 0-/1-
codiert)
Metallische Güter, Ingenieurwesen und Fortbewegungsmittel (nein-/ja- 
bzw. 0-/1-codiert)
Anderes verarbeitendes Gewerbe (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert)
Baugewerbe (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert)
Elektrizität und Wasser (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert)
Ölindustrie, verarbeitendes Gewerbe für Metalle, Mineralien und 
Chemiekalien (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert)
Anteil Teilzeitbeschäftigter
Schichtarbeit (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert)
Anzahl an Mitarbeitern
Anzahl an Mitarbeitern quadriert
Entlassungen in den letzten 12 Monaten (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert)
Natürlicher Logarithmus der Anzahl an Mitarbeitern
Der Betrieb hat über 5 Mitbewerber (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert)
Gewinnabhängige Entlohnung oder Bonuszahlungen (nein-/ja- bzw. 0-/1-
codiert)
Einzelunternehmen (0) oder Betrieb eines Unternehmens (1) (0-/1-
codiert)
Operationalisierung
JCC (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert)
Zentrierter gewerkschaftlicher Organisationsgrad (in%)
1998 (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert)
Interaktionseffekt aus JCC und t1998
Interaktionseffekt aus ZUniondens und t1998
1990 (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) (Referenzkategorie)
Interaktionseffekt aus JCC und Zunionsdens
Beziehung zwischen Management und Arbeitnehmern ist schlecht oder 
sehr schlecht (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert)
Mindestens ein Streik in den letzten 12 Monaten (nein-/ja- bzw. 0-/1-
codiert)
Interaktionseffekt aus JCC, t1998 und Zunionsdens
Anzahl anerkannter gewerkschaftlicher Verhandlungspartner 
(Kategorien: 0, 1, 2 und 3+ Verhandlungspartner)
Beziehung zwischen Management und Arbeitnehmern ist gut oder sehr 
gut (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert)
Beziehung zwischen Management und Arbeitnehmern ist weder gut 
noch schlecht (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) (Referenzkategorie)
 
Quelle: Gepoolte Querschnittsdaten bestehend aus dem WIRS 90 und dem WERS 98 


















1.2.1 Produktivitätsentwicklung seit Beginn des Reformprozesses 
Absolut gesehen hat sich die Produktivität britischer Betriebe in den 80er und 90er 
Jahren stark verbessert. So stieg das Arbeitsproduktivitätswachstum des Verarbei-
tenden Gewerbes in den 80er Jahren auf einen doppelt so hohen Wert wie in der De-
kade zuvor (vgl. Metcalf 1989c: 2). Card und Freeman (2002) geben die gesamte 
Produktivitätssteigerung zwischen 1979 und 1999 mit ca. 32 Prozent an.8 
In allen vier WIRS-/WERS-Wellen wurde das Management nach seiner subjektiven 
Einschätzung gefragt, wie es die eigene Arbeitsproduktivität im Vergleich zu der der 
Wettbewerber sieht (vgl. Abbildung V.1).9  










Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem WIRS 1990 und WERS 1998 
Es ist ein Rückgang des Anteils der Betriebe mit einer weit unter dem Durchschnitt 
liegenden Arbeitsproduktivität zu beobachten. Der entsprechende Wert sank zwi-
schen 1990 und 1998 von etwas über 14 auf 11,5 Prozent. Der Anteil an Organisati-
onen, die eine schlechtere oder ähnliche Arbeitsproduktivität wie ihre Konkurrenten 
haben, stieg von etwas über 32 auf knapp 38 Prozent bzw. von fast 44 auf mehr als 
45 Prozent. Gaben 1990 noch neun Prozent der Manager an, eine bessere Wertschöp-
fung als ihre Mitbewerber zu haben, so fiel dieser Wert bis 1998 auf 4,5 Prozent. 
Nahezu unverändert bei knapp einem Prozent blieb der Anteil der Betriebe, die sich 
weit über dem Marktniveau einstuften. 
                                                 
8 In diesem Zeitraum haben die beschriebenen Gewerkschaftsreformen zu einer Erhöhung des gesamtwirtschaftlichen 
Outputs um 4,3 Prozent geführt. Dieses entspricht einem Achtel der gesamten Produktivitätssteigerung in diesem Zeit-
raum. 
9 Dabei werden nur Betriebe berücksichtigt, die in irgendeiner Form mit ihren Waren oder Dienstleistungen handeln. 
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1.2.2 Britische Mitbestimmung und ihr Einfluss auf die Arbeitsproduktivität 
Um die Produktivität der britischen Betriebe zu untersuchen, wird auf die oben ge-
nannte subjektive Beurteilung des Managements zurückgegriffen, wie es die eigene 
Arbeitsproduktivität im Verhältnis zur Konkurrenz einschätzt: viel schlechter, 
schlechter, gleich hoch, besser oder viel besser als der Durchschnitt. Diese fünf Ant-
wortkategorien bilden die Basis für die verwendeten ordinalen Probitschätzungen.10  
Die Frage, ob Gewerkschaften und JCCs allgemein eine performancesteigernde Wir-
kung entfalten, ist nur empirisch zu beantworten. Theoretisch erscheint die Annah-
me, dass Mitbestimmung eine ineffiziente Aufsplitterung der Verfügungsrechte, ei-
nen Anstieg der Transaktionskosten und eine Fehlallokation der eingesetzten Fakto-
ren bewirkt ebenso plausibel wie die bereits dargelegten Gegenargumente. Ein 
Schutz motivationssteigernder Entlohungspfade sowie des betriebspezifischen Wis-
sens und eine damit einhergehende Förderung dieses Wissens kann die Arbeitspro-
duktivität genauso positiv beeinflussen wie ein Abbau innerbetrieblicher Informati-
onsasymmetrien. Die genannten Effekte können dabei sowohl von Gewerkschaften 
als auch von JCCs ausgehen. Bei den JCCs ist dieses jedoch stark abhängig von den 
ihnen zugestandenen Einflussmöglichkeiten. Das Zusammenspiel beider Institutio-
nen kann in vielfältiger Weise erfolgen und sich in additiver, komplementärer, sub-
stitutiver oder gegenseitig nivellierender Weise darstellen. Grundvoraussetzung für 
die Möglichkeit, positive Gewerkschaftseffekte zu beobachten, ist, dass der instituti-
onelle Reformprozess bis 1990 bzw. 1998 Wirkung gezeigt hat und die Ende der 
70er Jahre vorhandene Machtfülle der Gewerkschaften auf ein Niveau eingegrenzt 
wurde, das keine Belastung mehr für die Betriebe darstellt. 
Neben einer Variable für den Zeittrend und den Stratifizierungsvariablen „Branchen-
zugehörigkeit“ und „Mitarbeiterzahl“ fließen eine Vielzahl an weiteren Erklärungs-
faktoren in die Modelle zur Erklärung der Arbeitsproduktivität britischer Betrieben 
mit ein. Eine Zunahme der Mitarbeiterzahl sollte dabei einen positiven Effekt auf die 
Arbeitsproduktivität im Verhältnis zur Konkurrenz haben, da mit einer steigenden 
Betriebsgröße in der Regel Degressionseffekte realisierbar sind, z.B. durch die Ver-
wendung gleicher Produktionsplattformen für verschiedene Produkte. Eine steigende 
Beschäftigtenzahl ermöglicht zudem eine zunehmende Arbeitsteilung, die sich – bis 
zu einem gewissen Punkt – ebenfalls in einer Produktivitätssteigerung äußern sollte. 
Die Auswirkungen einer steigenden Anzahl an gewerkschaftlichen Verhandlungs-
partnern für das Management spiegelt den Einfluss von Multi-Unionism wider. Die 
zu erwartenden Effekte sind primär verlangsamte Prozesse sowie erhöhte Transakti-
onskosten, die mit einer Produktivitätsverminderung einhergehen dürften. Eine ver-
stärkte Konkurrenzsituation für den Betrieb steigert die betrieblichen Effizienzerfor-
dernisse und sollte eine Produktivitätssteigerung bewirken. Die Funktion von Bo-
                                                 
10
 Für eine Erklärung von ordinalen Probitmodellen siehe Long (1997). 
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nuszahlungen ist es, Leistungsanreize für die Mitarbeiter zu setzen. Die erhöhte Ar-
beitnehmerleistung macht einen erhöhten Output wahrscheinlich. Das Anforde-
rungsprofil von Teilzeitstellen liegt oftmals unter dem von Vollzeitstellen. Die für 
erstgenannte Positionen eingestellten Teilzeitarbeitskräfte verfügen somit häufig ü-
ber eine geringere Qualifikation als Vollzeitarbeitskräfte. Eine hoher Anteil an Teil-
zeitbeschäftigten und eine damit einhergende geringere Qualifikationsstruktur der 
Mitarbeiter ist mit einer Produktivitätsverminderung zu verbinden. Teilzeitkräfte 
stellen aber auch ein Flexibilitätspotenzial für Betriebe dar, das wertschöpfungsstei-
gernde Wirkung entfalten kann. Schichtarbeit ist in vielen Fällen eine effiziente 
Form der betrieblichen Organisation, aber auch mit einem gesteigerten Arbeitsleid 
für die Belegschaft verbunden. Die Auswirkungen auf die betriebliche Produktivität 
sind theoretisch nicht klar zu bestimmen. Ist die Wirtschaftseinheit Teil eines Unter-
nehmens, sind wertschöpfungssteigernde Degressionseffekte vorstellbar – beispiels-
weise in einer wie für die Betriebsgröße genannten Form. Durch längere Entschei-
dungswege und erhöhte Transaktionskosten ist aber auch eine Beeinträchtigung der 
Wertschöpfungskette möglich. Das Auftreten von Streiks sollte in der Regel mit ei-
ner Behinderung der Produktion einhergehen. Entlassungen können, abhängig von 
der Notwendigkeit, die Belegschaft zu reduzieren oder auszutauschen, einen positi-
ven Einfluss auf die Arbeitsproduktivität nehmen. Allerdings geht das Ausscheiden 
von Arbeitnehmern häufig mit einem produktivitätsmindernden Verlust von be-
triebsspezifischem Wissen einher. 
In der Literatur gibt es eine Vielzahl an Produktionsfunktionen.11 In den unten ste-
henden Schätzungen wird eine der Cobb-Douglas-Produktionsfunktion ähnliche 
Gleichung verwendet.12  
In den ordinalen Probitschätzungen der Tabelle V.2 wirkte ein JCC 1990 – bei 
durchschnittlichem gewerkschaftlichen Organisationsgrad der Gesamtbelegschaft –  
 
                                                 
11
 Für eine Differenzierung zwischen den verschiedenen Produktionsfunktionen siehe Gabisch (1999: 85 ff.). 
12
 Die Cobb-Douglas-Produktionsfunktion ist das traditionell in der empirischen Literatur am häufigsten gebrauchte 
Produktionsmodell. Ebenso wenig wie die eigentliche Cobb-Douglas-Produktionsfunktion können eine Reihe weiterer 
Funktionen, wie CES- und Translog-Modelle, berechnet werden, da die WERS-/WIRS-Surveys keine Daten für den 
Kapitalbestand bereitstellen. Die Cobb-Douglas-Produktionsfunktion hat folgende allgemeine Form: Y = A * Lα * K1-
α
, wobei L für den Faktor Arbeit und K für den Faktor Kapital steht. Diese Gleichung wird um die Mitbestimmung 
und weitere erklärende Faktoren (X3, ..., Xk) erweitert und im Falle der Schätzungen für Großbritannien um die Input-
größe Kapital reduziert: Y = A * Lβ1 * Mitbestimmungβ2 * X3β3 * ... * Xkβk. Übersetzt in ein schätzbares Modell ergibt 
sich: Y = β0 + β1*lnL + β2*Mitbestimmung + β3 * X3 +...+ βk * Xk + ε (vgl. Frick 2002a: 226 ff.). Die Konstante β0 
entfällt bei ordinalen Probitmodellen. 
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noch signifikant positiv auf die Produktivität.13 1998 ist der entsprechende Koeffi-
zient insignifikant negativ. Der gewerkschaftliche Einfluss ist ohne ein JCC in bei-
den Jahren positiv, aber nur 1998 in statistisch signifikanter Weise.14 
                                                 
13
 Gegenüber Modellen ohne Interaktionsvariable ändert sich durch die Verwendung des Interaktionsterms „Zunion-
densJCC“ die Interpretation der beiden Variablen, aus denen der Interaktionsregressor gebildet wird. Die Variablen 
„JCC“ und „Zuniondens“ geben den Effekt eines JCCs bzw. eines steigenden Organisationsgrades wieder, wenn der 
jeweils andere Faktor seinen Ausgangs-/Vergleichswert aufweist. Das bedeutet, dass der Regressor „JCC“ den Effekt 
zeigt, den die Existenz eines Joint Consultation Committees bei durchschnittlichem Organisationsgrad ausübt. Die 
Variable „Zuniondens“ zeigt die Auswirkungen eines steigenden Organisationsgrades bei Nicht-Existenz eines JCCs 
(vgl. Wooldridge 2003). Die Zentrierung der Variable für den Organisationsgrad („Zuniondens“) bewirkt, dass Be-
triebe mit einem durchschnittlichen gewerkschaftlichen Organisationsgrad die Ausprägung 0 erhalten (für eine me-
thodische Erklärung der Zentrierung siehe Kohler/Kreuter 2001: S. 193). Die Zentrierung wird deshalb vollzogen, da 
ein großer Teil der britischen Arbeitnehmerschaft immer noch gewerkschaftlich organisiert ist (vgl. Kapitel III, 
2.2.3.1). Durch die Verwendung des durchschnittlichen Organisationsgrades als Ausgangswert wird der JCC-Effekt 
für Betriebe mit einem für Großbritannien zutreffenden, durchschnittlichen Organisationsgrad angegeben. Ohne Zent-
rierung würde ein Vergleich des JCC-Effektes für Betriebe ohne jegliche Gewerkschaftsmitglieder vollzogen werden. 
14
 Die Pseudo-r2-Werte sind sowohl für 1990 (0,04) als auch für 1998 (0,02) sehr gering. Pseudo-r2 ist allerdings nur ein 
bedingt aussagekräftiges Maß für den Modellfit statistischer Schätzungen. Leider kann ein weiteres Maß für den Mo-
dellfit, Count-r2, nicht für die ordinalen Probitmodellen berechnet werden. Die oben gezeigten Schätzungen wurden 
auch als Probitmodelle mit den gleichen unabhängigen Variablen geschätzt, wobei die abhängige Variable 0-/1-
codiert ist. 0 steht für eine unterdurchschnittliche und 1 für eine mindestens durchschnittliche Arbeitsproduktivität im 
Verhältnis zu den Wettbewerbern. Für diese Modelle liegt der  Count-r2-Wert 1990 und 1998 bei 0,82 und 0,79. Die 
hohen Count-r2-Werte der Probitschätzungen können als guter Indikator für die Aussagekraft des ordinalen Probitmo-
dells gelten. Bestätigt wird dieses Resultat durch einen zusätzlich für die Probitmodelle durchgeführten Modellfit-
Test, den Hosmer-Lemeshow-Test (für eine Erläuterung der Tests siehe Kohler/Kreuter 2001: 272 ff.). 
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Tabelle V.2: Mitbestimmungseinfluss auf die Arbeitsproduktivität 1990 und 1998 
 
unabh. Variablen 
JCC  0.2716 *** -0.0658 
(0.086) (0.080) 
Zuniondens 0.1540 0.5509 *** 
(0.184) (0.201) 
ZuniondensJCC 0.0119 0.0088 s -0.3424 -0.1318 s 
(0.211) (0.004) (0.233) (0.008) 
Numneggroup  -0.2599 *** -0.1344 * 
(0.059) (0.075) 
Competition -0.0659 -0.0508 
(0.080) (0.082) 
Bonus 0.2400 *** 0.2069 *** 
(0.081) (0.079) 
TeilzeitQ 0.0023 0.0030 * 
(0.002) (0.002) 
Shift 0.0575 -0.0882 
(0.085) (0.079) 
Multico -0.1591 -0.0285 
(0.102) (0.098) 
Strikeact  -0.1234 -0.4764 
(0.141) (0.357) 
Reduction -0.2698 *** -0.2793 *** 
(0.080) (0.078) 




82.47 *** 44.03 ** 
0.04 0.02 
ja 
IA-Effekt nach NWA 
1990 1998 
konvent. Modell IA-Effekt nach NWA konvent. Modell 
Gepoolte Ordinale Probitschätzungen; Standardfehler (konventionelles Modell) bzw. Standardabweichung 
(Interaktionseffekt nach NWA) in Klammern; *, ** und *** entsprechen einem Signifikanzniveau von 10%, 5% bzw. 





LR- χ 2 
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1990 erhöht die Kombination aus JCC und steigendem Organisationsgrad die Ar-
beitsproduktivität (0,4344)15 signifikant16 am stärksten. Danach sind für Betriebe mit 
JCC und durchschnittlichem Organisationsgrad (0,2716) und alleinigem Gewerk-
schaftseinfluss (0,1540) die größten Auswirkungen auf die Arbeitsproduktivität zu 
beobachten. 
Dieser Wirkungszusammenhang stellt sich bis 1998 anders dar. Den stärksten Pro-
duktivitätseffekt übt die gewerkschaftliche Mitgliedschaft ohne JCC-Existenz 
(0,5509) aus. Es folgt der gemeinsame, statistisch signifikante Effekt beider Institu-
tionen (0,3532).17 Gegenüber Betrieben ohne JCC und mit durchschnittlichem Orga-
nisationsgrad reduziert sich in Wirtschaftseinheiten bei zusätzlichem Auftreten eines 
JCCs die Arbeitsproduktivität (-0,0658) – allerdings nicht in statistisch signifikanter 
Weise. 
Multi-Unionism ist in beiden Jahren produktivitätssenkend. Hinsichtlich der Streiks 
kann weder 1990 noch 1998 ein klarer Effekt konstatiert werden. Die nicht mit der 
Mitbestimmung in direktem Zusammenhang stehenden Kontrollvariablen haben so-
wohl 1990 als auch 1998 fast alle das erwartete Vorzeichen. Ausnahme ist lediglich 
der negative Koeffizient für einen erhöhten Wettbewerbsdruck 1990 und 1998 – die-
ser ist allerdings statistisch nicht signifikant.  
                                                 
15
 Die Berechnung dieses Wertes und die Verwendung von Interaktionstermen soll kurz beispielhaft erläutert werden: 
Im Modell für 1990 berechnet sich der Gesamteffekt des gemeinsamen JCC- und Gewerkschaftseinflusses gegenüber 
der Referenzgruppe (Betriebe ohne JCC und mit durchschnittlichem Organisationsgrad) aus der Summe der Regressi-
onskoeffizienten von „ZuniondensJCC“ (nach NWA), „Zuniondens“ und „JCC“, d.h. aus der Summe des Interaktions-
terms und den beiden Basisvariablen, aus denen er gebildet wird. Der Effekt beträgt 0,0088 + 0,1540 + 0,2716 = 
0,4344 (vgl. Wooldridge 2003: 232 ff.). Für eine weiterführende Beschreibung, wie man Interaktionseffekte richtig 
berechnet und interpretiert siehe Kohler und Kreuter (2001: 292 f.), Jaccard, Turrisi und Wan (1990), Jaccard und 
Turrisi (2003) sowie Wooldridge (2003: 232 ff.). 
16
 Die Bestimmung der statistischen Signifikanz für die Werte, die sich aus dem Interaktionsterm und seinen Basisvari-
ablen berechnen, vollzieht sich nach folgender Logik: 1.) Der addierte Wert kann nur signifikant sein, wenn der Inter-
aktionsterm signifikant von Null verschieden ist und somit einen Effekt gegenüber den Vergleichsvariablen aufweist. 
2.) Falls die Summe aus Interaktionsterm und Grundvariablen ein anderes Vorzeichen als der Interaktionsterm an-
nimmt, wird dieses nur als signifikant bewertet, insofern der vorzeichenändernde Regressionskoeffizient signifikant 
ist. Wenn die vorzeichenändernde Basisvariable nicht signifikant von Null abweicht, ist der Wechsel des Interaktions-
termvorzeichens nicht eindeutig und somit als insignifikant bewertet. So ist 1998 der gemeinsame JCC- und Gewerk-
schaftseffekt (0,3532) im Vergleich zur Referenzgruppe (Betriebe ohne JCC und mit durchschnittlichem Organisati-
onsgrad) deshalb signifikant, weil 1.) der Interaktionsterm (-0,1318) signifikant (negativ) ist und 2.) der hinzuaddierte 
Regressionskoeffizient der Variable „JCC“ zwar insignifikant negativ ist (-0,0658), aber der das Vorzeichen des In-
teraktionsterms ändernde und ebenfalls hinzuaddierte Regressionskoeffizient der Variable „Zuniondens“ (0,5509) 
signifikant positiv ist. 
17
 Der Gesamteffekt des gemeinsamen JCC- und Gewerkschaftseinflusses gegenüber der Referenzgruppe (Betriebe ohne 
JCC und mit durchschnittlichem Organisationsgrad) berechnet sich für das Jahr 1998 ebenfalls aus der Summe der 
Regressionskoeffizienten von „ZuniondensJCC“ (nach NWA), „Zuniondens“ und „JCC“. Der Effekt beträgt -0,1318 
+ 0,5509 - 0,0658 = 0,3532 (gerundeter Wert). 
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1.2.3 Reforminduzierte Veränderungen der betrieblichen Produktivität  
Gemäß der in Abschnitt IV, 3.1 formulierten Hypothesen ist es wahrscheinlich, dass 
die Gewerkschaftsmacht durch den Wandel der industriellen Beziehungen in Groß-
britannien auf ein „Normalmaß“ reduziert wurde. Zwischen 1990 und 1998 müsste 
sich dieser Wirkungszusammenhang in einem verstärkt positiven Gewerkschaftsein-
fluss auf die Arbeitsproduktivität darstellen. Die institutionellen Rahmenbedingun-
gen waren für die JCCs in den letzten beiden Dekaden weitgehend konstant. Diese 
Konstanz sollte auch für den JCC-Einfluss gelten. Das Zusammenwirken beider In-
stitutionen kann sich aufgrund der nicht klar zu bestimmenden Abhängigkeiten zwi-
schen beiden Formen der Arbeitnehmervertretung sowohl positiv als auch negativ 
verändert haben. 
Bei einer weitergehenden Evaluation, wie sich der Zusammenhang zwischen den bri-
tischen Mitbestimmungsinstitutionen und der Produktivität verändert hat, zeigen sich 
unterschiedliche Ergebnisse (vgl. Tabelle V.3)18:19  
                                                 
18
 Für ein analoges Vorgehen hinsichtlich der Verwendung von Interaktionstermen in gepoolten Querschnittsmodellen, 
mit denen eine zeitliche Veränderung dargestellt wird, siehe Andreß (2006). Die berechnete Veränderung des Mitbe-
stimmungseinflusses auf die Produktivität, Prozessinnovationen und Eigenkündigungen im Zeitraum zwischen 1990 
und 1998 ist in den Spalten „1990-1998“ der Tabellen V.3, V.6 und V.9 ausgewiesen. 
19
 Der Pseudo-r2-Wert ist mit drei Prozent sehr gering. Wie für 1990 und 1998 wurden auch für das in diesem Abschnitt 
betrachtete Modell alternativ Probitschätzungen durchgeführt. Die abhängige Variable ist ebenfalls 0-/1-codiert, wo-
bei 0 wieder für eine unterdurchschnittliche und 1 für eine mindestens durchschnittliche Arbeitsproduktivität im Ver-
hältnis zur Konkurrenz steht. Der Count-r2-Wert des Probitmodells beträgt 80 Prozent. Dieses bestätigt die Aussage-
kraft des ordinalen Probitmodells. Unterstützt wird dieses Ergebnis durch den Hosmer-Lemeshow-Test, der ebenfalls 
für die Probitmodelle durchgeführt wurde. 
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Tabelle V.3: Veränderung des Mitbestimmungseinflusses auf die Arbeitsproduktivität zwi-








JCC98 -0.3718 *** -0.3718 s -0.2297 s
(0.114) (0.000)
ZUniondens98 0.5490 *** 0.2091 s 0.3511 s
(0.198) (0.015)
ZUniondensJCC 0.0540 0.0213 s
(0.207) (0.002)



























IA-Effekt nach NWAkonvent. Modell
Gepoolte Ordinale Probitschätzungen; Standardfehler (konventionelles Modell) bzw.
Standardabweichung (Interaktionseffekt nach NWA) in Klammern; *, ** und *** entsprechen
einem Signifikanzniveau von 10%, 5% bzw. 1% (zusätzlich mit Likelihood-Ratio-Test überprüft);
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1990 wirkte in Betrieben mit einem durchschnittlichen Organisationsgrad das JCC 
signifikant positiv auf die Produktivität (0,2859). Acht Jahre später hat sich der kor-
respondierende Wert entgegen der Ausgangshypothese statistisch signifikant verrin-
gert  
(-0,2297).20 1990 war in Betrieben ohne JCC der Zusammenhang zwischen dem Or-
ganisationsgrad und der Outputsteigerung positiv, aber insignifikant (0,05). Bis 1998 
hat sich der entsprechende Wert signifikant erhöht (0,3511).21 Der gemeinsame Pro-
duktivitätseinfluss von Gewerkschaften und JCCs hat sich zwischen 1990 und 1998 
signifikant negativ entwickelt (-0,0082).22 
1.3 Beschäftigungsreduzierende Prozessinnovationen 
Die WIRS-/WERS-Datensätz stellen nur Informationen für Reorganisationsmaß-
nahmen bereit, die zu einer Reduktion der Belegschaft in den letzten zwölf Monaten 
geführt haben. Bei den betrachteten Maßnahmen handelt es sich im Einzelnen um 
Automatisierung und Arbeitsreorganisation. Die Prozessinnovationsvariable ist 0-/1-
codiert. 0 steht für die Nicht-Durchführung und 1 für die Durchführung mindestens 
einer der aufgeführten Prozesse.23 Es lässt sich beobachten, dass in den 90er Jahren 
der Anteil der Betriebe, die entsprechende Restrukturierungsmaßnahmen durchführ-
ten, von etwas mehr als 42 leicht auf über 45 Prozent gestiegen ist (vgl. Tabelle 
                                                 
20
 Für eine Evaluation, wie sich die verschiedenen Mitbestimmungsformen zwischen 1998 und dem Referenzjahr 1990 
entwickelt haben, werden der jeweilige Mitbestimmungs-Interaktionseffekt und der Re-gressionskoeffizient für 1998 
addiert. Für einen Vergleich des alleinigen JCC-Einflusses zwischen den Jahren 1990 und 1998 wird z.B. der Interak-
tionseffekt „JCC98“ (nach NWA), der aus der Variable für das Jahr 1998 („t1998“) und der JCC-Variable („JCC“) 
gebildet wurde, mit dem Koeffizienten für das Jahr 1998 summiert. Hierdurch lässt sich ein (gerundeter) Wert von -
0,2297 (-0,3718+0,1420) berechnen (vgl. Kohler/Kreuter 2001: 292 f.). 
21
 Einer etwaigen Argumentation, dass der verbesserte Gewerkschaftseinfluss nur die allgemeine Produktivitätsverbesse-
rung in Großbritannien und somit einen unbeobachteten Trend widerspiegelt, kann nicht gefolgt werden. Die abhän-
gige Variable stellt nämlich nicht die absolute betriebliche Produktivität, sondern die Arbeitsproduktivität im Ver-
hältnis zu den Wettbewerbern dar. Auch wenn die absolute Produktivität eines Betriebes zwischen 1990 und 1998 zu-
genommen hat, so sagt dieses noch nichts über seine diesbezügliche Wettbewerbsposition aus, denn das britische 
Produktivitätsniveau hat sich im gleichen Zeitabschnitt ebenfalls erhöht (vgl. Metcalf 1989c: 2 sowie Card und Free-
man 2002). Die Divergenz zwischen der allgemein gesteigerten Produktivität britischer Firmen und der subjektiven 
Wahrnehmung der einzelnen Betriebe hinsichtlich ihrer Produktivität im Verhältnis zur Konkurrenz zeigt sich an-
schaulich in Kapitel V, 1.2.1. Die Selbsteinschätzung der Wettbewerbsposition hat sich im Gegensatz zur absolut zu-
nehmenden Wertschöpfung zwischen 1990 und 1998 eher verschlechtert. 
22
 Wie in Kapitel V, 1.2.2 sind die Werte für das Vorhandensein von mehr als einem gewerkschaftlichen Kollektivpart-
ner und von Streiks signifikant bzw. insignifikant negativ. Die übrigen Koeffizienten weisen die theoretisch zu erwar-
tenden Zusammenhänge auf. Ein abweichendes Vorzeichen hat lediglich wieder der Regressionskoeffizient für die 
Wettbewerbsintensität, allerdings auf einem nicht signifikanten Niveau. 
23
 Die unten dargelegten Regressionsschätzungen mit einer 0-/1-codierten Dummyvariable, die die Durchführung min-
destens einer der genannten Prozessinnovationen angibt, wurden auch für die einzelnen Reorganisationsmaßnahmen 
unter Verwendung multinomialer Logit-Modelle durchgeführt. Die im Folgenden getroffenen Mitbestimmungsaussa-
gen für die Prozessinnovationen finden sich auch in den Modellen für die einzelnen Reorganisationsmaßnahmen wie-
der. Die Resultate der multinomialen Logit-Modelle für die einzelnen Reorganisationsmaßnahmen sind auf Anfrage 
vom Autor erhältlich. 
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V.4).24 




Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem WIRS 1990 und WERS 1998 
1.3.1 Mitbestimmung und ihre Auswirkung auf notwendige Prozessinnovatio-
nen 
Eine aufgrund der Mitbestimmung bewirkte Verteilung der Verfügungsrechte kann 
sich negativ auf die Performance des Betriebes auswirken. Dieses lässt zusammen 
mit verlängerten und verteuerten Entscheidungsprozessen sowie einer suboptimalen 
Faktorallokation erwarten, dass betriebsnotwendige Umstrukturierungen erschwert 
oder gar verhindert werden. Allerdings ist es auch vorstellbar, dass JCCs und Ge-
werkschaften die Kanalisierung betrieblicher Informationen in der Form unterstüt-
zen, dass das innovationssteigernde Wissen der Arbeitnehmer dem Management zur 
Verfügung gestellt wird. Die insbesondere durch die Gewerkschaften gesicherten 
Humankapitalinvestitionen der Belegschaft sollten weitere Arbeitnehmerinvestitio-
nen in betriebsspezifisches Wissen begünstigen und die Qualifikation der Mitarbeiter 
nachhaltig steigern. Das erhöhte Qualifikationsniveau und das damit verbundene 
verbesserte Verständnis der Beschäftigten um die betrieblichen Prozesse steht in po-
sitivem Zusammenhang mit einer Verbesserung und Modifikation der betrieblichen 
Abläufe. Das Zusammenwirken von Gewerkschaften und JCCs kann wiederum in 
gegenseitig unterstützender, behindernder oder neutraler Weise erfolgen. Ob die 
Gewerkschaften einen positiven Einfluss auf die betrieblichen Reorganisationspro-
zesse nehmen, hängt – wie bei den anderen Performancegrößen – davon ab, ob ihre 
Macht bis 1990 und 1998 auf ein Niveau reduziert wurde, dass keine Belastung mehr 
für die Betriebe darstellt. 
Wie eingangs erwähnt, handelt es sich bei den betrachteten Prozessinnovationen um 
solche, die zu einem Abbau der Belegschaft führen. Dementsprechend befinden sich 
die den Arbeitnehmerinteressen verpflichteten Gewerkschaften und JCCs in einer 
besonderen Situation, da die Prozessinnovationen in Verbindung mit einer forcierten 
                                                 
24
 Vergleichbar mit den deskriptiven Schätzungen für die Prozessinnovationen in Deutschland (vgl. Kap. V, 2.3.1) wur-
de auch die Wahrscheinlichkeit für Reorganisationsmaßnahmen in belegschaftsreduzierenden britischen Betrieben 
weitergehend untersucht. Dabei wurden die Ergebnisse aus Tabelle V.4 insofern modifiziert, als dass sowohl für 1990 
als auch für 1998 die Innovationswahrscheinlichkeit für Betriebe mit mindestens einer anerkannten Gewerkschaft und 
einem JCC, mit mindestens einer anerkannten Gewerkschaft und ohne JCC sowie für Betriebe nur mit JCC und ohne 
jeglichen Mitbestimmungseinfluss untersucht wurde. Die Berechnungen erfolgten unter Berücksichtigung der Be-
schäftigtenzahl. Die Ergebnisse lassen weder eine eindeutige Aussage für die verschiedenen Mitbestimmungskombi-
nationen noch für die Entwicklung von 1990 bis 1998 zu.  
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Personalfluktuation stehen. Unter der Annahme, dass die Reorganisationsmaßnah-
men für den Betrieb sinnvoll und notwendig sind, ist die Fragestellung, wie sich die 
Gewerkschaften und JCCs verhalten: unterstützend für den (langfristigen) Fortbe-
stand des Betriebes oder als eine „den Insiderinteressen verpflichtete Interessenver-
tretung“ (Frick 1997a: 255)? 
In den Probitmodellen25 (vgl. Tabelle V.5) finden wiederum Zeiteffekte und Bran-
chenzugehörigkeit Berücksichtigung. Die Beschäftigung wird durch die Anzahl der 
Mitarbeiter sowie dem Quadrat dieses Wertes wiedergeben, um nicht-lineare Grö-
ßeneffekte kontrollieren zu können (vgl. Dilger 2002: 146). Dieses spiegelt den er-
warteten Effekt wider, dass Produkt- und Prozessinnovationen verstärkt in größeren 
Betrieben zu beobachten sein sollten, wenn auch unter Umständen unterproportional 
(vgl. Addison/Schnabel/Wagner 1998b). Mehrere parallel agierende Gewerkschaften 
üben erwartungsgemäß einen verlangsamenden Einfluss auf die betrieblichen Pro-
zesse und ihre Erneuerung aus. Wettbewerbsdruck erhöht die Anforderungen an die 
Organisation des Betriebes und ist mit einem Mehr an Prozessinnovationen in Ver-
bindung zu bringen. Die Wirkung von Boni ist unklar. Auf der einen Seite können 
sie Leistungsanreize setzen, die zu einer verstärkten Einbringung von Mitarbeiter-
ideen führen. Es ist aber zweifelhaft, ob Arbeitnehmer Vorschläge unterbreiten, die 
zu einer Gefährdung der Arbeitsplätze führen. Letztgenannter Punkt ist aber nicht 
zuletzt von der Ausgestaltung des betrieblichen Vorschlagswesens abhängig. Häufig 
ist die Arbeit von Teilzeitbeschäftigten im Vergleich zu den Tätigkeiten von Voll-
zeitkräften inhaltlich als weniger anspruchsvoll und nur als unterstützend für die be-
trieblichen Kernprozesse zu bewerten. Da die Kernprozesse in der Regel am stärks-
ten optimiert sind, bieten die Tätigkeitsbereiche von Teilzeitkräften eventuell den 
meisten Raum für eine Arbeitsumgestaltung. Andererseits kann ein hoher Anteil an 
Teilzeitkräften für eine flexible Beschäftigungsstruktur mit geringem Innovationsbe-
darf sprechen. Schichtarbeit kann zum einen eine größere Notwendigkeit zur inner-
betrieblichen Abstimmung und Reorganisation nach sich ziehen. Zum anderen kann 
sie aber auch bereits die effektivste Organisationsform darstellen und weitere Um-
strukturierungen unnötig machen. Ist der Betrieb Teil einer Firma, bieten sich bei-
spielsweise aufgrund des höheren Koordinationsbedarfs zwischen den Unterbetrie-
ben mehr Möglichkeiten für Innovationen. Allerdings kann die Mehrbetriebsstruktur 
schon die effizienteste Form der betrieblichen Organisation darstellen. In entspre-
chenden Betrieben wären Umstrukturierungen weniger wahrscheinlich. Streiks stel-
len ein Anzeichen für betriebliche Missstände dar, die unter Umständen durch Reor-
ganisationsmaßnahmen beseitigt werden sollen. Streiks gegen angekündigte Prozess-
innovationen, die zu einer Belegschaftsreduktion führen würden, können die Durch-
führung entsprechender Reorganisationsmaßnahmen verhindern. 
Bei einer Betrachtung der WIRS-/WERS-Wellen von 1990 und 1998 ist zu beobach-
                                                 
25
 Zur Anwendung und Interpretation von Probitmodellen siehe Wooldridge (2002, 2003) sowie Kohler/Kreuter (2001). 
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ten (Tabelle V.5)26, dass jeweils ein positiver Zusammenhang zwischen der Existenz 
eines JCCs – bei einem durchschnittlichen Organisationsgrad – und beschäftigungs-
reduzierenden Reorganisationsmaßnahmen vorliegt, der jedoch nur 1990 (0,2835) 
signifikant von Null verschieden ist.27 Auch die Werte für den Gewerkschaftseinfluss 
(ohne JCC) sind in beiden Wellen positiv und 1998 statistisch signifikant.  
                                                 
26
 Die Bestimmung des Modellfits für Logit- und Probitmodelle ist etwas komplizierter als bei OLS-Schätzungen. Es 
existiert kein allgemein akzeptiertes Maß, um die Aussagekraft von Logit- und Probitberechnungen zu validieren (vgl. 
Kohler/Kreuter 2001: 272 ff.). Aus diesem Grund wurden für die britischen und deutschen Logit- und Probitmodelle 
neben den vom verwendeten Statistikprogramm Stata ohnehin durchgeführten Likelihood-Ratio-χ2- und Pseudo-r2-
Tests eine Reihe weiterer Validierungen vollzogen. Dabei handelt es sich um den Count-r2-Test sowie die Pearson-
Chi-Quadrat- und Hosmer-Lemeshow-Tests. Die Pearson-Chi-Quadrat-Methodik kann keine Anwendung finden, da 
die Zahl der Kovariaten-Muster in allen Fällen sehr nahe an der Zahl der im Modell enthaltenen Beobachtungen liegt. 
Insgesamt hat sich sowohl für die deutschen als auch für die britischen Modelle das Count-r2-Verfahren als das aussa-
gekräftigste dargestellt. Es soll somit im Folgenden als primärer Richtwert für die Güte der Logit- und Probitmodelle 
gelten. 
27
 Dass JCCs beschäftigungsreduzierende Prozessinnovationen – zumindest 1990 – fördern, ist nur eine mögliche Inter-
pretation der Ergebnisse. Die Ergebnisse der Tabelle V.5 spiegeln eventuell einen endogenen Effekt wider. Es ist 
nämlich durchaus wahrscheinlich, dass JCCs in Betrieben errichtet werden, um die mit einer Belegschaftsreduktion 
verbundenen negativen Auswirkungen für die Mitarbeiter zu verringern und die Mitarbeiter in die Reduktionsprozesse 
mit einzubinden. 
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Tabelle V.5: Mitbestimmungseinfluss auf beschäftigungsreduzierende Prozessinnovationen in 
den Jahren 1990 und 1998 
unabh. Variablen
JCC 0.2835 ** 0.0443
(0.142) (0.153)
Zuniondens 0.1985 0.6267 *
(0.335) (0.360)
ZuniondensJCC 0.0384 0.0101 -0.6896 * -0.2324 s















MA 0.0004 * -0.0002
(0.000) (0.000)
MA2 0.0000 * 0.0000
(0.000) (0.000)
Branche
Konstante -0.7845 ** -0.7046 **
(0.379) (0.288)
405 399
52.80 *** 64.63 ***
0.09 0.12
0.62 0.69
Gepoolte Probitschätzungen; Standardfehler (konventionelles Modell) bzw. Standardabweichung
(Interaktionseffekt nach NWA) in Klammern; *, ** und *** entsprechen einem Signifikanzniveau von 10%, 5%
bzw. 1% (zusätzlich mit Likelihood-Ratio-Test überprüft; lediglich der Wert für MA2 im konventionellen Modell für
1990 ist beim Likelihood-Ratio-Test abweichend signifikant auf dem 5%-Niveau); s = signifikant nach der
Methodik von Norton/Wang/Ai (2004) (NWA)
IA-Effekt nach NWA
1990 1998
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1990 üben Betriebe mit zunehmenden Organisationsgrad und JCC den größten Mit-
bestimmungseffekt auf beschäftigungsreduzierende Prozessinnovationen aus 
(0,4921)28. Den zweithöchsten Wert weist die JCC-Variable (0,2835) auf. Den Ab-
schluss bildet der Gewerkschaftskoeffizient (0,1985). Aufgrund der insignifikanten 
Werte für den Interaktionseffekt und den Organisationsgrad ist dieses Ergebnis nicht 
eindeutig belegt. 
1998 ist der stärkste Zusammenhang zwischen Mitbestimmung und Prozessinnovati-
onen bei einem steigenden Organisationsgrad ohne JCC-Existenz (0,6267) zu beo-
bachten. Dem folgen der gemeinsame Einfluss von JCC und durchschnittlichem Or-
ganisationsgrad (0,4386)29 und der isolierte JCC-Effekt (0,0443). Bis auf die JCC-
Variable sind alle Werte für 1998 statistisch signifikant. 
Der Effekt von Multi-Unionism und Streiks ist 1990 und 1998 insignifikant negativ 
bzw. positiv. Bis auf den insignifikant negativen Koeffizienten der Anzahl der Mit-
arbeiter haben die übrigen Variablen die aufgrund theoretischer Überlegungen erwar-
teten Vorzeichen. 
1.3.2 Reorganisationsmaßnahmen im Reformprozess 
Es ist zu vermuten, dass der Wandel der britischen Arbeitsbeziehungen eine verbes-
serte – d.h. eine die Unternehmensperformance steigernde – Zusammenarbeit zwi-
schen Gewerkschaften und Arbeitgebern bewirkt hat. Diese verbesserte Zusammen-
arbeit sollte sich auch in einem zwischen 1990 und 1998 erhöhten Gewerkschaftsein-
fluss auf betriebsnotwendige Prozessinnovationen zeigen, auch wenn letztgenannte 
eine aus Arbeitnehmersicht nicht wünschenswerte Reduktion der Beschäftigtenzahl 
nach sich ziehen. Die JCCs müssten zwischen 1990 und 1998 relativ gleichbleibend 
auf die Prozessinnovationen eingewirkt haben. Wie sich das Zusammenspiel beider 
Mitbestimmungsinstitutionen im letzten Jahrzehnt geändert hat, ist theoretisch nicht 
klar zu prognostizieren, da die Interaktion von JCCs und Gewerkschaften in ver-
schiedenen Formen vorstellbar ist. 
Bei einer Überprüfung, wie stark und prägnant die Veränderungen zwischen 1990 
und 1998 waren (Tabelle V.6), zeigt sich für Betriebe mit überdurchschnittlichem 
Gewerkschaftseinfluss und ohne JCC eine statistisch signifikante Steigerung des 
Gewerkschaftseinflusses auf die beschäftigungsmindernden Umstrukturierungen 
(0,2702). Statistisch insignifikante Werte ergeben sich für die Veränderung des ge-
meinsamen Einflusses von JCC und Gewerkschaften (0,0001) und des isolierten 
                                                 
28
 Der Effekt des gemeinsamen JCC- und Gewerkschaftseinflusses gegenüber der Referenzgruppe (Betriebe ohne JCC 
und mit durchschnittlichem Organisationsgrad) berechnet sich für 1990 aus der Summe der Regressionskoeffizienten 
von „ZuniondensJCC“ (nach NWA), „Zuniondens“ und „JCC“: 0,0101 + 0,1985 + 0,2835 = 0,4921. 
29
 Berechnet aus der Summe der Regressionskoeffizienten von „ZuniondensJCC“ (nach NWA), „Zuniondens“ und 
„JCC“ des Modells für 1998: -0,2324 + 0,6267 + 0,0443 = 0,4386. 
 




Tabelle V.6: Veränderung des Mitbestimmungseinflusses auf beschäftigungsreduzierende 
Prozessinnovationen zwischen 1990 und 1998 
 
unabh. Variablen 






ZUniondens98  0.2127 0.0682 s 0.2702 s 
(0.363) (0.020) 
JCC98 -0.3053 -0.1094 s 0.0926 
(0.200) (0.016) 
ZUniondensJCC  -0.0794 -0.0325 s 
(0.354) (0.009) 
ZUniondensJCC98  -0.5929 -0.2019 s 0.0001 
(0.532) (0.039) 










Multico 0.5824 *** 
(0.142) 




MA 2 0.0000 
(0.000) 
Branche 






IA-Effekt nach NWA konvent. Modell 
Gepoolte Probitschätzungen; Standardfehler (konventionelles Modell) bzw. Standardabweichung 
(Interaktionseffekt nach NWA) in Klammern; *, ** und *** entsprechen einem Signifikanzniveau 
von 10%, 5% bzw. 1% (zusätzlich mit Likelihood-Ratio-Test überprüft); s = signifikant nach der 
Methodik von Norton/Wang/Ai (2004) (NWA) 
ja 
Pseudo-r   2 
N 
LR- χ 2 
Count r   2 
1990-1998 
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1.4 Eigenkündigungen als Instrument zum Personalabbau 
Das in diesem Kapitel unter dem Begriff der Eigenkündigungen erfasste Ausschei-
den von Mitarbeitern schließt neben dem freiwilligen Verlassen des Betriebes auch 
frühpensionierte Arbeitnehmer mit ein. Die für die Eigenkündigungen abzuleitenden 
Ergebnisse sollten hiervon weitestgehend unberührt bleiben, da die Gründe für einen 
freiwilligen Austritt aus dem Unternehmen und einer Frühpensionierung häufig iden-
tisch sind. So wirkt sich beispielsweise eine schwierige wirtschaftliche Situation des 
Betriebes sowohl erhöhend auf die Anzahl der freiwillig als auch der frühzeitig aus-
geschiedenen Mitarbeiter aus. Aufgrund der bereits im Abschnitt für die Prozessin-
novationen angedeuteten Datenrestriktionen fokussiert die Analyse auf diejenigen 
Betriebe, die Eigenkündigungen und Frühpensionierungen in den letzten zwölf Mo-
naten als ein Mittel zur Reduktion der Belegschaft eingesetzt haben. Die Eigenkün-
digungsvariable ist 0-/1-codiert. 0 gilt für Organisationen, in denen entsprechende 
Eigenkündigungen nicht aufgetreten sind, und 1 für Wirtschaftseinheiten mit beleg-
schaftsreduzierenden Betriebsaustritten in den letzten zwölf Monaten. 
Der Anteil an Betrieben, die Eigenkündigungen als ein Instrument zum Personalab-
bau eingesetzt haben, blieb zwischen 1990 und 1998 relativ konstant und stieg nur 
leicht um etwas über zwei Prozent (vgl. Tabelle V.7).30 




Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem WIRS 1990 und WERS 1998 
                                                 
30
 Wie für die deskriptiven Ergebnisse bezüglich der Prozessinnovationen in Deutschland (vgl. Kap. V, 2.3.1) wurde 
auch für die betrachteten Eigenkündigungen eine weitergehende deskriptive Analyse vollzogen. Es wurde die Eigen-
kündigungswahrscheinlichkeit in Organisationen mit mindestens einer anerkannten Gewerkschaft und JCC, mit min-
destens einer anerkannten Gewerkschaft und ohne JCC, nur mit JCC und ohne jegliche Mitbestimmungsinstitution un-
tersucht. Die Berechnungen erfolgten wiederum für 1990 und 1998 und unter Berücksichtigung der Beschäftigten-
zahl. Mit den Ergebnissen lassen sich keine klaren Aussagen für die verschiedenen Mitbestimmungskombinationen 
und ihre Entwicklung von 1990 bis 1998 treffen. 
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1.4.1 Regressionsschätzungen für 1990 und 1998 
Mitbestimmungsinstitutionen sollten allgemein die Arbeitnehmerinteressen vertreten 
und schützen sowie die Kommunikation zwischen Management und Beschäftigten 
verbessern. Dieses dürfte die Fluktuation im Allgemeinen und die Eigenkündigungen 
im Speziellen reduzieren. Wie bei den Prozessinnovationen vollziehen sich die hier 
betrachteten Eigenkündigungen in Organisationen, die ihre Belegschaftsstärke (zu-
mindest temporär) verkleinern. Bei einer unterstellten Notwendigkeit der Reduzie-
rung bleibt wiederum abzuwarten, ob die Gewerkschaften und JCCs eher als „Advo-
kat“ der betrieblichen oder arbeitnehmerseitigen Interessen auftreten. Ein aus Ar-
beitgebersicht wünschenswerter Gewerkschafts- und JCC-Einfluss stellt sich in einer 
Erhöhung der Eigenkündigungen und einem damit verbundenen Verständnis beider 
Institutionen für die betriebswirtschaftlichen Erfordernisse der Organisation dar. 
Mit zunehmender Betriebsgröße müsste die Wahrscheinlichkeit, Eigenkündigungen 
zu beobachten, unterproportional zunehmen. Eine steigende Anzahl anerkannter 
Gewerkschaften führt zu einer heterogenen Vertretung der Belegschaftsinteressen. 
Dieses sollte in der Regel die Schutzwirkung der einzelnen Gewerkschaften ein-
schränken. Die somit weniger gewährleistete Ausübung der Belegschaftsinteressen 
kann die Eigenkündigungswahrscheinlichkeit erhöhen. Eine Verbesserung in den 
Arbeitsbeziehungen lässt sich mit einem geringeren Anreiz zum Verlassen des Be-
triebes assoziieren. Da Streiks auch ein Indikator für innerbetriebliche Probleme 
sind, gilt eine umgekehrte Argumentation wie hinsichtlich des Betriebsklimas. 
Wettbewerbsdruck erhöht die Anforderungen an die Wirtschaftseinheit und seine 
Mitarbeiter. Dieses umschließt teilweise den betrieblichen Zwang zur Kosten- und 
einer damit oft verbundenen Belegschaftsreduktion, die durch das freiwillige Aus-
scheiden der Mitarbeiter erreicht wird.31 Bonuszahlungen stellen einen pekuniären 
Anreiz zum Verbleib im Betrieb dar. Allerdings ist offen, inwieweit dieser Wir-
kungszusammenhang in Betrieben gilt, die Arbeitsplätze abbauen. Ist der Betrieb 
Teil eines Unternehmens, so ergibt sich für die Mitarbeiter in wirtschaftlich schwie-
rigen Situationen eventuell die Möglichkeit, in andere Bereiche des Unternehmens 
zu wechseln. Diese Ausweichoption kann das freiwillige Ausscheiden der Arbeit-
nehmer reduzieren. Die komplexere Firmenstruktur kann aber auch zu einer stärke-
ren Arbeitsteilung zwischen den Bereichen führen. Die Folgen können sich in einer 
verstärkten Monotonie der Arbeit äußern. Diese würde arbeitnehmerseitige Kündi-
gungen eher begünstigen. Der zu vermutende Zusammenhang zwischen dem prozen-
tualen Anteil der Teilzeitbeschäftigten und dem Beobachten von Eigenkündigungen 
ist nicht ohne Weiteres zu prognostizieren. Auf der einen Seite haben teilzeitbe-
schäftigte Arbeitnehmer im Vergleich zu Vollzeitbeschäftigten geringere Opportuni-
                                                 
31
 Theoretisch ist auch ein Zwang zur Expansion und damit unter Umständen verbundenen Neueinstellungen vorstellbar. 
Aufgrund des Fokus’ auf schrumpfende Betriebe wird dieser Gedankengang nicht weiter verfolgt. 
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tätskosten bei einem Arbeitsplatzwechsel. Auf der anderen Seite verfügen sie aber 
eventuell auch über weniger externe Berufsangebote, was einen Wechsel des Betrie-
bes erschweren würde. Schichtarbeit bewirkt eine Steigerung des Arbeitsleides und 
kann zu vermehrten Betriebsaustritten führen. Jedoch wird das gestiegene Arbeits-
leid in der Regel durch erhöhte Kompensationszahlungen vergütet. Dieses kann für 
den Arbeitnehmer einen Anreiz zum Verbleib im Unternehmen darstellen. 
Der theoretisch vermutete Effekt, dass JCCs und Gewerkschaften notwendigen Be-
legschaftsreduktionen – zumindest in Form einer Behinderung von Eigenkündigun-
gen32 – entgegenstehen, bestätigt sich in den Logitmodellen der Tabelle V.8 weder 
für 1990 noch für 1998.33 Das JCC wirkt bei durchschnittlichem Organisationsgrad 
sowohl 1990 (0,6701) als auch 1998 (0,4781) signifikant positiv auf das freiwillige 
Ausscheiden der Mitarbeiter. Ein ähnliches Bild zeigt sich für den Gewerkschafts-
einfluss. Zu beiden Beobachtungszeitpunkten wirkt sich der gewerkschaftliche Or-
ganisationsgrad in Betrieben ohne JCC statistisch signifikant positiv auf die betrach-
teten Eigenkündigungen aus. Insgesamt lässt sich sowohl 1990 (1,7603)34 als auch 
1998 (2,2652)35 beobachten, dass das gemeinsame Wirken von Gewerkschaften und 
JCC den größten Einfluss auf die Eigenkündigungen hat – dieses jedoch nur 1990 in 
statistisch signifikanter Weise – , gefolgt von den alleinigen Gewerkschafts- und 
JCC-Effekten. 
                                                 
32
 Die Frage, inwieweit Betriebsräte die Entlassungen in schrumpfenden Betrieben behindern, greift Frick (1997a: 255 
ff.) für Deutschland auf. Er kann keinen Betriebsrateinfluss auf die in schrumpfenden Betrieben notwendigen Entlas-
sungen feststellen. Ältere und/oder leistungsschwächere Arbeitnehmer erfahren dabei keinen – entgegen die betriebli-
che Interessenlage wirkenden – Schutz bei Entlassungen. Auch für eine betriebsratsinduzierte Verteuerung der Perso-
nalreduktion, z.B. durch Abfindungszahlungen, finden sich keine Anhaltspunkte. Letztgenannter Punkt wird aller-
dings durch die Ergebnisse von Gold (1999a und 1999b) konterkariert. Gold findet einen signifikant positiven Zu-
sammenhang zwischen der Existenz eines Betriebsrates und der Klage von Betrieben über zu hohe Kosten beim Per-
sonalabbau. 
33
 Zur Anwendung und Interpretation von Logitmodellen siehe Wooldridge (2002, 2003) sowie Kohler/Kreuter (2001). 
34
 Berechnet aus der Summe der Regressionskoeffizienten von „ZuniondensJCC“ (nach NWA), „Zuniondens“ und 
„JCC“ des Modells für 1990: -0,1242 + 1,2144 + 0,6701 = 1,7603. 
35
 Berechnet aus der Summe der Regressionskoeffizienten von „ZuniondensJCC“ (nach NWA), „Zuniondens“ und 
„JCC“ des Modells für 1998: 0,0199 + 1,7672 + 0,4781 = 2,2652. 
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Tabelle V.8: Mitbestimmungseinfluss auf personalreduzierende Eigenkündigungen in den 
Jahren 1990 und 1998 
 
Die Werte für eine zunehmende Anzahl von als Verhandlungspartnern anerkannten 
Gewerkschaften und dem Auftreten von Streiks in den letzten zwölf Monaten sind 
statistisch jeweils nicht signifikant. Die übrigen Variablen weisen 1990 und 1998 nur 
zum Teil die erwarteten Vorzeichen auf. Dass eine Verbesserung des Betriebsklimas 
die Eigenkündigungen senkt, bewahrheitet sich nur 1990 in Betrieben mit einem ü-
berdurchschnittlich guten Verhältnis zwischen Belegschaft und Management in 
unabh.Variablen 
JCC  0.6701 ** 0.4781 * 
(0.285) (0.281) 
Zuniondens 1.2144 * 1.7672 *** 
(0.671) (0.653) 
ZuniondensJCC -0.8809 -0.1242 s 0.0266 0.0199 
(0.730) (0.071) (0.806) (0.058) 
Numneggroup  0.1044 0.0185 
(0.203) (0.243) 
RelatGood  -0.8153 * 0.3863 
(0.460) (0.399) 
RelatBad  -0.9597 0.3238 
(0.940) (0.906) 
Strikeact  0.1392 0.7429 
(0.440) (0.893) 
Competition 0.4099 0.3347 
(0.310) (0.294) 
Bonus -0.0866 0.3350 
(0.297) (0.280) 
Multico -0.0708 0.6574 * 
(0.446) (0.382) 
TeilzeitQ -0.0317 *** -0.0034 
(0.008) (0.006) 
Shift -0.2214 -0.5904 * 
(0.331) (0.304) 
ln MA 1.0035 *** 0.5743 *** 
(0.155) (0.150) 
Branche 
Konstante -3.9363 *** -4.1851 *** 
(1.015) (0.913) 
404 399 





LR- χ 2 
Count r 2 
IA-Effekt nach NWA 
1990 1998 
konvent. Modell IA-Effekt nach NWA 
Gepoolte Logitschätzungen; Standardfehler (konventionelles Modell) bzw. Standardabweichung 
(Interaktionseffekt nach NWA) in Klammern; *, ** und *** entsprechen einem Signifikanzniveau von 10%, 5% 
bzw. 1% (zusätzlich mit Likelihood-Ratio-Test überprüft; lediglich der Wert für Shift im konventionellen Modell für 
1998 ist beim Likelihood-Ratio-Test abweichend signifikant auf dem 5%-Niveau); s = signifikant nach der 
Methodik von Norton/Wang/Ai (2004) (NWA) 
konvent. Modell 
ja ja 
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(schwach) signifikanter Weise. Auch Bonuszahlungen üben keinen klar erkennbaren 
Einfluss aus.  
1.4.2 Einfluss des institutionellen Wandels 
Vergleichbar mit der Argumentation für die beiden zuvor analysierten Performance-
größen ist zu erwarten, dass sich im Zuge des institutionellen Reformprozesses der 
gewerkschaftliche Einfluss performancesteigernd, d.h. in diesem Fall eigenkündi-
gungsbegünstigend, verändert hat. Die von den Reformen nahezu ausgesparten JCCs 
sollten zwischen 1990 und 1998 einen konstanten Einfluss auf das freiwillige Aus-
scheiden der Mitarbeiter gehabt haben. Die Veränderung des gemeinsamen JCC- und 
Gewerkschaftswirkens ist nur empirisch feststellbar (vgl. dazu Tabelle V.9). 
Die in den Schätzungen für die Einzeljahre dokumentierten Effekte bestätigen sich. 
Zwischen 1990 und 1998 erhöht sich in den gepoolten Logit-Schätzungen der Ein-
fluss eines JCCs und der Gewerkschaften sowie der Effekt, den beide Institutionen 
zusammen auf die Eigenkündigungen ausüben. Allerdings erfährt nur der Eigenkün-
digungseinfluss des Organisationsgrades in Betrieben ohne JCC (0,3675) eine statis-
tisch signifikante Steigerung. 
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Tabelle V.9: Veränderung des Mitbestimmungseinflusses auf personalreduzierende Eigen-
kündigungen zwischen 1990 und 1998 
 
unabh. Variablen 
JCC  0.6957 *** 
(0.262) 




JCC98  -0.2189 -0.0348 s 0.2343 
(0.377) (0.015) 
ZUniondens98  0.7350 0.0984 s 0.3675 s 
(0.686) (0.066) 
ZUniondensJCC  -0.8647 -0.1317 s 
(0.673) (0.063) 
ZUniondensJCC98  1.2127 -0.1655 s 0.1036 
(1.033) (0.079) 
Numneggroup  0.1055 
(0.144) 
RelatGood  -0.2040 
(0.274) 
RelatBad  -0.0512 
(0.648) 
Strikeact  0.2438 
(0.362) 
Competition 0.3900 * 
(0.203) 
Bonus  0.1792 
(0.193) 
Multico  0.3664 
(0.274) 
TeilzeitQ -0.0148 *** 
(0.005) 
Shift  -0.3568 * 
(0.213) 
ln MA 0.7607 *** 
(0.102) 
Branche 






Gepoolte Logitschätzungen; Standardfehler (konventionelles Modell) bzw. Standardabweichung 
(Interaktionseffekt nach NWA) in Klammern; *, ** und *** entsprechen einem Signifikanzniveau 
von 10%, 5% bzw. 1% (zusätzlich mit Likelihood-Ratio-Test überprüft); s = signifikant nach der 
Methodik von Norton/Wang/Ai (2004) (NWA) 
Count r  2 
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1.5 Fazit Großbritannien 
In Kapitel II, 1.1 wurden bereits – primär für die Produktivität – einige Studien auf-
geführt, die zeigen, dass der negative gewerkschaftliche Einfluss auf die betriebliche 
Performance in den 80er Jahren abgenommen hat oder sogar ganz wegfallen ist (vgl. 
beispielhaft Oulton 1990 sowie Gregg, Machin und Metcalf 1993). Diese Entwick-
lung hat sich in den 90er Jahren fortgesetzt.  
Der Gewerkschaftseinfluss auf die betriebliche Arbeitsproduktivität sowie die mit 
einer Mitarbeiterreduktion in Verbindung stehenden Prozessinnovationen und Ei-
genkündigungen war bei Nicht-Existenz eines JCCs in den meisten Fällen statistisch 
signifikant positiv. Lediglich 1990 sind in den Schätzungen für die Produktivität und 
Prozessinnovationen insignifikante Koeffizienten zu beobachten. Dieser positive 
Wirkungszusammenhang hat sich für alle drei Performancegrößen messbar verstärkt. 
Somit wirkte der isolierte Gewerkschaftseinfluss in britischen Betrieben 1998 wert-
schöpfungssteigernd und als unterstützender Faktor für notwendige Eigenkündigun-
gen und Prozessinnovationen. 
Die JCC-Koeffizienten sind für nahezu alle drei Performancegrößen in den Einzel-
wellen signifikant positiv. Die einzigen Ausnahmen bilden die statistisch insignifi-
kant negativen bzw. positiven Werte in den Arbeitsproduktivitäts- und Prozessinno-
vationsschätzungen für 1998. Somit finden sich keine negativen und primär positive 
Anhaltspunkte für die Auswirkungen, die ein JCC auf die Arbeitsproduktivität und 
beschäftigungsreduzierende Prozessinnovationen und Eigenkündigungen ausübt. 
Über die letzte Dekade hinweg lässt sich hinsichtlich der beschäftigungsreduzieren-
den Prozessinnovationen und Eigenkündigungen eine insignifikant positive sowie 
bezüglich der Arbeitsproduktivität eine signifikant negative Entwicklung des JCC-
Einflusses feststellen. Diese primär statistisch insignifikanten Werte sind insofern 
nicht erstaunlich, als die JCCs von den beschriebenen Gesetzesänderungen nicht di-
rekt betroffen waren. Auch war ihre Verbreitung und ihre betriebliche Machtposition 
zwischen 1990 und 1998 relativ konstant.  
Das Zusammenwirken von JCC und zunehmender Gewerkschaftsmitgliedschaft übte 
1990 auf alle Performancegrößen – wenn auch auf die Prozessinnovationen in insig-
nifikanter Form – den stärksten Effekt aus. Der gemeinsame  
JCC-/Gewerkschaftseffekt blieb zwischen 1990 und 1998 für die beschäftigungsre-
duzierenden Reorganisationsmaßnahmen und Eigenkündigen nahezu unverändert 
und hat sich im Hinblick auf die Arbeitsproduktivität statistisch signifikant abge-
schwächt.  
Eine eindeutige Hierarchie, welche Mitbestimmungskombination die effektivste ist, 
lässt sich nicht erkennen. Es zeichnet sich allerdings ein Trend ab: Wie erwähnt, üb-
ten 1990 Betriebe mit JCC und steigendem Organisationsgrad insgesamt den stärks-
ten Einfluss auf die betrachteten Zielvariablen aus. 1998 war der alleinige Gewerk-
schaftseinfluss für zwei der drei Performancegrößen – Arbeitsproduktivität und Pro-
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zessinnovationen – am größten. Im Fall der Arbeitsproduktivität und beschäftigungs-
reduzierender Reorganisationsmaßnahmen mindert mittlerweile die JCC-Existenz 
den positiven Gewerkschaftseffekt. Die diesbezügliche Reduktion ist statistisch sig-
nifikant und beträgt -0,1976 und -0,1881.36 
Augenscheinlich ist somit primär die signifikant positive Entwicklung des Gewerk-
schaftseinflusses. Betriebe mit zunehmendem Organisationsgrad und ohne JCC er-
fahren zwischen 1990 und 1998 eine signifikante Erhöhung ihrer Arbeitsproduktivi-
tät sowie ihrer – als notwendig angenommenen – beschäftigungsreduzierenden Re-
organisationsmaßnahmen und Eigenkündigungen. Inwieweit die veränderte Gewerk-
schaftsgesetzgebung und die darüber hinaus gehende Schwächung der Gewerkschaf-
ten direkt zu dieser Entwicklung beigetragen haben, ist nicht exakt zu bestimmen. 
Eventuell spielen in diesem Prozess auch Faktoren ein Rolle, die nicht in den Reg-
ressionsschätzungen Berücksichtigung finden. So ist es zum Beispiel durchaus vor-
stellbar, dass sich das gewerkschaftliche Handeln durch den öffentlichen Druck ge-
wandelt hat.37 Aufgrund der umfassenden legislativen und nicht-legislativen Verän-
derungen für die Gewerkschaften und die damit verbundene tiefgreifende Schwä-
chung ihrer Position ist es aber mehr als nahe liegend, den Hauptgrund für den ge-
wandelten Gewerkschaftseinfluss in diesen veränderten institutionellen Rahmenbe-
dingungen zu sehen (vgl. Addison/Belfield 2003: 11). Die acht zwischen 1980 und 
1993 erlassenen Arbeitsgesetze38 haben die zuvor ausufernde Gewerkschaftsmacht 
grundlegend eingegrenzt und neu definiert. Dabei wurden auch die innergewerk-
schaftlichen Demokratieprozesse nicht ausgespart. Die mit dieser Entwicklung ein-
hergehende und gleichzeitig durch diese Entwicklung induzierte Abnahme des Orga-
nisationsgrades39 und der gewerkschaftlichen Anerkennung hat diesen Machtverlust 
beschleunigt. Der aus betrieblicher Sicht als negativ einzustufende Gewerkschafts-
einfluss nahm in den 80er und 90er Jahren ab. Die in dieser Arbeit dargestellten Er-
gebnisse zeigen sogar, dass ein zunehmender Organisationsgrad mittlerweile positiv 
auf die Performance britischer Unternehmen wirkt.40 
                                                 
36
 Die beiden Werte -0,1976 und -0,1881 berechnen sich aus den Regressionskoeffizienten der Variablen „Zunion-
densJCC“ (nach NWA) und „JCC“ in den Modellschätzungen für die Arbeitsproduktivität und Reorganisationsmaß-
nahmen im Jahr 1998. Somit ergibt sich für die Arbeitsproduktivität: -0,1318 - 0,0658 = -0,1976; und für die Prozess-
innovationen: -0.2324 + 0.0443 = -0,1881. 
37
 Als ein Indiz für diesen Druck mag gelten, dass 1979 80 Prozent der britischen Bevölkerung die Gewerkschaften für 
zu einflussreich hielten (vgl. Dunn/Metcalf 1996: 66). 
38
 Vgl. Kapitel III, 2.2.1 und 2.2.2. 
39
 Gemäß Schätzungen mit WIRS-/WERS-Daten nahm der Organisationsgrad zwischen 1980 und 1998 von 65 auf 36 
Prozent ab.  
40
 Jedoch muss einschränkend eingewandt werden, dass für die Gewerkschaftsfaktoren Multi-Unionism und Streiks 
separat in den Schätzungen kontrolliert wird. Beide gelten mit als Hauptursachen für die effizienzmindernde Wirkung 
von Gewerkschaften. Die negativen Auswirkungen des Multi-Unionism be-stätigen sich zumindest bezüglich der Ar-
beitsproduktivität, zu der er in allen Modellen in einer negativen Kausalbeziehung steht. 
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2 Evaluation des deutschen Mitbestimmungssystems 
2.1 Verwendete Daten und methodische Herangehensweise 
Die ökonometrischen Analysen für Deutschland fußen auf den Betriebspaneldaten 
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit 
(IAB) (vgl. Bellmann 1997, Kölling 2000). Das IAB-Betriebspanel ist eine seit 1993 
in Westdeutschland und seit 1996 auch in Ostdeutschland durchgeführte jährliche 
Arbeitgeberbefragung. Umfasste das Panel 1993 noch 4.265 Wirtschaftseinheiten, so 
waren es 2003 18.824 Betriebe. Davon hatten 11.561 ihren Sitz im Westen und 7.263 
im Osten Deutschlands (eigene Berechnungen; ähnlich Bellmann/Kohaut/Lahner 
2002: 13).41  
Die Grundgesamtheit des IAB-Betriebspanels basiert auf der Betriebsdatei der Bun-
desanstalt für Arbeit, die alle Betriebe mit mindestens einem sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigten enthält. Die Ziehung der Zufallsstichprobe erfolgt nach 
dem Prinzip der optimalen Schichtung, wodurch eine varianzproportionale Allokati-
on der Stichprobe ermöglicht wird. Somit ist die Stichprobe näherungsweise beschäf-
tigungsproportional.42 Die Möglichkeit zu Panelanalysen ergibt sich aus der wieder-
holten Befragung der gleichen Betriebe in jedem Jahr. Die Beschäftigungsproportio-
nalität der jährlichen Befragungen kann beispielsweise durch aus dem Panel aus-
scheidende Betriebe gefährdet werden. Um die Beschäftigungsproportionalität si-
cherzustellen, wird die Stichprobe in jeder Welle um neue Betriebe ergänzt (vgl. 
Bellmann/Kohaut/Lahner 2002: 15 ff.). 
Die Regressionsschätzungen erfolgen für Deutschland durchgängig mit Einzelwellen 
und Paneldaten verschiedener Jahre des IAB-Panels. Die bei Panelschätzungen häu-
fig angewandten Random, Fixed oder First Difference Effects fanden aus mehreren 
Gründen keine Berücksichtigung in dieser Arbeit. Bei einer Überprüfung der Model-
le mit dem Hausman Test (vgl. Hausman 1978) haben sich Fixed Effects im Gegen-
satz zu Random Effects als die geeignetere Berechnungsmethodik herausgestellt. Al-
lerdings enthalten die Modelle Dummies, wie die unten beschriebenen Tarifvertrags- 
und Betriebsratsvariablen, die sich zwischen den Jahren nur sehr selten verändern. 
Betriebe mit zeitinvarianten Variablen werden bei Verwendung von Fixed und First 
Difference Effects nicht in den Schätzungen berücksichtigt, was die Anzahl der  
 
                                                 
41
 Aufgrund von Datenschutzbestimmungen sind die IAB-Daten nicht frei zugänglich. Die Auswertungen erfolgen in der 
Regel durch die sogenannte Schalterstelle des IAB. Die vom Forscher erstellten Computersyntaxen werden durch die 
Schalterstelle mit den Originaldaten verknüpft. Um selbst mit den Originaldaten arbeiten zu können, besteht für den 
Forscher die Option, Besuchszeiten beim IAB in Nürnberg zu beantragen. 
42
 Die Schichtung des Datensatzes erfolgt nach der Betriebsgröße, die durch die Beschäftigung am 30.06. des jeweiligen 
Vorjahres gegeben ist, nach der Branche und dem Bundesland. Um eine Repräsentativität der Ergebnisse zu gewähr-
leisten, finden diese Variablen in allen Regressionsmodellen Berücksichtigung. 
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Beobachtungen sehr stark reduziert.43 Darüber hinaus lag sowohl auf Panel- als auch 
auf Einzeljahresniveau Heteroskedastizität vor. Um robuste Schätzergebnisse zu ge-
währleisten, wurde die Evaluation mit Hilfe gepoolter OLS- und gepoolter Logit-
schätzungen durchgeführt, wobei jeder Betriebe ein Cluster darstellt (siehe 
Wooldridge 2002 für eine Darstellung der einzelnen Verfahren).44 
Die Variable „GEW“ gibt den Einfluss eines Tarifvertrages an. Sie ist 0-/1-codiert, 
wobei 0 für das Nicht-Vorliegen eines Tarifabkommens und 1 für die Existenz eines 
Flächen- oder Haustarifvertrages steht. Bei Haustarifverträgen erfolgen die Verhand-
lungen zwischen dem Arbeitgeber und einer Gewerkschaft. Branchenweite Abkom-
men werden zwischen einem Arbeitgeberverband und einer Gewerkschaft für eine 
große Anzahl an Unternehmen abgeschlossen. Es wird davon ausgegangen, dass so-
wohl Flächen- als auch Haustarifverträge die Verteilungskämpfe weitgehend aus 
dem Einflussbereich der Arbeitnehmer in den betroffenen Betrieben transferieren. 
Hierbei lässt sich theoretisch vermuten, dass in beiden Fällen das arbeitnehmerseitige 
Rent-Seeking-Verhalten abgeschwächt wird.45 Als weitere Mitbestimmungsvariable 
fließt die ebenfalls 0-/1-codierte Variable „BR“ in das Modell mit ein. Sie gibt die  
 
                                                 
43
 In den einzelnen Wellen des IAB-Betriebspanels erreicht beispielsweise der ungewichtete Anteil der Organisationen, 
die seit dem letzten Jahr einen Betriebsrat errichtet haben, lediglich ein Maximum von 1,7 Prozent (in 2002). Zudem 
besteht die Gefahr eines Selection Bias’. Es ist z.B. vorstellbar, dass primär Arbeitnehmer in Betrieben mit wirtschaft-
lichen Schwierigkeiten einen Betriebsrat gründen, um sich besser gegen einen drohenden Arbeitsplatzverlust zu 
schützen. Diese Organisationen würden keine zeitinvariante Betriebsratsvariable aufweisen und in die Panelschätzun-
gen mit eingehen. Hierdurch können sich verzerrte Beobachtungsergebnisse ergeben, da eine Vielzahl anderer Betrie-
be, ohne wirtschaftliche Schwierigkeiten, aus den Beobachtungen ausgeschlossen würden. 
44
 Für eine Erläuterung, wie robuste Standardfehler in Cluster-Schätzungen berechnet werden, siehe White (1980), Hu-
ber (1967), Rogers (1993), Williams (2000), Froot (1989) sowie Wooldridge (2002). Durch die Verwendung von 
Clustern ist bei dem für die Schätzungen benutzten Statistikprogramm Stata 8.0 die gleichzeitige Berechnung von Be-
ta-Koeffizienten ausgeschlossen. 
45
 § 2 Abs. 1 des Tarifvertragsgesetzes definiert ausschließlich Gewerkschaften, einzelne Arbeitgeber und Arbeitgeber-
vereinigungen als Tarifvertragsparteien (vgl. Wörlen 2002: 172 f., o.V. 2002: 548). Wie in Kapitel III, 1.2.2 angedeu-
tet, liegt allerdings häufig eine sehr enge Verbindung zwischen Betriebsrat und Gewerkschaft vor. Somit ist es be-
gründet, zu hinterfragen, ob die Verhandlungen über einen Haustarifvertrag wirklich unabhängig vom Betriebsrat und 
nur zwischen der Gewerkschaft und dem Arbeitgeber geführt werden. Um die oben genannte Vermutung zu überprü-
fen, dass sowohl firmen- als auch branchenweite Abkommen in ähnlicher Weise wirken, wurden die in dieser Arbeit 
dargestellten Modelle für Deutschland jeweils mit zwei zusätzlichen Schätzungen überprüft. Dabei wurden die Mo-
delle alternativ mit einer Variable, die lediglich zwischen der Nicht-Existenz eines Tarifabkommens und dem Vorlie-
gen entweder eines Flächen- oder eines Haustarifvertrages unterscheidet, berechnet. Die Ausprägungen für die ver-
schiedenen Mitbestimmungsvariablen, inklusive der Betriebsrats- und Interaktionsregressoren, blieben in allen Fällen 
nahezu unverändert gegenüber der für das Vorliegen von Flächen-/ Tarifabkommen gebildeten Variable. Dieses 
spricht für das Argument, dass beide Arten von Vereinbarungen in ähnlicher Weise wirken. Dementsprechend soll im 
Folgenden lediglich auf die Schätzungen mit dem für Haus-/Branchentarifabkommen zusammengesetzten Dummy 
„TV“ fokussiert werden. 
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Nicht-Existenz bzw. Existenz eines Betriebsrates wieder.46  
Um das gemeinsame Wirken von Betriebsrat und Tarifvertrag bestmöglich abzubil-
den, werden für die Schätzungen vier Dummyvariablen gebildet, die sich aus den 
denkbaren Kombinationen von Tarifabkommen und Betriebsrat zusammensetzen.47 
Dabei handelt es sich um die folgenden Kategorien: 










Die Variable für den ersten Betriebstyp („kein BRuGEW“) hat die Ausprägung 1, 
wenn der Betrieb weder einem Tarifvertrag unterliegt noch über einen Betriebsrat 
verfügt. Dieses ist zugleich auch die Referenzkategorie, mit der die anderen Be-
triebstypen verglichen werden. Die Variable für Betriebsart 2 („GEW“) hat die Aus-
prägung 1, wenn für eine Wirtschaftseinheit nur ein Tarifvertrag gilt. Die Variable 
für Betriebstyp 3 („BR“) steht analog für Organisationen mit lediglich einem Be-
triebsrat. Wirtschaftseinheiten mit Tarifvertrag und Betriebsrat erhalten für die Vari-
able „BRuGEW“ die Ausprägung 1.48 
Wie bei den Schätzungen für Großbritannien verwenden alle Regressionsmodelle für 
Deutschland überwiegend die gleichen Variablen. Dieses Vorgehen soll die Ergeb-
                                                 
46
 Die Frage nach dem Betriebrat lautet im Fragebogen des IAB-Betriebspanels: „Gibt es bei Ihnen einen Betriebsrat 
oder Personalrat?“. Auf diese kann man mit „Ja“ oder „Nein“ antworten. Leider werden nicht alle Betriebe in jeder 
Welle nach ihrem Betriebsrat gefragt. In machen Wellen werden nur die neu in das Panel aufgenommenen Beobach-
tungseinheiten über die Betriebsratsexistenz um Auskunft gebeten. Für die anderen Betriebe wird implizit davon aus-
gegangen, dass sich gegenüber dem Vorjahr nichts bezüglich ihres Betriebsratsstatus’ geändert hat. Dieser Logik fol-
gend wird in den unten stehenden Schätzungen angenommen, dass in den betroffen Jahren der Betriebsratsstatus in 
den nicht befragten Betrieben unverändert gegenüber dem Vorjahr ist. Der Betriebsratsdummy erhält dementspre-
chend die 0- oder 1-Ausprägung wie in der Periode zuvor. Die Frage nach dem Tarifvertrag lautet: „Gilt in diesem 
Betrieb ... a) ein Branchentarifvertrag, b) ein Haustarif/Firmentarif oder c) kein Tarifvertrag“. Die Tarifvertrags- bzw. 
Gewerkschaftsvariable erhält bei Vorliegen eines Branchen- oder Haustarifvertrages den Wert 1 und bei Nicht-
Existenz eines Tarifabkommens die Ausprägung 0 (vgl. Infratest Sozialforschung 2003). 
47
 Mit den verwendeten Daten des IAB-Betriebspanels kann leider nicht für verschiedene Arten von Betriebsräten unter-
schieden werden. Zur Typologie verschiedener Betriebsratsmitglieder siehe Kotthoff (1981, 1994). 
48
 Als Bezeichnung für eine Wirtschaftseinheit nur mit Tarifvertrag wird im Folgenden auch der Begriff „Tarifvertrags-
betrieb“ verwendet. Betriebe nur mit Betriebsrat und Organisationen mit Tarifvertrag und Betriebsrat werden im wei-
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nisse der Schätzungen bestmöglich vergleichbar machen. In alle Schätzungen gehen 
der Anteil an Auszubildenden und qualifizierten Arbeitnehmern sowie das durch-
schnittliche Gehalt je Mitarbeiter sowie Branchen- bzw. Bundeslanddummies ein. 
Zudem findet Berücksichtigung, ob der Betrieb Teil eines aus mehreren Betrieben 
bestehenden Unternehmens ist und ob Betriebe/Betriebsteile im letzten Jahr ein- 
bzw. ausgegliedert wurden. Die Fluktuation wird in den Modellen für die Produktivi-
tät und Prozessinnovationen durch die Einstellungen und die Personalabgänge pro 
Kopf und in der Evaluierung der Eigenkündigungen durch die Einstellungen und die 
Entlassungen je Mitarbeiter wiedergegeben. Zusätzlich beinhalten die Berechnungen 
für die Arbeitsproduktivität den Exportanteil am Umsatz sowie das Arbeitsvolumen 
und die Ersatzinvestitionen. Als Approximation für die Betriebsgröße sowie für die 
Quote weiblicher bzw. teilzeitbeschäftigter Arbeitnehmer dient in den Schätzungen 
für die Prozessinnovationen und Eigenkündigungen die Gesamtzahl der Beschäftig-
ten und der Anteil an weiblichen bzw. teilzeitbeschäftigten Mitarbeitern. Die Model-
le für die Reorganisationsmaßnahmen umfassen darüber hinaus Variablen für den 
technischen Stand sowie das Geschäftsvolumen der Organisation. Um eine bessere 
Interpretierbarkeit der deskriptiven Schätzungen und der Regressionsschätzungen zu 
gewährleisten, werden die erklärenden Variablen mit einer kurzen Legende sowie 
den jeweiligen Mittelwerten und Standardabweichungen aufgeführt: 
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Tabelle V.10: Beschreibung der unabhängigen Variablen 




kein BRuGEW Kein gültiger Tarifvertrag und kein existierender Betriebsrat (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) (Referenzkategorie) 0.2273 0.419 34841
BR Existierender Betriebsrat und kein gültiger Tarifvertrag  (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0710 0.257 34841
GEW Gültiger Tarifvertrag und kein existierender Betriebsrat (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.1898 0.392 34841
BRuGEW Gültiger Tarifvertrag und existierender Betriebsrat (nein-/ja- bzw. 0-/1-
codiert) 0.5118 0.500 34841
t1996 1996 (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0760 0.265 34841
t1997 1997 (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0867 0.281 34841
t1998 1998 (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.1272 0.333 34841
t1999 1999 (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.1083 0.311 34841
t2000 2000 (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.1397 0.347 34841
t2001 2001 (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) (Referenzkategorie bei Jahresvergleichen) 0.2106 0.408 34841
t2002 2002 (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.1582 0.365 34841
t2003 2003 (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0933 0.291 34841
kein BRuGEW 1998 Interaktionseffekt aus kein BRuGEW und t1998 0.0264 0.160 34841
BR 1998 Interaktionseffekt aus BR und t1998 0.0063 0.079 34841
GEW 1998 Interaktionseffekt aus GEW und t1998 0.0250 0.156 34841
BRuGEW 1998 Interaktionseffekt aus BRuGEW und t1998 0.0694 0.254 34841
kein BRuGEW 1999 Interaktionseffekt aus kein BRuGEW und t1999 0.0267 0.161 34841
BR 1999 Interaktionseffekt aus BR und t1999 0.0082 0.090 34841
GEW 1999 Interaktionseffekt aus GEW und t1999 0.0197 0.139 34841
BRuGEW 1999 Interaktionseffekt aus BRuGEW und t1999 0.0536 0.225 34841
kein BRuGEW 2001 Interaktionseffekt aus kein BRuGEW und t2001 0.0562 0.230 34841
BR 2001 Interaktionseffekt aus BR und t2001 0.0168 0.129 34841
GEW 2001 Interaktionseffekt aus GEW und t2001 0.0417 0.200 34841
BRuGEW 2001 Interaktionseffekt aus BRuGEW und t2001 0.0960 0.295 34841
kein BRuGEW 2002 Interaktionseffekt aus kein BRuGEW und t2002 0.0412 0.199 34841
BR 2002 Interaktionseffekt aus BR und t2002 0.0138 0.117 34841
GEW 2002 Interaktionseffekt aus GEW und t2002 0.0284 0.166 34841
BRuGEW 2002 Interaktionseffekt aus BRuGEW und t2002 0.0748 0.263 34841
kein BRuGEW 2003 Interaktionseffekt aus kein BRuGEW und t2003 0.0239 0.153 34841
BR 2003 Interaktionseffekt aus BR und t2003 0.0080 0.089 34841
GEW 2003 Interaktionseffekt aus GEW und t2003 0.0172 0.130 34841
BRuGEW 2003 Interaktionseffekt aus BRuGEW und t2003 0.0441 0.205 34841
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Tabelle V.10: Beschreibung der unabhängigen Variablen (Fortsetzung) 




ExportQ Exportanteil am Umsatz in t-1 (in Prozent) 10.4094 20.613 24156
Anlagen sehr alt
Stand der technischen Anlagen ist im Verhältnis zu den 
Wettbewerbern als sehr alt zu kategorisieren (nein-/ja- bzw. 0-/1-
codiert) (Referenzkategorie)
0.0025 0.050 34732
Anlagen alt Stand der technischen Anlagen ist im Verhältnis zu den Wettbewerbern als alt zu kategorisieren (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0300 0.171 34732
Anlagen gleich Stand der technischen Anlagen ist auf dem Niveau der Wettbewerber (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.2779 0.448 34732
Anlagen neu Stand der technischen Anlagen ist im Verhältnis zu den Wettbewerbern als neu zu kategorisieren (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.4974 0.500 34732
Anlagen sehr neu
Stand der technischen Anlagen ist im Verhältnis zu den 
Wettbewerbern als sehr neu zu kategorisieren (nein-/ja- bzw. 0-/1-
codiert)
0.1921 0.394 34732
AzubiQ Anteil der Auszubildenden 0.0539 0.090 34841
FrauenQ Anteil weiblicher Mitarbeiter 0.4093 0.287 34827
QualQ Anteil qualifizierter Mitarbeiter 0.6771 0.267 34841
TeilzeitQ Anteil der Teilzeitbeschäftigten 0.1659 0.216 34800
Ausgliederung Betriebsteile im letzten Jahr geschlossen/ausgegliedert/ausgegründet (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0851 0.279 34841
Eingliederung Betriebe im letzten Jahr eingegliedert (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0506 0.219 34841
Mehrbetrieb Der Betrieb ist Teil eines aus mehreren Betrieben bestehenden Unternehmens (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.6221 0.485 34841
Einstellungen Arbeitskräfte im ersten Halbjahr von t eingestellt (nein-/ja- bzw. 0-/1-
codiert) 0.7718 0.420 34841
EntlassQ Entlassungen je Mitarbeiter 0.0315 0.502 34784
AbgangQ Mitarbeiterabgänge je Beschäftigten 0.1148 0.571 34838
Gechaeftsvolniedriger Geschäftsvolumen ist gegenüber dem Vorjahr gesunken (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) (Referenzkategorie) 0.2659 0.442 33144
Geschaeftsvolgleich Geschäftsvolumen ist gegenüber dem Vorjahr gleich (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.4235 0.494 33144
Geschaeftsvolhoeher Geschäftsvolumen ist gegenüber dem Vorjahr gestiegen (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.3106 0.463 33144
ln Arbvolumen 
Natürlicher Logarithmus des wöchentlichen Arbeitsvolumens 
(Arbeitsvolumen: Wochenarbeitszeit für Vollzeitkräfte * Gesamtzahl 
der Beschäftigten am 30.06. in t * Anteil der Vollzeitbeschäftigten + 
Anteil der Nicht-Vollzeitbeschäftigten * 20 Arbeitsstunden/Wo
8.2378 1.742 26513
ln Ersatzinvestitionen
Natürlicher Logarithmus der Ersatzinvestitionen im letzten Jahr 
(Ersatzinvestitionen = Gesamtinvestitionen - Anteil der 
Erweiterungsinvestitionen an Gesamtinvestitionen)°
12.5539 2.435 23654
ln GehaltQ Natürlicher Logarithmus des durchschnittlichen Gehaltes (in Euro) je Mitarbeiter 7.4873 0.518 34841
MA Anzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am 30.06. in t-1 398 1180 34841
MA2
Anzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am 30.06. in t-
1 quadriert 1551447 29900000 34841
ln MA Natürlicher Logarithmus der Anzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am 30.06. in t-1 5 2 34798
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Tabelle V.10: Beschreibung der unabhängigen Variablen (Fortsetzung) 




AndDienst01 Andere Dienstleistungen (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0794 0.270 34841
Bau01 Baugewerbe inkl. Bauhilfsgewerbe (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0892 0.285 34841
EnergieBerg01 Bergbau, Energiewirtschaft und Wasserversorgung (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0193 0.138 34841
ErziehungUnterricht01 Erziehung und Unterricht (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0333 0.179 34841
Finanz01 Kredit- und Finanzierungsinstitute (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0302 0.171 34841
GebietskoeSozvers01 Organisationen ohne Erwerbscharakter, Gebietskörperschaften und Sozialversicherung (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0900 0.286 34841
GesundSozial01 Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwesen (nein-/ja- bzw. 0-/1-
codiert) 0.0974 0.297 34841
Grundstoff01 Grundstoffverarbeitung (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0826 0.275 34841
Handel01 Groß-, Einzel- und Versandhandel (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.1056 0.307 34841
Investitionsgueter01 Investitionsgüterindustrie (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) (Referenzkategorie) 0.1563 0.363 34841
LandForst01 Land- und Forstwirtschaft, Gartenbau, Tierhaltung und Fischerei (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0182 0.134 34841
SonstDienst01 Sonstige Dienstleistungen (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0759 0.265 34841
Verbrauchsgueter01 Verbrauchsgüterindustrie (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0752 0.264 34841
VerkehrNachrichten01  Nachrichtenübermittlung (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0385 0.192 34841
Versicherungen01 Versicherungen (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0089 0.094 34841
Bundeslanddummies
BadWuertt01 Baden-Württemberg (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0957 0.294 34841
Bayern01 Bayern (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0891 0.285 34841
BerlinO01 Berlin Ost (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) (Referenzkategorie in den Modellen für Ostdeutschland) 0.0337 0.180 34841
BerlinW01 Berlin West (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) (Referenzkategorie in den Modellen für Gesamt- und Westdeutschland) 0.0377 0.191 34841
Brandenburg01 Brandenburg (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0596 0.237 34841
Bremen01 Bremen (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0344 0.182 34841
Hessen01 Hessen (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0593 0.236 34841
HH01 Hamburg (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0393 0.194 34841
MeckVor01 Mecklenburg-Vorpommern (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0565 0.231 34841
Nieders01 Niedersachsen (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0692 0.254 34841
NordrWestf01 Nordrhein-Westfalen (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.1280 0.334 34841
RheinlPflz01 Rheinland-Pfalz (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0656 0.248 34841
SachsAnh01 Sachsen-Anhalt (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0666 0.249 34841
Sachsen01 Sachsen (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0704 0.256 34841
SchlswHol01 Schleswig-Holstein (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0253 0.157 34841
Thür01 Thüringen (nein-/ja- bzw. 0-/1-codiert) 0.0693 0.254 34841
 
Quelle: Zusammengespielte Wellen des IAB-Betriebspanels von 1996 bis 2003 




Die Produktivität ist ein besonders guter Indikator der betrieblichen Leistungsstärke. 
An ihr zeigt sich, wie effizient die eingesetzten Inputfaktoren zusammenwirken. Die 
Produktivität – genauer: die Bruttowertschöpfung – wird in diesem Kontext aus ver-
schiedenen Perspektiven betrachtet. Neben dem Mitbestimmungseinfluss auf die 
Bruttowertschöpfung wird auch untersucht, inwiefern Tarifverträge und Betriebsräte 
auf die (kurzfristige) Arbeitsproduktivitätsveränderung gegenüber der Vorperiode 
einwirken.49 Zudem soll evaluiert werden, welchen Wertschöpfungseffekt neue Be-
triebsräte und erstmals abgeschlossene Tarifabkommen ausüben. 
2.2.1 Bruttowertschöpfung seit Mitte der 90er Jahre 
Die im Folgenden betrachtete Arbeitsproduktivität gibt die Bruttowertschöpfung 
deutscher Betriebe wieder. Sie wird aus den betrieblichen Umsätzen abzüglich der 
zur Erzielung dieser Umsätze eingekauften Vorleistungen gebildet (für ein analoges 
Vorgehen siehe Frick 2002a: 226).50 Als ein gesamtdeutsches Phänomen hinsichtlich 
der durchschnittlichen (inflationsbereinigten) Arbeitsproduktivität je Betrieb ist in 
Abbildung V.3 eine Abnahme ab Mitte der 90er Jahre und eine Zunahme seit Beginn 
des neuen Jahrtausends zu beobachten. Augenscheinlich ist zudem der große Unter-
schied zwischen den ost- und westdeutschen Produktivitätsniveaus. So sind die Wer-
te für den Westen teilweise um das 2,3fache höher als für den Osten. 
                                                 
49
 Gegenüber den Schätzungen für die Prozessinnovationen und Eigenkündigungen weisen die Regressionsmodelle für 
die Wertschöpfung und ihre Veränderung wesentlich geringere Fallzahlen in den einzelnen Wellen auf. Dieses kommt 
vor allen Dingen dadurch, dass zur Bestimmung der Bruttowertschöpfung – Umsatz minus dem Anteil der Vorleis-
tungen und Fremdkosten am Umsatz – vertrauliche Betriebsinformationen notwendig sind. Diese Daten werden von 
den befragten Betrieben häufig nicht zur Verfügung gestellt (siehe hierzu auch Frick 2002a: 226). Zudem ist es unter 
Umständen nicht allen Wirtschaftseinheiten – insbesondere nicht den kleineren – möglich, alle Werte zur Verfügung 
zu stellen. Nach eigenen Berechnungen ist in den einzelnen Wellen nur für 45 bis 65 Prozent der Betriebe die Brutto-
wertschöpfung berechenbar. Auch bezüglich der verwendeten Kovariate „Ersatzinvestitionen“ ist lediglich eine Ant-
wortquote zwischen 43 und 64 Prozent zu beobachten. Bei einer Betrachtung der Wertschöpfungsveränderung entfal-
len noch mehr Einheiten, da in den einzelnen Jahren nur für 22 bis 45 Prozent der Betriebe eine prozentuale Entwick-
lung gegenüber dem Vorjahr berechenbar ist. Lediglich knapp acht bis 14 Prozent der Wirtschaftseinheiten legen so-
wohl Daten für die Ersatzinvestitionen als auch für die Bruttowertschöpfungsveränderung in den einzelnen Jahren of-
fen. 
50
 Alle nachfolgend aufgeführten Schätzungen hinsichtlich der Bruttowertschöpfung und der Bruttowertschöpfungsver-
änderung gegenüber dem Vorjahr umfassen nicht Finanzdienstleister, Nichterwerbsorganisationen, Ämter o.ä. Dieses 
begründet sich darin, dass diese Betriebe nicht den Umsatz als zentralen Unternehmenswert ausweisen. 
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Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem IAB-Betriebspanel (gepoolte Querschnittsdaten); alle Werte in Euro 
(inflationsbereinigt)51 
Die durchschnittliche Arbeitsproduktivität deutscher Betriebe bewegte sich im Zeit-
raum zwischen 1996 und 2003 zwischen 750.000 und knapp 1.000.000 Euro. Dabei 
sank der Output nach 1996 und erreichte im Jahr 2000 seinen Tiefstwert. Ab 2001 
nahm die Arbeitsproduktivität wieder zu. Eine ähnliche Entwicklung zeigte sich in 
Westdeutschland, mit einem Tiefstwert von knapp 900.000 Euro im Jahre 2000 und 
einem Höchstwert von etwas mehr als 1,1 Millionen Euro in 2002. Für Ostdeutsch-
land erstreckt sich die Phase einer abnehmenden Arbeitsproduktivität bis 2001. Die 
durchschnittliche Bruttowertschöpfung ostdeutscher Betriebe lag zwischen 425.000 
(2001) und 630.000 (1996) Euro.  
In Tabelle V.11 erfolgt eine Betrachtung, wie sich zwischen 1996 und 2003 die 
Wertschöpfung je Mitarbeiter für Betriebe mit oder ohne Betriebsrat („BR“) bzw. 
Tarifvertrag („TV“) verändert hat. Zwischen 1996 und 2003 waren in Gesamt- und in 
Westdeutschland die größten Veränderungen hinsichtlich der Bruttowertschöpfung 
je Mitarbeiter in der Gruppe von Wirtschaftseinheiten ohne Tarifvertrag zu beobach-
ten. Die Kategorie von Betrieben ohne Tarifabkommen und mit Betriebsrat verzeich-
nete einen Wertschöpfungsrückgang um fast die Hälfte und mitbestimmungsfreie 
Wirtschaftseinheiten eine Steigerung um 36 (Gesamtdeutschland) bzw. 46 Prozent 
(Westdeutschland)  
                                                 
51
 Alle Werte sind um die jährlichen Inflationsraten seit 1996 bereinigt und geben somit das Preisniveau von 1996 wie-
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gegenüber dem Ausgangswert von 1996. Übten Betriebsrat und Tarifvertrag Einfluss 
aus, war eine Zunahme von zwölf und 19 Prozent zu verzeichnen. Lag nur ein Tarif-
abkommen vor, ist der Anstieg mit ca. fünf Prozent zu beziffern. In Ostdeutschland 
erfolgten die prägnantesten Veränderungen in der Gruppe mit Organisationen, die 
einen Betriebsrat haben. Im Gegensatz zu Westdeutschland erfolgte die stärkste 
Entwicklung in Betrieben, deren Mitarbeiter nur durch einen Betriebsrat vertreten 
werden. Der entsprechende Wert beträgt 60 Prozent. Ein Rückgang um ein Viertel 
lässt sich für Wirtschaftseinheiten mit betrieblicher Interessenvertretung und Tarif-
vertrag nachvollziehen. Ebenfalls eine Wertschöpfungsreduktion ergab sich mit sie-
ben bzw. drei Prozent in den Kategorien von Betrieben mit einem Tarifabkommen 
bzw. ohne Tarifvertrag und ohne Betriebsrat. 
Tabelle V.11: Bruttowertschöpfung je Mitarbeiter 
1996 nein ja nein ja nein ja
nein 42.873 44.632 45.103 45.070 37.253 42.145
ja 139.817 87.391 161.722 85.215 39.392 101.364
2000 nein ja nein ja nein ja
nein 40.630 45.147 44.754 46.904 32.516 34.719
ja 59.713 65.438 67.896 65.695 40.114 64.289
2003 nein ja nein ja nein ja
nein 58.196 46.372 66.044 47.314 36.005 39.151
ja 76.163 97.811 81.016 101.389 62.857 75.595
1996-03 nein ja nein ja nein ja
nein 36% 4% 46% 5% -3% -7%











Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem IAB-Betriebspanel (gepoolte Querschnittsdaten); Werte für die Jahre 
1996, 2000 und 2003 in Euro (inflationsbereinigt), Werte für die Veränderung zwischen 1996 und 2003 in Prozent 
In den Abbildungen V.4 und V.5 fällt der zwischen 1996 und 1997 und insbesondere 
im folgenden Jahr aufgetretene Wertschöpfungsrückgang in der Gruppe der gesamt- 
und westdeutschen Betriebsratsbetriebe ins Auge. Die entsprechende Reduzierung 
ging von 140.000 Euro je Mitarbeiter auf 120.000 bzw. 65.000 Euro (für West-
deutschland betragen die korrespondierenden Werte 160.000, 135.000 und 65.000 
Euro).52 Die in Abbildung V.3 dargelegte Abnahme der gesamt- und westdeutschen 
Bruttowertschöpfung tritt somit primär dann auf, wenn der Betrieb ausschließlich in 
den Einflussbereich eines Betriebsrates fällt. Der relativ starke Anstieg der Brutto-
wertschöpfung nach 2001 ist vor allem in der Gruppe von Organisationen mit Be-
triebsrat zu beobachten. Dieses gilt sowohl für tarifvertraglich gebundene als auch 
für tarifvertraglich ungebundene Wirtschaftseinheiten. Dieser Effekt schwächt sich 
                                                 
52
 Der Rückgang ist umso unerwarteter, da in dem entsprechenden Zeitraum keine nennenswerten exogenen Schocks 
erfolgt sind, wie beispielsweise durch legislative Veränderungen. 
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nach 2002 wieder ab. 
















Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem IAB-Betriebspanel (gepoolte Querschnittsdaten); alle Werte in Euro 
(inflationsbereinigt) 

















Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem IAB-Betriebspanel (gepoolte Querschnittsdaten); alle Werte in Euro 
(inflationsbereinigt) 
Die ostdeutsche Entwicklung ist vor allen Dingen durch den starken Produktivitäts-
einbruch in der Kategorie von Organisationen mit Betriebsrat und Tarifvertrag zwi-
schen 1996 und 1997 – von 100.000 auf 60.000 Euro je Beschäftigten – und die 
Schwankungen in Betriebsratsbetrieben gekennzeichnet (Abbildung V.6). Das letzt-
genannte Phänomen äußerte sich von 1997 bis 1998 und zwischen 2001 und 2002 in 
einem Anstieg von 40.000 auf 60.000 Euro bzw. von 45.000 bis 65.000 Euro. Zwi-
schenzeitlich erfolgte ein Rückgang von 60.000 auf 40.000 Euro am Ende der letzten 
Dekade.53 Wie in Westdeutschland zeigt sich in den neuen Bundesländern nach 2001 
eine generelle Zunahme der Pro-Kopf-Wertschöpfung bei Existenz eines Betriebsra-
                                                 
53
 Für die erwähnten Rückgänge finden sich wiederum keine einzelnen Ursachen, die die Größe der entsprechenden 
Veränderung plausibel erklären. 
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tes. Allerdings zeigt sich ein ähnlicher Anstieg auch für Tarifvertragsbetriebe. In 
beiden Teilen Deutschlands ist eine schwankende Entwicklung der Bruttowertschöp-
fung für Betriebe mit Betriebsrat zu beobachten, unabhängig vom Vorliegen oder 
Nicht-Vorliegen eines Tarifabkommens. 














Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem IAB-Betriebspanel (gepoolte Querschnittsdaten); alle Werte in Euro 
(inflationsbereinigt) 
Der theoretisch vermutete Zusammenhang, dass dual-mitbestimmte Betriebe die pro-
duktivsten sind, gefolgt von Betriebsrats- und Tarifvertragsbetrieben und solchen 
ohne jegliche Form von Mitbestimmung, bewahrheitet sich im Untersuchungszeit-
raum nicht durchgehend für Gesamt- und Westdeutschland.54 Zwar weisen gesamt- 
und westdeutsche Organisationen mit Betriebsrat jeweils die höchste Bruttowert-
schöpfung je Mitarbeiter auf, aber die Behauptung, dass das zusätzliche Vorliegen 
eines Tarifabkommens effizienzsteigernd wirkt, trifft nicht für alle Jahre zu. Für Ost-
deutschland bestätigt sich die Vermutung, dass Betriebsräte, insbesondere in Kombi-
nation mit einem Tarifabkommen, produktivitätsfördernd wirken. Auch die Hypothe-
se einer eher kontraproduktiven Wirkung mitbestimmungsfreier Regelungen bestä-
tigt sich bis auf 1997 in ostdeutschen Organisationen. Allerdings ist die Differenz 
zwischen mitbestimmungsfreien Betrieben und solchen nur mit Tarifvertrag nicht 
sehr groß. 
Die Ergebnisse vertiefen die eingangs erwähnten Anmerkungen hinsichtlich der 
Bruttowertschöpfungsentwicklung (siehe Abbildung V.3). Organisationen mit Be-
triebsrat stellen sich in beiden Teilen Deutschlands als die leistungsstärkeren dar. In 
vielen Jahren scheint sich zudem der effizienzsteigernde Effekt von Betriebsrat und 
Tarifabkommen zu bestätigen. Die deskriptiven Resultate für Ost- und Westdeutsch-
land deuten an, dass sich die Pro-Kopf-Wertschöpfung in Betrieben mit Betriebsrat 
                                                 
54
 Im Vergleich zum alleinigen Tarifvertragseinfluss wird der alleinige Betriebsratseinfluss deshalb als größer ange-
nommen, da Betriebsräte stärker auf die betrieblichen Prozesse einwirken als Gewerkschaften bzw. Tarifverträge (vgl. 
Kap. IV, 1.1.2). 
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nach der Einführung des Betriebsverfassungs-Reformgesetzes im Jahr 2001 erhöht 
hat; auch wenn einschränkend hinzugefügt werden muss, dass die Bruttowertschöp-
fung in Organisationen mit Betriebsrat nach 2002 fast immer abgenommen hat. Ein-
deutige Belege für negative oder positive Dezentralisationseffekte zeigen sich auf-
grund der schwankenden und nicht eindeutig interpretierbaren Kurvenverläufe nicht. 
Die nach Mitbestimmungsinstitutionen separierten Resultate klammern jedoch einen 
Großteil anderer erklärender Faktoren aus, die für die Bruttowertschöpfung und ihre 
Entwicklung verantwortlich sein können. Um eine abschließende Beurteilung abge-
ben zu können, sind umfassende Modellschätzungen notwendig, die die vernachläs-
sigten Kovariaten einschließen.  
2.2.2 Produktivitätswirkung verschiedener Mitbestimmungskombinationen 
Der folgende Abschnitt untersucht den Einfluss von Betriebsräten und Tarifverträgen 
auf die (logarithmierte) Bruttowertschöpfung. Für die Analysen wurden Daten aus 
den Jahren 1997, 1998, 1999, 2001 und 2002 zu einem Panel zusammengefasst. Um 
eine bessere Vergleichbarkeit mit den englischen Schätzungen zu gewährleisten, 
wurde eine der Cobb-Douglas-Produktionsfunktion ähnliche Produktionsfunktion 
verwendet.55 
Die Wirkung der deutschen Mitbestimmungsinstitutionen auf die Bruttowertschöp-
fung ist theoretisch nicht eindeutig zu bestimmen. Tarifverträge und Betriebsräte 
führen zu einem Verlust an arbeitgeberseitigen Verfügungsrechten. Die Machtkom-
petenz innerhalb des Betriebes wird annahmegemäß in nachteiliger Weise gestreut. 
Längere Entscheidungswege, erhöhte Transaktionskosten sowie eine am Ende dieses 
Prozesses stehende ineffiziente Faktorallokation können die Folge sein. Das lässt 
einen negativen Zusammenhang zwischen dem deutschen Mitbestimmungssystem 
und der Produktivität erwarten. Eine andere Sichtweise äußert sich in der Argumen-
tation, dass Betriebsräte Informationsasymmetrien zwischen Management und Ar-
beitnehmern reduzieren. Zudem können sie die Mitarbeiter und deren Humankapital-
investitionen wirksam vor arbeitgeberseitigem Opportunismus schützen. Das be-
günstigt weitergehende Arbeitnehmerinvestitionen in betriebsspezifisches Wissen. 
Zusammen mit einer Gewährleistung von motivationssteigernden Entlohnungspfaden 
ist hierdurch eher ein outputsteigernder Betriebsratseffekt zu erwarten. Die Tarifver-
träge bewirken eine Übertragung betrieblicher Rententeilungskonflikte auf ein au-
ßerbetriebliches Niveau. Die Kooperation zwischen den Arbeitnehmern bzw. dem 
Betriebsrat und der Kapitalgeberseite kann somit wertschöpfungssteigernd unter-
                                                 
55
 Alle in dieser Arbeit aufgeführten Schätzungen für die Bruttowertschöpfung und die Bruttowertschöpfungsverände-
rung gegenüber dem Vorjahr wurden für die deutschen Betriebe neben einer Cobb-Douglas-Produktionsfunktion auch 
mit einer CES- und Translog-Produktionsfunktionen durchgeführt. Die für die Bruttowertschöpfung und die Brutto-
wertschöpfungsveränderung getroffenen Mitbestimmungsaussagen behalten auch bei einer Überprüfung mit CES- und 
Translog-Produktionsfunktionen ihre Gültigkeit. Die Ergebnisse der CES- und Translog-Schätzungen sind auf Anfra-
ge vom Autor erhältlich. 
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stützt werden.  
Neben den Mitbestimmungsvariablen gehen auch Zeit-, Branchen- und Bundesland-
variablen sowie eine Reihe weiterer Kontrollfaktoren in die Modelle mit ein. Der 
Faktor Arbeit wird in diesem Modell durch das gesamte Arbeitsvolumen, d.h. als ge-
arbeitete Wochenstunden der Gesamtbelegschaft, wiedergegeben.56 Der Kapitalstock 
wird durch die Ersatzinvestitionen approximiert, wobei ein linearer Zusammenhang 
zwischen Ersatzinvestitionen und dem Kapitalstock angenommen wird (vgl. Frick 
2002a: 226). Das Arbeitsvolumen und die Ersatzinvestitionen sollten einen positiven 
(bei abnehmenden Grenznutzen) Einfluss auf die Arbeitsproduktivität haben. Der 
Einfluss, der durch den Umstand entsteht, dass der Betrieb Teil eines aus mehreren 
Betrieben bestehenden Unternehmens ist oder innerhalb des letzten Jahres Be-
triebsteile aus- bzw. eingegliedert wurden, ist theoretisch schwierig vorherzusagen. 
Wenn der Betrieb Teil eines Unternehmens ist, kann dieses einen Produktivitätsvor-
teil durch realisierbare Degressionseffekte mit sich bringen, z.B. durch die Nutzung 
gleicher Produktionsplattformen für verschiedene Produkte. Die Bruttowertschöp-
fung könnte aber auch durch längere Produktions- und Entscheidungsprozesse ge-
mindert werden. Ein- bzw. Ausgliederung können auf der einen Seite zu einer effi-
zienteren Neustrukturierung des Betriebes führen. Auf der anderen Seite können sie 
auf die Prozesse der Wirtschaftseinheit (zunächst) hinderlich wirken, beispielsweise 
durch die erforderliche (Um-)Schulung neuer bzw. der verbleibenden Mitarbeiter. 
Eine ähnliche Argumentation ergibt sich für die Fluktuation. Sie kann, je nach dem 
Erfolg der Einbindung neuer Mitarbeiter bzw. der Notwendigkeit, Humankapital 
freizusetzen, sowohl positive als auch negative Produktivitätseffekte haben. Aller-
dings sollte der Verlust an Arbeitskräften eher negative Auswirkungen auf die be-
triebliche Bruttowertschöpfung haben, da dieses häufig mit einem Verlust an be-
triebsspezifischem Wissen verbunden ist. Ein Anstieg der Exportquote ist ein Indika-
tor für eine international ausgerichtete Wettbewerbsposition des Betriebes. Zuneh-
mender Wettbewerb steigert die Erfordernisse an die betriebliche Produktivität und 
sollte dieselbe somit erhöhen. Eine Zunahme des Mitarbeitergehaltes müsste 
leistungs- und somit produktivitätsfördernd wirken. Ein höheres Qualifikationsni-
veau der Belegschaft sollte den Output steigern, wohingegen die Beschäftigung von 
Auszubildenden die betrieblichen Prozesse wahrscheinlich eher verlangsamt. 
                                                 
56
 Dieser Wert fungiert zugleich als Approximation für den Stratifizierungsfaktor Beschäftigung. 
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2.2.2.1 Implikationen für die Bruttowertschöpfung 
Hinsichtlich der Mitbestimmung bestätigt sich in Tabelle V.12 sowohl für Ost- als 
auch für Westdeutschland die Hypothese, dass die Kombination aus betrieblicher 
Interessenvertretung und Tarifvertrag einen besonders positiven Einfluss auf die 
Produktivität ausübt.57 Die entsprechenden statistisch signifikanten Regressionskoef-
fizienten haben die Werte 0,2242 und 0,2204. Einen kleineren und ebenfalls signifi-
kant positiven Wert weisen Betriebsratsbetriebe auf (Westdeutschland: 0,1279, Ost-
deutschland: 0,1713).  
                                                 
57
 Random Effects Modelle finden aus den oben genannten Gründen keine Berücksichtigung. Nichtsdestotrotz wurden 
alle in dieser Arbeit für Deutschland dargestellten Panelmodelle auch mit Random Effects Modellen berechnet. Die 
in dieser Arbeit getroffenen Aussagen für die Bruttowertschöpfung, Prozessinnovationen und Eigenkündigungen zei-
gen sich auch in den Random Effects Modellen. Die entsprechenden Ergebnisse sind auf Anfrage vom Autor erhält-
lich. 
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Tabelle V.12: Betriebsrats- und Tarifvertragseinfluss auf die Bruttowertschöpfung 
unabh. Variablen
BR 0.1361 *** 0.1279 *** 0.1713 ***
(0.032) (0.044) (0.049)
GEW 0.0397 * 0.0508 0.0337
(0.024) (0.034) (0.035)
BRuGEW 0.2232 *** 0.2242 *** 0.2204 ***
(0.026) (0.036) (0.041)
t1997 0.0288 0.0813 *** -0.0399
(0.022) (0.030) (0.033)
t1998 0.0226 0.0601 ** -0.0313
(0.021) (0.029) (0.031)
t1999 0.0248 0.0924 *** -0.0525 *
(0.020) (0.027) (0.030)
t2002 0.0647 *** 0.0758 *** 0.0578 **
(0.017) (0.021) (0.028)
ln Arbvolumen 0.8781 *** 0.9015 *** 0.8404 ***
(0.011) (0.013) (0.018)
ln Ersatzinvestitionen 0.1024 *** 0.0942 *** 0.1112 ***
(0.006) (0.008) (0.010)
Mehrbetrieb -0.1168 *** -0.1256 *** -0.0954 ***
(0.020) (0.023) (0.036)
Eingliederung -0.0891 ** -0.0828 * -0.1045 *
(0.037) (0.047) (0.058)
Ausgliederung 0.0848 *** 0.0816 ** 0.0950 **
(0.029) (0.036) (0.047)
ExportQ 0.0031 *** 0.0031 *** 0.0022 ***
(0.000) (0.000) (0.001)
ln GehaltQ 0.5582 *** 0.5063 *** 0.6636 ***
(0.024) (0.030) (0.039)
QualQ 0.1858 *** 0.2747 *** 0.0858
(0.038) (0.044) (0.074)
AzubiQ -0.3304 *** -0.3361 ** -0.2512 *
(0.101) (0.152) (0.138)
AbgangQ 0.1411 *** 0.1308 ** 0.1346 ***
(0.038) (0.059) (0.051)




Konstante 2.5379 *** 2.7702 *** 1.8137 ***
(0.178) (0.224) (0.274)
R2 0.86 0.87 0.83
F-Wert 1394.12 *** 1068.95 *** 509.29 ***
N 11786 7020 4766
ja ja ja
Westdeutschland OstdeutschlandDeutschland
Gepoolte OLS-Schätzung mit Clustern (Betrieb); Referenzjahr ist 2001; robuste (White 1980 und
Huber 1967) Standardfehler in Klammern; *, ** und *** entsprechen einem Signifikanzniveau von
10%, 5% bzw. 1%
ja ja ja
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Fallen Betriebe in den Wirkungsbereich eines Tarifvertrages ohne über einen Be-
triebsrat zu verfügen, lässt sich ein positiver Regressionskoeffizient beobachten 
(Westdeutschland: 0,0508, Ostdeutschland: 0,0337). Allerdings ist dieser nur für Ge-
samtdeutschland (schwach) signifikant von Null verschieden.58 59 Die übrigen Reg-
ressionskoeffizienten haben alle das erwartete Vorzeichen. 
2.2.2.2 Veränderung der Arbeitsproduktivität gegenüber dem Vorjahr 
Neben dem Tarifvertrags- und Betriebsratseinfluss auf die jährliche Bruttowert-
schöpfung sollen auch die Auswirkungen auf die Veränderung der Bruttowertschöp-
fung untersucht werden. Diese wird aus dem (logarithmierten) Quotienten von Brut-
towertschöpfungsveränderung gegenüber dem Vorjahr und Bruttowertschöpfung des 
Vorjahres gebildet.60 Die oben skizzierten Annahmen bezüglich der Tarifvertrags- 
und Betriebsratswirkung auf die betriebliche Produktivität sowie hinsichtlich des 
Einflusses der weiteren Kontrollfaktoren sollten prinzipiell auch für die Bruttowert-
schöpfungsveränderung gelten. Allerdings ist in diesem Zusammenhang besonders 
interessant zu sehen, wie sich der Mitbestimmungseinfluss auf kurzfristige Sicht be-
merkbar macht. Ein Kritikpunkt an Betriebsräten und Tarifverträgen ist, dass sie die 
betriebliche Flexibilität durch verlangsamte oder verhinderte Entscheidungsprozesse 
bzw. durch zu strikte Vorgaben beeinträchtigen. Es ist durchaus vorstellbar, dass Be-
triebsräte und Tarifabkommen zwar allgemein ein positives Wertschöpfungspotenzi-
al entfalten, jedoch kurzfristige Outputsteigerungen behindern.  
Auffällig bei den Ergebnissen in Tabelle V.13 ist, dass in allen Schätzungen die 
Werte für den Betriebsrat negativ sind, für Gesamt- und Westdeutschland sogar in 
statistisch signifikanter Weise. Die Regressionskoeffizienten für den gemeinsamen 
Betriebsrats- und Tarifvertragseinfluss sind ebenfalls negativ und für Gesamt- und 
Ostdeutschland signifikant von Null verschieden. Die Koeffizienten für die Tarifver-
tragsbetriebe sind jeweils insignifikant positiv. 
                                                 
58
 Ein vergleichbarer Wirkungszusammenhang zeigt sich zwar in den meisten separaten Schätzungen für die Einzelwel-
len, allerdings nicht durchgehend und nicht immer in signifikanter Weise. Die Ergebnisse für die Einzelwellen sind 
vom Autor erhältlich. 
59
 Wie bereits erwähnt, stellen eine Vielzahl der Betriebe keine Werte für die Berechnung der Bruttowertschöpfung zur 
Verfügung. Es ist vorstellbar, dass nur große Betriebe, die im Allgemeinen eher über alle zur Bestimmung der Brut-
towertschöpfung relevanten Informationen verfügen, in die Berechnung mit einfließen. Auch ist es möglich, dass leis-
tungsstärkere Betriebe bereitwilliger Auskunft über ihre Finanzkennzahlen geben. Um den Selektionsprozess hinsicht-
lich der betrieblichen Größe und Leistung bestmöglich zu kontrollieren, wurden die Schätzungen für die Produktivität 
noch einmal vereinfacht mit dem logarithmierten Umsatzvolumen vollzogen. In der Literatur findet man den Umsatz 
häufig als ein Approximationsmaß für die Produktivität, da ein starker Zusammenhang zwischen den hergestellten 
Produkten und Dienstleistungen und ihrem Verkauf angenommen wird. In allen Schätzungen für den Umsatz bestäti-
gen sich die für die Produktivitätsmodelle gemachten Mitbestimmungsaussagen. Lediglich in den Einzeljahresschät-
zungen kommt es teilweise zu unterschiedlichen Ergebnissen gegenüber den Produktivitätsmodellen. Die Ergebnisse 
für die Einzelwellen sind vom Autor erhältlich. 
60
 Die Formel für die prozentuale Produktivitätsveränderung gegenüber dem Vorjahr ist: (Bruttowertschöpfung in t - 
Bruttowertschöpfung in t-1)/Bruttowertschöpfung in t-1. 
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Die Ergebnisse legen auf den ersten Blick den Schluss nahe, dass sich die erwähnten 
positiven Mitbestimmungseffekte nicht in einer kurzfristigen Erhöhung der Produk-
tivität niederschlagen. Vielmehr scheint ein Betriebsrat – allein und im Zusammen-
wirken mit einem Tarifabkommen – die betriebliche Bruttowertschöpfung kurzfristig 
zu verringern. Allerdings muss man einschränkend hinzufügen, dass bei den betrach-
teten Modellen wahrscheinlich ein Selection Bias vorliegt. Wie bereits gezeigt, ver-
fügen dual-mitbestimmte Betriebe und Betriebsratsbetriebe allgemein über eine hö-
here Produktivität als Betriebe nur mit Tarifvertrag oder mitbestimmungsfreie Orga-
nisationen. Da bei hoher Wertschöpfung die Zuwachsraten der Produktivität oftmals 
niedriger sind als bei einem geringen Wertschöpfungsniveau, sind die negativen 
Regressionskoeffizienten für Betriebe mit Betriebsrat nicht überraschend. Zudem 
sind Differenzschätzer häufig statistisch instabil (vgl. Hübler/Jirjahn 2002: 17) und 
die Erklärungskraft von Modellen mit Differenzschätzern ist oftmals eingeschränkt, 
wofür die geringen R2-Werte als ein Indiz gelten können. Dementsprechend sind die 
Ergebnisse mit einem gewissen Maß an Vorsicht zu interpretieren.61 
Alle drei Modelle weisen einen statistisch signifikant negativen – und theoretisch 
nicht erwarteten – Effekt hinsichtlich des Arbeitsvolumens auf. Dieses deutet darauf 
hin, dass eine Erhöhung der eingesetzten Arbeit – ohne eine gleichzeitige Erhöhung 
des Kapitaleinsatzes – die Bruttowertschöpfung nicht kurzfristig steigert, sondern 
senkt. Für Ostdeutschland ist darüber hinaus ein insignifikant negativer Zusammen-
hang zwischen dem Gehalt je Mitarbeiter und der Produktivitätsveränderung auffäl-
lig. 
                                                 
61
 Bei einer Betrachtung der Einzelwellen bestätigt sich diese Einschätzung. Die Mitbestimmungskoeffizienten und die 
weiteren Kovariaten sind häufig insignifikant. Zudem lassen sich für die einzelnen Jahre und die beiden Teile 
Deutschlands wechselnde Mitbestimmungskombinationen als am vorteilhaftesten bzw. nachteiligsten benennen. Die 
Ergebnisse für die Einzelwellen sind vom Autor erhältlich. 
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Tabelle V.13: Betriebsrats- und Tarifvertragseinfluss auf die prozentuale Bruttowertschöp-
fungsveränderung gegenüber dem Vorjahr 
unabh. Variablen
BR -0.1880 * -0.3013 ** -0.1032
(0.103) (0.154) (0.138)
GEW 0.0665 0.0977 0.0574
(0.079) (0.114) (0.115)
BRuGEW -0.1974 ** -0.1589 -0.2022 *
(0.082) (0.113) (0.122)
t1997 -0.1551 * -0.0729 -0.2482 *
(0.091) (0.124) (0.134)
t1998 -0.0260 0.0096 -0.0562
(0.076) (0.107) (0.109)
t1999 -0.0335 -0.0035 -0.0852
(0.076) (0.107) (0.107)
t2002 -0.1157 * -0.0816 -0.1644 *
(0.063) (0.083) (0.098)
ln Arbvolumen -0.1406 *** -0.1813 *** -0.0813 *
(0.030) (0.038) (0.048)
ln Ersatzinvestitionen 0.0053 0.0233 -0.0098
(0.018) (0.026) (0.026)
Mehrbetrieb -0.1597 ** -0.2385 *** -0.0035
(0.063) (0.082) (0.105)
Eingliederung 0.2419 ** 0.1737 0.2968
(0.115) (0.145) (0.187)
Ausgliederung 0.0962 0.0437 0.1714
(0.101) (0.138) (0.150)
ExportQ 0.0022 * 0.0016 0.0041 **
(0.001) (0.002) (0.002)
ln GehaltQ 0.1257 * 0.2885 *** -0.1418
(0.072) (0.095) (0.110)
QualQ 0.0810 0.0023 0.1561
(0.121) (0.158) (0.201)
AzubiQ -0.3253 -0.0134 -0.7324 *
(0.317) (0.638) (0.379)
AbgangQ 0.1765 * 0.5783 *** 0.0641
(0.098) (0.210) (0.092)




Konstante -1.3042 ** -2.4816 *** 0.5958
(0.538) (0.712) (0.769)
R2 0.06 0.07 0.05
F-Wert 5.95 *** 5.04 *** 2.95 ***
N 3858 2202 1656
Gepoolte OLS-Schätzung mit Clustern (Betrieb); Referenzjahr ist 2001; robuste (White 1980 und
Huber 1967) Standardfehler in Klammern; *, ** und *** entsprechen einem Signifikanzniveau von
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2.2.2.3 Neu konstituierte Betriebsräte und Tarifverträge 
Für die Analyse des Wirkungszusammenhanges zwischen betrieblichen und überbe-
trieblichen Arbeitnehmervertretungen und der Arbeitsproduktivität ist es zudem inte-
ressant zu untersuchen, welcher Einfluss von Betriebsräten und Tarifverträgen aus-
geht, die erst seit maximal einem Jahr auf die betrieblichen Prozesse einwirken. 
Betriebsräte und Tarifverträge wirken normalerweise über einen längeren Zeitraum 
auf die betrieblichen Geschehnisse ein. Ihre Existenz bzw. Nicht-Existenz wird von 
den einzelnen Wirtschaftseinheiten nur selten geändert. Hierdurch ist der Anteil der-
jenigen Wirtschaftseinheiten mit neuem Tarifvertrag bzw. Betriebsrat gering.62 Um 
dennoch valide Ergebnisse für die Produktivität zu erhalten, werden die Schätzungen 
in der Form vereinfacht, dass die Bruttowertschöpfung durch das logarithmierte Um-
satzvolumen approximiert wird. Die Analyse beschränkt sich zudem auf Gesamt-
deutschland. Gegenüber den Modellen für die Bruttowertschöpfung findet im Aus-
tausch für die Ersatzinvestitionen und das Arbeitsvolumen die logarithmierte Anzahl 
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten des Vorjahres Berücksichtigung. Auf 
die Abgangsquote und einige Zeitvariablen musste ebenfalls verzichtet werden.63 
Auch erfolgt keine Interaktion der Tarifvertrags- und der Betriebsratsvariable. 
 
                                                 
62
 In den einzelnen Wellen des IAB-Betriebspanels erreicht der ungewichtete Anteil der Betriebe, die seit dem Vorjahr 
einen Betriebsrat errichtet haben, lediglich einen Höchstwert von 1,7 Prozent (in 2002). Die entsprechenden Werte 
für Wirtschafteinheiten mit neuem Tarifabkommen sind etwas höher und erreichen 1997 mit 4,5 Prozent ihren unge-
wichteten Höchststand. Diese Konstanz ist auch der Hauptgrund für die geringen Fallzahlen der Modelle in diesem 
Kapitel. Die Frage nach der Existenz eines Tarifvertrages wird allen Betrieben in jedem der betrachteten Jahre ge-
stellt. Die Frage nach einem Betriebsrat wird in einigen Jahren nur neu in das Panel aufgenommenen Betrieben ge-
stellt. Dieses ist ein weiterer Grund für die unterschiedlichen Fallzahlen von Betrieben mit neu errichtetem Betriebsrat 
und neu abgeschlossenem Tarifvertrag. Bei einer Betrachtung von Betrieben, die vor zwei oder mehr Jahren einen 
Betriebsrat konstituiert haben oder einem Tarifabkommen beigetreten sind, verringern sich die Fallzahlen sehr stark. 
Bei einer Vielzahl weiterer, hier nicht aufgeführter Schätzungen, blieben kaum noch zu untersuchende Betriebe übrig. 
Das hat die Anzahl der Beobachtungseinheiten und Cluster fast identisch werden lassen. In diesen Modellen war es 
jeweils nicht möglich, Aussagen über den Modellfit mit Hilfe des F-Wertes zu treffen. 
63
 Nach eigenen Berechnungen liegt die jährliche Antwortquote bezüglich der Ersatzinvestitionen lediglich zwischen 43 
und 64 Prozent der befragten Betriebe. Auch hinsichtlich des Anteils der Mitarbeiter, die aus der Organisation aus-
scheiden, stellen in den einzelnen IAB-Wellen nur zwischen 44 und 60 Prozent der Wirtschaftseinheiten Informatio-
nen zur Verfügung. 
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Tabelle V.14: Umsatzwirkung von Betriebsräten und Tarifabkommen ein Jahr nach ihrer 
Konstituierung 
unabh. Variablen unabh. Variablen
GEW -0.0433 GEWneu -0.0073
(0.077) (0.015)
BRneu -0.1099 BR 0.2555 ***
(0.085) (0.052)
t1998 0.1366 t1998 -0.0018
(0.124) (0.038)
t1999 -0.1337 t1999 0.0515
(0.098) (0.035)
t2001 -0.2050 * t2001 0.0090
(0.120) (0.027)
t2002 -0.0377 t2002 -0.0266
(0.083) (0.032)
ln MA 0.9162 *** ln MA 0.8180 ***
(0.028) (0.019)
Mehrbetrieb -0.1658 * Mehrbetrieb -0.2392 ***
(0.092) (0.053)
Eingliederung 0.2506 ** Eingliederung 0.0969
(0.119) (0.093)
Ausgliederung -0.3342 ** Ausgliederung -0.1005
(0.132) (0.072)
ExportQ 0.0074 *** ExportQ 0.0071 ***
(0.002) (0.001)
ln GehaltQ 0.4757 *** ln GehaltQ 0.4022 ***
(0.088) (0.039)
QualQ 0.3164 ** QualQ 0.0377
(0.144) (0.066)
AzubiQ 0.0422 AzubiQ -0.4418 ***
(0.431) (0.149)




Konstante 8.3075 *** Konstante 8.8556 ***
(0.680) (0.273)
R2 0.79 0.82
F-Wert 60.84 *** 273.66 ***
N 740 4265
ja ja
Gepoolte OLS-Schätzung mit Clustern (Betrieb); Referenzjahre sind 1996, 1997 und
2000; robuste (White 1980 und Huber 1967) Standardfehler in Klammern; *, ** und ***
entsprechen einem Signifikanzniveau von 10%, 5% bzw. 1%
ja ja
TV 1 JahrBR 1 Jahr
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Die Variablen für die neu konstituierten Tarifverträge („GEWneu“) und Betriebsräte 
(„BRneu“) sind 0-/1-codiert. Sie erhalten die Ausprägung 0, wenn der Betrieb in ei-
ner beliebigen Periode des Beobachtungszeitraums (1997 bis 1999 sowie 2001 und 
2002) keinen Betriebsrat bzw. Tarifvertrag hat, und 1, wenn die Organisation im 
Folgejahr einen Betriebsrat gründet bzw. ein Tarifabkommen abschließt. 
Neue Betriebsräte und Tarifverträge weisen beide einen negativen Effekt auf den 
Umsatz aus (-0,1099 bzw. -0,0073). Allerdings in statistisch nicht signifikanter Wei-
se (vgl. Tabelle V.14).64 Somit ergibt sich kein klar ersichtlicher Wertschöpfungsvor- 
oder Wertschöpfungsnachteil durch die Errichtung bzw. den Abschluss von Betriebs-
räten und Tarifverträgen.65 
2.2.3 Auswirkungen von Dezentralisierung und BetrVerf-ReformG 2001 
Die nachstehenden Schätzungen sollen Aufschluss darüber geben, wie sich der sepa-
rate und gemeinsame Einfluss von Betriebsräten und Tarifabschlüssen durch das 
Betriebsverfassungs-Reformgesetz im Jahr 2001 und die fortschreitende Dezentrali-
sierung verändert hat. 2001 stellt jeweils das Referenzjahr und 1999 und 2002 stellen 
das Anfangs- bzw. Endjahr dar. Dieses ermöglicht einen Vergleich zwischen Jahren, 
deren Abstand untereinander nicht zu groß ist. Die Anzahl weiterer externer Fakto-
ren, durch welche die Schätzungen zwischen den Vergleichsjahren beeinflusst wer-
den können, wird damit minimiert.  
Das Betriebsverfassungs-Reformgesetz von 2001 hat die Macht der Betriebsräte ge-
stärkt. Somit ist zu vermuten, dass sich die theoretisch unterstellten – positiven wie 
negativen – Produktivitätseffekte der Betriebsräte noch verstärkt haben. Bezüglich 
der Dezentralisierung kann man argumentieren, dass ihr durch die Verlagerung von 
Verfügungsrechten auf die betriebliche Ebene ein Potenzial innewohnt, die organisa-
tionalen Prozesse flexibler zu gestalten. Hierdurch kann eine Wertschöpfungssteige-
rung erzielt werden. Allerdings werden gleichzeitig Fragen der Rententeilung von 
einer überbetrieblichen Ebene in den Betrieb transferiert. Dieses kann die betriebli-
che Zusammenarbeit zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite erschweren und 
kontraproduktiv wirken. 
                                                 
64
 Bei einer Berechnung desselben Modells für zwei Jahre alte Betriebsräte bzw. Tarifverträge bestätigen sich die beiden 
insignifikanten Effekte, wobei sich das Vorzeichen jeweils ändert. 
65
 Zu vergleichbaren Ergebnissen kommen auch Addison, Schank, Schnabel und Wagner (2003). 
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Tabelle V.15: Bruttowertschöpfungseinfluss von Betriebsräten und Tarifverträgen 1999 und 
2002 im Vergleich zum Jahr 2001 
unabh. Variablen
BR 0.1357 *** 0.0853 0.2407 ***
(0.049) (0.066) (0.073)
GEW 0.0154 0.0141 0.0368
(0.040) (0.051) (0.065)
BRuGEW 0.2889 *** 0.2841 *** 0.3101 ***
(0.036) (0.047) (0.059)
t1999 0.0448 0.1092 * 0.0012
(0.039) (0.066) (0.050)
t2002 0.0837 ** 0.0725 0.1120 **
(0.034) (0.047) (0.048)
BR 1999 -0.0377 0.1092 -0.1628
(0.081) (0.104) (0.110)
BR 2002 0.0357 0.0708 -0.0174
(0.061) (0.082) (0.088)
GEW 1999 0.0974 0.1086 0.0573
(0.064) (0.095) (0.092)
GEW 2002 0.0229 0.0603 -0.0537
(0.055) (0.069) (0.097)
BRuGEW 1999 -0.0906 * -0.0868 -0.1361 *
(0.049) (0.075) (0.070)
BRuGEW 2002 -0.0656 -0.0321 -0.1473 **
(0.041) (0.055) (0.064)
ln Arbvolumen 0.8731 *** 0.8985 *** 0.8269 ***
(0.012) (0.015) (0.021)
ln Ersatzinvestitionen 0.1023 *** 0.0960 *** 0.1111 ***
(0.007) (0.009) (0.011)
Mehrbetrieb -0.1026 *** -0.1107 *** -0.0805 *
(0.022) (0.027) (0.042)
Eingliederung -0.0823 * -0.0975 * -0.0636
(0.046) (0.057) (0.076)
Ausgliederung 0.0792 ** 0.0902 ** 0.0730
(0.035) (0.043) (0.058)
Exportquote 0.0035 *** 0.0032 *** 0.0039 ***
(0.000) (0.001) (0.001)
ln GehaltQ 0.5644 *** 0.5207 *** 0.6791 ***
(0.027) (0.034) (0.048)
QualQ 0.1940 *** 0.2763 *** 0.0434
(0.042) (0.049) (0.082)
AzubiQ -0.2931 ** -0.2440 -0.2648 *
(0.115) (0.169) (0.158)
AbgangQ 0.1482 *** 0.1458 ** 0.1329 **
(0.042) (0.065) (0.053)




Konstante 2.4824 *** 2.6188 *** 1.7808 ***
(0.201) (0.248) (0.333)
R2 0.85 0.86 0.82
F-Wert 983.87 *** 766.77 *** 355.40 ***
N 8584 5447 3137
ja ja ja
Westdeutschland OstdeutschlandDeutschland
Gepoolte OLS-Schätzung mit Clustern (Betrieb); Referenzjahr ist 2001; robuste (White 1980 und
Huber 1967) Standardfehler in Klammern; *, ** und *** entsprechen einem Signifikanzniveau von
10%, 5% bzw. 1%
ja ja ja
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Tabelle V.16: Jahresvergleiche unter Verwendung von Interaktionseffekten 
BR 2001 0.0071 0.2184 -0.1616
BR 2001 0.1194 0.1433 0.0946
GEW 2001 0.1422 0.2178 0.0585
GEW 2001 0.1065 0.1328 0.0583
BRuGEW 2001 -0.0458 sign. 0.0224 -0.1349 sign.
BRuGEW 2001 0.0181 0.0404 -0.0353 sign.
BRuGEW 2002 BRuGEW 2002 BRuGEW 2002
Deutschland Westdeutschland Ostdeutschland
BR 2002 BR 2002
GEW 1999 GEW 1999 GEW 1999
BR 1999 BR 1999 BR 1999
BR 2002
GEW 2002 GEW 2002 GEW 2002
BRuGEW 1999 BRuGEW 1999 BRuGEW 1999
 
 
Für 2001 weisen alle Koeffizienten der drei Mitbestimmungsvariablen positive Vor-
zeichen auf, die aber nur im Fall der gesamt- und der ostdeutschen Betriebsräte und 
des gemeinsamen Einflusses von Betriebsrat und Tarifabkommen (hoch-)signifikant 
positiv sind.66 Hierbei zeigt sich wieder der schon in Kapitel V, 2.2.2.1 festgestellte 
Zusammenhang, dass der gemeinsame Einfluss beider Mitbestimmungsinstitutionen 
den größten Einfluss auf die betriebliche Produktivität ausübt (vgl. Tabelle V.15).67 
Bei einem Vergleich der Jahre 1999, 2001 und 2002 (vgl. Tabelle V.16) lassen sich 
unterschiedliche Ergebnisse ermitteln.68 Die Koeffizienten für den alleinigen Be-
triebsrats- bzw. Tarifvertragseffekt im gesamtdeutschen Modell weisen ein positives 
Vorzeichen auf. Dies bedeutet, dass 1999 und 2002 der isolierte Tarifvertrags- bzw. 
Betriebsratseinfluss eine positivere Wirkung auf die Bruttowertschöpfung ausgeübt 
haben als im Vergleichsjahr 2001. Das könnte für eine Verschlechterung der Produk-
tivität zwischen 1999 und 2001 sprechen und ein Indiz für die zunehmende Dezent-
ralisierung sein. Letztgenannte steht im Verdacht, durch eine Verlagerung der Ren-
                                                 
66
 Im Vergleich zu den oben stehenden Analysen sind die Variablen, aus denen die Interaktionseffekte gebildet werden, 
anders zu interpretieren. So gelten nun die Variablen für den Betriebsrat, Tarifvertrag und den gemeinsamen Einfluss 
von Betriebsrat und Tarifvertrag – „BR“, „GEW“, „BRuGEW“ – ausschließlich für das Jahr 2001. Betriebe ohne jeg-
liche Interessenvertretung im Jahr 2001 stellen jeweils die Referenzkategorie dar (vgl. Kohler/Kreuter 2001: 292 f.). 
67
 Alle nicht mit der Mitbestimmung in Verbindung stehenden Regressionskoeffizienten haben die erwarteten Vorzei-
chen.  
68
 Um einen Vergleich der verschiedenen Mitbestimmungsformen mit dem Referenzjahr 2001 vollziehen zu können, 
müssen der jeweilige Mitbestimmungs-Interaktionseffekt und der Regressionskoeffizient des entsprechenden Jahres 
addiert werden. So wird beispielsweise für einen Vergleich des alleinigen Betriebsratseinflusses zwischen den Jahren 
1999 und 2001 der Interaktionseffekt „BR1999“, der aus der Variable für das Jahr 1999 („t1999“) und der Betrieb-
ratsvariable („BR“) gebildet wurde, mit dem Koeffizienten für das Jahr 1999 zusammengerechnet. Für Gesamt-
deutschland ergibt sich somit ein Koeffizient von 0,0071 (-0,0377+0,0448). Dieser gibt an, dass der alleinige Einfluss 
von Betriebsräten die Produktivität 1999 (statistisch insignifikant) um 0,71 Prozent stärker erhöht hat als 2001 (vgl. 
Kohler/Kreuter 2001: 292 f.). 
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tenteilungskonflikte auf die Betriebsebene die Kooperation zwischen Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern in einer kontraproduktiven Weise zu beeinträchtigen. Die Verbes-
serung der Produktivität nach 2001 – nach der Reform des Betriebsverfassungsgeset-
zes – könnte als ein Anhaltspunkt für das Greifen der mit der Gesetzesänderung ver-
bundenen Maßnahmen gelten. Dieses würde mit den aufgrund der deskriptiven Da-
ten in Kapitel V, 2.2.1 unterstellten Vermutungen übereinstimmen. Allerdings sind 
die Koeffizienten nicht signifikant von Null verschieden. Statistisch signifikant ist 
lediglich der negative Wert für die dual-mitbestimmten Betriebe im Jahr 1999  
(-0,0458), was gegen die These einer produktivitätsmindernden Wirkung der Dezent-
ralisierung sprechen würde. 
In Westdeutschland weisen alle Veränderungskoeffizienten positive Vorzeichen auf, 
sind aber statistisch nicht signifikant. Für Ostdeutschland sind nur die Ergebnisse 
hinsichtlich des gemeinsamen Betriebsrats- und Tarifvertragseinflusses 1999  
(-0,1349) und 2002 (-0,0353) statistisch signifikant (negativ). Letztgenannte Beo-
bachtung spricht für eine gegenüber 2001 abgeschwächte Produktivitätswirkung bei-
der Mitbestimmungsinstitutionen in den Jahren 1999 und 2002 und somit eher für 
einen positiven Effekt der Dezentralisierung bis 2001 und gegen einen positiven Ef-
fekt des Betriebsverfassungs-Reformgesetztes nach 2001. Die Koeffizienten aller 
anderen Mitbestimmungsvariablen in Ostdeutschland sind bis auf den statistisch in-
signifikanten Vergleichswert für den isolierten Betriebsratseinfluss im Jahre 1999  
(-0,1616) insignifikant positiv.  
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass weder die Dezentralisierung noch das 
Betriebsverfassungs-Reformgesetz 2001 erkennbare Auswirkungen auf die Produk-
tivität gehabt haben. Dazu sind die Ergebnisse nicht aussagekräftig genug.69 
2.3 Prozessinnovation 
Die in diesem Abschnitt betrachteten Prozessinnovationen umfassen betriebliche 
Reorganisationsmaßnahmen, die jeweils in den letzten zwei Jahren durchgeführt 
wurden. Im Einzelnen handelt es sich bei den Umstrukturierungen um: Verlagerung 
von Verantwortung und Entscheidungen nach unten, Einführung von Gruppenar-
beit/eigenverantwortlichen Arbeitsgruppen, Zusammenlegung von Abteilun-
gen/Bereichen, Einrichtung von Einheiten mit eigener Kosten-/Ergebnisermittlung 
                                                 
69
 Zusätzlich zu den oben gezeigten Schätzungen hinsichtlich des Einflusses des Betriebsverfassungs-Reformgesetzes 
von 2001 wurden die Schätzungen auch für verschiedene Betriebsgrößenklassen durchgeführt, d.h. für Betriebe mit 
fünf bis 20, 21 - 100, 101 - 299, 300 - 1000 und über 1000 Mitarbeitern sowie für Betriebe mit 200 bis 299 und Or-
ganisationen mit mehr oder weniger als 200 Mitarbeitern. Theoretische Vermutungen, dass bestimmte Größenklassen 
besonders von der Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes betroffen sind, – etwa Organisation mit 200 bis 299 
Mitarbeitern, die durch die Novellierung berechtigt wurden, einen Betriebsrat freizustellen – bestätigen sich nicht. Die 
Ergebnisse für die verschiedenen Größenklassen spiegeln die oben gezeigten Ergebnisse hinsichtlich der Auswirkun-
gen des Betriebsverfassungs-Reformgesetzes wider. Die hier nicht gezeigten Ergebnisse sind auf Anfrage vom Autor 
erhältlich. 
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und von dem Betrieb genauer zu definierende Reorganisationsmaßnahmen. Die ab-
hängige Variable ist 0-/1-codiert. 0 gilt für Betriebe, die keine der genannten Prozes-
se initiiert haben, und 1, wenn wenigstens eine Maßnahme in den letzten zwei Jahren 
vollzogen wurde.70 
2.3.1 Entwicklung der betrieblichen Reorganisationsmaßnahmen 
Sowohl für Gesamt- als auch für West- und Ostdeutschland lässt sich in den letzten 
Jahren eine Abnahme an betrieblichen Prozessinnovationen beobachten (vgl. Abbil-
dung V.7). 
Zwischen 1998 und 2001 sank der Anteil der Betriebe, die Prozessinnovationen 
durchgeführt haben, in Gesamtdeutschland von 28 auf unter 20 Prozent. Für West-
deutschland zeigt sich eine nahezu identische Entwicklung. In Ostdeutschland war 
der stärkste Rückgang zu beobachten. Die entsprechende Entwicklung reichte von 
fast 31 Prozent im Jahr 1998 auf 19 Prozent in den Jahren 2000 und 2001. 














Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem IAB-Betriebspanel (gepoolte Querschnittsdaten) 
                                                 
70
 Neben den unten dargestellten Regressionsschätzungen mit einer 0-/1-codierten Dummyvariable, die die Durchfüh-
rung wenigstens einer der oben genannten Prozessinnovationen angibt, wurden die Schätzungen auch für die einzel-
nen Reorganisationsmaßnahmen mit Hilfe multinomialer Logit-Modelle durchgeführt. Die in dieser Arbeit getroffe-
nen Mitbestimmungsaussagen für die Prozessinnovationen finden sich auch bei einer Betrachtung der einzelnen Reor-
ganisationsmaßnahmen wieder. Die Resultate der multinomialen Logit-Modelle für die einzelnen Reorganisations-
maßnahmen sind auf Anfrage vom Autor erhältlich. 
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Tabelle V.17 zeigt die Prozessinnovationswahrscheinlichkeit je Mitarbeiter.71 Be-
triebsräte („BR“)72 können einen besseren Schutz des Humankapitals gewährleisten 
und Arbeitnehmerinvestitionen in betriebsspezifisches Wissen fördern. Das dadurch 
gesteigerte Verständnis der Arbeitnehmer um die betrieblichen Prozesse kann eine 
Optimierung und Erneuerung derselbigen bewirken. Darüber hinaus ist zu vermuten, 
dass Betriebsräte die Kommunikation zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite 
verbessern. Hierdurch erhält das Management Informationen über betriebliche Ver-
besserungspotenziale, die sich in vermehrten Reorganisationsmaßnahmen äußern 
sollten. Die Kooperation zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite kann durch 
einen gültigen Tarifvertrag („TV“) unterstützt werden, da er Rententeilungskonflikte 
auf ein überbetriebliches Niveau transferiert. Folglich ist zu unterstellen, dass das 
gemeinsame Wirken von Betriebsrat und Tarifvertrag die innovationsfreundlichste 
Mitbestimmungskombination darstellt, gefolgt von Betriebsratsbetrieben, Tarifver-
tragsbetrieben und den mitbestimmungsfreien Organisationen.73 Diese Hypothese 
bestätigt sich jedoch in den Beobachtungen zu keinem Zeitpunkt. 1998 wies in bei-
den Teilen Deutschlands die Gruppe der Betriebsratsbetriebe die höchste Prozessin-
novationswahrscheinlichkeit je Mitarbeiter auf. Die entsprechenden Werte für West- 
und Ostdeutschland betragen 7,44 bzw. 9,32 Prozent. Dieser Zusammenhang hat sich 
in den folgenden drei Jahren in das Gegenteil verkehrt. 2001 hatten die lediglich mit 
einem Betriebsrat ausgestatteten Wirtschaftseinheiten die geringste Innovationsquo-
te, und zwar mit 1,18 Prozent in den alten und 1,21 Prozent in den neuen Bundeslän-
dern. Das entspricht einem Rückgang von 6,27 bzw. 8,12 Prozentpunkten gegenüber 
1998. Eine vergleichbar starke Entwicklung zeigt sich in den übrigen drei Betriebs-
kategorien nicht. Es ist somit nicht abschließend zu beantworten, inwieweit Tarifver-
träge und Betriebsräte Einfluss auf die Prozessinnovationen nehmen und wie sich ihr 
Einfluss – beispielsweise durch dezentralisierte Arbeitsbeziehungen – verändert hat. 
Ohne Berücksichtigung weiterer Kovariaten können diesbezüglich keine verlässli-
chen Aussagen getroffen werden. 
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 Analog zu den deskriptiven Produktivitätsanalysen (vgl. Tabelle V.11) wird die Wahrscheinlichkeit, betriebliche 
Reorganisationsmaßnahmen zu beobachten, je Mitarbeiter ausgewiesen. Dazu wird die absolute Prozessinnovations-
wahrscheinlichkeit je Betrieb durch die Mitarbeiterzahl der entsprechenden Wirtschaftseinheit geteilt. Hierdurch soll 
auf Größeneffekte kontrolliert werden, da mit steigender Mitarbeiterzahl und Betriebsgröße die Wahrscheinlichkeit, 
einer Betriebsratsexistenz (siehe Kapitel III, 1.2.1) und eine Reorganisationsmaßnahme zu beobachten, zunimmt. So-
mit könnte unter Umständen ohne entsprechende Kontrolle nicht beurteilt werden, ob eine hohe Innovationswahr-
scheinlichkeit mit der Existenz des Betriebsrates oder der Betriebsgröße zusammenhängt. 
72
 Die mit „BR ja“ kategorisierten Wirtschaftseinheiten umfassen wiederum Betriebe mit Betriebs- oder Personalrat. 
73
 Allerdings zeigt Frick (2002c) mit Daten des NIFA-Panels, dass Reorganisationsmaßnahmen im deutschen Maschi-
nenbau in der Regel mit einem Abbau an Arbeitsplätzen einhergehen. Dieses macht in vielen Fällen eine negative Be-
triebsratshaltung gegenüber entsprechenden Maßnahmen wahrscheinlich. 
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Tabelle V.17: Prozessinnovationswahrscheinlichkeit je Mitarbeiter 
1998 nein ja nein ja nein ja
nein 4.44% 3.98% 4.10% 3.92% 5.54% 4.38%
ja 7.82% 2.50% 7.44% 2.43% 9.32% 2.82%
2001 nein ja nein ja nein ja
nein 3.62% 3.42% 3.42% 3.02% 4.23% 6.32%
ja 1.19% 2.24% 1.18% 2.06% 1.21% 3.33%
1998-01 nein ja nein ja nein ja
nein -0.82% -0.56% -0.68% -0.90% -1.31% 1.95%








Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem IAB-Betriebspanel (gepoolte Querschnittsdaten) 
2.3.2 Betriebsrats- und Tarifvertragseinfluss 
Die Ergebnisse für das gemeinsame Wirken von Betriebsrat und Tarifvertrag hin-
sichtlich der Prozessinnovationen fokussieren auf die Periode zwischen 1998 und 
2001. Im Gegensatz zu den Schätzungen für die Produktivität ist das zur Verfügung 
stehende Datenmaterial auf wenige Wellen begrenzt. In die Evaluationen fließen nur 
die IAB-Wellen von 1998 und 2001 ein. 
Die mit einem Betriebsrat assoziierte Verlangsamung und Verteuerung der Entschei-
dungsprozesse lässt bezüglich der betrieblichen Reorganisationsmaßnahmen einen 
negativen Effekt erwarten. Eine weitere Aufteilung der Verfügungsrechte durch das 
zusätzliche Wirken eines Tarifvertrages verstärkt diesen Effekt. Unter der Annahme, 
dass ein Betriebsrat die innerbetriebliche Kommunikation zwischen Management 
und Arbeitnehmern fördert, sind vermehrte Mitarbeiterinformationen über Verbesse-
rungsmöglichkeiten der betrieblichen Abläufe die wahrscheinliche Folge einer be-
trieblichen Interessenvertretung. Wenn Betriebsräte Humankapitalinvestitionen der 
Mitarbeiter schützen und fördern, wirkt das zusätzlich generierte Wissen ebenfalls 
innovationssteigernd. Tarifverträge können die innovationsfreundliche Zusammen-
arbeit von Arbeitnehmern bzw. betrieblichen Arbeitnehmervertretungen und Be-
triebsleitung insofern sicherstellen, als dass sie die konfliktträchtige Rententeilung 
aus dem Einflussbereich der beiden Parteien nehmen. 
Neben den Variablen für die Mitbestimmung, Zeit sowie Branchen- und Bundes-
landzugehörigkeit, enthalten die Modelle in Tabelle V.18 wiederum eine Reihe an 
weiteren Kovariaten. Die Beschäftigung wird durch die Anzahl der Beschäftigten am 
30.06. des Vorjahres sowie dem Quadrat dieses Wertes wiedergeben. Wie in den 
Schätzungen für Großbritannien soll sich dadurch widerspiegeln, dass Produkt- und 
Prozessinnovationen vermehrt bei zunehmender Arbeitnehmerzahl auftreten müss-
ten, wenn auch eventuell in unterproportionaler Form (vgl. Addi-
son/Schnabel/Wagner 1998b). Ein höheres Geschäftsvolumen kann sich aufgrund 
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frei werdender Finanzmittel in verstärkten Reorganisationsmaßnahmen niederschla-
gen. Auf der anderen Seite kann ein Rückgang des Geschäftsvolumens auch eine be-
triebliche Umstrukturierung erforderlich machen. Ist der Stand der technischen An-
lagen im Vergleich zur Konkurrenz gut, so müsste in der Regel ein geringerer Anlass 
zur Initiierung innerbetrieblicher Veränderungsprozesse bestehen. Allerdings kann 
eine gute Ausstattung des Betriebes auch als ein Indikator für die Wandlungsbereit-
schaft der Wirtschaftseinheit gelten. Ist der Betrieb Teil eines Unternehmens, so 
kann dieses die Struktur der Firma komplexer machen und beispielsweise den Ab-
stimmungsbedarf zwischen den einzelnen Einheiten erhöhen. Das würde größeren 
Raum für Prozessinnovation bieten. Allerdings kann die Aufspaltung des Unterneh-
mens auch die effizienteste Organisationsform darstellen und somit eine Umstruktu-
rierung obsolet werden lassen. Die Ein- oder Ausgliederung von Betriebsteilen 
schafft häufig Bedarf an nachfolgenden Reorganisationsmaßnahmen. Ähnliches lässt 
sich für die Einstellung oder den Abgang von Mitarbeitern vermuten. Allerdings 
kann die Ausgliederung von Betriebsteilen wie auch der Austritt von Mitarbeitern zu 
einer Vereinfachung der betrieblichen Prozesse führen und den Reorganisationsbe-
darf senken. Eine Gehaltssteigerung sollte eine stärkere Leistungsbereitschaft der 
Mitarbeiter bewirken. Es ist anzunehmen, dass sich motivierte Mitarbeiter stärker mit 
ihrem Betrieb auseinander setzen als weniger leistungsbereite Arbeitnehmer und sich 
verstärkt hinsichtlich der Initiierung von Veränderungsprozessen einbringen. Ein 
größerer Anteil an qualifizierten Mitarbeitern dürfte sich positiv auf die Initiierung 
von Veränderungen auswirken. Eine umgekehrte Argumentation gilt für Auszubil-
dende und Teilzeitbeschäftigte. Es ist aber auch vorstellbar, dass leistungs- und in-
novationsstärkere Betriebe vermehrt ausbilden. Dieses könnte ein positives Vorzei-
chen für die Auszubildendenvariable erklären. Die Einbindung von weiblichen Ar-
beitnehmern in den Betrieb und seine Prozesse ist häufig geringer als bei den männ-
lichen Kollegen.74 Hierdurch ist ein negativer Zusammenhang zwischen einem zu-
nehmenden Anteil an Arbeitnehmerinnen und der Initiierung von Prozessinnovatio-
nen zu vermuten.  
Bei einer empirischen Überprüfung dieser Thesen (vgl. Tabelle V.18) lässt sich 
konstatieren, dass bis auf den negativen Regressionskoeffizienten für den isolierten 
Tarifvertragseinfluss in Westdeutschland (-0,0121) alle Mitbestimmungsvariablen 
positive Vorzeichen haben. Allerdings ist letztgenannter Wert nicht signifikant von 
Null verschieden.  
 
                                                 
74
 Frauen müssen oftmals einen Mittelweg zwischen Haushalt und Arbeit finden. In vielen Fällen ist ihnen deshalb ein 
Karrierepfad, wie er ihren männlichen Kollegen offensteht, versperrt. Frauen sind häufig gezwungen, Berufe auszu-
üben, die hierarchisch und inhaltlich unter denen ihrer männlichen Kollegen einzustufen sind. Als ein Beispiel lassen 
sich die sogenannten „400-Euro-Jobs“ anführen, die primär von Frauen ausgeübt werden. 
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Tabelle V.18: Betriebsrats- und Tarifvertragswirkung auf Prozessinnovationen 
unabh. Variablen
BR 0.7657 *** 0.7494 *** 0.7520 ***
(0.112) (0.150) (0.173)
GEW 0.0551 -0.0121 0.2311 **
(0.071) (0.096) (0.109)
BRuGEW 0.5926 *** 0.6901 *** 0.4161 ***
(0.073) (0.099) (0.116)
t2001 -0.6282 *** -0.4516 *** -0.8151 ***
(0.050) (0.070) (0.072)
MA 0.0008 *** 0.0008 *** 0.0009 ***
(0.000) (0.000) (0.000)
MA2 0.0000 *** 0.0000 *** 0.0000 ***
(0.000) (0.000) (0.000)
Mehrbetrieb -0.2903 *** -0.3153 *** -0.1990 **
(0.055) (0.070) (0.092)
Eingliederung 0.6480 *** 0.5427 *** 0.8364 ***
(0.132) (0.176) (0.202)
Ausgliederung 0.6747 *** 0.7581 *** 0.6395 ***
(0.103) (0.154) (0.144)
Geschaeftsvolgleich -0.2014 *** -0.2419 *** -0.1678 **
(0.057) (0.079) (0.086)
Geschaeftsvolhoeher 0.4124 *** 0.3966 *** 0.4153 ***
(0.066) (0.088) (0.105)
Anlagen alt -0.1113 0.4268 -0.9412 *
(0.411) (0.571) (0.545)
Anlagen gleich -0.0729 0.2715 -0.6485
(0.392) (0.543) (0.511)
Anlagen neu 0.2173 0.5020 -0.2899
(0.391) (0.542) (0.509)
Anlagen sehr neu 0.1822 0.4459 -0.2805
(0.393) (0.545) (0.515)
ln GehaltQ 0.3622 *** 0.3564 *** 0.5400 ***
(0.067) (0.087) (0.112)
QualQ 0.1853 * 0.1371 0.1538
(0.105) (0.136) (0.171)
AzubiQ 1.3068 *** 1.2186 *** 1.3813 ***
(0.268) (0.392) (0.386)
FrauenQ -0.0610 -0.1831 0.2449
(0.120) (0.160) (0.189)
TeilzeitQ -0.3112 ** -0.1277 -0.4589 **
(0.141) (0.203) (0.203)
Einstellungen 0.4260 *** 0.4344 *** 0.3852 ***
(0.055) (0.076) (0.081)




Konstante -1.7839 *** -2.2752 *** -2.7310 ***
(0.656) (0.876) (0.975)
9843 5964 3879
1439.70 *** 875.38 *** 610.35 ***
0.17 0.18 0.16
0.72 0.74 0.69
Gepoolte Logitschätzungen mit Clustern (Betrieb); Referenzjahr ist 1998; robuste (White 1980 und Huber
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In beiden Teilen Deutschlands werden Prozessinnovationen in Betriebsratsbetrieben 
signifikant häufiger (Westdeutschland: 0,7494, Ostdeutschland: 0,7520) initiiert als 
in dual-mitbestimmten Betrieben. Letztgenannter Betriebstypus weist ebenfalls einen 
statistisch signifikant positiven Wert auf (Westdeutschland: 0,6901, Ostdeutschland: 
0,4161). Tarifvertragsbetriebe weisen den geringsten Mitbestimmungseinfluss auf. 
Dieser Effekt ist lediglich in Ostdeutschland signifikant von Null verschieden 
(0,2311).75 Die übrigen Kovariaten haben alle das erwartete Vorzeichen. 
2.3.2.1 Wirkungsweise neuer Arbeitnehmervertretungen 
Wie für die Wertschöpfung wird auch für die Prozessinnovationen untersucht, wie 
sie durch Betriebsräte und Tarifabkommen, die seit dem Vorjahr konstituiert wurden, 
beeinflusst werden. Gegenüber den oben stehenden Prozessinnovationsschätzungen 
wird eine Modifikation vorgenommen. Um die Berechnungen durchführen zu kön-
nen, wurde im folgenden Modell auf die Abgangsquote verzichtet. Im Vergleich zu 
den anderen unabhängigen Variablen stellt in den einzelnen IAB-Wellen ein erhöhter 
Anteil an Betrieben nicht alle zur Berechnung der Abgangsquote notwendigen In-
formationen zur Verfügung. 
Bei den Schätzungen zeigen sich lediglich statistisch insignifikant positive und nega-
tive Innovationseffekte der Betriebsräte (0,3909) und Tarifverträge (-0,1171) mit 
maximal einjähriger Wirkungsdauer (vgl. Tabelle V.19).76 Somit existieren keine 
Anzeichen für eine Verstärkung der betrieblichen Reorganisationsmaßnahmen auf-
grund der Errichtung bzw. des Abschlusses von Betriebsräten und Tarifabkommen. 
                                                 
75
 Dass Organisationen nur mit Betriebsrat die innovationsstärksten sind, gefolgt von Wirtschaftseinheiten mit zusätzli-
chem Tarifvertrag und Betrieben nur mit Tarifvertrag bzw. mitbestimmungsfreien Organisationen, zeigt sich in der 
Mehrzahl der Einzelwellen. Allerdings ist dieser Effekt nicht durchgängig in jedem Jahr zu beobachten. In den ge-
samt- und westdeutschen Schätzungen für 1998 und dem westdeutschen Modell von 2000 ist der Wirkungszusam-
menhang etwas anders. Hier weisen dual-mitbestimmte Betriebe die größten Regressionskoeffizienten auf, vor Be-
triebsratsbetrieben bzw. Tarifvertragsbetrieben und Wirtschaftseinheiten ohne jegliche Arbeitnehmervertretung. Die 
Ergebnisse für die Einzelwellen sind vom Autor erhältlich. 
76
 Bei zusätzlichen Schätzungen, wie sich eine zweijährige Betriebsrats- und Tarifabkommensexistenz auswirkt, verän-
dern sich die Vorzeichen beider Variablen. Die Regressionskoeffizienten bleiben aber insignifikant. 
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Tabelle V.19: Prozessinnovationseinfluss von Betriebsräten und Tarifabkommen ein Jahr 
nach ihrer Konstituierung 
unabh. Variablen unabh. Variablen
BRneu 0.3909 BR 0.4273 ***
(1.379) (0.157)
GEW 0.2050 GEWneu -0.1171
(0.322) (0.110)
t2000 -1.5185 *** t2000 -0.3665 **
(0.430) (0.159)
t2001 -0.8112 t2001 -0.6867 ***
(1.407) (0.140)
MA 0.0032 ** MA 0.0015 **
(0.001) (0.001)
MA2 0.0000 ** MA2 0.0000
(0.000) (0.000)
Mehrbetrieb -0.4360 Mehrbetrieb -0.2627 *
(0.303) (0.156)
Eingliederung 2.0015 *** Eingliederung 1.1239 ***
(0.589) (0.388)
Ausgliederung 0.2127 Ausgliederung 0.9566 ***
(0.716) (0.296)
Geschaeftsvolgleich -0.8389 ** Geschaeftsvolgleich -0.0114
(0.372) (0.141)
Geschaeftsvolhoeher -0.4397 Geschaeftsvolhoeher 0.6119 ***
(0.403) (0.162)
Anlagen alt -0.4454 Anlagen alt -0.4028
(1.405) (0.682)
Anlagen gleich -0.8610 Anlagen gleich -0.3175
(1.181) (0.625)
Anlagen neu -0.1520 Anlagen neu 0.0259
(1.204) (0.620)
Anlagen sehr neu -1.1012 Anlagen sehr neu 0.1006
(1.176) (0.627)
ln GehaltQ 0.4652 ln GehaltQ 0.5933 ***
(0.360) (0.124)
QualQ 0.4474 QualQ 0.3939 *
(0.523) (0.234)
AzubiQ 4.8718 *** AzubiQ 2.1186 ***
(1.759) (0.559)
FrauenQ -0.5136 FrauenQ -0.2041
(0.657) (0.263)
TeilzeitQ -0.4072 TeilzeitQ -0.0476
(0.696) (0.289)














TV 1 JahrBR 1 Jahr
Count r2
ja ja
Gepoolte Logitschätzungen mit Clustern (Betrieb); Referenzjahr ist 1998; robuste (White 1980 und
Huber 1967) Standardfehler in Klammern; *, ** und *** entsprechen einem Signifikanzniveau von
10%, 5% bzw. 1%
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2.3.3 Veränderter Mitbestimmungseinfluss 
Aufgrund der oben angesprochenen Restriktionen des Datenmaterials ist es nicht 
möglich, aufzuzeigen, wie sich der Mitbestimmungseinfluss auf die Restrukturie-
rungsprozesse nach dem In-Kraft-Treten des Betriebsverfassungs-Reformgesetzes 
verändert hat. Dementsprechend lassen sich lediglich Dezentralisierungseffekte un-
tersuchen. Die Dezentralisierung und die damit verbundene stärkere Einbeziehung 
der betrieblichen Verhandlungspartner in die organisationalen Entscheidungsprozes-
se gesteht dem Arbeitgeber größere Entscheidungsbefugnisse zu. Der Arbeitgeber 
erhält einen größeren Anteil an Verfügungsrechten. Das kann sich innovationsstei-
gernd auswirken. Die Verbetrieblichung der Rententeilung beeinträchtigt unter Um-
ständen die Beziehungen und die Kommunikation zwischen Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern. Hierdurch wird eine Abnahme innovationsfördernder Informationen 
und Humankapitalinvestitionen wahrscheinlich. 
Bei einer empirischen Überprüfung der Hypothesen zeigt sich sowohl für West- als 
auch für Ostdeutschland ein signifikant positiver Zusammenhang zwischen der 
Durchführung betrieblicher Prozessinnovationen und der Existenz einer betriebli-
chen Arbeitnehmervertretung im Jahre 2001. Wie für die Schätzungen mit dem aus 
den Wellen von 1998 und 2001 zusammengesetzten Datensatz gilt, dass 2001 ein 
Betriebsrat allein Prozessinnovationen stärker begünstigt als in Kombination mit ei-
nem Tarifabkommen. Ein positiver Zusammenhang zwischen dem Vorliegen eines 
Tarifabkommens und der Initiierung von Prozessinnovationen findet sich 2001 in 
beiden Teilen Deutschlands, jedoch nur im Osten in statistisch signifikanter Weise 
(0,2442) (vgl. Tabellen V.20 bis V.22).77 
 
                                                 
77
 Die nicht mit der Mitbestimmung in direktem Zusammenhang stehenden unabhängigen Variablen weisen in den Mo-
dellen für Gesamt-, West- und Ostdeutschland die theoretisch vermuteten Vorzeichen auf. 
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Tabelle V.20: Prozessinnovationseinfluss von Betriebsräten und Tarifverträgen 1998 im Ver-










BR 1998 0.0862 -0.0124 0.6497
(0.257) -(0.278)
GEW 1998 -0.1503 -0.0283 s 0.6338 s
(0.134) -(0.009)






















Anlagen sehr neu 0.1813
(0.393)






















Gepoolte Logitschätzungen mit Clustern (Betrieb); Referenzjahr ist 2001; robuste (White 1980 und
Huber 1967) Standardfehler (konventionelles Modell) bzw. Standardabweichung (Interaktionseffekt
nach NWA) in Klammern; *, ** und *** entsprechen einem Signifikanzniveau von 10%, 5% bzw.
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Tabelle V.21: Prozessinnovationseinfluss von Betriebsräten und Tarifverträgen 1998 im Ver-










BR 1998 0.2124 0.0158 0.3321
(0.367) (0.023)
GEW 1998 -0.2363 -0.0409 s 0.2754 s
(0.200) (0.017)






















Anlagen sehr neu 0.4287
(0.548)

























IA-Effekt nach NWAkonvent. Modell 1998-2001
Gepoolte Logitschätzungen mit Clustern (Betrieb); Referenzjahr ist 2001; robuste (White 1980 und
Huber 1967) Standardfehler (konventionelles Modell) bzw. Standardabweichung (Interaktionseffekt
nach NWA) in Klammern; *, ** und *** entsprechen einem Signifikanzniveau von 10%, 5% bzw.
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Tabelle V.22: Prozessinnovationseinfluss von Betriebsräten und Tarifverträgen 1998 im Ver-










BR 1998 0.0812 -0.0113 0.8582
(0.372) -(0.039)
GEW 1998 -0.0340 -0.0109 0.8586
(0.195) -(0.012)






















Anlagen sehr neu -0.2789
(0.516)

























IA-Effekt nach NWAkonvent. Modell 1998-2001
Gepoolte Logitschätzungen mit Clustern (Betrieb); Referenzjahr ist 2001; robuste (White 1980 und
Huber 1967) Standardfehler (konventionelles Modell) bzw. Standardabweichung (Interaktionseffekt
nach NWA) in Klammern; *, ** und *** entsprechen einem Signifikanzniveau von 10%, 5% bzw.
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Die Koeffizienten, die die Veränderung des Mitbestimmungseinflusses zwischen 
1998 und 2001 wiedergeben, weisen in allen Schätzungen auf eine positive Entwick-
lung hin. Dieses spricht gegen die Hypothese, dass sich im Zeitraum bis 2001 die 
zunehmende Dezentralisierung in den Betrieben negativ auf die Durchführung von 
Prozessinnovationen ausgewirkt hat (vgl. die Spalten „1998-2001“ der Tabellen V.20 
bis V.22). Allerdings sind nur die Werte für den isolierten Einfluss von Tarifverträ-
gen in Gesamt- und Westdeutschland (0,6338 bzw. 0,2754) und für den gemeinsa-
men Einfluss beider Mitbestimmungsinstitutionen in Westdeutschland (0,3661) bis 
2001 statistisch signifikant gestiegen. 
2.4 Freiwilliges Ausscheiden von Beschäftigten 
2.4.1 Einleitende Bemerkungen 
Die saisonbereinigte Zahl der Arbeitslosen ist in Deutschland zwischen 1998 und 
2001 von 4,5 auf knapp 3,8 Millionen gesunken. Bis 2005 stieg sie wieder auf 4,5 
Millionen, wobei die Zahl 2005 noch weiter zunahm (vgl. Bundesagentur für Arbeit 
2005b). Dieser Trend basiert primär auf der westdeutschen Entwicklung. In West-
deutschland nahm die saisonbereinigte Anzahl der Arbeitslosen zwischen 1998 und 
2001 von 2,8 auf 2,3 Millionen ab. Bis 2005 war eine Zunahme auf das Ausgangsni-
veau zu beobachten. In Ostdeutschland verlief die Entwicklung etwas anders. Die 
Anzahl der Arbeitslosen fiel zwischen 1998 und 1999 von knapp 1,7 auf unter 1,5 
Millionen. In den folgenden Jahren stieg der Wert erneut auf ca. 1,7 Millionen an 
(vgl. Bundesagentur für Arbeit 2005a).  
Wie in Abbildung V.8 ersichtlich, ist in Ostdeutschland schon seit Mitte der 90er 
Jahre ein rückläufiger Trend hinsichtlich der betrieblichen Eigenkündigungen je 
Mitarbeiter zu erkennen. In Westdeutschland setzte diese Entwicklung erst mit eini-
gen Jahren Verzögerung ein.  
172    
 
 













Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem IAB-Betriebspanel (gepoolte Querschnittsdaten) 
Die gesamt- wie die westdeutsche Eigenkündigungsquote je Mitarbeiter schwankte 
von 1996 bis 1999 zwischen sieben und ca. elf Prozent. Seit 1999 ist ein abnehmen-
der Verlauf zu beobachten. Für die Jahre 2002 und 2003 lagen die Werte um 7,3 
Prozent für Gesamtdeutschland und zwischen sieben und acht Prozent für die alten 
Bundesländer. In den neuen Bundesländern lässt sich für den gesamten Zeitraum 
zwischen 1996 und 2003 eine abnehmende Entwicklung konstatieren, wobei der 
Verlauf nicht streng fallend ist. Der Wert zu Beginn des Beobachtungszeitraumes im 
Jahre 1996 betrug etwas mehr als 10,5 Prozent. 2003 betrug die ostdeutsche Eigen-
kündigungsquote nur noch 5,2 Prozent, was einem Rückgang von über fünf Prozent-
punkten entspricht. 
Der skizzierte Verlauf der Arbeitslosenzahlen korrespondiert nicht mit der betriebli-
chen Eigenkündigungsquote. Diese müsste gegenläufig zu der Arbeitsmarktentwick-
lung sein, da eine höhere Arbeitslosigkeit mit einer geringeren Chance verbunden ist, 
eine neue Stelle zu finden. Der umgekehrte Wirkungszusammenhang gilt für eine 
verbesserte Arbeitsmarktsituation. 
Bei einer nach Mitbestimmungskombinationen differenzierten Betrachtung erhält 
man folgendes Ergebnis: 
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Tabelle V.23: Freiwilliges Ausscheiden der Beschäftigten unter Berücksichtigung des Mitbe-
stimmungsregimes 
1996 nein ja nein ja nein ja
nein 11.3% 7.7% 9.8% 7.7% 16.1% 7.8%
ja 3.5% 8.0% 4.3% 9.1% 1.2% 1.0%
2000 nein ja nein ja nein ja
nein 10.5% 10.2% 11.1% 11.1% 8.9% 4.5%
ja 9.5% 3.9% 10.6% 4.4% 0.9% 0.9%
2003 nein ja nein ja nein ja
nein 9.3% 6.6% 10.1% 6.9% 6.7% 4.5%
ja 1.8% 1.5% 2.0% 1.7% 1.0% 0.8%
1996-03 nein ja nein ja nein ja
nein -2.0% -1.1% 0.2% -0.8% -9.4% -3.3%











Quelle: Eigene, gewichtete Berechnungen mit dem IAB-Betriebspanel (gepoolte Querschnittsdaten) 
Mit Ausnahme der gesamt- und der westdeutschen Werte für 1996 bestätigt sich 
1996, 2000 und 2003 der theoretisch vermutete Zusammenhang, dass Betriebe mit 
Betriebsrat („BR“)78 und Tarifvertrag („TV“) über die geringste Eigenkündigungs-
quote verfügen und dass die Kombinationen „kein Tarifvertrag/Betriebsrat“, „Tarif-
vertrag/kein Betriebsrat“ und „kein Tarifvertrag/kein Betriebsrat“ nachfolgen.  
Im Zeitraum von 1996 bis 2003 ist insgesamt in beiden Teilen Deutschlands eine 
Abnahme der Eigenkündigungsquote zu beobachten. Diese Verringerung tritt in Ge-
samt- und in Westdeutschland besonders ausgeprägt in der Gruppe von dual-
mitbestimmten Betrieben auf. Die entsprechende Abnahme beträgt minus 6,5 Pro-
zentpunkte für Gesamt- und minus 7,4 Prozentpunkte für Westdeutschland. Für die 
anderen Betriebskategorien ist der Rückgang mit Werten von Null bis minus 2,2 Pro-
zentpunkten eher gering. Für Ostdeutschland stellt sich der Wirkungszusammenhang 
anders dar. In den neuen Bundesländern weisen zwischen 1996 und 2003 Betriebe 
ohne Betriebsrat den stärksten Rückgang an Eigenkündigungen auf. Dieser Effekt 
resultiert vor allen Dingen daraus, dass Betriebe mit Betriebsrat insgesamt über eine 
wesentlich geringere Eigenkündigungsquote verfügen. Diese liegt konstant bei ca. 
einem Prozent. So verzeichnet die Gruppe der Betriebe ohne jegliche Interessenver-
tretung zwar den stärksten Rückgang mit minus 9,4 Prozentpunkten, weist aber trotz-
dem in allen Jahren die höchste Eigenkündigungsquote auf. 
Auffällig ist die Entwicklung in gesamt- und westdeutschen Betriebsratsbetrieben. In 
dieser Gruppe ist zwischen 1996 und 2000 eine starke Zunahme der Pro-Kopf-
Eigenkündigungen zu beobachten (Gesamtdeutschland: von 3,5 auf 9,5 Prozent; 
                                                 
78
 Mit „BR ja“ bezeichnete Wirtschaftseinheiten umschließen Betriebe mit Betriebs- oder Personalrat. 
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Westdeutschland: von 4,3 auf 10,6 Prozent). In der gleichen Gruppe von Betrieben 
nimmt die Eigenkündigungsquote in den darauffolgenden drei Jahren stark ab (Ge-
samtdeutschland: von 9,5 auf 1,8 Prozent; Westdeutschland: von 10,6 auf zwei Pro-
zent). Die zwischen 1996 und 2000 gestiegene Eigenkündigungsquote legt die Ver-
mutung nahe, dass dieser Effekt auf die zunehmende Dezentralisierung zurückzufüh-
ren ist. Die Dezentralisierung und die damit verbundene stärkere Einbindung der be-
trieblichen Verhandlungspartner in die organisationalen Rententeilungsprozesse 
kann die Kooperation zwischen Betriebsräten und Arbeitgebern beeinträchtigen. 
Hierdurch kann die Schutz- und Vertretungsfunktion der Betriebsräte schwächer 
werden und sich für die Arbeitnehmer der Anreiz zum Verlassen des Betriebes erhö-
hen. Allerdings spricht die zwischen 1996 und 2000 zu beobachtende Abnahme an 
Eigenkündigungen in gesamt- und westdeutschen Organisationen mit Tarifvertrag 
und Betriebsrat (Gesamtdeutschland: von 8 auf 3,9 Prozent; Westdeutschland: von 
9,1 auf 4,4 Prozent) gegen einen eigenkündigungserhöhenden Dezentralisierungsef-
fekt, da diese Betriebe in der gleichen Weise von der dezentralisierten Mitbestim-
mung betroffen sein müssten. Die Abnahme der Eigenkündigungsquote zwischen 
2000 und 2003 könnte ein Indiz für das Wirken des Betriebsverfassungs-
Reformgesetzes von 2001 sein. Die Gesetzesnovellierung hat die betrieblichen Ein-
flussmöglichkeiten der Betriebsräte erhöht. Die damit verbundene Verstärkung der 
Schutz- und Interessenvertretungsfunktion von Betriebsräten kann den arbeitnehmer-
seitigen Anreiz zum Verbleiben im Betrieb steigern. Zudem ist zwischen den Jahren 
2000 und 2003 auch eine Reduktion der Pro-Kopf-Eigenkündigungen in gesamt- und 
westdeutschen Betrieben mit Betriebsrat und Tarifvertrag zu beobachten, die eben-
falls von der Novellierung des Betriebsverfassungs-Reformgesetzes von 2001 betrof-
fen sind.  
2.4.2 Eigenkündigungen im Einflussbereich von Betriebsräten und Tarifver-
trägen 
Zur weitergehenden Untersuchung der Fragestellung, wie sich der Einfluss der dua-
listischen Interessenvertretung auf die Eigenkündigungsquote auswirkt, werden die 
IAB-Wellen von 1996 bis 2003 verwendet. Eigenkündigungen können teilweise als 
betriebswirtschaftlich sinnvoll erachtet werden, beispielsweise wenn – wie im Fall 
der Schätzungen für Großbritannien – eine Reduktion der Belegschaft notwendig ist. 
Zudem kann eine durch Arbeitnehmervertretungen bewirkte Weiterbeschäftigung 
von oberhalb ihres Wertgrenzproduktes entlohnten Mitarbeitern Unternehmen vor 
Probleme stellen. Allerdings dürfte die Mehrzahl der Eigenkündigungen mit einem 
Verlust an firmenspezifischem Humankapital sowie erhöhten Rekrutierungs- und 
Einarbeitungskosten verbunden und somit eher negativer Natur für das betroffene 
Unternehmen sein. 
Betriebsräte sollten aufgrund ihrer Funktion, die Arbeitnehmerinteressen wahrzu-
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nehmen und zu schützen, einen verstärkten Anreiz für die Mitarbeiter zum Verbleib 
im Betrieb bewirken. Tarifverträge können die Kooperation zwischen Belegschaft 
und Management in der bereits mehrfach diskutierten Weise unterstützen. 
Die Beschäftigung wird durch die „Anzahl der Beschäftigten am 30.06. des Vorjah-
res“ abgebildet.79 Ob kleine oder große Betriebe eine höhere Eigenkündigungsquote 
aufweisen ist theoretisch kaum zu beantworten. Eine Mehrbetriebsstruktur kann eine 
stärkere Diversifizierung der Arbeit bewirken. Dieses zieht häufig eine monotonere 
Ausgestaltung und Spezialisierung der Tätigkeiten nach sich. Damit verbunden ist 
eine zunehmende Unzufriedenheit der Arbeitnehmer, die sich in einer höheren Ei-
genkündigungsquote niederschlägt. Allerdings bietet eine Mehrbetriebsstruktur in 
vielen Fällen auch eine größere Möglichkeit, verschiedene Tätigkeitsbereiche ken-
nen zu lernen, beispielsweise im Rahmen von Job-Rotationsprogrammen. Hieraus 
lässt sich ein verstärkter Anreiz zum Verbleib im Betrieb ableiten. Restrukturie-
rungsmaßnahmen in Form von Ein- oder Ausgliederung von Betriebsteilen können 
unterschiedliche Auswirkungen auf das Kündigungsverhalten haben. Dieses hängt 
primär davon ab, inwiefern die Änderungen die Arbeitnehmer negativ oder positiv, 
beispielweise durch eine Ab- oder Zunahme ihres eigenen Kompetenzbereichs, 
betreffen. Eine ähnliche Argumentation gilt für Einstellung neuer Mitarbeiter und die 
Entlassungen pro Kopf. Ergänzend kommt bei den beiden letztgenannten Maßnah-
men hinzu, dass Einstellungen häufig als ein Anzeichen für betriebliche Prosperität 
gewertet werden. Ein dadurch entstehendes Gefühl der Arbeitsplatzsicherheit kann 
einen Rückgang an Eigenkündigungen induzieren. Entlassungen signalisieren häufig 
eine betriebliche „Schwäche“ und somit eine Gefahr für die eigene berufliche Exis-
tenz. Eine verstärkte Suche nach alternativen Beschäftigungsmöglichkeiten wäre die 
Folge. Ein höheres Gehalt sollte – mit abnehmendem Grenznutzen für den Arbeit-
nehmer – einen Anreiz zum Verbleib im Betrieb darstellen. Eine Zunahme an quali-
fizierten Mitarbeitern steht oftmals in einem negativen Zusammenhang mit Eigen-
kündigungen. Der Grund hierfür liegt in dem höheren betriebsspezifischen Wissen, 
das mit zunehmendem Ausbildungsniveau steigt. Die Opportunitätskosten bei Ver-
lust des Arbeitsplatzes nehmen dadurch zu. Allerdings verfügen qualifiziertere Ar-
beitnehmer in der Regel auch über bessere externe Berufsmöglichkeiten als geringer 
qualifizierte Beschäftigte. Dieser Umstand kann ein vermehrtes freiwilliges Aus-
scheiden gut ausgebildeter Arbeitskräfte verstärken. Eine umgekehrte Argumentation 
gilt für Frauen und die in der Regel geringer qualifizierten Teilzeitkräfte. Erstge-
nannte haben aus den bereits im Kapitel für die Prozessinnovationen (siehe Kapitel 
V, 2.3.2) dargelegten Gründen häufig Positionen inne, die hierarchisch unter denen 
ihrer männlichen Kollegen einzustufen sind. Frauen und Teilzeitkräften entstehen 
zwar relativ geringe Opportunitätskosten bei einem Wechsel des Arbeitsplatzes, sie 
                                                 
79
 Die Variable „Anzahl der Beschäftigten am 30.06. des Vorjahres“ ist eine der Variablen, nach der die Schichtung des 
IAB-Betriebspanels erfolgt. 
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verfügen aber eventuell auch über weniger Möglichkeiten, einen solchen Wechsel 
vollziehen zu können. Ein höhere Auszubildendenquote sollte die Eigenkündigungen 
senken. Auszubildende sind für den Ausbildungszeitraum an den Betrieb gebunden, 
um einen berufsqualifizierenden Abschluss zu erhalten.  
Agiert der Betrieb nur im Wirkungsbereich eines Tarifabkommens oder Betriebsra-
tes, sind in beiden Teilen Deutschlands weniger Eigenkündigungen zu verzeichnen 
als in mitbestimmungsfreien Betrieben. Betriebsräte üben hierbei den größeren Ein-
fluss aus (Westdeutschland: -0,7315, Ostdeutschland: -0,9363). Die Einzeleffekte 
verstärken sich bei einem Zusammenwirken beider Mitbestimmungsinstitutionen 
(Westdeutschland: -1,1795, Ostdeutschland: -1,2472). Alle drei Mitbestimmungsko-
effizienten in den Modellen für Gesamt-, West- und Ostdeutschland sind statistisch 
signifikant negativ auf dem Ein-Prozent-Niveau.80 Die nicht in direkter Verbindung 
mit der Mitbestimmung stehenden Regressoren haben alle die erwarteten Vorzeichen 
(siehe Tabelle V.24).  
                                                 
80
 Dieser Wirkungszusammenhang bestätigt sich in den Einzelwellen. Die einzige Ausnahme findet sich im Jahr 2000 in 
Ostdeutschland. In diesem Modell reduzieren Betriebsräte die Eigenkündigungen am stärksten. Die zweit- und dritt-
niedrigsten Regressionskoeffizienten weisen hier dual-mitbestimmte Betriebe bzw. Tarifvertragsbetriebe auf. Die Er-
gebnisse für die Einzelwellen sind vom Autor erhältlich. 
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Tabelle V.24: Auswirkungen von Betriebsräten und Tarifverträgen auf die Eigenkündi-
gungsquote 
unabh. Variablen
BR -0.8491 *** -0.7315 *** -0.9363 ***
(0.032) (0.039) (0.051)
GEW -0.2476 *** -0.1714 *** -0.2722 ***
(0.026) (0.030) (0.042)
BRuGEW -1.2984 *** -1.1795 *** -1.2472 ***
(0.029) (0.033) (0.053)
t1997 0.0097 -0.0255 0.0638
(0.025) (0.029) (0.042)
t1998 0.0136 0.0422 -0.0567
(0.026) (0.031) (0.042)
t1999 0.1662 *** 0.1696 *** 0.1122 ***
(0.026) (0.032) (0.042)
t2000 0.1416 *** 0.1869 *** -0.0106
(0.027) (0.031) (0.047)
t2001 0.2167 *** 0.2371 *** 0.0930 **
(0.026) (0.030) (0.043)
t2002 0.0620 ** 0.0488 * 0.0267
(0.026) (0.030) (0.046)
t2003 -0.1018 *** -0.1513 *** -0.0195
(0.027) (0.031) (0.049)
MA -0.0002 *** -0.0001 *** -0.0007 ***
(0.000) (0.000) (0.000)
Mehrbetrieb 0.1863 *** 0.2025 *** 0.1832 ***
(0.019) (0.021) (0.034)
Eingliederung -0.1347 *** -0.1061 *** -0.1629 **
(0.030) (0.034) (0.064)
Ausgliederung -0.0504 *** 0.0131 -0.0281
(0.025) (0.029) (0.043)
ln GehaltQ -0.4848 *** -0.3606 *** -0.5805 ***
(0.023) (0.026) (0.046)
QualQ -0.0351 -0.0396 -0.1923 **
(0.038) (0.043) (0.076)
AzubiQ -1.0951 *** -0.5994 *** -1.5965 ***
(0.114) (0.141) (0.164)
FrauenQ 0.0064 0.2771 *** -0.3473 ***
(0.046) (0.056) (0.080)
TeilzeitQ -0.0335 0.1630 ** -0.3661 ***
(0.057) (0.066) (0.091)
Einstellungen -0.3426 *** -0.2853 *** -0.4231 ***
(0.020) (0.023) (0.032)




Konstante 0.5911 *** -0.7919 *** 1.7044 ***
(0.181) (0.208) (0.326)
R2 0.48 0.49 0.55
F-Wert 278.51 *** 229.19 *** 142.10 ***
N 26301 18589 7712
ja ja ja
Gepoolte OLS-Schätzung mit Clustern (Betrieb); Referenzjahr ist 1996; robuste (White 1980 und
Huber 1967) Standardfehler in Klammern; *, ** und *** entsprechen einem Signifikanzniveau von




178    
 
 
2.4.2.1 Einfluss einjähriger Tarifverträge 
Im Gegensatz zu der Bruttowertschöpfung und den Prozessinnovationen kann für die 
Eigenkündigungen nicht untersucht werden, wie sich die Neugründung eines Be-
triebsrates auswirkt.81 Die Analysen sind somit auf den Effekt eines vor maximal ei-
nem Jahr abgeschlossenen Tarifabkommens beschränkt. Im Vergleich zu den bislang 
präsentierten Schätzungen für die Eigenkündigungen wird auf die Verwendung der 
Variable für die Entlassungsquote verzichtet, was die Anzahl der beobachtbaren Be-
triebe erhöht und die Durchführung der Schätzung ermöglicht. 
Die Schätzungen zeigen, dass der tarifvertragliche Eigenkündigungseffekt nach ei-
nem Jahr (0,0391) insignifikant positiv und somit nicht eindeutig interpretierbar ist 
(vgl. Tabelle V.25). 
                                                 
81
 Der Grund hierfür liegt in dem in Kapitel V, 2.2.2.3 beschriebenen Sachverhalt, dass nur ein geringer Anteil an Be-
trieben zwischen zwei Jahren einen Betriebsrat errichtet. Somit können für die Eigenkündigungen keine Aussagen 
hinsichtlich des Wirkens eines neu errichteten Betriebsrates getroffen werden. In diesem Zusammenhang sei auf die 
Studien von Addison, Bellmann, Schnabel und Wagner (2002 und 2004) verwiesen. Die Autoren stellen keinen signi-
fikanten Unterschied bezüglich des Ausscheidens von Mitarbeitern zwischen Organisationen mit und ohne neu ge-
gründeten Betriebsrat fest. Sie verwenden in ihren Analysen zwei Vergleichsgruppen. Die eine Gruppe umfasst Orga-
nisationen, die 1996 noch keinen Betriebsrat hatten, aber bis zum Jahr 2000 einen errichtet haben. Die andere Einheit 
umschließt ähnliche Betriebe, die zwischen 1996 und 2000 keinen Betriebsrat hatten oder errichtet haben. Zu ver-
gleichbaren Ergebnissen hinsichtlich der Abgangs-, Einstellungs- und Fluktuationsrate kommt Dilger (2002: 107 ff.). 
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Tabelle V.25: Wirkungszusammenhang zwischen Eigenkündigungen je Mitarbeiter und Ta-


















































Gepoolte OLS-Schätzung mit Clustern (Betrieb); Referenzjahr ist 1996; robuste
(White 1980 und Huber 1967) Standardfehler in Klammern; *, ** und ***
entsprechen einem Signifikanzniveau von 10%, 5% bzw. 1%
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2.4.3 Eigenkündigungen im institutionellen Transformationsprozess 
Das Betriebsverfassungs-Reformgesetz von 2001 hat die Macht der Betriebsräte ge-
stärkt. Betriebsräte können somit den Anliegen der Arbeitnehmer noch stärker Nach-
druck verleihen. Dieses ist grundsätzlich ein Vorteil für die Mitarbeiter und mit we-
niger Eigenkündigungen zu assoziieren. Durch die Dezentralisierung ist in manchen  
Wirtschaftseinheiten die Beziehung zwischen Betriebsleitung und Belegschaft um 
konfliktträchtige Rententeilungsverhandlungen angereichert worden, was zu einer 
Verschlechterung des Betriebsklimas führen und den Anreiz zum Verlassen des Be-
triebes erhöhen kann. 
In Tabelle V.26 bestätigen sich die bereits gezeigten Zusammenhänge zwischen Be-
triebsrat und Tarifvertrag sowie dem Eigenkündigungsverhalten. Die Koeffizienten 
der verschiedenen Mitbestimmungsformen sind 2001 alle negativ und bis auf den 
isolierten Tarifvertragseinfluss in Ostdeutschland (-0,0883) signifikant. Dabei gilt 
der bereits beobachtete Zusammenhang, dass Betriebsräte einen stärker eigenkündi-
gungsreduzierenden Einfluss als Tarifverträge ausüben. Den stärksten Effekt weisen 
2001 wieder dual-mitbestimmte Betriebe aus.82 
Für Gesamt- und Westdeutschland lässt sich beobachten, dass 1999 Betriebe mit Be-
triebsrat – ohne oder mit Tarifvertrag – Eigenkündigungen stärker reduzierten als im 
Jahr 2001 (vgl. Tabelle V.27). Dieses spricht für die Hypothese, dass die Ver-
betrieblichung der Mitbestimmung zu einer für den Betriebsrat erschwerten Vertre-
tung der Arbeitnehmerinteressen und somit zu mehr Eigenkündigungen geführt hat. 
Für das gesamtdeutsche Panel und das westdeutsche Subsample lässt sich allerdings 
auch beobachten, wie sich in Tarifvertragsbetrieben die Eigenkündigungsquote kon-
tinuierlich von 1999 bis 2003 reduziert hat, jedoch nur für Gesamtdeutschland in sta-
tistisch signifikanter Weise. Dieses spricht gegen die Annahme, dass durch die De-
zentralisierung die Rententeilungskonflikte zwischen Arbeitnehmern und Arbeitge-
bern erhöht wurden und die Kooperation zwischen beiden Seiten gestört wurde. Zwi-
schen 2001 und 2003 haben in den gesamt- und westdeutschen Modellen Betriebe 
mit Betriebsrat das freiwillige Ausscheiden von Mitarbeitern wieder stärker gesenkt. 
Das unterstützt die Annahme, dass das Betriebsverfassungs-Reformgesetz erste Wir-
kungen zeigt.  
Die Eigenkündigungsquote in ostdeutschen Betrieben mit Tarifvertrag und Betriebs-
rat ist 2001 im Vergleich zu 1999 statistisch insignifikant kleiner (0.0262). Eine ge-
gensätzliche Entwicklung lässt sich für Tarifvertragsbetriebe (-0,1363) oder Be-
triebsratsbetriebe in Ostdeutschland (-0,0885) für den Zeitraum zwischen 1999 und 
2001 beobachten. Letztgenannte Entwicklung ist nur dann statistisch signifikant, 
wenn der Betrieb an ein Tarifabkommen gebunden ist. Wie in den Schätzungen für 
Gesamt- und Westdeutschland weisen alle drei Mitbestimmungsformen im Modell 
                                                 
82
 Die nicht-mitbestimmungsabhängigen Koeffizienten weisen die gleichen Vorzeichen auf wie in Kapitel V, 2.4.2. 
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für Ostdeutschland negative Werte für die Zeitspanne von 2001 bis 2003 auf. Aller-
dings ist nur der Koeffizient für den isolierten Tarifvertragseinfluss (-0,4252) signi-
fikant von Null verschieden. Insgesamt sind die Dezentralisierungseffekte und der 
Einfluss des Betriebsverfassungs-Reformgesetzes von 2001 für Ostdeutschland nicht 
eindeutig interpretierbar (vgl. Tabelle V.27).83 
                                                 
83
 Wie für die Produktivität wurden zusätzliche Schätzungen bezüglich des Einflusses des Betriebsverfassungs-
Reformgesetzes von 2001 auf die Eigenkündigungen in verschiedenen Betriebsgrößenklassen durchgeführt, d.h. in 
Betrieben mit fünf bis 20, 21 - 100, 101 - 299, 300 - 1000 und über 1000 Mitarbeitern sowie in Betrieben mit 200 bis 
299 und Organisationen mit mehr oder weniger als 200 Mitarbeitern. Es zeigen sich wiederum keine Anhaltspunkte 
dafür, dass bestimmte Größenklassen besonders von der Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes betroffen sind. 
Die Ergebnisse sind auf Anfrage vom Autor erhältlich. 
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Tabelle V.26: Einfluss von Betriebsräten und Tarifabkommen auf die Eigenkündigungen je 
Mitarbeiter 1999 und 2003 im Vergleich zu 2001 
unabh. Variablen
BR -0.6722 *** -0.5681 *** -0.7088 ***
(0.054) (0.064) (0.090)
GEW -0.1841 *** -0.1560 *** -0.0883
(0.046) (0.051) (0.090)
BRuGEW -1.0830 *** -0.9494 *** -1.1423 ***
(0.043) (0.047) (0.077)
t1999 0.2151 *** 0.2499 *** 0.1476 **
(0.048) (0.066) (0.070)
t2003 -0.1112 ** -0.1557 *** -0.0300
(0.045) (0.052) (0.077)
BR 1999 -0.3911 *** -0.4494 *** -0.2361
(0.088) (0.116) (0.145)
BR 2003 -0.2300 *** -0.2791 *** -0.1139
(0.079) (0.094) (0.134)
GEW 1999 -0.1209 * -0.0140 -0.2839 **
(0.071) (0.091) (0.118)
GEW 2003 -0.1706 ** -0.0970 -0.3953 ***
(0.068) (0.076) (0.136)
BRuGEW 1999 -0.4168 *** -0.4759 *** -0.1214
(0.057) (0.075) (0.092)
BRuGEW 2003 -0.3108 *** -0.3601 *** -0.0270
(0.053) (0.061) (0.102)
MA -0.0002 *** -0.0001 *** -0.0010 ***
(0.000) (0.000) (0.000)
Mehrbetrieb 0.2003 *** 0.2253 *** 0.1594 ***
(0.024) (0.026) (0.044)
Eingliederung -0.1422 *** -0.1106 ** -0.2048 **
(0.045) (0.049) (0.086)
Ausgliederung -0.0533 0.0117 -0.0688
(0.038) (0.043) (0.071)
ln GehaltQ -0.5088 *** -0.3516 *** -0.6248 ***
(0.031) (0.036) (0.060)
QualQ -0.0185 -0.0331 -0.0853
(0.050) (0.055) (0.107)
AzubiQ -1.1044 *** -0.5911 *** -1.5886 ***
(0.153) (0.181) (0.242)
FrauenQ 0.0347 0.2614 *** -0.2841 ***
(0.059) (0.068) (0.104)
TeilzeitQ -0.1023 0.2056 ** -0.4921 ***
(0.074) (0.087) (0.118)
Einstellungen -0.3769 *** -0.3116 *** -0.4555 ***
(0.028) (0.032) (0.047)




Konstante 0.1410 *** -0.6945 ** 2.3705 ***
(0.076) (0.288) (0.459)
R2 0.48 0.49 0.57
F-Wert 165.80 *** 140.36 *** 81.91 ***




Gepoolte OLS-Schätzung mit Clustern (Betrieb); Referenzjahr ist 2001; robuste (White 1980 und
Huber 1967) Standardfehler in Klammern; *, ** und *** entsprechen einem Signifikanzniveau von
10%, 5% bzw. 1%
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Tabelle V.27: Jahresvergleiche unter Verwendung der Interaktionseffekte 
BR 2001 -0.1761 sign. -0.1995 sign. -0.0885
BR 2001 -0.3412 sign. -0.4348 sign. -0.1439
GEW 2001 0.0942 sign. 0.2359 -0.1363 sign.
GEW 2001 -0.2818 sign. -0.2527 -0.4252 sign.
BRuGEW 2001 -0.2017 sign. -0.2260 sign. 0.0262
BRuGEW 2001 -0.4220 sign. -0.5158 sign. -0.0570
BR 1999 BR 1999 BR 1999
BRuGEW 1999 BRuGEW 1999 BRuGEW 1999
GEW 1999 GEW 1999 GEW 1999
GEW 2003
BRuGEW 2003 BRuGEW 2003 BRuGEW 2003
GEW 2003 GEW 2003
BR 2003 BR 2003 BR 2003
Deutschland Westdeutschland Ostdeutschland
 
2.5 Fazit Deutschland 
Die Vermutung, dass die betriebliche Mitbestimmung positiv auf die Unternehmens- 
und Arbeitnehmerperformance wirkt, bestätigt sich sowohl in Ost- als auch in West-
deutschland. Tarifverträge unterstützen diesen Effekt im Fall der betrieblichen Wert-
schöpfung und Eigenkündigungen. Im Vergleich zu Betrieben mit Betriebsrat erhöht 
und senkt der isolierte Tarifvertragseinfluss die Produktivität bzw. die freiwilligen 
Betriebsaustritte in schwächerem Maß – aber stärker als wenn die Organisation ohne 
jeglichen Mitbestimmungseinfluss agiert.  
Die prozessinnovationsförderndste Mitbestimmungskombination liegt vor, wenn der 
Betrieb nur mit einem Betriebsrat ausgestattet ist. Für dual-mitbestimmte Betriebe 
lässt sich die zweithöchste Wahrscheinlichkeit für die Initiierung betrieblicher Ver-
änderungsprozesse konstatieren, vor Tarifvertragsbetrieben und solchen ohne be-
triebliche oder überbetriebliche Mitbestimmung. In Ost- und Westdeutschland bestä-
tigt sich somit für die betrieblichen Restrukturierungsprozesse nicht der positive Zu-
sammenhang zwischen betrieblicher und überbetrieblicher Arbeitnehmervertretung.84 
Allerdings brauchen die positiven Mitbestimmungseffekte in beiden Teilen Deutsch-
lands eine gewisse „Anlaufzeit“, bis sie ihre Wirkung nachweisbar entfalten. Neu 
errichtete Betriebsräte und abgeschlossene Tarifabkommen haben in den ersten Jah-
ren nach ihrer Errichtung keine eindeutigen Auswirkung auf die betriebliche Wert-
schöpfung, Prozessinnovationen oder die freiwilligen Austritte von Arbeitnehmern. 
Die Frage, ob Betriebsräte und Tarifverträge die kurzfristige Leistungssteigerung des  
                                                 
84
 Im Gegensatz zu den hier vorgestellten Gesamtbeobachtungen lässt sich aber in den Einzelwellen von 1998 und 2000 
für westdeutsche Betrieben zeigen, dass die Kombination aus Betriebsrat und Tarifabkommen die innovationsstei-
gerndste ist. Die Ergebnisse für die Einzelwellen sind vom Autor erhältlich. 
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Betriebes – gemessen durch die prozentuale Bruttowertschöpfungsveränderung ge-
genüber dem Vorjahr – steigern oder verringern, ist nicht abschließend zu beantwor-
ten. 
Die Auswirkungen der Dezentralisierung sind nicht immer eindeutig erkennbar. Hin-
sichtlich der Arbeitsproduktivität und der Eigenkündigungen zeigt sich kein eindeu-
tig interpretierbarer Effekt. Die Reorganisationsmaßnahmen scheinen sich zwischen 
1998 und 2001 aufgrund der Verbetrieblichung der Mitbestimmung verstärkt zu ha-
ben. Die entsprechenden Regressionskoeffizienten sind aber nicht durchgängig signi-
fikant von Null verschieden.  
Das 2001 eingeführte Betriebsverfassungs-Reformgesetz hat keinen eindeutig inter-
pretierbaren Effekt auf die Bruttowertschöpfung und Prozessinnovationen. In Betrie-
ben mit Betriebsrat und in solchen mit zusätzlichem Tarifabkommen zeigt sich aber 
sowohl in den Schätzungen für Gesamt- als auch für Westdeutschland eine signifi-
kante Abnahme der Eigenkündigungen zwischen 2001 und 2003.  
 
186    
 
 
VI  Zusammenfassung, Schlussfolgerungen und Ausblick 
1 Zusammenfassung 
In der Einleitung erfolgte eine kurze Darstellung der Thematik konkurrierender Wirt-
schafts- und Arbeitsrechtssysteme, die durch eine zunehmende Internationalisierung 
der wirtschaftlichen Prozesse in verstärktem Wettbewerb miteinander stehen. Diese 
Fragestellung bildet auch den Hintergrund der weiteren Analyse, die sich mit dem 
Vergleich zweier sehr unterschiedlicher Mitbestimmungsregime befasst: dem stark 
reglementierten deutschen und dem neo-liberalen angelsächsischen System in Groß-
britannien. Großbritannien wird häufig als positives Beispiel dafür genannt, wie eine 
Reform des Gewerkschaftssystems wohlfahrtsteigernde Wirkung entfalten kann. Kri-
tiker der deutschen Mitbestimmung verweisen in ihren Vorschlägen häufig darauf, 
dass auch die Bundesrepublik von Veränderungen profitieren würde, wie sie die in-
dustriellen Beziehungen in Großbritannien in den 80er und 90er Jahren – primär 
während der Regierungszeit von Margaret Thatcher – erfahren haben. Die Effizienz 
jener Reformen und ihre Übertragbarkeit auf Deutschland stehen ebenfalls im Fokus 
der Betrachtung.  
Kapitel 2 zeigte auf, welche Rückschlüsse sich aus der bisherigen Literatur über den 
Einfluss von Gewerkschaften und betrieblichen Arbeitnehmervertretungen auf die 
Produktivität, Reorganisationsmaßnahmen und Eigenkündigungen deutscher und 
britischer Betriebe ziehen lassen. Die Ergebnisse sind äußerst heterogen. Dabei fällt 
besonders auf, dass sich nur wenige Studien mit der Fragestellung beschäftigen, wie 
Gewerkschaften und betriebliche Arbeitnehmervertretungen zusammenwirken. Ge-
rade für Deutschland ist dieses umso erstaunlicher, da das deutsche Mitbestim-
mungssystem auf den beiden „Säulen“ Tarifvertrag und Betriebsrat aufgebaut ist. Die 
Erforschung des „dualistischen Systems“ der Interessenvertretung findet lediglich in 
vereinzelten Studien der letzten Jahre Berücksichtigung. Auch eine Evaluation, in-
wiefern sich die umfassenden Gewerkschaftsreformen und die weitergehenden insti-
tutionellen Veränderungen in Großbritannien ausgewirkt haben, ist bisher nicht er-
folgt. Ein ähnliches Bild zeigt sich für Deutschland. Empirische Studien über die 
Auswirkungen des Betriebsverfassungs-Reformgesetzes von 2001 und der abneh-
menden gewerkschaftlichen Vertretungsmacht liegen bisher nicht vor.  
Eine Veranschaulichung, in welchem Mitbestimmungskontext deutsche und britische 
Unternehmen agieren, erfolgte im sich anschließenden Kapitel 3. Tarifverträge und 
Betriebsräte sehen sich in den letzten Jahren mit einem stetigen Wandel der indus-
triellen Beziehungen in Deutschland konfrontiert. Auf legislativer Ebene wäre dies-
bezüglich das Betriebsverfassungs-Reformgesetz aus dem Jahr 2001 hervorzuheben. 
Dieses soll die Anzahl und Kompetenzen der Betriebsräte erhöhen. Bei einer Be-
trachtung der überbetrieblichen Mitbestimmungsebene fällt besonders die abneh-
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mende Macht der Gewerkschaften auf. Das äußert sich in einem sinkenden Organisa-
tionsgrad der deutschen Arbeitnehmerschaft sowie in einer fortschreitenden Dezent-
ralisierung der Arbeitsbeziehung. Die zunehmende Verbetrieblichung der Verhand-
lungsprozesse zeigt sich besonders stark in Ostdeutschland. Auch in Großbritannien 
haben die Gewerkschaften seit dem Beginn der 80er Jahre Mitglieder und Macht ver-
loren. Im Gegensatz zu Deutschland ist dieses jedoch durch eine Vielzahl an Geset-
zen bewusst induziert worden. Die primär durch (Betriebs-)Gewerkschaften geprägte 
Mitbestimmung in Großbritannien Ende der 70er Jahre ist nicht mit den aktuellen 
deutschen Arbeitnehmervertretungen vergleichbar. Britische Gewerkschaften fungie-
ren traditionell als Klassen- und Besitzstandsbewahrer der britischen Arbeiter. Sie 
waren im Gegensatz zu deutschen Gewerkschaften und Betriebsräten wesentlich 
stärker in Konfrontationen mit der Arbeitgeberseite involviert, die sich nicht nur auf 
wirtschaftliche Aspekte beschränkten, sondern auch politische Themen beinhalteten.1  
Die Diskussion der Argumente für und wider eine Effizienz und gesetzliche Not-
wendigkeit der Mitbestimmung erfolgte in Kapitel 4. Zusammengefasst ist Mitbe-
stimmung mit einer suboptimalen Aufteilung der betrieblichen Verfügungsrechte zu 
assoziieren, die Entscheidungsprozesse verteuert und behindert. Zudem erhöht sich 
der Preis des Faktors Arbeit in der Weise, dass er durch Kapital ineffizient substitu-
iert wird. Dem lassen sich eine Reihe an ebenso logischen Argumenten gegenüber-
stellen. So können betriebliche Arbeitnehmervertretungen zu einem wechselseitigen 
Abbau von Informationsasymmetrien zwischen Belegschaft und Management führen. 
Die Arbeitnehmer können ihre Kritik äußern, ohne Gefahr zu laufen, durch arbeitge-
berseitige Sanktionen benachteiligt zu werden. Die Geschäftsführung erhält im Ge-
genzug wertvolles Wissen, an das sie ohne entsprechende Gremien nicht gelangt wä-
re. Darüber hinaus nehmen Arbeitnehmervertretungen eine Schutzfunktion ein. Sie 
bewahren die betriebspezifischen Humankapitalinvestitionen der Mitarbeiter vor ar-
beitgeberseitigem Opportunismus, der auf die Aneignung der Quasi-Renten zielt, die 
aus entsprechenden Investitionen entstehen. Zudem erfolgt ein Schutz der motivati-
onssteigernden Senioritätsentlohnung.2 Tarifverträge können die kooperative Arbeit 
zwischen Belegschaft und Management insofern unterstützen, als dass sie ein großes 
Konfliktpotenzial, die Verhandlungen über die Rententeilung, auf ein überbetriebli-
ches Verhandlungsniveau transferieren. Ob die Mitbestimmung gesetzlich geregelt 
werden muss, ist theoretisch schwer zu beantworten. Eine spieltheoretische Analyse 
der Problemstellung zeigt, dass es durchaus Sinn macht, zumindest die betrieblichen 
Arbeitnehmervertretungen gesetzlich zu legitimieren und mit genügend Macht aus-
zustatten, damit sie ihrer Schutzfunktion nachkommen können. 
                                                 
1
 Den Tiefpunkt in der öffentlichen Meinung erreichten die britischen Gewerkschaften wahrscheinlich 1979 im soge-
nannten „Winter of Discontent“, dem „Winter des Unmuts“ (vgl. o.V. o.J.a).  
2
 Zur Umsetzung ihrer Interessen empfiehlt Dilger (2002: 191) den Arbeitnehmern die Errichtung eines Betriebsrates. 
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Die empirischen Analysen für Großbritannien und Deutschland in Kapitel 5 zeigen 
unterschiedliche Bilder für beide Wirtschaftsräume auf. Waren in Großbritannien 
gewerkschaftlich beeinflusste Betriebe vor 20 Jahren noch leistungsschwächer als 
ihre nicht oder weniger gewerkschaftlich gebundenen Konkurrenten, so hat sich die-
ses seit dem Ende der 80er Jahre geändert. Eine zunehmende gewerkschaftliche Or-
ganisation der Belegschaft ist mittlerweile mit einer Performancesteigerung des Be-
triebes zu assoziieren. Das gilt sowohl bezüglich der Arbeitsproduktivität als auch 
hinsichtlich betriebsnotwendiger Eigenkündigungen und Prozessinnovationen, die 
mit einer Reduktion der Beschäftigtenzahl einhergehen. Der ebenfalls positive Ein-
fluss der betrieblichen Arbeitnehmervertretungen, der JCCs, hat in der letzten Deka-
de teilweise seine Signifikanz verloren. In welcher Form sich das Zusammenwirken 
zwischen Gewerkschaften und Joint Consultation Committees am effizientesten ges-
taltet, ist nicht eindeutig. Es deutet sich allerdings an, dass mittlerweile der alleinige 
Gewerkschaftseinfluss die positivste Auswirkung auf die Unternehmens- und Ar-
beitnehmerleistung hat. Dieser positiv gewandelte Gewerkschaftseinfluss ist primär 
auf die veränderten institutionellen Rahmenbedingungen der letzten 20 Jahre zu-
rückzuführen. 
Die Gewerkschaftsentwicklung ist dabei in einem gesamtwirtschaftlichen Kontext zu 
sehen. Die Verbesserung der mikro- und makroökonomischen Situation Großbritan-
niens ist nur zum Teil den Gewerkschaftsreformen zuzuschreiben. Die positive Ent-
wicklung ist auch einer Reihe an weiteren Faktoren, wie z.B. Steuersenkungen, einer 
zunehmenden Internationalisierung, einer Privatisierung von Pensionen, einer ver-
besserten volkswirtschaftlichen Politik und der Durchführung von lediglich modera-
ten Sozialreformen, zu verdanken. Somit haben die Gewerkschaftsreformen einen 
Beitrag zum Erfolg eines ganzen Bündels an Maßnahmen geleistet (vgl. Addi-
son/Siebert 2002: 35). 
In Deutschland zeigt sich für die Bruttowertschöpfung, die betrieblichen Prozessin-
novationen und die Reduzierung von Eigenkündigungen, dass Betriebsräte einen po-
sitiven Einfluss ausüben. Ein ähnliches Bild ergibt sich – bis auf eine Ausnahme – 
auch bei den Tarifverträgen, wobei hier nicht alle Werte statistisch signifikant von 
Null verschieden sind. Die Betriebsratsvariablen weisen durchgängig einen größeren 
Regressionskoeffizienten auf als die Werte für die Tarifverträge. Der wertschöp-
fungssteigernde und eigenkündigungsreduzierende Betriebsratseinfluss verstärkt sich 
noch bei dem zusätzlichen Vorliegen eines Tarifabkommens. Das bestätigt die Hypo-
these, dass Betriebsräte einen performancesteigernden Einfluss ausüben und Tarif-
verträge diesen Effekt unterstützen. Die Ergebnisse lassen sich als ein Beleg für die 
Wirksamkeit der deutschen Mitbestimmung werten. Allerdings wirken weder Be-
triebsräte noch Tarifverträge unmittelbar nach ihrer Konstituierung in messbarer 
Form auf die Leistung von Arbeitnehmern und Firmen ein. Die beobachteten positi-
ven Mitbestimmungseffekte sind eher langfristiger Natur, die eine kontinuierliche 
gute Leistung von Betrieben und Beschäftigten gewährleisten. 
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Die Veränderungen der institutionellen Rahmenbedingungen in Deutschland äußer-
ten sich primär in einer stetig zunehmenden Dezentralisierung der deutschen Tarif-
politik und in der Gesetzesnovellierung des Betriebsverfassungsgesetz im Jahr 2001. 
Das Betriebsverfassungs-Reformgesetz zeigt eine reduzierende Wirkung auf die Ei-
genkündigungen in den gesamt- und westdeutschen Modellen. Die Dezentralisierung 
scheint generell eher prozessinnovationssteigernd zu wirken.  
2 Schlussfolgerungen 
Die industriellen Beziehungen in Großbritannien haben sich vor dem 1980 begin-
nenden Reformprozess durch die Regierung Thatcher als äußerst konfliktbeladen 
dargestellt. Britische Unternehmen sahen sich einer Vielzahl an Streiks ausgesetzt, 
die durch sehr mächtige Gewerkschaften initiiert wurden. Der gesamte Reformpro-
zess des Gewerkschaftssystems und die darüber hinausgehende Schwächung der 
Gewerkschaften hat zu einer starken Reduktion dieser Macht geführt. Die mit den 
Reformen angestrebte Performancesteigerung gewerkschaftlich organisierter Betrie-
be wurde erreicht. Mehr noch: Eine zunehmende gewerkschaftliche Organisation der 
Mitarbeiter ist mittlerweile ein Wettbewerbsvorteil für britische Betriebe. 
Wenn heute nach Gründen für die schlechte wirtschaftliche Lage in Deutschland ge-
sucht wird, werden häufig Parallelen zu dem Großbritannien der 70er Jahre gezogen. 
Ebenso wie damals in Großbritannien steht die Mitarbeiterpartizipation im Verdacht, 
einer der Hauptgründe für die missliche Lage zu sein. Wie bereits in Kapitel 3 erör-
tert, sind die beiden Mitbestimmungsregime aber kaum vergleichbar. Deutsche Be-
triebsräte und Gewerkschaften arbeiten in kooperativerer Form mit der Arbeitgeber-
seite zusammen und beschränken ihr Handeln auf wirtschaftliche Aspekte. Das 
schlägt sich auch in dem in Kapitel 5 gezeigten positiven Mitbestimmungseffekten 
nieder, die sich in einer gesteigerten Wertschöpfung und Innovationstätigkeit sowie 
einer geminderten Eigenkündigungsquote der Arbeitnehmer äußern. Die betriebliche 
und überbetriebliche Mitbestimmung stellt sich nicht als ein Wettbewerbsnachteil, 
sondern vielmehr als ein Standortvorteil dar. 
Die Dezentralisierung und die Novellierung des Betriebsverfassungs-Reformgesetzes 
zeigen erste Wirkungen – aber lediglich punktuell. Es stellt sich die Frage, wie sinn-
voll diese Veränderungen für das offensichtlich funktionierende Mitbestimmungs-
system in Deutschland sind. Es muss gut abgewägt werden, was ein Mehr oder We-
niger an Mitbestimmung bringt. Gerade die Forderung nach einer Flexibilisierung 
der Tarifpolitik ist äußerst kritisch zu sehen. Wenn Arbeitnehmer im Allgemeinen 
und Betriebsräte im Speziellen stärker in der Pflicht stehen, über die betrieblichen 
Prozessabläufe zu entscheiden, kann dieses nicht nur Vorteile bringen. Einer flexib-
leren Anpassung tarifvertraglicher Inhalte an die betrieblichen Erfordernisse stehen 
negative Auswirkungen durch innerbetriebliche Verhandlungen über die Organisati-
onsrente gegenüber. Wie mehrfach angedeutet, kann dieses die zur Kooperation an-
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gehaltene Beziehung zwischen Betriebsrat und Arbeitgeberseite beeinträchtigen. Um 
die Entlohnungsinteressen der Mitarbeiter nachhaltig zu vertreten, fehlt den Arbeit-
nehmern und Betriebsräten ein ausreichendes Macht- und Drohpotenzial. Zwar sind 
deutsche Betriebsräte bereits mit einer nicht unerheblichen Anzahl an Rechten aus-
gestattet und können die Rententeilung in nicht zu unterschätzender Weise beein-
flussen. Um als gleichberechtigter Verhandlungspartner von der Unternehmenslei-
tung akzeptiert zu werden, reicht das aber nicht aus. Die logische Schlussfolgerung 
und konsequente Umsetzung einer dezentralisierten Tarifpolitik wäre, dass Betriebs-
räte oder die Arbeitnehmerschaft allgemein das Streikrecht erhalten würden. Hier-
durch würde sich das momentane Mitbestimmungssystem grundlegend ändern. Die 
wahrscheinlichen Folgen wären weniger organisierte und vermehrte Streiks mit kont-
raproduktiven Folgen auf betrieblichem und volkswirtschaftlichem Niveau. Analog 
zu der Argumentation in Kapitel IV, 1.3, machen die auf Betriebsebene verlagerten 
Tarifverhandlungen einen „explosionsartigen“ Anstieg der mikro- und makroöko-
nomischen Transaktionskosten mehr als wahrscheinlich. Die somit anfallenden Ge-
samtkosten würden die von der Kommission Mitbestimmung (vgl. Niedenhoff 2000: 
304 ff.) für die Anwendung des Betriebsverfassungsgesetzes kalkulierten Aufwen-
dungen von 560,- Euro je Mitarbeiter und Jahr sicherlich übersteigen.3 Dieses Argu-
ment spricht auch gegen Haustarifverträge. Sie transferieren zwar die Verhandlungen 
und die damit verbundenen Rententeilungskonflikte aus dem direkten Einflussbe-
reich der Arbeitnehmer. Firmentarifverhandlungen beinhalten aber ebenfalls erhöhte 
Transaktionskosten für die Unternehmen. 
Die Weiterentwicklung der deutschen Mitbestimmung muss einerseits den skizzier-
ten Kostenanstieg vermeiden. Andererseits sollte verhindert werden, dass Tarifver-
träge Betriebe wirtschaftlich „geißeln“, wenn sie die Bedingungen des für sie gelten-
den Tarifabkommens nicht mehr erfüllen können. In diesem Fall muss es ihnen mög-
lich sein, die Anforderungen (zeitweise) zu unterschreiten. Wann entsprechende Kri-
terien für die Unterschreitung erfüllt sind, kann beispielsweise in Öffnungsklauseln 
flexibel festgelegt werden. Auch der rechtliche Rahmen für die nachfolgenden Ver-
handlungsprozesse auf betrieblicher Ebene ließe sich in Öffnungsklauseln determi-
nieren.4 
                                                 
3
 Auch Vorschläge, wie die Errichtung eines zweiten, nur für Tarifverhandlungen zuständigen Betriebsrates, der mit 
einem Streikrecht ausgestattet ist, erscheinen in dieser Diskussion nicht erfolgsversprechend (vgl. Skowronek 2006). 
4
 Allerdings muss bei einer entsprechenden Anwendung von Öffnungsklauseln durch die Unternehmen glaubhaft darge-
legt werden, dass sie die Tarifstandards nicht mehr einhalten können. Dies beeinträchtigt die Verbreitung von Öff-
nungsklauseln, da ein entsprechendes Offenlegen der eigenen wirtschaftlichen Situation von vielen Unternehmen ver-
mieden wird. 
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3 Ausblick 
Die Intention dieser Forschungsarbeit ist es, das Zusammenwirken betrieblicher und 
überbetrieblicher Mitbestimmung – auch vor dem Hintergrund sich verändernder in-
stitutioneller Rahmenbedingungen – in Großbritannien und Deutschland zu erfor-
schen. Trotz der umfangreichen Ergebnisse kann diese komplexe Thematik nicht ab-
schließend in einer Forschungsarbeit behandelt werden. Somit verbleibt für zukünf-
tige Forschungsprojekte noch eine Vielzahl an Fragestellungen, um noch mehr Licht 
in die „Black Box“ Mitbestimmung zu bringen.  
In diesen Kontext fällt sicherlich eine weitergehende Erforschung der Auswirkungen 
des Betriebsverfassungs-Reformgesetzes von 2001. Dies gilt insbesondere für klei-
nere Unternehmen, auf die die Inhalte des Betriebsverfassungs-Reformgesetzes ver-
stärkt zielen. 
Der Einfluss der Unternehmensmitbestimmung wurde aufgrund der ohnehin schon 
sehr komplexen Aufgabenstellung dieser Arbeit ausgeklammert. Allerdings kann ein 
Ansatzpunkt zukünftiger Forschungsarbeiten darin bestehen, eventuell bestehende 
Wechselwirkungen zwischen betrieblicher Mitbestimmung und Mitbestimmung auf 
Unternehmensebene noch stärker aus den Modellberechnungen auszuklammern.  
Zudem kann eine stärkere Fokussierung verschiedener Betriebsgrößenklassen Inhalt 
weiterführender Forschungen sein. Auch die Frage, welche Unternehmen einen Be-
triebsrat errichten bzw. einem Tarifabkommen beitreten, ist bisher wenig empirisch 
erforscht.  
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